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lichen Wirkfamfeit eine nicht unweſentliche Erleichterung ri isaffen. 
Die Loſung der geftellten Aufgabe war an fich nicht leicht und wurde | 
noch bedeutend dadurch erfchwert, daß es zweckmüßig erfchien, auch die 
in dem weſtlichen Provinzen, in Neuvorpommern und Rügen, ir 
Schleswig-Holftein und in Frankfurt a. M. gültigen Städteverfaffungen 
in den Bereich der Arbeit zu ziehen. Die fünmtlichen vorgenannten 
Stäbteverfafjungen ftimmen einerfeit in ihren KHauptgrundzügen mit 
einander überein; die in Bezug auf diefelben ergangenen Inftruktionen, 
Entfcheidungen, Erkenntniffe, Minifterial-Crfaffe u. ſ. w. finden ſonach 
zumeift auf fämmtlihe Stäbteverfaffungen Anwendung; andererſeits 
wird e8 gewiß aud für die Städte derjenigen Provinzen, in denen die 
neue Verwaltungsgejeggebung zur Zeit noch nicht Gultigkeit Hat, von 
Sntereffe fein, den Einfluß zu fehen, den die neuen Berwaltungs- 
Organifationsgefege auf die Stäbte-Ordnung ausgeübt haben, zumal 
ja die Ausdehnung diefer Gefege auf die gefammte Monarchie ver- 
muthlich nur eine Frage der näheren Zukunft ift. 

Daß ich bei meiner Arbeit ältere, als vorzüglich anerfannte Aus- 
gaben der Städte-Ordnung, fo namentlich diejenigen von Rönne und 
Simon, von Hübner, von Stein und Marcinowski, das Preußiſche 
Stadtreht von Möller, ſowie das rühmlichft befannte Brauchitſch'ſche 
Werk über die neueren Organifationsgefege der inneren Verwaltung 
und andere mehr zu Rathe gezogen und benugt Habe, dürfte ſich von 
ſelbſt verftehen. 

Bezuglich der Anordnung des Werkes bemerfe ich, daß ich bei der 
Einleitung mi auf das Wifjenswerthefte aus der Entwidelung des 
deutfchen Städtewefen im Allgemeinen und der beutfchen und preufie 
ſchen Städteverfafjungen insbefondere beſchränkt Habe. Möller's Stadt- 
recht und Morcier's Selfgovernment Haben mir in biefer Beziehung 





Werte deigeſugt ijt, JO wiro in jedem isaue ver dezuguche Paragrapy 
der betreffenden. Städte-Orbnung mit Leichtigkeit aufzufinden ſein. Bei 
der Reichhaltigfeit des vorliegenden Materials habe ich mic) darauf be- 
ſchrãänken müffen, bie ergangenen Erfenntniffe, Entfceidungen u. f. w. 
unter Angabe de8 Datums im Auszuge zu geben; befonders wichtige 
Etlaſſe, Referipte und Erfenntniffe find in den gleichfall® nad) Maßgabe 
der Städte-Ordnung für die ſechs öftlichen Provinzen paragrapheniweife 
erordneten Anhang verwiefen. Die auf die Verwaltung der Städte 
bezüglichen Beftimmungen der neuen Kreis- und Provinzial-Ordnung 
jowie des Kompetenzgeſetzes find, jo weit dies nicht ſchon bei den 
einzelnen Paragraphen gefchehen, im Anſchluß an $ 56 zufammen- 
geftellt worden. 

Durch ein ausführliches Sachregiſter Habe ich geglaubt, den Werth 
de8 Buches für den praftifchen Gebraud zu erhöhen. 

Möge die mithevolfe Arbeit ihren Zwed erfüllen und das vor- 
liegende Werk den betheiligten Kreifen, beren mohlwollender Beurthei⸗ 
lung daffelbe angelegentlichft empfohlen wird, ein brauchbares Hand- 
und Hulfsbuch, ein Rathgeber bei Beurtheilung der verſchiedenen in 
der ftädtifchen Gemeinde-Verwaltung vorkommenden, oft recht ver- 
widelten Fälle fein. 


Der Herausgeber. 





Ginleitung. 





1. Die Entwidelung des Städteweſens in Deutſchland. 


Die älteften Städte im heutigen Deutſchland verdanken ihren Ur- 
fprung den Römern. Die Römer hatten unter Yuguftus (in den Jahren 
30 vor bis 14 nad Chriftus) ihre Herrſchaft bi8 zur Donau und bis 
über das rechte Rheinufer ausgedehnt. Zur Behauptung diefer neu in 
Befig genommenen XZerritorien legten dieſelben befeftigte Pläte und 
Städte an, deren Organifation nad) Maßgabe der Nömifhen Kolonial« 
und Munizipal-Berfafjung, erfolgte. Es find auf diefe Weije in Deutic- 
land während ber Herrſchaft der Römer zahlreiche Städte entftanden, von 
denen aus ſich ſchnell die Römische Kultur über die Umgegend verbreitete; 
auch Deutſche liegen fid nicht felten in den Städten nieder, um auf dieje 
Weiſe das Römiſche Bürgerrecht zu erlangen. 

Gegen Ende des vierten Jahrhunderts sehoben fih die Germanen 
gegen die Romiſche Herrſchaft zu dem kolofialen Heereszügen, welde 
unter dem Namen der Völferwanderung befannt find. Der ganze euro» 
päifhe Otzident wurde der Herrfhaft der Germanen unterworfen, und 
diefe fiebelten fih nunmehr auf ben weiten Landflähen an, welde die 
Römiſchen Provinzialen in allen Theilen des Reichs ihnen abtreten 
mußten. Das Verhältniß der Befiegten zu den Fürſten der erobernden 
Stämme blieb anfänglich im Algemeinen dasjelbe wie früher zu den 
Nömishen Kaifern, und die befiegten Völterfchaften blieben längere Zeit 
hindurch auch im Beſitz ihrer Römiſchen Inftitutionen, namentlid aud 
der Rsmiſchen Städteverfafjung. Die Zeit brachte jebod eine Annähe- 
rung der früher einander feindlich gegenüberftehenden Romanen und 
Germanen zu Stande, und die allmähliche Berihmelzung der beiden Natio- 
nalitäten führte naturgemäß im Laufe der Zeit aud zu neuen gemein- 
jamen politiihen und bürgerlichen Einrichtungen. 

In denjenigen Randftrihen, welche die Franken bejegt hatten, in dem 
eigentlichen Gallien und Rhätien, befaßen noch im fehsten Jahrhundert 
die Städte ihre urfprüngliche Römiſche Verfaſſung. Aud am Rhein 
und an ber Donau war dies, dort jedoh nur theilweile, noch ber 
all. In manchen derfelben hatten "a ganz eigenthümliche bürgerliche 
Verbältniffe gebildet; die zahlreichen Deutſchen, welche fih in eigen 
Städten niebergelaffen hatten, bildeten eigene, für fi, bejtehende Ger 
meinden mit eigener nationaler Obrigfeit neben ber in berfelben Stadt 
jortbeftehenden mie organifirten Gemeinde. 

Koge, Gtäbte-Orbnung. 1 





ven weweeenggen up mu un vun guge 
ve n ns waren Romiſche Kultur und Römifcher Lurus 
längft heimijd geworden. Durch das Bekanntwerden der Germanen 
mit ihnen bis dahin volftändig fremden Lebensanfhauungen und 
Lebenobedürfnifjen erhielt aber die induftrielle oa keit. derjelben eine 
ſolche Anregung und einen folgen Aufſchwung, daß ſich felbft im inneren 
Deurfhland ein lebhafter Handelsverlehr und die Anfänge eines Hand- 
werterftandes bildeten. 

Eine überaus fegensreihe organifatoriihe Thätigfeit entfaltete Karl 
der Große (768 bis 814). Zu zahlreichen Städten im inneren Deutid- 
land hat er den Grund gelegt. Nach Unterwerfung der Sachſen und 
einer Anzahl Slaviſcher Voͤlkerſchaften errichtete er im Often des Reichs 
um Schuge der neu gewonnenen Befigungen gegen die heidnifhen Nach⸗ 
jarvölfer vom Adriatiihen Meer bis zur Eider eine Reihe von Grenz 
marfen, welde er unter bejondere Markgrafen ſtellte. Zum Schutze 
diefer, durch den Krieg großentheil® entvölferten Marken wurden ftarf- 
befeftigte Burgen angelegt und in deren Umgebung Deutſche angefiebelt, 
welde bei Meberfällen feitens der feindlichen Orenznahbarn in den 
Burgen Schutz fanden umd dieſelben vertheidigen helfen mußten. Aus 
vielen biefer Burgen find fpäter Städte entftanden. J 

Die Regierung Karls des Großen zeichnete ſich auch durch Befeſti- 
ung der öffentlichen Sicherheit im Innern des Reihe aus; unter ihrem 

huge blühten Handel und Gewerbe mächtig empor. Die königlichen 
Pfalzen, in denen Karl und feine Nachfolger mit zahlreihen Beamten 
und Hofleuten abwechſelnd Hof hielten, ſowie die Orte, an welchen fi 
Klöfter oder Stiftsfichen befanden, wurden die Mittelpunkte des Verkehrs. 

In jene Zeit fält die Ausbildung der Immunitäten. Diele geift« 
liche und weltliche Würdenträger erhielten vom Könige für ihren Grund» 
befig und deſſen Inſaſſen die Befreiung von der Amtögewalt der könig · 
lihen Beamten und das Recht, die obrigfeitlichen Befuͤgniſſe durch ihre 
eigenen Beamten ausüben zu dürfen. Es betraf dies namentlich die 
Gerichtsbarkeit und die Polizei. ALS Ausflug der Polizeigewalt betrachtete 
man auch die Befugniß, einzelnen Ortſchafien die Abhaltung von Märkten 
um öffentlichen Seibieten von Warren zu geftatten und Handel und 

jandel, Münze, Ma und Gewicht zu beauffichtigen. Sowohl vom 
Könige jelbft als von den exemten Grundherridaften wurde da8 „Markt 
recht" zahlreihen Ortihaften und damit nicht felten aud die ‚oetugriß 
zur Anlegung von Zöllen und Miünzftätten verliehen. Auf diefe Weife 
gewann der Verkehr mehr und mehr Feſtigkeit und einzelne Orte all⸗ 
mählih äußerlich, ein ſtädtiſches Anſehen. Aus diefen Anfängen entftanden 
die deutſchen Städte. ‚ 

Die Regenten Deutihlands aus dem Sähjifhen Kaiferhaufe festen 
mit Erfolg den Kampf gegen die Slaven im Oſien der Elbe fort. Aus- 
gebehmte Lebiete wurden den Slaven entriffen und das Syſtem der 

venzmarfen in berjelben Weiſe eriweitert, wie es Karl der Große bes 
gennen hatte. Namentlich König Heinrich I. (919 bis 936) legt eine 
jebeutende Zahl von Burgen an, um die Einfälle der Slaven und 





quſ aus dieſen Weanngaften ein woyiorgarniſirtes Futvolt. Gleichzeiti, 
läßt er in den Städten Gebäude zur Aufbewahrung des Getreides um! 
zum Schuß und zur Aufnahme ber Yandbewohner und ihrer Habfeligfeiten 
aufführen, verlegte die Gauverfammlungen, die Gerichte und alle Feier» 
lichteiien in die Städte und ift fomit al8 der eigentliche Begründer des 
deutfhen Städteweſens anzufehen, ein Verdienſt, durch weldes er ſich 
auch den ehrenvollen Beinamen „der Stäbteerbauer“ erworben hat. — 
Die Biihöfe hatten fait jämmtlid für die Orte, in welden fie reſidirten, 
die Immunität erlangt; biefelben waren damit aus der Verwaltung der 
töniglihen Obrigteiten ausgeſchieden und wurden durch eigene bichöflihe 
Beamte (Bögte) verwaltet. Die Grenzen diefer unter eigener biſchöflicher 
Berwaltung ftehenden Gebiete waren mit den Bildern desjenigen Schuge 
heiligen bezeichnet, weldem bie biſchöfliche Kirche geweiht war, und ift, 
nad Eichhorn, hieraus die Bezeihnung „Weicbild“ entitanden. (Mei 
ift gleichbedeutend mit geweiht, Andere leiten übrigens die Bezeichnung 
Weichbild von wih, vieus her; das Weibild fol danach das Rolands- 
bild fein, das fid) in vielen alten Städten befand.) Das „Weichbildrecht“ 
bezeichnete alfo zunädjft die Verfafjung der erimirten biihöflihen Städte, 
wurde aber fpäter auch auf die Verfafjungen aller anderen erimirten 
Städte angeivendet, melde, wie beifpieldmeife die eigenthämtiden Ber 
fitungen des Kaifers, aus der Amtögewalt der Grafen ausgeichieden 
waren und durd, befondere Beamte (Voͤgte) verwaltet wurden. Die un« 
unterbrodenen Kämpfe des Mittelalters hatten die Befeſtigung aller 
irgendwie bedeutenden Ortſchaften, zu denen alle mit Beiähildreht vere 
fehenen zu rechnen waren, zur notwendigen Folge, und dadurch fam es 
allmãhlich dahin, da man die Begriffe Stadt und Weichbild identifizirte. 
Außer den zumeift noch aus der Nömerzeit herrührenden Außenbefefti- 
nen, befkhend in Gräben und Mauern, hatte der Regel nad) jede 
Sn t noch eine Dur deren Vertheidigung den Dienftmannen das Terrie 
torialjerrn oblag. ie letzteren nannte man Burgmannen, burgenses, 
eine Bezeichnung, die im Laufe der Zeit auch auf die Einwohner der bie 
durg umſchließenden Stadt überging, da dieſe zur Vertheidigung der 
die Stadt umgebenden Ningmauern verpflichtet waren. Auf diefe Weife 
wurde der Ausdrud burgensis, Bürger, dem Begriff eivis fpnonym. 
Die Uebung im Waffendienft trug —— — nidht wenig dazu bei, 
die GSelbftftändigkeit der Bürger zu fördern, und fette diefelben in den 
Stand, ihre erworbenenen Rechte unter Umftänden felbjt gegen den Grund» 
eren vertheidigen zu fönnen. Induſtrie und Handel, Selbftändigfeit und 
ohlſtand bLühten auf diefe Weile in den Städten, welche Immunität ges 
noffen, empor, und im zwölften Jahrhundert ſehen wir in denfelben eine 
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Berfaffung ſich ausbilden, deren weſentliche Grundlagen Autonomie 
und Selkhverwattung find. 

In den meiften Städten hatte ſich die altrömiſche Kommunalver- 
fafjung erhalten. In diefen Städten übte die Rorporation ber ches 
maligen Delurionen ausſchließlich die Gemeindeverwaltung aus; ihre 
Mitglieder allein waren vollbereditigte Bürger (cives), denen die Ver⸗ 
waltung des Kommunalvermögens und die Handhabung der Bolizeis 
gewalt dulamb. Beide Befugniſſe übten fie durch den Gemeinderath aus, 
defien Mitglieder cives im engeren Sinne oder consules hießen, und 
deren Borfigender den Titel magister eivium (Bürgermeifter) führte. 
— Neben diefen Gemeinden mit altrömifher Berfaflung hatten fid aber 
in zahlreichen Städten auch grlanberte Deutiche Gemeinden mit eigener 
Verfaffung gebildet. Die Obrigkeit, ber vorgefegte Beamte, war für 
beide gleichermaßen der von der Grundherrihaft beſtellte Bogt, unter 
welchem ein Schultheiß die Gefhäfte der Pofal-Berwaltung hanbhabte. 
Bei Ausübung der Gerichtsbarkeit, welde den vorgenannten Beamten 
zuftand, hatten Schöffen mitzuwirken, und bie Bögte entnahmen diefe jo» 
wohl aus der Zahl der cives wie aus derjenigen der Mitglieder der 
Deutfhen Gemeinde. Die vielen gemeinſanien Jutereſſen, welche dem- 
zufolge für beide neben einander Sefteenben Gemeinden ſich geltend 
madten, mußten natur; maß au einer allmählichen Annäherung führen; 
die Mitglieder der Deudiden jemeinde rüdten in die Reihe der cives ein, 
ein entjprechender Theil des Gemeinderaths wurde aus ihrer Mitte aufge- 
nommen und fomit die Verjchmelzung der beiden — getrennt ver⸗ 
walteten Gemeinden vollzogen. Selbftverftändlih wuchſen hierdurch die 
Madıt und der Einfluß der Städte im demjelben Grade, wie der Ein- 
fluß der Vögte reſp. Schultheißen immer mehr ſchwand, fo daß allmählich 
pie Städte in den Befig vollftändiger kommunaler Seibſtſtändigkeit ge⸗ 
langten. J 

Ebenſo günftig geſtalteten ſich bie Verhältniſſe in denjenigen Städten 
Romiſchen Urfprungs, in denen die Dekurionen im Safe der Zeit ihre 
Setbftftändigfeit nicht zu —X vermocht hatten und zu der Grund⸗ 
— in das Verhältnig unfreier Dienſimannſchaften getreten waren. 

m diefen Städten lag die Kommunal-Berwaltung ausfätieäig in ben 
ginden der Bögte. Während der Kreuzzüge blühten aber Handel und 

ertehr auch im dieſen Stäbten fo mächtig empor, das Drängen ber 
Gemeinden nad) kommunaler Seofvermaltung mar ein fo allgemeines, 
daß auch diefe Städte mit der Zeit in den Beſitz derfelben Verfafjung 
und Selbſtſtändigkeit gelangten wie diejenigen, in denen die Korporation 
der cives von jeher beftanden Hatte. 

In den Übrigen Städten Deutſchen Urfprungs, denen das Weich- 
bildrecht und vermöge ihres lebhaften Verkehrs auch da8 Marktrecht ver- 
liehen worden war, waren es zimächſt die Gerichtsſchöffen, welche ſich bes 
mühten, bie Polizeigewalt an ſich zu bringen. Als ihnen dies gelungen 
war, erieiterten fr diefe Behörden bald zu vollftändigen Gemeinderäthen 
mit bdenfelben Befugniffen, welche denfelben in den Städten Römischen 
Urfprung® beigelegt waren. . 

In jene Zeit, das zwölfte ee fat auch die Ausbildung 
der Innungen, deren Urfprung bis auf die Römerzeit zurückzuführen ift. 
Eine hervorragende Bedeutung aber gewannen bdiejelben exit, nachdem 


vielfach ihre Einwohner nod zur Grundherridaft ftanden, aufzulöjen, 
und fo finden wir denn in zahlreihen Stadtgemeinden der damaligen Zeit 
Privilegien, welde deren Einwohner ohne Ausnahme von aller Börigfeit 
und den damit verbundenen Laften befreien, das heißt, einen durchweg 
und volltändig freien Bürgerfland. 

Eine derartige Entwidelung des Städteweſens und ber Städtever- 
faffung fonnte natürlich nicht ohne Kämpfe vor fich gehn. Die Fürften 
und die Ritterfhaft betradteten mit mißgünftigen Augen bie wachſende 
Macht und Woplgabenheit der Städte und verjugten nicht felten, durch 
Eingriffe in die neu erworbenen Rechte der Städte deren weitere Ent 
widelung zu hemmen. Zum Scuge gegen derartige Angriffe ſchloſſen 
im breigehnten Jahrhundert zahlreiche Städte behufs gemeinfamer Ber 
theidigung unter einander Bündniffe, von denen einzelne bei ihrer großen 
Ausdehnung eine politiihe Bedeutung erlangt Haben. Tas hervor 
ragendſte berfelben ift die Deutſche Hanfa, deren Zweck es war, die vers 
bündeten Städte und deren Gewerbe und Handel zu Wafler und zu 
Lande zu fchügen, den Handel der verbündeten Städte im Auslande zu 
firmen und zu fördern, Recht und Gefeg in den Bundesftädten zu 
handhaben, dem Unrecht durch Tagfagungen, Bundestag und Schiedsrichter- 
amt zu feuern und endlich, die erworbenen Rechte und Freiheiten zu be- 
haupten und möglichft zu erweitern. Erwähnung verdient von diefen Bünd- 
niffen außerdem mod; der im Jahre 1247 zwiſchen mehr als 60 Städten 
errichtete Rheiniſche Städtebund. Auch dem Kailer Friedrich IL. (1212 bis 
1250) flößte das Anwachſen der Macht der Städte Bebenfen ein, und 
es wurden unter feiner Regierung nicht nur den Demeinberäthen, welde 
fich ohne ausdrüdtiche Genehmigung der betreffenden Grundherrihaften ger 
bifdet Hatten, alle über die Polizeigewalt hinausgehenden Befugnifie abge» 
fproden, (Frideriei II. edietum contra communia civitatum de anno 
1232), fondern auch alle Städtebündniſſe verboten (Henrici regis sententia 
contra communiones eivitatum d. a. 1231). Es fehlte aber dem Kailer, 
defien Einfluß in ftetem Sinken begriffen war, die Macht, feinen Befehlen 
Gehorfam zu verfdaffen. — Da die Reichsgeſetzgebung für die Ordnung 
der Kommunal-Berhältnifie abfolut nichts that, fo mußte deren Regelung 
den Stäbten felbft überlaffen bleiben. Dies geſchah durd; Feſtſetzung der 
Grundfäge, nad) welchen das ftädtifche Vermögen verwaltet und die ftäbtijchen 
Laften unter die Gemeindemitglieder vertheilt und die Polizei und die Gerichts-⸗ 
barteit gehandhabt werden follten. Die Feng ja erfolgte durch 
den Gemeinderath unter ſtillſchweigender oder aber auch ausdrüdliher Zus 
fimmung der Bürgerfcaft. J ur 

Die Bemühungen des Kaiſers, die —ãA— der Stadte nad) 
Möglichkeit einzuͤſchränken, hatten zur Folge, daß dieje ſich beftrebten, ihrer 
Stellung nad außen hin, dereztig den HE gegeniiber, 
mit denen fle nicht felten über die Grenze ber. beiberfeitigen Befugniffe 
in Konflikt geriethen, bei günftiger Gelegenheit eine fefte rechtliche Grund- 
lage zu geben. In dieſen Urkunden (Privilegien) wurden die herfömm« 


noch unter der Keihögewalt ſtanden. — 

Die ftädtiihen Rechte wurden damals durch den Rath oder Gemeinde» 
rath ausgeübt, an deſſen Spitze ein oder mehrere Bürgermeifter ftanden. 
Die Mitglieder des Rathes wurden aus den ritterbiittigen Geſchlechtern 
der Stadtgemeinde (Patrizier, burgenses majores) und aus den übrigen 
freien Bürgern (burgenses minores) auf eine beftimmte Reihe von 

jahren gewählt; bie Bauftente und Handwerker waren prinzipiell von 
den Rathöftellen ausgefhloffen, und hatte der Gemeinderath ſonach da» 
mals einen durdaus ariltofratiihen Charakter. Indefjen war immerhin 
die Machtiphäre desfelben eine begrenzte, denn in wichtigen Angelegenheiten, 
beifpielömweife bei Ausichreibung neuer Auflagen, bei Feſtſetzung neuer 
Willtüren, bei friegeriihen Unternehmungen und dergleichen mehr bes 
durften die Beſchlüfſe des Rathes der — der geſammten Bürgers 

oft. Ein wirklicher Ausſchuß der rgerfchatt zur Kontrolivung des 

aths eriftirte jedoch nod nicht; ſchwache Anfänge in diefer Beziehung 
zeigten hr in einzelnen Städten infofern, als es üblich wurde, zu Bere 
Hanblungen des Raths über wichtige Maßnahmen regelmäßig eine Anzahl 
vorher beftimmter Bürger quusichen: Die Bf in den Bürger« 
ſtand reſp. die Ertheilung des Bürgerrechts erfolgte durch den Rath; 
dasjelbe wurde jedem Bürgerfohne und aud Fremden von freier cher 
licher Geburt gewährt, fofern fie fid in der Stadt nieberließen und die 
treue Erfüllung der Bürgerpflichten eidlich angelobten. 
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Diöglihteit zu beſchneiden, um fo leichter, als jeit der Entdeckung Amerika's 


Die Neingrfengrbung, welche während des Mittelalters ſchon fo 


Einen erfolgreihen Widerftand gegen die Eingriffe der Landesherren 
in ihre wohlerworbenen Rechte zu leiten, waren die Städte bei der 
veränderten Kriegführung nicht mehr im Stande, und nachdem die Fürften 
im 17. Jahrhundert fid) die Berechtigung erzwungen hatten, Befagungen 
ihrer Truppen in die Städte zu legen, war die Widerftandsfähigteit der— 
jelben volend8 gebroden. Die Städte geriethen in legislativer und ab- 
minijtrativer Beziehung in abjolute Abhängigfeit von dem Landesherrn und 
deiien Beamten, und auch die Kommunal-Berwaltungsbehörde büßte ihren 
Charakter als folde nahezu vollſtändig ein. Aus einigen Stellen bes 
Romiſchen Rechts, in melden eine Stadt mit einem Mündel verglichen 
wird, leiteten fpigfindige Yuriften den Städten gegenüber die GStellun; 
des Landeöheren ald Bormund Her, und aus _diefer Lehre entwidelte ft 
das ſprichwörtlich gewordene „Bevormunbungs-Syftem“, welches den Staats- 
behörden bei jeder Gelegenheit das Recht zur Einmiſchung in Kommunal- 
Augelegenheiten eingeräumt wiſſen till. J 

Die Ideen der franzöſiſchen Revolution, nach denen für die Freiheit 
der Völfer der Staat alles, die Gemeinde nichts bedeutet, fanden auch 
in Deutſchland vieljah Eingang und beſchleunigten den Küdgang alles 


at EIN, MAMOEM DIE YOHENZOLEER zur vIegierung gelangt waren. em 
Regierungsantritt Kurfürft — 8 II. Tıaso) tanden die Märkiſchen 
Städte auf dem Gipfel der Setbititänbigteit. Ihre Abgabenpflichtigkeit 
war damals das Einzige, was liberhaupt ihre Abhängigkeit von dem Kur- 
fürften erkennen ließ. Die Landed-Hauptftabt, Berlin-Cölln, erfannte 


Unter Kurfürſt Joachim 1. (1499 bis 1535) mad)te die landesherr- 
liche Einwirkung auf die Städteverwaltung fi) in erhöhtem Maße geltend. 
Cr frieb zahlreichen Städten neue Verfafjungen vor, erließ Bejtimmungen 
über die Zujammenfegung des Raths, entzog den Bürgern die unbe» 
ichränfte Tispofition über ihr Eigentum, namentlic das Recht zur Aufs 
nahme von Edulden auf ihre Häuſer, und führte im Jahre 1515 eine 
allgemeine Polizei · Ordnung für die Städte ein. Die Nachfolger Joachims I. 
ihritten auf dem von ihm eingejchlagenen Wege vorwärts. Unter Joachim II. 
(1535 bis 1571) vollzog ſich die vollitändige Trennung des Bürgerjtandes 
von ben übrigen Ständen. Der Kurfürft verbot den Prälaten, dem 
Adel umd den Bauern jeden Handels- und Gewerbebetrieb und ſchloß 
dadurch die Bürger bezüglich ihrer Erwerbs-Thätigkeit vollftändig von den 
übrigen Bevöltsrungstiaffen ab. Kurfürft Friedrih Wilhelm (1640 bis 
168) jegte furfürjtlihe Kommifjarien ein, durd melde ein ausgedehntes 
Auifigtsreht über die Städte ausgeibt wurde. Vor Allen aber war es 
König Friedrih Wilhelm I. (1713 bis 1740), welher da8 Bevormuns 
dungsinftem den Städten gegenüber vollitändig zur Geltung brachte. Er 
hat zwar durch fein allgemeines Geſetz die Verwaltung der Städte nad) 
seinen Regierungs: Dlarinıen geordnet, aber durd) zahlreiche Spezialgeſetze 
wußte er die Städte in das abfolutefte Abhängigfeits-Verhältnig zu den 
Staatsbehörden zu bringen. Friedrich der Große (1740 bis 1786) vers 
fuhr in demjelben Geijte und beſchränkte durd das Reſſort-Reglement 
vom 30. März 1767 die Selbftftändigfeit der Städte bei Verwaltun 
des Kommunal-Bermögen® aufs Weufterfte. Die Bürgerihaft verlor au 
dieie Weife, von jeder nennenswerthen Einwirkung auf die ftädtiichen 
Angelegenheiten ausgeſchloſſen, felbftverftändlid alles Intereffe für das 
Gemeinwohl; bie Magiftrate, welde größtentheild nad) der Anordunng des 
Königs mit Militär» Invaliden bejegt wurden, verwalteten ihr Amt 
großentheils in unverantwortliher Weile und fonnten auf das Vertrauen 
und die Achtung der Bürgerfdaft feinen Anſpruch erheben. 

Der Berfall_des ftädtiien Lebens hatte feinen Höhepunft, die Selbſt- 
verwaltung der Städte Hatte ihr Ende erreicht. — 





Gwen wmv Pjuwien ver Wenemwe ya (y au Wie Dwegee Jun 
dem Magiftrat als Ortsobrigkeit unterworfen, müſſen ſtädtiſche Aemter, 
zu denen fte berufen werben, übernehmen und find event. auch zu anderen 
perfönligen Dienften verpflihtet. Sie baden Antheil an den Nugungen 
des Gemeinbevermögens und dürfen ausſchließlich bürgerliche Gewerbe be- 
treiben (88 18, 24 bis 41). Die Schugverwandten fönnen zwar 
u den ftädtifchen Laſten herangezogen werben, befinden ſich aber nicht im 
jenufje des Bürgerrechts; auch fie ftehen unter der Obrigfeit des Magiftrats, 
namentlich unter der Gerichtsbarkeit deſſelben ($$ 72 bie 77). Die 
Erimirten, zumeift Adlige und königliche Beamte, find von der Gerichts- 
barfeit befreit; ihre Stellung ift im Wefentlihen Übrigens derjenigen der 
Schutzverwandten gleich ($$ 3, 59 bis 71). Bürger nnd Schupvermandte 
werden nad) den Statuten ihres Wohnorts, Erimirte nad den — 
gelegen und in Ermangelung folder nad den allgemeinen Landesgeſetzen 
eurtheilt. — Das Bürgerrecht befteht in der Verehtigung au: Theil» 
nahme an allen Privilegien und VBefugniffen, melde der Stadtgemeinde 
vom Staate verlichen fm. Daffelbe wird vom Dagiftrat verliehen; es 
geht verloren durch Verlegung des Wohnfites und durd; Zuziehung ent- 
ehrender Strafen. Fremde, welde nicht in der Stadt wohnen, dürfen 
teine Bürgergrumdftiide erwerben ($ 83). Der Regel nach fteht das Recht 
um Betriebe bürgerlicher Gewerbe und zur Abhaltung von Märkten nur 
n Städten zu & 90 bis io 
Die Stadtgemeinde befist alle Rechte einer privilegirten Korporation; 
ihre inneren Ungelegenheiten werben durch Beſchlüſſe der Burgerſchafi 
jeregelt. Diefe wird in ihrer Gefammtheit nur ausnahmsweiſe zufammen- 
erulen, für gewöhnlid; wird fie durch Repräfentanten vertreten, denen 
die Inftruftionen der Zunft und fonftigen Korporationen zur Richtſchnur 
dienen (83 108 bis 114, 153). Die Repräfentanten können auch fia- 
tutarifche ——— über die innere Einrichtung und die Polizei der 
Stadt treffen; derartige Feftfegungen unterliegen jedod) der Prüfung und 
Genehmigung der Lanbespolizeibehörde ($$ 115 bis 118), Borftand 
und seigteit der Stadt ift der Magiftrat, welcher nad) den Ortsſtaiuten 
gewählt oder, wo folde nicht vorhanden find, entweber gleichfalls gewählt 
oder vom König ernannt wird. In zweifelhaften Fällen wird angenommen, 





Kchnung zu legen; die Oberauffiht über die ftädtiiche Vermögensver- 
mwaltung fteht dem Staate zu, ohne deflen Genehmigung Immobilien weder 
veräußert noch erworben und Schulden nicht fontrahirt werben dürfen 
(S$ 138 bis 158). Zur Anſtrengung von Klagen ijt_die Genehmigung 
der Tienftauffichtsbehörde erforberlid, fofern der Prozeß einen Segenfians 
des Kämmereivermögens betrifft. Der Mangel diefer Genehmigun; tgt 
die Zniguen des ganzen Verfahrens zur Folge (Anhang z. Alig. L. R. 
S 108). 

Tas Landrecht unterfheidet unmittelbare und mittelbare (Mebiat-) 
Städte und Fleden. Die Mediatftädte unterfheiden fid von den unmitttel> 





zu. Zur een des 
t er⸗ 
Forderlih. Die Fleden unterfcheiden fi von den Dörfern nur durch die 
ihren Emmohnern zuftehende Befugniß zum Betriebe einzelner ſtädtiſcher 
Gewerbe; Storporationen und Innungen follen jedoh, der Regel nad, 
in Flecken nicht errichtet werden. Die Magiftrate der Yleden haben im 
Augemeinen nur die Befugniffe der Dorfgerichte (S$ 166 bis 178). 
Alle diefe landrechtlichen Beftimmungen fanden übrigens nur fubfidiäre 
Anmendung; alle abweichenden Beſtimmungen veralteter Lokal- und Pros 
vin zialrechte blieben nad; wie vor nebenher in Kraft, und es haben ſomit 
die porfehenden Grundfäge niemals allgemein in ben Städten Anwendung 
geiunden. 


b. Die Städte- Ordnung vom Jahre 1808. 


Die Konjequenzen des bisherigen Regierungsſyſtems, welches den voll» 
tändigen Verfall des Städtethums verjhuldete, offenbarten ſich in er— 
iöredender Weije im Jahre 1806; die ganze Preußiſche Monarchie ergab 
ih faſt widerſtandslos nad) der unglüdlihen Schlacht bei Jena den Fran- 
sten. Mit der Unterdrüdung jedes felbftändigen Gemeindelebens hatte 
zan auch dem Patriotismus feine Fräftigften Wurzeln abgefhnitten, und 
neues Leben mußte auf gänzlich, veränderten Grundlagen dem geiftig er— 
kerbenen Etaatsleben zugeführt werben. Der Etaatsminifter Freiherr 





es follten die Städte felsftändig fein, aber nicht, wie vor Alters, 
Staaten im Staate. Die Preußiſchen Städte hatten eine Magna charta 
ihrer Munizipalfreiheit empfangen, jo weit ſich diefe irgend mit der Freiheit 
des Staates vertrug. 

Die Örundzüge der in Rede ftehenden Städte-Ordnung, deren 
Geltungsbereich fich jelbftverftändlich auf diejenigen Landestheile beſchränken 
mußte, welde der Tilfiter Friede vom 9. Yuli 1807 .beim Preußiſchen 
Staate belafien hatte, alſo auf die Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Dftpreußen, Weftpreußen, Schlefien und die rechts von der Elbe belegenen 
Theile des damaligen Herzogthums Magdeburg, find folgende. 

Die Städte werden In Eleine, mittlere und große eingetheilt; der 
erften Kategorie gehören alle Städte bis zu 3500, der zweiten diejenigen 
zwiſchen 3500 und 10,000 und ber dritten alle Städte über 10,000 Ein— 
mohner an. Die Bewohner find entweder Bürger oder Schugverwandte 
(88 5, 9 u. 10, ©t.-D. v. 19. Novbr. 1808). Die Bürger find die voll» 
bereghtigten Mitglieder der Stadtgemeinde; fie fönnen die ftädtifchen Ge- 
werbe betreiben, Grundftiide im Stadtbezirt erwerben und find, ſofern ſie 
ftimmfähig find, aktiv und paffio bezüglih der Stadtverordnetenwahlen 
mwahlfähig, können aud in alle anderen ftädtiihen Aemter gewählt werden. 
Jeder uͤnbeſcholtene Einwohner der Stadt fann Bürger berfelben werden, 
ohne Rüdfiht auf Stand, Herkunft oder Religion. Zu den ftädtiihen 
Laften muß jeder Dlirger nad DVerhältniß beitragen ($$ 14 bis 39). 
Die Schugverwandten bejigen fein Bürgerrecht, find aber verpflichtet, ein» 

elne ſtädtiſche Laften zu übernehmen ($$ 40 bis 45). Der Stadtvor- 
Kand ift der Magiftrat; derfelbe wird von ben GStadtverordneten gewählt 
(88 46 bis 68). Der Magiftat bildet ein Kollegium, am deſſen Spige 
ein bejoldeter Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter ſteht; dem Kollegium 
gehören außerdem je nah dem Umfange der Stadt rejp. nad dem Ber 
ifniß ein oder wi befoldete Mitglieder (Kämmerer, Stabtbaurath, 
Syndifus u. ſ. w.), jowie vier bis fünfzehn unbefoldete Rathsherrn oder 
Stadträte an. Die bejoldeten Magiftratmitglieder werden auf 12, die 
unbefoldeten auf 6 Jahre gewählt, ſo daß von letzteren alljährlid ein 
Sechstel oder von 2 F 2 Jahren ein Drittel ausſcheidet und durd; neue 
Mitglieber erfegt wird. Sämmtlihe MagiftratSmitglieder, mit alleiniger 
Ausnahme der Oberbürgermeifter, bezüglich deren landesherrliche Bes 
ftätigung vorbehalten ift, werden von der Provinzialbehörbe beftätigt. 
Magiftratsmitgliedern, welche mindeftens 9 Jahre hindurd ihr Amt mit 
Ehren bekleidet haben, fol der Titel „Stadtältefter“ verliehen merden. 





\D8 ayr vr awer ae ne any 
Die Oberauffiht über die Städte, ihre Berfaffung und ihre Ber- 
mögensverwaltung führt der Staat; alle obrigkeitlihen Rechte der Guts- 
herren über die Mebiatftädte kommen in Foͤrtfall (88 7 und 8). Der 
Staat nimmt durch feine Organe Einfiht in die Rechnungen über die ftädti- 
ide Bermögeneverwaltung, er entfcheidet über Beſchwerden gegen Anord⸗ 
nungen der ſtädtiſchen Behörden, beſtätigt die Wahlen der Magiſtrats- 
mitglieder und ſtatutariſche Anordnungen der Städte. Zu ben einzelnen 
Abniniftrationgaften ift feine Genehmigung der Megierung ae erlich 
& 1, 2, 189). Die Veräußerung von Grundftüden jedoch darf nur im 
alle der Vothwendigkeit und Nüglichkeit ohne weitere Anfrage bei der vors 
gelegten Staatsbehörde erfolgen, wenn die Stadtveroröneten ihre Ein 
willigung hierzu ertheilen. Die Deräuferung darf auch in diefem Halle 
nur im Wege der öffentlichen Lizitation erfolgen. 
Die großartigen Erfolge, welche vermöge der Stein’igen Reformen 





— — — 


Die Einwohner des Stadtbezirls werden, wie früher, in Bürger und 
Schuhzverwandte eingetheilt. Das Bürgerrecht harakterifirt Ai aber nur 
noch durch die Befugnig zur Theilnahme an den ftädtifhen Wahlen. Der 
Betrieb bürgerlicher Gewerbe und der Erwerb ftädtifher Grundftüde ift 
den Schugverwandten gleichermaßen wie den Bürgern geftattet. Jeder 
Einwohner muß Bürger werden, wenn er ein ſtädtiſches Grundftüd von 
einem gewiſſen Gele in Heinen von mindeſtens 900, in großen von 
mindeftens 6000 Mark befigt oder im Stadtbezirk ein ftehende Gewerbe 
mit einem Weinertrage von mindeftens 600 Mark pro Jahr betreibt. 
Jeder Einwohner, der aus anderen Quellen ein Jahreseinfommen von 
minbeftens 1200 Mark bezieht und feit zwei Jahren in einer und der⸗ 
felben Stadt wohnt, Hat die Beredtigung, nicht aber die Verpflichtung, 
Bürger zu werden. Andere Berfonen fönnen überhaupt das Bürgerrecht 
nicht erlangen. In Bezug auf ſtädtiſche Koſten ftehen Bürger und Schug- 
verwandte einander vollftändig gleih (Rev. St.O. 88 10 bis 27, 35). 

Die nähere Verfaſſung jeder Stadt foll durd ein Statut geregelt 
werben, welches über alle diejenigen Punkte Dispofition trifft, welche die 
Städte-Drdnung offen gelaſſen hat. Sogar Beltimmungen der Städte 
Ordnung felbft können durch Orts-Statut für eine einzelne Stadt abge: 
ändert werben; daffelbe bedarf jedoch in diefem Falle der Beftätigung des 
Königs, während in allen anderen Fällen der Minifter des Innern zur 
Ertheilung der Betätigung kompetent ift (88 1 bie 4). 

Die Zahl der Stabtverorbneten beträgt wenigftens 9, höchſtens 60; 
wenigfteng die Hälfte derfelben muß aus Orundbefigern beftehen. Die 
Wahl derfelben erfolgt durch die Bürgerfdaft, melde in größeren Städten 
entweder in Bezirke oder in Klaſſen zu diefem Behufe eingetheilt werben; 
aud find beide Arten von Eintheilung neben einander zuläifig. Wählbar 
find in dem lotal abgegrenzten Bezirken nur diejenigen Bürger, welche 
mit Grundeigenthum angefeffen find, das in Hleineren Städten einen 
Werth von mindeſtens 3000, in größeren von mindeftens 3600 Wart 
haben muß, oder die ein jährlihes Einfommen von wenigftens 600 Mart 
beziehen. Diefe VBeftimmungen finden jedoch nur auf Neuwahlen Un- 
wendung; bereits fungivende Stabtverordnete fönnen aud in dem Falle 
wiedergewählt werben, daß inzwiſchen eine Verringerung ihres Bermögens 
eingetreten ift. Bei Klafienwahlen greifen bie vorftehenden Erforderniſſe 
nicht Play (88 46 bie 74). 





— vejwuuceeo Wipg guu wir Serseung uns wurwunuug vis 
Städte, näher beftimmen. J 

Die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 enthielt von den vor- 
ftehenden Beftimmullgen einzelne nit unweſentliche Abweichungen G.S. 
1850, ©. 33), indem ſich der Staat zu Poſ. 3 bezüglich feiner berligung 
bei der Anftelung der Gemeindevorfteher und über die Ausübung des Wahl- 
rechts feitens der Gemeinden befondere geſetzliche Befimmungen vorbehielt 
umd zu 33 4 dem Staate die —S über, die Verwaltung ber Ge- 
meinde» Angelegenheiten beilegte, auch hinſichtlich der Betheiligung der 
Gemeinden bei Ausübung der Iofalen Polizei ein befonderes Gejeg in 
Ausficht ftellte. Außerdem geftattete dieſelbe die Einrichtung von Ger 
meinbehhub- und Bürgermwehren behufs Aufrehterhaltung der öffentlichen 

rdnung. 

Auf Grund diefer Prinzipien wurde die Gemeinde-Drdnung für den 
preußiſchen Staat vom 11. März 1850 (G.-©. 1850, ©. 213), deren 
a nnäge wir in Nachſtehendem wiederzugeben uns bemühen wer- 

n, erlafien. 
Der bisherige rechtliche Unterfchied zwiſchen Stadt und Torf Hört 





wawernyen 133 Vo—or. 
Der Gemeindevorfland befteht in den größeren Gemeinden aus dem 
Bürgermeifter als Borfigenden, einem Beigeorbneten als deſſen Stell- 
vertreter und mindeftens zwei Säsfen (Stadträthen, Ratheherren, Rath» 
männern), deren Zahl je nad; dem Umfange der Gemeinde fteigt. Ge- 
meinden von größerer Ausdehnung werden in Ortsbezirke getheilt; jedem 
derfelben fteht ein vom Gemeinderathe gewählter und vom Gemeinde- 
vorftande beftätigter Bezirksvorſteher vor; berjelbe wird Fi ſechs Jahre 
gewählt und hat als Organ des Gemeindevorftandes denjelben in der 
örtlichen Verwaltung des Bezirts zu unterftügen. Der Beigeorbnete und 
die Schöffen werden vom Gemeinderathe auf ſechs Jahre gewählt; alle 
drei Jahre fäeibet die Hälfte aus. Für befondere Geſchäftszweige können 
im Falle des Bedürfniſſes außerdem befoldete Mitglieder (Baurath, Schul- 
rath, Syndikus, Kämmerer u. f. w.) gewählt werben. Die Wahl des 
Burgermeiſters und der befoldeten Mitglieder erfolgt auf zwölf Yahre. 
In Städten von mehr als 10,000 Einwohnern unterliegt die Wahl der 
Bürgermeifter_ und ber Veigeordneten der Beflätigung des Königs, in 
den übrigen, fofern fie über 1500 Einwohner — der Beftätigung des 
Regierungspräfidenten. Die Betätigung darf nur nad) sefolgter An- 
grung des Bezirksraths verfagt werden. Iſt jedoch zu einer Wahl bie 
eftätigung zweimal verfagt, worden oder verweigert der Gemeinderath 
die Wahl, % ernennt der König reſp. der Regierungspräfident den Bürger- 
meifter ober Veigeorbneten, indeſſen auf längftens ſechs Jahre (88 27 
bis 32). In Gemeinden von weniger al 1500 Einwohnern befteht der 
Gemeindevorftand aus einem Gemeindevorftcher und zwei Schöffen, melde 
exfteren unterftügen und in Behinderungsfällen vertreten. Für befondere 
Seraaftsgmeige Tönnen auferdem befoldete Dlitglieder gewählt werden. 
Der Gemeindevorfteher muß im Gemeindebezirf anfäffig jein; er ſowohl 
wie die Schöffen werden vom Gemeinderath auf ſechs Jahre gewählt. Die 
Schöffen können gleichzeitig aud Mitglieder des Gemeinderath8 fein. Alle 
drei Jahre ſcheidet ein Schöffe aus; der Gemeindevorfteher Tann nad 
dreijähriger Dienftzeit auf zwölf Jahre gewählt werden. Die Wahlen 
unterliegen der Behäigung de8 Landtaths, welcher diefelben nur unter 
Zuftimmung des Kreisausihuffes verfagen Tann. (Der Kreisausihuß 
—7— nad; Art. 4 der Kreis-, Bezirks- und Provinzial -Ordnung vom 
1. März 1850 die Streisangelegenheiten verwalten und nad; Art. 20 aus 
dem Landrath und vier von der Kreißverfammfung gewählten Mitgliedern 
beftehen. Derſelbe ift aber, ebenfo wenig wie der Bezirksrath, jemals 
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nicht in gleihen Prozenten auf die Staatsſteuern gelegt werben, ſowie 
Gemeinde Abgaben, welde nad einem andern Modus_tepartirt und er« 
hoben werden follen, bedürfen der Genehmigung des Bezirksraths; diefe 
ift nur dann nicht erforderlid, wenn auf die Gewerbefteuer feine ober 
nur geringere Zuſchläge gelegt worden find. Weberfteigen die Zuschläge 
50 open der Staatsabgaben, fo ift die Genehmigung ber Regierung 
erforderlich. Die Genehmigung derjelben Ba iſt erforderlid, wenn 
der Gemeinderath die Veräußerung ober wefentliche Veränderung von 
Gegenftänden beſchließt, welche einen befonderen wiſſenſchaftlichen, Biftor 
riſchen oder Kunftwerth haben. — Durch Beſchluß des Gemeideraths fann 
bie Gemeinde zur Leiftung perfönlicher Dienfte im Gemeinde-Intereffe an- 
gehalten werben. Geſchieht die Bertheilung der, abzufhägenden Dienfte 
in Geld, fo ift hierbei der Mafiftab der Gemeinderbgaber und in Er⸗ 
mangelung eines folgen der Maßſiab der direkten Steuern in Anwendung 
zu bringen. Abweichungen von dieſem Vertheilungsmodus bedürfen ber 
Genehmigung bes —— Die perſönlichen Dienſte können übrigens 
dur Geldzahlung abgelöſt, auch durch taugliche Stellvertreter ausgeübt 
werden. Die Verwaltung ber Gemeindeangelegenheiten in Städten unter 
1500 Einwohnern liegt dem Gemeinderath ob, in weit diefelben nicht durch 
das Geſetz dem Gemeindevorfteher zur ausſchließlichen Erledigung über» 
wiefen find. Der Letztere führt den Borfig im Gemeinderathe mit voller 
Stimmberehtigung; der Gemeinderath ift —A fofern die Hälfte 
feiner Mitglieder zugegen ift, es EA jedod unter allen Umftänden zur 
Beſchlußfahigteit deſſelben die Anweſenheit von mindeftens 3 Mitgliedern, 
einfchlieglich des Vorſitzenden. Zur freiwilligen Veräußerung von Immo» 
bilien ift das Einverftändnig zwiſchen dem Gemeindevorfteher und dem 
Gemeinderath, die Genehmigung der Auffihtsbehörde und ö entlihe Lizie 
tation auf Grund einer Tare erforderlih. Veränderungen im Genuffe 
vs Greinbe Nutungen bebürfen der Genehmigung bes Kreisausſchuſſes 
is 113). 

In den größeren Gemeinden ift der Gemeindevorftand fowohl Ortd« 
obrigteit wie Gemeindeverwaltungsbehörde. Er hat die Geſetze, Beſchlüſſe 
und Verordnungen der vorgeſetzten Behörden auszuführen und die Beſchlüfſe 
des Gemeinderaihs vorzubereiten und zur Ausführung zu bringen. Falls 
ihm Beſchlüſſe nachtheilig für das Gemeindeinterefje erſcheinen fo Em er 
folde En beanftanden; erfolgt darauf in der nächſten Gemeinderatsligung 
feine Verfländigung, fo Fnifeibet der Bezirlsrath. Dem Gemeindenor- 
ſtand liegt weiterhin die Verwaltung oder, falls dafür Spezialverwaltungen 
eingeſetzi find, die Beaufihtigung der Gemeinbeanftalten ob, er hat die 
Einkünfte der Gemeinde zu verwalten, die etatmäßigen oder vom Gemeindes 
rath angewiejenen Einnahmen und Ausgaben anzumeilen und das ger 
ſanimte Kaſſenweſen zu überwaden. Ihm Liegt die regelmäßige Revifton 
der Gemeindelaffen ob, zu welder der Gemeinberath einige Mitglieder 
deputiren Tann; zu ben außerordentlihen Mevifionen muß ber Gemeinber 
zath zugezogen werben. Der Gemeinbevorftand wahrt bie Rechte der 
Gemeinde, er verwaltet deren Eigentum und vertritt diefelbe in allen 
Prozeſſen; er ftellt, nad Anhörung des Gemeinderath, die Gemeinde» 
beamten an, bewahrt die Alten und Urkunden der Gemeinden auf, ver» 
tritt diefelbe nad) außen und verhandelt in ihrem Namen mit Behörden 
und Privatperfonen; er vertheilt die Gemeindeabgaben und »Dienfte nad) 


Zur dauernden Verwaltung einzelner Gejdäftszweige oder zur Erledigung 
einzelner beftimmter Aufträge können durd —X des Gemeinderaths 
Deputationen, aus Mitgliedern des Gemeinderaths und des Gemeinde 
vorjtandes und aus Gemeindewählern beftehend, eingefegt werden. Die 
legteren und bie Mitglieder ded Gemeinderath8 werden vom Gemeinde 
rath gewählt, die Mitglieder des Gemeindevorftandes dagegen vom Bürger 
meifter ernannt, welder auch den Borfigenden der Deputation zu beftimmen 
hat. Derartige Deputationen find Organe des Gemeindevorjtandes und 
diefem untergeordnet. . 

Zu den fpeziellen Funktionen bes Bürgermeifterg gehören: die Hand- 
habung ber Ortspolizei, fo weit diefelbe nicht befonderen Behörden übere 
tragen ift, die Verrihtungen eines Hilfsbeamten der gerichtlichen Polizei, 
die Führung der aherlonenflanbsregifier, die Verrichtungen des Polizeis 
anwalts und die Wahrnehmung der örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bes 
zirts-⸗ Provinzial und allgemeinen Landesverwaltung, fo weit hierzu nicht 
befondere Behörden eingeſetzt find. Die Geichäfte der gerichtlichen Polizei, 
der Führung der Berjongnftandsregifter und der Polizeianwaltſchaft können 
ker er gyoeierehorde auch anderen Perſonen übertragen werden 
(88 53 bis . 

In den Gemeinden unter 1500 Einwohnern ift der Gemeindevorfteher 
Ortsobrigkeit und Geneinde-Berwaltungsbehörbe; er hat aljo fitr feine 
Berfon diefelben Funktionen, die in größeren Gemeinden dem kollegialiſch 
gebildeten Gemeindevorftand obliegen. Bei Differenzen zwiſchen ihm und 
dem Gemeinderathe fteht die Entiheidung dem Sreisausihuß zu. Außer 
diefen Funktionen können dem Gemeindevorjteher übertragen werden: die 
Handhabung der Ortspolizei, die Verrichtungen eines Hilfsbeamten ber 

erichtlihen Polizei und alle örtlichen Geſchäfte der Kreis⸗, Bezirks-, 
Feovinziate und Staatöverwaltung, nicht aber die Ua der Berfonene 
ftandsregifter und die Geſchäfte der Polizeianwaltſchaft; Biemeht iſt zur 
Uebertragung diefer Funktionen die ausdrückliche Einwilligung des Gemeinde⸗ 
vorftehers erlordertig. — Die für einzelne Berwaltungsgegenftände etwa 
erforderlihen Deputationen werden vom Gemeinderath aus defien Mit- 
liebern und aus Gemeindemitgliedern gewählt; den Vorſitz in denfelben 
Führt der Gemeindevorfteher ($$ 114 bis 118). 

Die Selfelung der Gehälter der Bürgermeifter und ber übrigen 
bejoldeten Gemeindebeamten in Gemeinden mit mehr ald 1500 Einwohnern 
erfolgt durch den Gemeinderath nad Maßgabe der von ber Provinzial- 
verfammlung im diefer Beziehung feftzufegenden Normen ($ 60). Das 
Gehalt des Gemeindevorftehers in Heineren Gemeinden wird, fofern feine 
— mit dem Gemeinderathe erzielt wird, vom Kreisausſchuſſe 
eſtgeſetzt (5 118). 

Der Gemeindevorſtand reſp. Gemeindevorſteher entwirft in jeder Ges 











Einzelgemeinberäthe auf die" Dauer von ſechs Jahren; alle drei Jahre 
ſcheidet die Hälfte der Gewählten aus. Den Borfig im Sammtgemeinde- 
rath führt der Borfteher der Sammtgemeinde. Der Sammtgemeinderath 
jowie der Vorſteher umd der Veigeordnete der Sammtgemeinde haben 
hinſichtlich der legteren diejelben Rechte und Pflichten, welde dem Ge— 
meindevorftande, dem Bürgermeiſter, dem Beigeordneten und dem Ge⸗ 
meinderath Hinfihtlih der Gemeinden von meh als 1500 Einwohnern 
beiwohnen. Der Borfteher (Bürgermeifter) wird auf 12, der Beigeordnete 
auf 6 Jahre vom Sammtgemeinderath gewählt. Der Borfteher bedarf 
der Betätigung des Regierungspräfidenten, welche aber nur nad) An⸗ 
örung des Bezirfsraths verfagt werden Fan. Auch diejenigen Ungelegen- 
eiten, bei welden mehr als eine, wenngleich nicht die — der 
inzelgemeinden der Sammtgemeinde betheiligt ift, gehören zur Entſchei⸗ 
dung des Vorſtehers und des Sammtgemeinderathes; es find jedoch in 
derartigen Fällen die Vertreter der nicht betheiligten Einzelgemeinden von 
der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. Die Staatsregierung ift bereditigt, 





(©.©. 1856, 6. 287); 'efr. Theil U. Nr. 4 und 6. ” 


(©.-©. 1869, ©. 589); fr. Tgeil’H. Nr. 9. 





ZTEUBUMENn DIUROTE- DETTAIJUNGEN 
nebft 


den dazu ergangenen Inſtruklionen. 


L zum Dramung für bie fechs öflichen Provinzen, nebft ber Infiruftion vom 
uni 1853. 


I. Sec, — die Verfafſung der Städte in Neuvorpommern und Rügen. 


II. Städte-Ordnung für die Provinz Weſtfalen nebſt der Inſtruktion vom 
9. Mai 1856. 


IV. Stäpte-Drbnung für die Rheinprovinz nebft den Inftruftionen zur Ansfüh. 
zung vom 15. Mai und 18. Juni 1856. 
V. Gemeindeverfoffungsgefeg für bie Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867. 


VL Berfaffung und Berwaltung der Städte und Fleden in Schleswig - Holftein. 
Gefeg vom 14. April 1869. U 





für bie 
ſechs öſtlichen Provinzen. 
Vom 30. Mai 1853. 





Wit Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
detotduen unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 


81. 

Die gegenwärtige Städte-Ordnung ſoll in den bisher auf dem 
Provinzial» Yandtage im Stande der Städte vertretenen Städten der 
Frovinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien, Poſen und 
Sachſen zur Anwendung kommen, desgleichen in den im Stande der 
Zrädte nicht vertretenen Ortfchaften diefer Provinzen, in welchen bis— 
ber eine der beiden Städte-Ordnungen vom 19. November 1808 und 
vom 17. März 1831 gegolten Hat. 

In Anfehung derjenigen im Stande der Städte auf den Pros 
dinzial-Sandtagen nicht vertretenen Ortfchaften (Flecken), wo bisher 
weder eine dieſer Städte-Ordnungen gegolten, noch die ländliche Ge- 
meindeverfaffung beftanden hat, bleibt die nähere Zeftfegung ihrer Ge- 
meindeverhältnijfe mit Berückſichtigung der Vorfcriften im Titel VIII 
der gegenwärtigen Stäbte-Ordnung der Beltimmung des Königs nad) 
Inhörung des Provinzial-Landtages vorbehalten. Wegen der Städte 
in Neuvorpommern und Rügen ergeht ein befonderes Gefep. 


Titel J. 
Von den Grundlagen der ſtädtiſchen Verfaſſung. 


82 
Den ftädtiichen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen 
Srundftücte, welche demfelben bisher angehört Haben. 
%oge, Eräbte-Crknung. 3 


se ways sn Seswwiungviwige gi wewerstn, 

Wird hierbei eine Ucbereinfunft der Betheiligten vermittelt, fo ges 
nügt die Genehmigung der Regierung; im Falle des Widerſpruches 
entſcheidet der Minifter des Innern. 

Privatrechtliche Verhäftniffe dürfen durch dergleihen Verände- 
rungen niemals geftört werden. 

Eine jede ſoiche Veränderung ift durch das Amtsblatt befannt zu 
machen. Veränderungen, welde bei Gelegenheit einer Gemeinheits · 
theilung vorfonmen, unterliegen diefen Beftimmungen nicht. 


83. 

Alle Einwohner des Stadtbezirks, mit Ausnahme der ſervis— 
berechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes, gehören zur 
Stadtgemeinde. 

ALS Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welche in dem Stadt- 
bezirk nad) den Beftimmungen der Gejege ihren Wohnfig haben. 
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figer von Grundftüden oder betreiben fie ein ftehendes Gewerbe, jo 
müffen fie die mit dieſem Grundbefig refp. Gewerbe verbundenen per- 
fönlichen Dienfte entweder felbft oder für den Fall der Verhinderung 
durch Stellvertreter leiften. 


85. 
Das Bürgerrecht beftcht in dem Rechte zur Theilnahme am ben 





Stäbte-Drbmung für bie ſechs öffichen Provinzen. $ 6. 37 


Wahlen, fowie in der Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter Aemter 
in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindevertretung. 
Jeder felbftftändige Preuße erwirbt dafjelbe, wenn er feit einem 


Jahre 
1. Einwohner des Stadtbezirfs ift und zur Stadtgemeinde ge- 
bört (8 3), 
2. feine Armenunterftügungen aus öffentlichen Mitteln empfangen, 
3. die ihn betreffenden Gemeinde- Abgaben gezahlt Hat, und 
außerdem . 
4. entweder 


a) ein Wohnhaus im Stadtbezirk befigt (F 16), ober 
b) ein ftehendes Gewerbe felbftftändig als Haupterwerbsquelle 
und in Städten von mehr als 10,000 Einwohnern mit 
menigfteng zwei Gehülfen felbftftändig betreibt, oder 
c) zur Haffifizirten Einfommenfteuer veranlagt ift, oder 
d) am Klafjenfteuer einen Jahresbetrag von mindeftens vier 
Tholern entrichtet. 

In den mahl- und fehlachtfteuerpflichtigen Städten find ftatt deffen 
die Einwohner von dem Magiftrat nach den Grundfägen der Klafjen- 
ſteuer⸗Veranlagung einzufhägen; es können jedoh auch die Stadt- 
behörden bejdjließen, an die Stelfe des Klaſſenſteuerſatzes von mindeſtens 
vier Thalern ein jährlihes Einkommen treten zu laffen, welches be— 
trägt: 

in Städten von weniger al8 10,000 Einwohnern 200 Thlr., 
in Städten von 10,000 bis 50,000 Einwohnern 250 Thir., 
in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern 300 Thlr. 

Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grundbefig der Ehefrau 
werden dem Ehemann, Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grund- 
befig der minderjährigen, beziehungsweife der in väterlicher Gewalt be 
findlihen Kinder dem Vater angerechnet. 

Zn den Fällen, wo ein Haus durd; Vererbung auf einen Andern 
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen 
Wohnfitzes die Befigzeit des Erblaſſers zu Gute. 

Aus feldftftändig wird nad vollendetem 24. Lebensjahre ein Feder 
betrachtet, der einen eigenen Hausftand hat, fofern ihm nicht das Ver— 
fügungsrecht über fein Vermögen oder deſſen Verwaltung durd) richter— 
lies Erfenntniß entzogen ift. 

Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrechts von dem Ma- 
giſtrat eine Urkunde (Bürgerbrief) zu erteilen ift, bleibt den ftatuta» 
riſchen Anordnungen vorbehalten. 


86 
Berfegt ein Bürger feinen Wohnfig nad einer anderen Stadt, 


io fann ihm das Bürgerrecht in feinem neuen Wohnort, wenn font 
die Erforderniffe zur Erlangung deffelben vorhanden find, von dem 


in den Anklageftand oder wegen eines Vergehens, welches die Unter- 
fagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte ‚nach ſich ziehen 
muß oder kann, die Verweifung an das Strafgericht ausgejproden, 
oder ijt derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, fo ruht die Aus- 
übung des ihm zuftehenden Bürgerrechts fo lange, bis die gerichtliche 
Unterſuchung beendigt ift. 

Das Bürgerrecht geht verloren, jobald eines der zur Erlangung 
deffelben vorgefchriebenen Erfordernijje bei dem bis dahin dazu Ber 
rechtigten nicht mehr zutrifft. 

Verfällt ein Bürger in Konkurs, fo verliert er dadurch da8 Bürger- 
recht; die Befähigung, daffelbe wieder zu erlangen, Fann ihm, wenn 
er die Befriedigung feiner Gläubiger nachweiſt, von den Stadtbehörden 
verliehen werben. 


88. 


Wer in einer Stadt ſeit einem Jahre mehr als einer der drei höchſt⸗ 
befteuerten Einwohner jowohl an direkten Staats- als an Gemeinde 
Abgaben entrichtet, ift, auch ohne im Stadtbezirke zu wohnen oder ſich 
daſelbſt aufzuhalten, berechtigt, an den Wahlen Teil zu nehmen, falls 
bei ihm die übrigen Erforderniffe dazu vorhanden find. Daſſelbe Recht 
Haben juriftifche Perfonen, wenn fie in einem folchen Maße in der 
Gemeinde befteuert find. 
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Vdagiftrat in Stabtgemeinden von weniger als 
2,500 Einwohnern 2 Schöffen, 

2,500— 10,000 5 4 = 

10,001— 30,000 5 6 = 

30,001— 60,000 . 8 = 

60,001— 100,000 ⸗ 10 
Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten für jede weiteren 50,000 Ein- 
wohner zwei Schöffen hinzu. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Magiſtrats bisher eine andere 
geweſen ift, verbleibt es bei diefer Zahl, bis durch ftatutarifhe An—⸗ 
erdnung, welder überhaupt abweichende Beftjegungen über die Zahl der 
Vlagiftratsmitglieder vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen ift. 


8 30. 


Mitglieder des Magiftrats Können nicht fein: 
1. diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Aufficht des Staats über die Städte aus: 
geübt wird (8 76); 
2. die Stadtverordneten, ingleichen Gemeinde-Unterbeamte, und in 
Stäpten über 10,000 Seelen die Gemeinde-Einnehmer ($ 56, 
t. 6); 
3. Geiftliche, Kirchendiener und Lehrer an öffentlichen Schulen; 
4. die richterlichen Beamten, zu denen jedod die tehnifchen Mit: 
glieder der Handels, Gewerbe- und ähnlichen Gerichte nicht 
zu zählen find; 
5. die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 
6. die Polizeibeamten. 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüder 
und Echmwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiftrats fein. 
Entfteht die Schwägerfhaft im Laufe der Wahlperiode, fo ſcheidet 
dasjenige Mitglied aus, durch welches das Hindernig herbeigeführt 
worden ift. 
Bater und Sohn, Echwiegervater und Schwiegerfohn fowie 
Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiftrats und der Stadt- 
derordneten⸗ Verſammlung fein. Perfonen, welche die in dem Gefege 
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der Verhandlung; mit Ausnahme dringender Fäle muß diefelbe wenig: 
ſtens zwei freie Tage vorher ftatthaben. 
84. 

Durch Beſchluß der Stadtverordneten können auch regelmäßige 
Sigungstage feſigeſetzt, es müfjen jedoch auch dann die Gegenftände 
der Verhandlung mit Ausnahme dringender Fälle mindeftens zwei freie 
Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiftrat angezeigt werden. 

842. 


Die Stadtverorbneten-Verfammlung Tann nur befchliegen, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen ift. Eine Ausnahme hier: 





g 4. 

An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadt⸗ 
gemeinde darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem 
der Gemeinde in Widerſpruch fteht. Kann wegen diefer Ausfchliegung 
eine beſchlußfähige Verfammlung nicht gehalten werden, fo Hat der 
Viagiftrat oder wenn auch diefer aus dem vorgedachten Grunde einen 
gültigen Beſchluß zu faflen nicht befugt ift, die Auffidtsbehörde für 
die Wahrung des Gemeindeintereffes zu forgen und nöthigenfalls einen 
bejonderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beftellen. 

Eolite ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mit⸗ 
glieder des Magiſtrats aus Veranlaſſung ihrer Amtsführung noth- 
wendig werden, fo hat die Regierung auf Antrag ber Stadtverordneten- 
Verjammlung zur Führung des Prozeſſes einen Anwalt zu. beftelfen. 


84. 

Die Sigungen der Stadtverorbneten find öffentlich. Für einzelne 

Gegenftände kann durch befondern Beſchluß, welder in geheimer Sigung 

gefaßt wird, die Oeffentlichkeit ausgefchloffen werden. Die Sigungen 
dürfen nicht in Wirthehäufern oder Schänken gehalten werden. 


8 46. 

Der Borfigende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die 
Eigungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er fann 
ieden Zuhörer aus dem Sigungszimmer entfernen iaſſen, welder öffent» 
lihe Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend 
einer Art verurſacht. 


gan. 

Die Bejchlüffe der Stadtverordneten-Berfammlung und die Namen 
ter dabei anmefend gewejenen Mitglieder find in ein bejonderes Buch 
einzutragen. Sie werden von dem Vorfigenden und wenigftens drei 
Nügliedern unterzeichnet. 

Dem Dagiftrat müfjen alle Beſchlüſſe der Stadtverordneten, auch 

RoBe, Etäbte-Orbnung. 4 





Someit «8 hierbei auf den Begriff von Bürger anfommt, find die Br 
ftimmungen des gegenwärtigen Gefeges ($ 5) an fich felbft nicht 
maßgebend. 


8 50. 

Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

1. zur Veräußerung von Grundftüden und ſolchen Gerechtſamen, 
welche jenen geſetzlich gleichgeſtellt ſind; 

2. zur Veräußerung oder weſentlichen Veränderung von Sachen, 
welche einen befonderen wiffenfchaftlichen, Hiftorifchen oder Kunſt⸗ 
werth haben, namentlich von Ardiven; 

3. zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schulden: 
beftand belaftet ober der bereits vorhandene vergrößert wird, 
und 

4. zu Veränderungen in dem Genufje von Gemeindenugungen 
(Wald, Weide, Haide, Torfftih und dergleichen). 
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hiermit aufgehoben. An Stelle defjelben treten nachſtehende Beſtim⸗ 
mungen (88 2 bis 10). 

8 Die Stadtgemeinden find befugt, auf Grund von Ge- 
meindebefchlüffen, welche die Genehmigung der Regierung erhalten 
haben, die Entritung von 

1. — bei Erwerb der Gemeinde - Angehörigfeit ($ 3 

er St.O.), 

2. Bürgerrechtögeld bei Erwerb des Bürgerrechts, 

3. Einkaufsgeld anftatt oder neben einer jährlichen Abgabe für 

die Theilnehmenden an den Gemeindenugungen ($ 50 Nr. 4, 

8 49 Nr. 4, 8 46 Nr. 4 der betr. &t.-D.) 

anzuordnen. 

88 3—5, enthaltend bie Vorſchriften über Erhebung bes Einzugsgeldes if 
aufgehoben durch Gele vom 2. März 1867 (B.-&. ©. 361), meldes beftimmt: 
81. Vom 1. Juli 1867 ab darf in den Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien, Bofen, Sachſen, 
Weftfalen und in der Nheinprovinz von Neuanziehenden ein 
Einzugs» oder Eintrittögeld oder eine fonftige befondere Kom⸗ 
munalabgabe wegen des Erwerbes der Gemeinde-Angehörigfeit 
(der Niederlaffung an einem Orte) nicht mehr erhoben, aud) 
fein Rüdftand einer folden Abgabe mehr eingefordert werden. 


8 6. In benjenigen Städten, in welden ein Bürgerrechtsgeld 
eingeführt ift, darf vor deffen Berichtigung das Bürgerrecht nicht aus- 
geitbt werden. Abftufungen in dem Betrage der Abgabe find ftatthaft. 
Wo zur Zeit ein Hausftandgeld erhoben wird, tritt bis zu ander« 
weitiger Seftftellung das Burgerrechtsgeld mit gleichem Betrage an 
deffen Stelle. Die Verpflichtung zur Entrichtung deffelben tritt aber 
erjt mit dem Zeitpunfte des Grwerbes des Bürgerrechts ein. 

8 7. Das Bürgerrehtögeld darf innerhalb derfelben Gemeinde 
von Niemandem zweimal erhoben werben. Es gilt in diefer Beziehung 
das bisherige Hausftandsgeld dem Burgerrechtsgelde gleich. 

Die im $5 Nr. 3 und 4 genannten Perfonen find in den dort 
erwähnten Bällen aud von der Entrihtung des Burgerrechtsgeldes 
befreit. 

r 88. Die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes 
ſowie der demſelben entfprechenden jährlichen Abgabe, ruht, fo lange 
anf bie Theilnapme an den Gemeinde-Nugungen verzichtet wird. 

& 9. Hinfihtlih der Verjährung und der Reklamationen findet 
das Gefeg vom 18. Juni 1840, jedoh nur mit der Maßgabe An« 
wendung, daß die nicht zur Hebung geftellten Einzugs-, Bürgerrehts- 
oder Einfaufsgelder erft in zwei Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
in weldem die Zahlungsverbindlichkeit entftanden ift, verjähren. 

a8 Geieg vom 11. Juni 1822, fowie die Kab.-Drdre vom 
14. Mai 1832 find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 
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8i10. Die auf Grund der aufgehobenen Paragraphen der 
Städte- Ordnung erlaffenen oder älteren noch geltenden Regulative 
bleiben in Kraft, foweit fie den Beſtimmungen diefes Geſetzes nicht 
wiberfpredhen. 

8 11. Diefe Beftimmungen find aud in denjenigen ‚Drtfcften 
(Zleden) zur_Anwendung zu bringen, welde auf Grund des $ 1 
Abf. 2 der Städte- Ordnung vom 30. Mai 1853 eine ber letzteren 
nachgebildete Ortsverfaffung befigen, welche ihnen die Erhebung eines 
Einzugsgeldes oder Hausftandsgeldes oder Einfaufsgeldes geftattet. 


8 58. 


Soweit die Einnahmen aus dem ftäbtifchen Vermögen nicht hin- 
reihen, um die durch das Bedürfnig oder die Verpflichtungen der Ge- 
meinde erforderlichen Geldmittel zu befhaffen, können die Stabtverord- 
neten die Aufbringung von Gemeindefteuern befchließen. 

Diefe tönnen beftehen: 

L In Zufhlägen zu den Staatsftenern, wobei folgende Be- 
ftimmungen gelten: 

1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf 
nicht belaftet werden; 

2. bei den Zuſchlägen zur Haffifizirten Einfommenfteer muß 
jebenfall® das außerhalb der Gemeinde belegene Grund: 
eigenihum außer Berechung bleiben; 

3. die Genehmigung ber Regierung ift erforderlich: 

a) für alle Zufchläge zur Einfommentener; 
b) fir Zufchläge zu den übrigen direkten Steuern, wenn 
der Zufchlag entweder 50 Prozent der Stantsfteuern 
überfteigen oder nicht nad gleichen Sägen auf diefe 
Steuern vertheilt werben fol. Zur Freilaſſung oder 
geringeren Velaftung der legten Klaſſenſteuerſtufe bes 
darf es diefer Genehmigung nicht; 
c) für Zuſchläge zu den indireften Steuern. 

IL. In befonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern, welche 
der Genehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie neu eins 
geführt, erhöht oder in ihren Grunbfägen verändert werden 
follen. Bei befonderen Kommunals-Einfommenfteuern ift jeden» 
falls die sub I. 2 erwähnte Beichränfung maßgebend. Die 
beftehenben direkten Kommunal-Einlommenfteuern werden einer 
erneuten Prüfung und Genehmigung ber Regierung unter 


In’ den über die Erhebung von Kommunalfteuern zu ers 
laſſenden, von der Regierung zu genehmigenden Regulativen 
können Ordnungsftrafen gegen die Kontravenienten bis auf 
Höhe von zehn Thalern angeordnet werden, 


KEnnimig zu geven, oamu ſie ein WEITGLEO DOET meyrere QD« 
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ordnen könne, um diefem Geſchäfte beizumohnen; bei außer— 
ordentlichen Kafjenrevifionen ift der Vorſitzende oder ein von 
demjelben ein= für allemal bezeichnetes Mitglied der Stadt- 
verordneten-Verfommlung zuzuziehen; 

. das Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre 

Rechte zu wahren; 

6. die Gemeindebeamten, nachdem die Stabtverordneten darüber 
vernommen worden, anzuftellen und zu beauffichtigen. Die 
Anftellung erfolgt, ſoweit es ſich nicht um vorübergehende 
Dienftleiftungen handelt, auf Lebenszeit; diejenigen Unter» 
beamten, welche nur zu mechaniſchen Dienftleiftungen beftimmt 
find, können jedod auf Kündigung angenommen werden. Die 
von den Gemeindebeamten zu leitenden Kautionen beftimmt 
der Magiſtrat nad) Anhörung der Stadtverordneten-Berfamm- 
lung. In Städten bis zu 10,000 Einwohnern ($ 30, 2) 
ftünnen die Geſchäfte de8 Gemeinde-Einnehmers nad) Verneh— 
mung der Stadtverordneten=Berfammlung und mit Zuftim- 
mung der Regierung dem Kämmerer übertragen werden; 

7. die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 

8. die Stadtgemeinde nad) außen zu vertreten und Namens ders 
felben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den 
Schriftwechfel zu führen und die Gemeinde-Urfunden in der 
Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden wer— 
den Namens der Stadtgemeinde von dem Bürgermeifter oder 
feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; werden in denfelben 
Verpflichtungen der Stadtgemeinde übernommen, jo muß noch 
die Unterfehrift eines Meagiftratsmitgliedes Hinzufommen; im 
Fällen, wo die Genehmigung der Auffichtsbehörde erforderlich 
ift, muß diejelbe in beglaubigter Form der gedachten Aus— 
fertigung beigefügt werden; 

9) die ſtädtiſchen Gemeinde-Abgaben und -Dienfte nad) den Ge- 
fegen und Beichlüffen auf die Verpflichteten zu vertheilen und 
die Beitreibung zu bewirfen, 


8 57. 

Der Magijtrat kann nur beſchließen, wenn mindeftens die Hälfte, 
in Stadtgemeinden, welde mehr ala 100,000 Einmohner haben, min- 
dejten® ein Drittel feiner Mitglieder zugegen ift. 

Die Beſchlüſſe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleihheit ift die Stimme des Vorfigenden entſcheidend. Den Vorſitz 
führt der Yürgermeifter oder fein Stellvertreter. Der Vorfigende ift 
verpflichtet, wenn ein Beſchluß des Magiftrats deſſen Befugniſſe über- 
jchreitet, gejeg: oder rechtswidrig ift, da8 Staat&wohl oder das Gemeinde— 
Intereſſe verlegt, die Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes zu bean— 
fanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. Der Bei— 


a 





Der Bürgermeifter hat nad näherer Beftimmung der Gefege 

folgende Gefchäfte zu beforgen: 

L wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Be— 
hörden übertragen ift: 

1. die Handhabung der Ortspolizei; 
2. aa kungen eines Hülfebeamten der gerichtlichen 
oliget; 
3. die Verrichtungen eines Bolizei-Anmwalts, vorbehaltlich der 
Vefugniß der Behörde, in den Fällen 2. und 3. andere 
Beamten mit diefen Gefchäften zu beauftragen. 

Dem Bürgermeifter am Sige eines Gerichts kann 
die Vertretung der Polizei-Anwaltichaft bei dem Gericht 
auch für die übrigen Gemeinden des Gerichtsbezirks gegen 
angemefjene Entſchädigung übertragen werden, in deren 
Hinfiht nähere Beftimmungen vorbehalten bleiben. 

IL Alle örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bezirks, Provinzial und 
allgemeinen Staatsverwaltung, namentlich auch das Führen 
der Berfonenftands-Regifter, fofern nicht andere Behörden dazu 
beftinmt find. 

Einzelne diefer unter I und II erwähnten Gefchäfte können mit 

Genehmigung der Regierung einem andern Magiftratsmitgliede über» 
tragen werden. 


8 68. 


In Betreff der Befugniß der Stadtbehörden, ortspolizeiliche Ver⸗ 
ordnungen zu erlafien, tommen die darauf bezüglichen Geſetze zur An- 
wendung, 











berechtigen nur folgende Entſchuldigungsgrunde: 

. anhaltende Krankheit; 

. Geſchäfte, die eine Häufige oder Lange dauernde Abweſenheit 
mit ſich bringen; 

. ein Alter über fechzig Jahre; 

. die früher ftattgehabte Verwaltung einer unbefoldeten Stelle 

für die nächſten drei Jahre; ” 

. die Verwaltung eines andern öffentlichen Amtes; 

. ärztliche oder wundärztlice Praxis; 

. fonftige befondere Verhäftniffe, welche nach dem Ermefjen der 
Stadtverordneten- Verfammlung eine gültige Entfhuldigung 
begründen. 

Wer fi) ohne einen diefer Entfehuldigungsgründe weigert, eine 
unbefoldete Stelle in der Gemeinde-Berwaltung oder «Vertretung anzu» 
nehmen oder die noch nicht drei Jahre lang verfehene Stelle ferner zu 
verfehen, fowie Derjenige, welcher ſich der Verwaltung folder Stellen 
thatfächlich entzieht, Tann durch Beſchiuß der Stadtverordneten auf drei 
bis ſechs Jahre der Ausübung des Buͤrgerrechts verluftig erflärt und 
um ein Achtel bis ein Viertel ftärker zu den direkten Gemeindeabgaben 
herangezogen werden. Dieſer Beſchlüß bedarf der Beſtätigung der 
Auffictsbehörde (8 76). 


Dom, 


ann mw 


g 7. 


Wer eine daS Bürgerrecht vorausfegende Stelle in der Verwaltung 
oder Vertretung der Stadtgemeinde befleidet, fcheidet aus derfelben aus, 
wenn er des Bürgerrechte verfuftig geht; tm alle des ruhenden Bürger» 
rechts tritt die Suspenfion ein ($ 7). 

Die zu den bleibenden Verwaltungs-Deputationen gewählten ſtimm⸗ 
fähigen Bürger ($ 59) und andere von ber Stadtverordneten-Ver⸗ 
fammfung auf eine beftimmte Zeit gewählten unbefoldeten Gemeinder 
beamten, zu denen jedod die Schöffen nicht zu rechnen find, Können 
durch einen übereinftimmenden Beſchiuß des Magiftrats und der Stadt ⸗ 
perorbneten auch vor Ablauf ihrer Wahlperiode von ihrem Amte entbun⸗ 

en werden. 


wege Sr que Sinpuysuny wie usu gewuyiı Wauvavsveunen 


find deren Berrichtungen durch befondere don dem Minifter des Sn 
nern zu beftellende Kommiſſarien zu beforgen. 


8 80. 
In Betreff der Dienftvergehen der Bürgermeifter, der Mitglieder 


g 81. 


Die zur Ausführung dieſes Gefeges erforderlichen Beftimmungen 

werden von dem Minifter de Innern getroffen. 
$ 82. 

In Städten, wo die Einführung der Gemeinde- Ordnung vom 
11. März 1850 bereits beendigt ift, tritt die gegenwärtige Städte 
Otdnung fogleih nad ihrer Verkündigung in Kraft und an die 
Stelle jener Gemeinde» Ordnung; die auf Grund ber Iegteren ge— 
mäbften Bürgermeifter, Beigeordneten, Schöffen und alle andern be- 
oldeten und unbefoldeten Gemeindebeannten, ſowie die Mitglieder des 
Geweinderaths, dieje als Stadtverordnete, verbleiben jedod in ihren 
Stellen bis zum Ablaufe der Periode, für welche fie gewählt worden 
find, und behalten, fo weit fie eine bejoldete Stelle befleiden, ihre bie: 
berigen Befoldungen und Penſionsanſprüche. 


g 88. 


In Städten, wo die Ginführung der Gemeinde: Ordnung vom 
11. März 1850 bis zur Einfegung des Gemeinderaths gediehen ift, 
bleiben die Mitglieder derfelben im ihren Etellen als Stadtverorbnete 
bis zum Ablaufe der Periode, für welche fie gewählt worden find; im 
Uebrigen ift fowohl dort als in allen andern Städten, für welche 
diefe Etädte- Ordnung noch gegeben ift ($ 1), nad den Vorſchriften 
terjelben mit der Einführung der ftädtifchen Verfaffung und Verwal 
tung zu verfahren. 





884. 

Die ſeitherigen nicht gewählten und nicht ausdrücklich auf Kün- 
digung angeftellten Oberbürgermeifter und Vürgermeifter, welche bei 
Guführung der gegenwärtigen Städte » Ordnung weder in ihren 
Aemtern und Einkünften belafjen, noch anderweitig mit gleichem Ein- 
tommen angeftellt werden, haben, fofern nicht für diefen Fall bereits 
früher eine andere verbindliche Beſtimmung getroffen worden ift, einen 
Anſpruch auf Benfion. 

Diejenigen diefer Beamten, welde auf Kündigung angeftellt find, 
von welcher jedoch obfervanzmäßig niemals oder doch nur aus befon- 
deren Gründen Gebraud; gemacht worden ift, find den lebenslänglich 
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Provinzen der Preußifchen Monardhie vom 30. Mai 1853. 
om 20. Juni 1853. 


Auf den Grund des $ 81 der Städte» Ordnung für die ſechs öftlichen 
Trovinzen der Preußiſchen Monarchie vom 30. Mai 1853 wird zur Aus» 
ichrung diefes Geſetzes die nachſtehende Inftruftion ertheilt. 


I 


Um das Gebiet der Anwendung des Geſetzes beftimmt zu überfehen, 
it gemäß des $ 1 befielben genau feftzuftellen, welche Städte bisher auf 
m Provinzial» Landtage im Stande der Städte vertreten gnefen find 
in welden auf dem Provinzial-Pandtage nicht in diefem Stande ver> 
nretenen Städten eine der beiden Städte » Drbnungen vom 19. No— 
vnber 1808 und vom 17. März 1831 bisher gegolten hat. Dabei ift Hin« 
tärli der Beſtimmungen im zweiten Ylinea des $ 1 zu bemerfen, daß 
in den Sleden der status quo der gegenwärtig beftehenden Gemeinde 
Verfaſſung aud) da, wo die Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 
zingeführt worden (vergleiche 8 156 der letztern), fo lange aufrecht er⸗ 
kalten werden muß, bis über die nähere Feſtſetzuug ihrer Gemeinde-Ver— 
dalmiſſe die vorbehaltene Allerhöchſte Beltimmung erfolgt; ferner zum 
dritien Alinen, daß wegen der Städte» Berfaffung in Neu »Vorpommern 
und Rügen das hierüber vorbehaltene befondere Geſetz unter dem 31. Mai 
% 3. ergangen und gleihgeitig mit der gegenwärtigen Städte» Drbnung 
in der Gejenfammlurg verfündigt ift. 
I. 

In Städten, wo die Einführung der Gemeinde - Ordnung vom 
11. März 1850 bereits beendigt iſt (8 156), tritt die gegenwärtige Städte» 
Irdnung im Gemäßheit des $ 82 ſogleich nad) ihrer Berfündigung in 
Kraft und an die Stelle jener Gemeinde» Ordnung. Es iſt daher in diefen 

Rose, Staͤbte · Orduung. 








Dominien einem Stadtbezirt durch Beſchlüſſe der Kreise und Bezirks 
Kommiffionen mit dieyjeitiger Beftätigung zugefchlagen worden find, 
baldigft Anzeige zu erftatten und ihr Gutachten über die_fortdauernde 
Zwedmäßigfeit, Abänderung oder Aufhebung diefer Beſchlüſſe beizufügen. 


V. 


Der Magiſtrat veranlaßt in denjenigen Städten, wo die Einführung 
der Gemeinde-Drdnung vom 11. März 1850 noch nicht bis zur Einfegung 
des Gemeinderats gediehen ift (vergl $ 83), behufs Einführung der 
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als ob fie im November gewählt werden. 


VI. 


Bevor in Städten von nicht mehr als 2500 Einwohnern zur Wahl 
der neuen Stadtverordneten-Verfammlung felbft geſchriiten wird, fann 
die Frage zur Erledigung kommen, ob ſchon die gegenwärtige Gemeinde» 
Vertretung (vergl. die Veftimmung unter III) die Einrichtung der flädti» 
ihen Verſaſſung mit einer verminderten Zahl von Stadtverorbneten und 
ohne follegialifhen Gemeindevorftand nad) den Vorſchriften der $$ 72 und 
73 (Titel VIII) beantragen wolle. Die Annahme dieſer Einrichtung, 
welde den Heineren Städten eine ihren Berhältnifen im Allgemeinen 
entipredhende, einfache, wohlfeile und prompte Verwaltung bietet, ift über 
haupt zu begünftigen und wird für diejenigen Landestheile, wo viele 
Heinere Städte vorhanden find, der befonderen Aufmerkjamfeit bei An« 
wendung des Gefeges empfohlen. 

VL 

Mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniffe der Städte ift, 
bevor die Wahl der neuen Vertretung in einer Stadt vorgenommen wird, 
die Erwägung ber Frage zu empfehlen, ob in Gemäßheit des $ 11, Nr. 2 
des Gefeges_ ftatutarische Anordnungen himfichtlid der den gewerblichen 
Genoſſenſchaften bei Eintheilung der jtimmfähigen Bürger und bei Bildung 
der Wahlverfammlungen und der ftädtiihen Vertretung zu gewährenden 
angemejienen Berlicfihtigung getroffen werden follen. Die ftatutarifchen 
Anordnungen über diejen Gegenftand fönnen vermöge der im $ 11, Nr. 2 
enthaltenen bejonderen gefeelichen Ermädtigung abweichend von den all» 
gemeinen Wahlnormen ded Geſetzes getroffen werben. ı 

. Sollten indeß bie Verhandlungen über folde ftatutariiche Ber 
fimmungen unter der Wirkjamfeit der gegenwärtigen Gemeindevertretungen 
und Borftände bezüglich der Einführung des Gejeges (vergl. Nr. m) 
auf erheblihe Schwierigteiten ftoßen oder überhaupt feine Ausfiht au 
einen befriedigenden Erfolg gewähren, fo find diejelben der weiteren Er- 
mägung und Feſtſtellung mit den zunächft nad den allgemeinen Normen 
des Geſetzes zu wählenden Stadtbehörden vorzubehalten. Wie überhaupt 
die Beitimmungen des $ 11 der gegenwärtigen Stäbte-Orbnung über das 
Recht —e— Anordnungen (vergl. 88 5, 12, 21, 29, 59, 70) für 
die eriprießfiche organiſche Entwidelung der Stadtverfaflungen, mit Rüde 
fiht auf bewährte ältere Einrihtungen und wirklid, ſtädiiſche Elemente 
und EigentHümligfeiten, von großer Wichtigteit, daher. bei Anwendung 
des Gejeges der forgfältigften Benugung zu widmen jind, fo gilt dies 
vorzugsmeife von der gebadhten Vorſchrift in $ 11 sub Nr. 2, welde bei 

5® 
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umfihtiger und glüdlicher Ausführung dem ſtädtiſchen Gemeindeleben die 
träftigften Stütpunfte barbieten fann, namentlich wenn bie ſchon be» 
fehenden fo wie die ſich weiter ausbildenden Genoffenfhaften in den ge» 
werbetreibenden Einwohnern (Innungen, Zinfte, kaufniäuniſche Berbins 
dungen :c.) mit der Organifation der ftäbtiichen Kommunal -Verhältniffe 
zur gegenfeitigen Stärkung und Entfaltung wahrhaft ftäbtifhen Weſens 
in innigere Verbindungen gebracht werben. 

Nah dem Vorbilde alter, auf ſolchen Grundlagen beruhender be» 
wahrter Städte-Berfafjungen könnten beiſpielsweiſe im Sinne des $ 11, 
Nr. 2 bei Eintheilung der ftimmfähigen Bürger und Bildung der Wahl- 
verfammlungen die Kaufmannſchaft und ber Handwerksſtand, als bie vor= 
wiegenden ftädtifgen Elemente, unteridieden und in Hauptabtheilungen 
neben einander geftellt werben. Innerhalb biefer Hauptabtheilungen 
önnten alsdann die Kaufleute und bie Mitglieder des Haudwerksſtandes 
in den durch die vorhandenen gewerblichen Genoſſenſchafien an die Hand 
gegebenen Verbindungen wählen, namentlich in dem Gewerköftande etwa 

rgeftalt, daß die Genoſſen einer Innung oder mehrerer verwandter 
Innungen zufammentreten. Die übrigen mmfähigen Bürger könnten 
behufs der Wahlen entweder den Staufmannfdaften und den- Gemwerk- 
haften, je nachdem fie in ihren gefammten Berufßverhältniffen der einen 
ober anderen diefer Hauptabtheilungen am nächſten ftehen, beigejellt werden, 
oder nad) Anleitung ber allgemeinen Regel des $ 13 ehgefondert in drei 
Abteilungen wählen. Ber Bildung der ftädtifhen Vertretung felbft 
tönnten die gewerblichen Genoſſenſchaften in der Art eine angemefjene 
Berüdfihtigung erfahren, daß eine gewiſſe Anzahl Stellen in der Stadt 
verorbneten-Berfanmlung jedenfalls durch Vorfteher oder Mitglieder. von 
Genoſſenſchaften der Sau mannfäeft ober des Handwertsftandes nad ihrer 
befonderen Bedeutung befegt fein müßte und darnad bei den Wahl» 
einrichtungen das Erforderliche feftgefett würde. Bei allen Modalitäten, 
welche hiernach in der Zufammenfegung der Stadtverordneten » Berfamms 
lung überhaupt eintreten fönnen, ift aber ftets im Sinne des $ 16 an 
dem Grundfage feitzuhalten, daß ee die Hälfte derfelben aus 
Grundbefigern — muß. Auch iſt ſonſt bei den ſtatutariſchen An« 
ordnungen darauf zu [eben daß nad; den eigenthümlihen Verhältniſſen 
einer Stadt jedenfalls die darin bewährt gefundenen konſervativen Elemente 
eſchont und in voller Kraft erhalten werden. Zu dieſem Zwed wird ins 
[uge zu faſſen fein, daß den andern wohlhabenden und gebildeten Ein- 
mohnerflaffen neben dem Handwerkerſtande ein ausreichender Einfluß ge» 
figert werden muß, um in Gemeinihaft mit demfelben begründete und 
wahrhaft tonfervative Interefien gehörig zur Geliung zu bringen und 
Berirrungen auf dem Gebiete des öffentlichen Lebens und fozialen Uebeln 
angemeffen entgegenwirken zu fönnen, Bei ber befonderen Bedeutung, 
welche die Beftimmung des $ 11, Nr. 2 für die Entwidelung bes ftädtie 
hen Gemeindewefens hat, veranlaffe ich die Königliche Regierung, in 
den erften Fällen, wo es fi um deöfallfige ftatutarifhe Anordnungen 
Hanbeit, vor Ertheilung der Veftätigung darüber unter Bermittelung des 
öniglichen Oberpräfibenten an mid Bericht zu erftatten. Im Allgemeinen 
aber werben die Beflimmungen des $ 11 furſorglich zu benugen fein, um 
die in den bißherigen StabteBerfaflungen beruhenden, gewohnten und be» 
währten Einriätungen und Anordnungen, infoweit dadurch den Bor 


auf gewiſſe Vorausſetzungen unb Säle, um vornehmlich dauernde und 
nähere Beziehungen zu den ſtädtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten zur bes 
forheum Anerkennung zu bringen, zu beſchränken ift, z. B. mit bejonderer 

aftigung derjenigen Perſonen, welche durch Hausbeſitz oder ſelbſt⸗ 
ftändigen Gewerbebetrieb (nad) $ 5, Nr. 4a und b) der Stadt ange— 
hören, oder als Auszeichnung derjenigen, welche durch regelmäßige oder 
verbienftlihe Theilnahme an den öffentlichen Geſchäften der Gemeinde 
(Wahlen, Thätigkeit in Deputationen, Kommiffionen, Stabtverordnetens 
Verfammlung, Stadt-Yemtern) ihr lebendiges Interefje für die Stadt 
an den Tag gelegt haben. Uebrigens wird das Zuftandefommen zweck⸗ 
mäßiger ftatutarifcher Anordnungen der überhaupt wejentlic erleichtert 
und gefördert werden, daß diejelben nach der Yafjung bed gegenwärtigen 
Geſetzes nicht als ein vollitändiger Koder über alle den ftatutarifchen Ans 
ordnungen zugewieſenen Gegenjtände ergehen, fondern je nachdem ſich 
gerade bei dem einen oder dem andern im Laufe der Zeit die Beranlaffung 
und das Bedürfniß bietet, durch nad) einander folgende Seffegungen ges 
teoffen werben dürfen, deren Zufammentragung nad; Zeit und Gelegenheit 
vorbehalten bleiben kann. 


VII. 

Nach 88 82, 83 und 84 der gegenwärtigen Städte-Ordnung erfolgt 
bei Ausführung derjelben feine plögliche Entlafjung und Erneuerung der 
gegenmärtig vorhandenen Gemeinde-Beamten mit Einſchluß der gewählten 

berbürgermeifter und Bürgermeifter. Es verjteht ſich jebod) von felbft, 
daß, infoweit mit etwaiger Einrichtung der ftädtifhen Verfaſſung ohne 
tollegialifchen Gemeinde» Vorftand in Städten von nicht mehr ald 2500 
Einwohnern nad) den befonderen Vorſchriſten des Titel8 VIII die bis 
herige Stellung von Mitgliedern des Gemeinde-Borftandes überhaupt 
unverträglich ift, die durch die Natur der Sache bedingten Veränderungen 
ohne weiteren Aufenthalt eintreten müfjen. 

R. 

Bon Auffihts wegen ift darauf gu Halten, daß die Wahlen der neuen 
Magiftrat-Berfonen (88 31—33 und 72 und 73) bei Erfedigungen durch 
Ablauf ber Dienfeit in der Regel nicht früher als ein Jahr und nicht 
fpäter als ſechs Monate vor dem Ablaufe, in außerorbentlihen Erlebi» 
gungsfällen aber in Unfehung der Stellen der Burgermeiſter, Beigeord- 
neten und übrigen befoldeten Magiftratsmitglieder fofort vorgenommen 
werden. 





werben müfjen. Dies ift, wie bie Materialien des Gefeges ergeben, unter- 





jammitungen UMIET Zunimmung oes Wagram nam g 40 une 
faflen dürfen, die als Anlage zur Städte-Örbnung vom 19. No» 
vember 1808 (vgl. gas derjelben), oder die als Anhang zur 
tevidirten Städte-Ordnung vom 17. März 1831 (vgl. & 78 
derf.) ergangene Inftruktion zur Gefchäftsführung der Stadt 
verordneten ald Grundlage zu en; 

2. für den Geihäftsgang bei der ftädtiihen Verwaltung (88 56 ff. 
de8 gegenwärtigen Geſetzes) die Vorſchriften der auf Allerhöcjlte 
Anordnung unter der Herricaft der Städte- Ordnungen von 
1808 ımd 1831 ergangene Inftruftion für die Stadt-Magifträte 
in den Provinzen ganbenburg, Pommern, Preußen, Schlefien, 
Poſen und Sachſen vom 25. Mai 1835 (Annalen XIX. ©. 733) 
beizubehalten. 

Diefe Inftruftion enthält in den SS 4, 20 Nr. 5, 26 bis 31 auch 
nähere Anordnungen Hinjichtlich der Geſchäftsverhältniſſe der Deputationen 
und Kommijfionen. Für bie Kirchen und Schul-Deputationen, melde 
ich ihrem Refiortverhältniffe gemäß nicht blos auf dem Gebiete der eigent= 
lien Gemeinde-Berwaltung bewegen, bilden die neben den älteren Staͤdte ⸗ 
Ordnungen ergangenen bejonderen Beftimmungen fernerhin die leitenden 
Normen, die auch bei den im 8 59 am Schluffe der ftatutariihen An« 
ordnungen vorbehaltenen bejonderen Feſtſetzungen über die Zujanmene 
fegung der bleibenden Verwaltungs-Deputationen zu beahten find. Es 
verfteht ſich jedoh, day überhaupt die Zuziehung von Geiftlihen und 
Schulmännern in ihrer Eigenſchaft als ftinmfähige Bürger ($ 5) bei der 
Zildung von Deputationen zulälfig ift, wenngleich fie nad) SS 17 und 30 
nicht Viitglieder der Stadtverorbneten-Verfammlung und des Magiftrats 
‘ein fönnen. 

Zu der Beftimmung in $ 59 des gegenwärtigen Geſetzes, daß auch 
blos aus Mitgliedern des Magiftrats Deputationen zufammengefegt wer= 
den fönnen, hat das Vedürjnig großer Städte Veranlaſſung gegeben, 
behufs der Geſchäftsvertheilung ähnliche Einrichtungen zu treffen, wie bei 
den Regierungsfollegien durd die Bildung bejonderer Abtheilungen be— 
!tehen. Es wird daher von jener Vorſchrift auch nur in fehr begrenztem 
Umfange bei hierzu entichieden Hevortretendem Bedürfniſſe Gebraudy zu 
machen und dabei ein forgjältiges Augenmerk darauf zu richten fein, daß 
tein unfiherer und fchleppender Gejhäftsgang entiteht und die Einwirtung 





tann, gewiſſermaßen als Surrogat der früheren Burgerrechtsgelder er« 
icheint, iſt bei Sehtellung der Beträge des Eintrittd- oder Hausftands- 
geldes auch die früher übliche Se der Bürgerrechtögelder zu beachten. 
Bei Einführung, eines befonderen Einzugsgeldes, von defien Entrihtung 
überhaupt die Niederlaffung in der Gemeinde abhängig gemadjt werden 
tan, muß aud) der Umftand in Betradt kommen, daß die Landgemeinden 
in der Lage find, durd Einführung einer ähnlichen Abgabe eine 
gewiſſe Neziprozität gegen die Städte zur üben. Es wird ſich —* em⸗ 
dichlen, dergleichen —E — in mäßigen Beträgen zu genehmigen, 
um in Erwartung ber weiteren Entwicelung der Oefebgebung über das 
Landlihe Gemeindewefen [in feiner Zeit, unter Mitberüdfihtigung der⸗ 
felben, die weiteren Anordnungen treffen zu können. Die befondere Ber 
kimmung, daß Beamte, welde in Folge bienftliher Verſetzung ihren 
fenthalt im Stadtbezirk nehmen, zur Entrihtung des Einzugs- und 
Hautſiandsgeldes nicht verbunden jind, bezieht ſich hinſichtlich der Ent: 
tihtung des Hausftandögeldes nad den Materialien des Geſetzes auch auf 
den Fall, wenn Beamte nicht fogleid bei der Weberjiedelung, fondern exit 
nah längerem Aufenthalt einen Hausftand gründen. Die Entrichtung 
einer jährlichen Abgabe oder eines Einkaufsgeldes für die Theilnahme an 
den Gemeindenugungen fann nur nad) den vorhandenen einzelnen Arten 
der im $ 50 Nr. 4 bezeichneten Nugungen Denjenigen, welde daran 
wirklich Theil nehmen, als ein entſprechendes Aequivalent auferlegt werben. 








XVI. 


Die Aufſicht des Staats über die ſtädtiſchen Gemeinde-Angelegen- 
heiten, melde nach $ 76 der Regierung und in höherer Inftanz dem 
Iherpräfidenten zufteht, ift in Gemäßheit der Inftruftionen vom 23. Of 
tober 1817 und 31. Dezember 1825 (Geſ.-Samml. 1817 ©. 248 und 
1826 ©. 1 und 5) auszuüben. Die Regierung fann, infoweit ihr nicht 
ausdrüdlidy die Emtjcpeibung ober Genehmigung in einzelnen Paragraphen 
der gegenwärtigen Gtädte- Ordnung, namentlih 88 2, 11, 15, 20, 21, 
2%, 33, 36, 44, 50, 51, 52, 53, 54, 57, 62, 64, 65, 72, 73, 77, 78, 
vorbehalten ift, den Yandräthen, als ihren beftändigen Kommifjarien, nad) 
Ledürjnig eine Mitwirkung bei Ausübung der Aufüiht über die Kommunal» 








dieſe Steuern vertheilt werden fol. Zur Freilaſſung 


Srusptsuge UHU_YuL VIE vugl CIJWEUTLINgEH Amviunungen wu Jujsus- 
nonen zu erlafjen. 
VUrtundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 
keigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 31. Mai 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
ten Manteuffel. von der Heydt. Simons von Raumer. 
von Veftphalen. von Bodelfhwingh. von Bonin. 
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Grundftüce, welche bisher noch feinem Gemeindebezirk oder feinem 
selbftftändigen Gutsbezirke ($ 3 der Yandgemeinde-Drdnung) angehört 
deben, können nach Vernehmung der Betheiligten und nad Anhörung 
Kreistages unter Genehmigung des Oberpräfidenten mit dem Stadt 
fe vereinigt werden. 

Eine Vereinigung eines ländlichen Gemeindes oder eines felbft- 
igen Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde fann nur unter Zus 
mmung der Dertretungen der ‚betheiligten Gemeinden ſowie des 
berheiligten Qutsbefigers, nad Anhörung des Kreistages, mit Geneh— 
rızung des Könige erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundftüde von einem Stadtbezirke und 
Tereinigung mit einem angrenzenden Gemeinde oder felbftftän- 
Gutsbezirke fowie die Abtrennung einzelner, bisher zu einer 
deren Gemeinde oder zu einem felbftftändigen Gute gehörenden Grund» 
Hide und deren Bereinigung mit einem angrenzenden Stadtbezirke kann 
sh Anhörung des Kreistages mit Genehmigung des Minifters des 
nern vorgenommen werden, wenn außer den Vertretungen der be= 
aligten Gemeinden und den betheiligten Gutsbefigern aud die Eigen- 
t jener Grundftüde darin eimmwilligen. In Ermangelung der 
illigung alter Betheiligten Tann eine Veränderung diejer Art in 
Gemeinde oder Gutsbezirken nur in dem Falle, wenn diefelbe im 
etlichen Intereſſe als nothwendiges Bebürfniß fich ergiebt und als— 
an nur mit Genehmigung des Königs nad) Vernehmung der Be— 
eligten und nad Anhörung des Kreistages ftattfinden. 

In allen vorjtchenden Fällen ift der Beſchluß des Kreistages vor 
lung der höheren Genehmigung den Betheiligten nachrichtlich mit 
bihilen. 

Wo und ſoweit in Folge einer derartigen Veränderung eine Aus— 
enderfegung zwiſchen den Betheiligten ſich als nothwendig ergiebt, 
it ſolche im Verwaltungswege zu bewirken. 

Bird hierbei eine uͤebereinkunft unter den Betheiligten vermittelt, 
" gemügt die Genehmigung der Regierung; im Falle des Widerſpruchs 
wigeidet der Oberpräjident. 

Privatrechtliche Verhältniffe dürfen durch dergleichen Veränderungen 
"mals geftört werden. 

Eine jede folhe Veränderung ift durch da8 Amtsblatt befannt zu 
Ehen, Veränderungen, welche bei Gelegenheit einer Gemeinheits- 
Valung vorfommen, unterliegen diefen Bejtimmungen nicht. 
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pflichtet, wenn fie im Stadtbezirke mit Grundeigenthum angeſeſſen find 
oder ein ftehendes Gewerbe betreiben. Von anderen direkten Gemeinde 
Abgaben und „Laften find diefelben, mit Ausnahme der Militärärzte 
rüdfichtlich ihres Einfommens aus einer Civilprazis, frei. Bon Ver⸗ 
brauchsabgaben bleiben nur die Militär- Speifeeinrihtungen und ähn⸗ 
liche Anftalten in dem bisherigen Umfange befreit. 

Die in dem Gefege, betreffend die Aufhebung der Grundſteuer⸗ 
befreiungen vom 24. Februar 1850, $ 2 (G.“S. ©. 62), bezeichneten 
ertragsunfähigen oder zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebraude 
beftimmten Grundſtücke find nad) Maßgabe der Kabinets-Ordre vom 





Beinen, Google 


Dppanoigen, EINET WEMEINDE gieichgeſteuten Gutes DOoer ein [Imme 
berechtigter Einwohner einer Landgemeinde feinen Wohnfig nad einer 
Stadt verlegt. 

Der Mogiftrat ift im Einverftändnifje mit der Stadtverordneten⸗ 
Verfammlung befugt, Männern, welche fi um die Stadt verdient ge» 
macht Haben, ohne Rüdfiht auf die oben gedachten befonderen Erfor⸗ 
derniffe, das Ehrenbürgerreht zu ertheilen, woburd feine ftädtifchen 
Verpflichtungen entftchen. 


87. 

Wer in Folge rechtskräftigen Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre 
verfuftig geworden (88 33 u. 34 Nr. 4 des Strafgefegbuches), verliert 
dadurch auch das Bürgerrecht und die Befähigung, dafjelbe zu erwerben. 

Wem durch rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürger- 
lichen Ehrenrechte unterfagt ift ($ 35 des Strafgefegbuches), der ift 
während der dafür in dem Erfenntniffe feftgefegten Zeit von der Aus- 
übung des Bürgerrechts ausgefchloffen. 

Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Berfegung 
in den Anklageftand oder wegen eines Vergebene, welches die Unter 
jagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nad) fich ziehen muß 
oder Tann, die Berweifung an das Strafgeriht ausgefprochen, ober ijt 
derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, fo ruht die Ausübung des ihm 
zuſtehenden BürgerrechtS fo lange, bis die gerichtliche Unterfudhung 
beendigt iſt. Verfällt ein Bürger in Konkurs, fo verliert er dadurch) 
das Bürgerredt. Die Befähigung, dafjelbe wieder zu erlangen, kann 
ihm nad Beendigung des Konkursverfahrens von den Stadtbehörden 
verliehen werden, jedoch dem Handelsmann, Schiffsrheder oder Fabrik⸗ 
beiger erft nad) erfolgter Wiedereinfegung in den vorigen Stand. 

Das Bürgerrecht geht verloren, fobald eins der zur Erlangung 
deſſelben vorgeſchriebenen Erforderniſſe bei dem bis dahin dazu Bes 
techtigten nicht mehr zutrifft. 

88. 

Wer in einer Stadt ſeit einem Jahre mehr als einer der drei 
beditbefteuerten Einwohner ſowohl an direkten Staats- als an Ge⸗ 
meinde-Abgaben entrichtet, iſt, auch ohne im Stadtbezirke zu wohnen 
oder fich daſelbſt aufzuhalten, beredtigt, an den Wahlen Theil zu 

g* 
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1. über folche Angelegenheiten der Stadtgemeinde fowie über 
ſolche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren 
das gegenwärtige Geſetz Verſchiedenheiten geftattet oder feine 
ausdrüdlichen Beftimmungen enthält; 

2. über fonftige eigenthümliche Verhättniffe und Einrichtungen, 
insbefondere hinfichtlich der den gewerblichen Genofjenfchaften 
bei Eintheilung der ftimmfähigen Bürger und bei Bildung der 
Wahlverfammlungen und der ftädtifchen Vertretung zu ge: 
währenden angemefjenen Berüdfihtigung. Dergleihen An- 
orbnungen bedürfen der Veftätigung des Oberpräfidenten. 


Titel. 


Don der Dufommenfehung nnd Wahl der Stadtverordneten- 
Verfammlung. 
812. 


Die Stadtverorbneten-Verfammlung befteht aus 12 Mitglieern 
in Stadtgemeinden von weniger als 2500 Einwohnern, 
aus 18 Mitgliedern in n Gemeinden von 2,500— 5,000 Einw. 


» 24 5 - = 5 001—10, 00  « 
30 J ⸗10,001 -20,000 = 
36 . = 20, ‚00130, ‚000 = 


In Gemeinden von mehr als 30,000 Einwohnern "treten für jede 
weiteren 20,000 Einwohner ſechs Stadtverordnete hinzu. 


tenden diretten Staatsſteuern (Wrund-, Einfommen-, Klajjen- und We: 
werbefteuer) und Gemeindefteuern in drei Abtheilungen getheilt. 

Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen, auf welche die höchſten 
Beträge bis zum Belaufe eines Drittels des Gefammtbetrages der 
Steuern aller ftimmfähigen Bürger fallen. 

Die übrigen ftimmfähigen Bürger bilden die zweite umd britte 
Abtheilung; die zweite reiht bis zum zweiten Drittel der Gefammt- 
fteuer alter ftimmfähigen Bürger. 

Im die erfte, beziehungsmweife zweite Abtheilung gehört auch der- 
jenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweife in das erfte, beziehungsweiſe 
zweite Drittel fällt. 

Steuern, die für Grundbefig oder Gewerbebetrieb in einer andern 
Gemeinde entrichtet werden, fowie die Steuern für die im Umherziehen 
betriebenen Gewerbe find bei der Bildung der Abtheilungen nicht an— 
zurechnen. 

Kein Wähler kann zweien Abtheilungen zugleich angehören. 

Läßt ſich weder nach dem Steuerbetrage noch nad; der alpha= 
betifhen Ordnung der Namen beftimmen, welcher unter mehreren 
Wählern zu einer beftimmten Abtheilung zu rechnen ift, fo entjcheidet 
das Loos. 

Jede Abtheilung wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne 
dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden zu fein. 

8 14. 

Gehören zu einer Abtheilung mehr als fünfhundert Wähler, fo 
Tann die Wahl derfelben nach dazu gebildeten Wahlbezirken gefchehen. 

Enthält eine Stadtgemeinde mehrere Ortfchaften, fo kann diefelbe 
mit Ruckſicht hierauf in Wahlbezirfe eingetheilt werden. 

Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirfe fomie die Anzahl 
der von einem jeden derfelben zu wählenden Stadtverordneten werden 
nad Maßgabe der Zahl der ftimmfähigen Bürger von dem Magiftrat 
feftgefegt. 

g 15. 

Bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten, kann 

die Regierung nach Verhältniß der Einwohnerzahl beftimmen, wie, viel 


8 14 nad) den Bahlbezirken eingetheift. — 


oahreno DIEIET Zeit ruuu JEDET Eiuwohner der Stadtgemeinde 
gegen die Nichtigkeit der Lifte bei dem Magiftrate Einwendungen er- 
heben. 

Die Stabtverordneten - Verfammlung Hat darüber bis zum 15. 
Auguft zu beſchließen; der Beſchluß bedarf der Zuftimmung des Ma- 
giftrats; verfagt diefer die Zuftimmung, fo tft nach Vorſchrift des 
8 36 zu verfahren. 

Iſt in diefem Falle über die Einwendungen von der Regierung 
entfchieden, fo findet eine Berufung an letztere von Seiten Desjenigen, 
welcher die Einwendungen erhoben Hat, nicht weiter ftatt; in allen 
anderen Fällen fteht demfelben innerhalb zehn Tagen nad Mittheilung 
des Beſchluſſes der Stadtverordneten der Rekurs an die Regierung 
zu, welche binnen vier Wochen ohne Bulaffung einer weiteren Beru« 
fung entfcheibet. 

Soll der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen Ein 
wohners wieber ausgeftrichen werben, fo ift ihm dieſes acht Tage vor« 
Her von dem Magiftrat unter Angabe der Grunde mitzutheilen. 


8 21. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordneten⸗ 
Verſammilung finden alle zwei Jahre im November ftatt. Die Wahlen 
der dritten Abtheilung erfolgen zuerft, die der erften zulekt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erfage innerhalb der Wahlperiode 
ausgefchiedener Mitglieder müffen angeordnet werden, wenn die Stadt- 
verordneten» Berfammlung oder der Magiftrat oder die Regierung es 
für erforderlich erachten. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende 
derjenigen Wahlperiode in Thätigleit, auf welche der Ausgeſchiedene 
gewählt war. 

Alle Ergänzungs- ober Erfagwahlen werden von denſelben Abthei- 
tungen und Wahlbezirken ($ 14) vorgenommen, von denen der Aus: 
geſchiedene gewählt war. ft die Zahl der zu mwählenden Stadtver- 
ordneten nicht durch drei theilbar, fo ift, wenn nur Einer übrig bleibt, 
diefer von der zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben Zwei übrig, fo 
wählt die erfte Abtheilung den Einen und die dritte Abtheilung den 
Andern. 


82. 


Der Magiftrat hat jederzeit die nöthigen Beftimmungen zur Er- 
gänzung der erforderlichen Anzahl von Hausbefigern (8 16) zu treffen. 





veruup wun. 


Diefe Zufammenftellung gilt alsdann als die Kifte der Wählbaren. 





und vom Magiftrate aufzubewahren. Der Magiftrat hat das Ergebniß 
der volfendeten Wahlen fofort befannt zu machen. 

Segen das ftattgehabte Wahlverfahren Tann von jedem ftimm- 
fähigen Bürger, innerhalb zehn Tagen nad) der Bekanntmachung, bei 
der Aufjichtsbehörde Beſchwerde erhoben werben. 

Bei erheblichen Unregelmäßigkeiten hat die Aufjichtsbehörde die 
Wahlen auf erfolgte Befchwerde oder von Amts wegen innerhalb zwanzig 
Tagen nach der Belanntmahung durch eine motivirte Entfdeidung für 
ungültig zu erffären. 


g 28. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Stadtverord- 
neten treten mit dem Anfang des nächftfolgenden Jahres ihre Verrich⸗ 
tungen an; die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der neu 
gewählten Mitglieder in Thätigkeit. 

Der Magiftrat hat die Einführung ber Gemählten und deren 
Verpflichtung durch Handſchlag an Eidesftatt anzuordnen. 


Titel I. 


Don der Dufammenfehung und Wahl des Magiſtrats. 


20. 


Der Magiſtrat beſteht aus dem Bürgermeiſter, einem Beigeord⸗ 
neten oder zweiten Bürgermeiſter als deſſen Stellvertreter, einer Ans 
zahl von Schöffen (Stadträthen, NRatheherren, Rathmännern) und, 
wo dad Bedürfniß es erfordert, mod aus einem oder mehreren befols 
deren Mitgliedern (Syndikus, Kämmerer, Schulrath, Baurath). Es 
gehören zum Magiftrat in Ctadtgemeinden von weniger als 

2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
2501 bis 10,000 „ 4 " 
10,001 „ 30,000 " 6 


” 


eins, Google 


Sal 


Durch Beſchluß der Stadtverordneten können aud regelmäßige 
Sihungstage feitgefegt werden; es müffen jedoch auch dann die Gegen- 
fände der Verhandlung, mit Ausnahme dringender Fälle, mindeftens 
zwei freie Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiftrat ans 
gezeigt werden. 


g42. 


Die Stadtverordneten-Verſammlung Tann nur beſchließen, wenn 
mehr als die Hälfte der Deitglieder zugegen ift. Eine Ausnahme hier⸗ 
von findet ftatt, wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur 

Terhandlung über denfelben Gegenftand aufammenberufen, dennoch nicht 
in genügender Anzahl erſchienen find. 

Bei der zweiten Zufammenberufung muß auf diefe Beftimmung 
ausdrüdlich Hingemiefen werden. 


84. 

Die Befchlüffe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit entfcheidet die Stimme des VBorfigenden. Wer nicht mitftimmt, 
wird zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber 
lediglich nad) der Zahl der Stimmenden feftgeftellt. 

844. 

An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadt: 
gemeinde darf Derjenige nicht Theil nehmen, dejjen Intereſſe mit dem 
der Gemeinde in Widerſpruch fteht. Kann wegen dieſer Ausjchliegung 


wiefen find, mitgetheilt werden. 

Den Stadtverordneten-Verfammlungen bleibt überlaffen, unter Zu: 
ftimmung des Magiftrats eine Gefchäftsordnung abzufallen und darin | 
Zuwiderhandlungen ber Mitglieder gegen die zur Aufrechthaltung der 
Ordnung gegebenen Vorfchriften mit Strafen zu belegen; die Strafen 
können nur in Geldbußen bis zu fünf Thalern und bei mehrmald 
wiederholten Zumiderhandlungen in der auf eine gewiſſe Zeit oder für 
die Dauer der Wahlperiode zu verhängenden Ausfchliegung aus der 
Verſammlung beftehen. Verſagt der Magiftrat feine Zuftimmung, fo 
tritt das im $ 36 vorgefchriebene Verfahren ein. 


848. 


Die Stadtverordneten befehließen über die Benugung des Gr 
meinbevermögen®; die Deklaration vom 26, Juli 1847 (&.-©. ©. 327) 
bleibt dabei maßgebend. 





kunmmungen des gegenwärtigen Gefeges ($ 5) am ſich felbft nicht maß- 
gebend. 
89. 

Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

1. zur Veräußerung von Grundftüden und ſolchen Gerechtfamen, 
welche jenen gejeglich gleichgeſtellt find; 

2. zur Veräußerung oder wefentlichen Veränderung von Sachen, 
welde einen befonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen ober 
Kunſtwerth haben, namentlich) von Archiven; 

3. zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schulden- 
beftande belaftet oder der bereitS vorhandene vergrößert wird; 

4. zu Veränderungen in dem Genuffe von Gemeinde- Nutungen 
(Wald, Weide, Heide, Torfftih u. dergl.). 

8 50. 

Die freiwillige Veräußerung von Grundftüden ıc. ($ 49, Nr. 1) 
darf nur im Wege der Lizitation auf Grund einer Taxe fattfinden. 

dur Gultigkeit der Lizitation gehört: 

1. eine öffentlich auszuhängende Ankündigung und Ausruf; 

2. einmalige Velanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung 
oder durch ein im Kreiſe erſcheinendes Blatt; 

3. eine Friſt von ſechs Wochen von der Belanntmahung bis 
zum Lizitationstermine, und 

4. Abhaltung diefes Termins durch eine Juſtiz- oder Magiftrats- 
perjon. 

Bei Veräußerung von Grundftücden, welche nicht mit Gebäuden 
beiegt find, kann ein beglaubigter Auszug aus dem Grundſteuerkataſter 
die Stelle der Taxe vertreten, und wenn der Kataſtral-Reinertrag folder 
Grundſtücke zwei Thaler nicht überfteigt, die unter 2. erwähnte Be— 
lanntmachung unterbleiben. 

Das Ergebniß der Lizitation ift der Stadtverordneten-Berfomm- 
fung mitzutheilen und Yann nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag 
ertheilt werden. 

In befonderen Fällen kann die Regierung auch den Verkauf aus 


vom 15. Wat 1806 Wegen Erhebung eines Wınzugspeldes, eines 
Hausftande- oder Eintrittögeldes und eines Einfaufsgeldes werden 
hiermit aufgehoben. An Stelle deffelben treten nachftehende Beftim- 
mungen (88 2 bis 10). 

8 2. Die Stadtgemeinden find befugt, auf Grund von Ge- 
meinbebefhläffen, welche die Genehmigung der Regierung erhalten 
haben, die Entrichtung von 

1. Einzugsgeld bei Erwerb der Gemeinde » Ungehörigfeit ($ 3 

der St.-D.), 

2. Bürgerrechtögeld bei Erwerb des Bürgerrechte, 

3. Einfaufsgeld anftatt oder neben einer jährlichen Abgabe für 

die Theilnehmenden an den Gemeindenugungen ($ 50 Nr. 4, 
8 49 Nr. 4, 8 46 Nr. 4 der betr. St.-D.) 
anzuordnen. 


(der Wiederlafjung an einem Drte) nicht mehr erhoben, auch 

tein Rüdftand einer folchen Abgabe mehr eingefordert werden. 

$ 6. In denjenigen Städten, in welchen ein Bürgerrechtsgeld 

eingeführt ift, darf vor defien Berichtigung das Bürgerrecht nicht aus- 

geübt werben. Abftufungen in dem Betrage der Abgabe find ftatthaft. 

Wo zur Zeit ein Hausftandsgeld erhoben wird, tritt bis zu ander 

weitiger Zeftftellung das Bürgerrechtögeld mit gleichem Betrage an 

beffen Stelle. Die Verpflichtung zur Entrichtung beffelben tritt aber 
erft mit dem Zeitpunfte des Erwerbes des Bürgerrechts ein. 

8 7. Das Bürgerrechtsgeld darf innerhalb derjelben Gemeinde 
von Niemandem zweimal erhoben werden. Es gilt im diefer Beziehung 
das bißherige Hausftandsgeld dem Bürgerrechtögelde gleich. 

Die im $5 Nr. 3 und 4 genannten Perfonen find in den dort 
a Fallen auch von der Entrictung des Burgerrechtsgeldes 
befreit. 

88. Die Verpflihtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes 
fowie der demfelben entfprechenden jährlichen Abgabe, ruht, fo Lange 
auf die Theilnahme an den Gemeinde-Nugungen verzichtet wird. 

89. Hinfihtlih der Berjäßrung und der Reklamationen findet 
das Gefeg vom 18. Yuni 1840, jedoch nur mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die nicht zur Hebung geftellten Einzugs-, Bürgerrechts⸗ 
oder Einkaufsgelder erft in zwei Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
in welchen die Zahlungsverbindlichkeit entftanden ift, verjähren. 

Das Geleg vom 11. Juni 1822, fowie die Kab.-Ordre vom 
14. Mai 1832 find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 

10. Die auf Grund der aufgehobenen Paragraphen ber 
Städte- Ordnung erlaffenen oder älteren noch geltenden Regulative 
bleiben in Kraft, ſoweit fie den Beftimmungen diefes Gefeges nicht 
widerſprechen. 

8 11. Dieſe Beſtimmungen find auch in denjenigen ‚Drtföaften 
(Zleden) zur Anwendung zu bringen, welhe auf Grund des $ 1 
Abf. 2 der Stäbte- Ordnung vom 30. Mai 1853 eine der letzteren 
nachgebildete Drtsverfaffung befigen, melde ihnen die Erhebung eines 
Einzugsgeldes oder Hausftandsgeldes oder Einfaufsgeldes geftattet. 


8 52. 


Soweit die Einnahmen aus dem ftädtifchen Vermögen nicht hin⸗ 
reichen, um die durch das Bedurfniß oder die Verpflichtungen ber Ge» 
Koße, Stäbte-Drbnung. 7 


Schläge zu den direkten Steuern, wenn der Zufchlag ent» 
weder 50 Prozent der Staatsfteuern überfteigen oder nicht 
nad gleihen Sägen auf diefe Steuern vertheilt werden 
fol. Zur Sreilafjung oder geringeren Belaftung der Iegten 
Klaſſenſteuerſtufe bedarf es diefer Genehmigung nicht. 
II. In befonderen direkten oder indirekten Gemeindefteuern, welche 
der Genehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie neu ein- 
geführt, erhöht oder in ihren Grundfägen verändert werden 
follen. Bei befonderen Kommunal-Einfommenfteuern ift jeden» 
falls die sub I. 2 erwähnte Beſchränkung maßgebend. Die 
beftehenden direkten Kommunal-Einfommenfteuern werden einer 
aan Prüfung und Genehmigung ber Regierung unter» 
worfen. 


853. 


Die Gemeinde kann durch Beſchluß der Stadtverordneten zur 
Leiftung von Dienften (Hand und Spannbdienften) behufs Ausfüh> 
rung von Gemeinde-Arbeiten verpflichtet werden; die Dienfte werden 
in Geld abgeſchätzt, die Vertheilung gejchieht nach dem Maßſtabe der 
Gemeinde-Abgaben oder in deren Ermangelung nach dem Maßftabe ber 
direkten Eteuern. Abmeichungen von diefer Vertheilungsart bedürfen 
der Genehmigung der Regierung. Die Dienfte können, mit Ausnahme 
von Nothfällen, durch taugliche Stellvertreter abgeleijtet oder nach der 
Abfhägung an die Gemeindelaffe bezahlt werden. 


8 54. 


Zei Verwaltung der Gemeindewaldungen find die Verordnungen 
vom 24. Dezember 1816 und die in Gemäßheit derfelben erlaffenen 
und zu erlafenden Reglements zu beachten. 


8 55. 


Der Gemeinde-Einnehmer wird von den Stabtverordneten gewählt, 
welche auch die von demfelben fowie von anderen Gemeindebeamten zu 
leiſtenden Kautionen zu beftimmen haben. 


. die Beichlüffe der Stadtverordneten-Verfammlung vorzubereiten 
und, fofern er fi mit denfelben einverftanden erklärt, zur 
Ausführung zu bringen. 

Der Magiftrat ift verpflichtet, die Zuftimmung und Aus- 
führung zu verfagen, wenn von den Stadtverordneten ein Be- 
ſchluß gefaßt ift, welcher deren Befugniß überfchreitet, gejeg- 
oder rechtswidrig ift, das Staatswohl oder da® Gemeinde 
Intereſſe verlegt. — In Fällen diefer Art ift nach den Ber 
ftimmungen im $ 36 zu verfahren. Daffelbe gilt für den 
Tall, wenn der Magiftrat die Ernennung des gewählten Ein- 
nehmers ($ 55) beanftanden zu müffen glaubt; 

. die ftädtifhen Gemeinde-Anftalten zu verwalten und diejenigen, 
für welche befondere Verwaltungen eingefegt find, zu beauf- 
figptigen; 

. die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwalten, die auf dem 
Etat oder befonderen Beſchlüſſen der Stadtverorbneten be⸗ 
ruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweifen und das Rech⸗ 
nungs: und Kaſſenweſen zu überwachen. 

Bon jeder regelmäßigen Kaffenrevifion ift der Stadtverord- 
neten-Verfammlung Kenntniß zu geben, damit fie ein Mit- 
glied oder mehrere abordnen könne, um dieſem Geſchäfte 
beizumwohnen; bei außerordentlihen Kaffenrevifionen ift der 
Vorfigende oder ein von demfelben ein- für allemal bezeich- 
netes Mitglied der Stadtverordneten-Verfammlung zuzuziehen; 

. das Eyadım der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte 
zu wahren; 

. die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtverordneten darüber 
vernommen worden, anzuftellen und dieſelben, einſchließlich des 
Gemeinde-Einnehmers (8 55), zu beauffichtigen; die Anftellung 
erfolgt, foweit es ſich nicht um vorübergehende Dienftleiftuns 
gen handelt, auf Lebenszeit, doc können diejenigen Unter- 
beamten, welche nur zu mechaniſchen Dienftleiftungen beftimmt 
find, auf Kündigung angenommen werden; 

. die Urkunden und Äkten der Ctadtgemeinde aufzubewahren; 

. die Stadtgemeinde nad; außen zu vertreten und Namens der⸗ 
felben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den 
Schriftwechſel zu führen und die Gemeinde-Urfunden in der 


” 


858. 


Der Bürgermeifter leitet und beauffichtigt den ganzen Gefchäfts 
gang bei der ftädtifchen Verwaltung. 

In allen Fällen, wo die vorherige Beſchlußnahme duch den Ma- 
giftrat einen nachtheiligen Zeitverluft verurfahen würde, muß ber Bür- 
germeifter die dem Magiftrat obliegenden Geſchäfte vorläufig allein 
beforgen, jedoch dem letzteren im der nächſten Sigung behufs der Be— 
ftätigung oder anderweitigen Beſchlußnahme Bericht erftatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin fteht dem Bürgermeifter 
das Recht zu, den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern 
und außerdem den unteren Beamten Arreftftrafen bis zu drei Tagen 
aufzulegen (88 15, 19 und 20 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, 
G.S. ©. 465). 


alten Beziehungen dem Weagijtrate untergeordnet find, werden die Stadt- 
verordneten und ftimmfähigen Bürger von der Stadtverordneten-Ver- 
fanmlung gewählt, die Dagiftratsmitglieder dagegen von dem Bürger» 
meijter ernannt, welder auch unter Iegteren den Vorſitzenden zu 
bezeichnen bat. Durch ftatutarifche Anordnungen können nad den 
tigenthümlichen örtlichen Verhältniffen befondere Feftfegungen über die 
Aufammenfegung der bleibenden Verwaltungs Deputationen getroffen 
werden. 


8 60. 


Alle Stadtgemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher 
Bevölkerung werden von dem Magiftrate nach Anhörung der Stadt 
verordneten im Ortsbezirke eingetheilt. Jedem Bezirke wird ein Be— 
zirlsvorſteher vorgefegt, welcher von den Gtadtverorbneten aus ben 
ftimmfähigen Bürgern des Bezirks auf ſechs Jahre erwählt und vom 
Magiftrate beftätigt wird. In gleicher Weife wird für den Fall der 
Serhinberung des Bezirkövorftehers ein Stellvertreter deſſelben an- 
geitelit. 

Die Bezirksvorfteher find Organe des Magiftrats und verpflichtet, 
feinen Anordnungen Folge zu leiften, ihn namentlich in den örtlichen 
Geſchäften des Bezirks zu unterftügen. 


861. 


Jedes Jahr, bevor fich die Stadtverorbneten- Verfammlung mit 
dem Haushalts-Etat befhäftigt, Hat der Magiftrat in öffentlicher Sigung 
derfelben über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde-Angelegen- 
heiten einen vollftändigen Bericht zu erftatten. Tag und Stunde wer- 
den wenigften® zwei freie Tage vorher in der Gemeinde befannt ger 
macht. 

8 62. 

Der Bürgermeiſter hat nach näherer Beſtimmung der Geſetze 
folgende Geſchäfte zu beſorgen: 

L Wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Be— 

horden übertragen ift: 
1. die Handhabung der Ortöpoligei; 


Google 





woroen IT, Der eintretender Vienſtunfahigteit penſion nach venjeiven 
Grnndfägen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwen: 
dung kommen. 

Ueber die Penfionsanfprüce der Bürgermeiſter, der befoldeten 
MagiftratSmitglieder und der übrigen befoldeten Gemeindebeamten ent- 
ſcheidet in ftreitigen Fällen die Regierung. Gegen den Beſchluß der 
Regierung, foweit derfelbe ſich nicht auf die Thatſache der Dienft- 
unfähigfeit oder darauf bezieht, welcher Theil des Dienfteinfommens 
als Gehalt anzufehen fei, findet die Berufung auf richterliche Entfchei- 
tung ftatt. Ungeachtet der Berufung find die feftgefegten Beträge vor» 
läufig_ zu zahlen. 

Die Penfion fällt fort oder ruht infoweit, al8 der Penſionirte 
duch anderweitige Anftellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein 
Einfommen oder eine neue Penfion erwirbt, welde, mit Zurechnung 
der erften Penfion, fein früheres Einkommen überfteigen. 


Titel VIL 


Von dem Gemeindehanshalte. 
866. 

Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienſte, welche ſich im 
Voraus beſtimmen lafjen, entwirft der Magiftrat jährlich, ſpäteſtens 
im Eeptember, einen Haushalts-Etat. Mit Zuftimmung der Stadt 
verordneten kann die Etatöperiode bis auf drei Jahre verlängert werden. 
, „Der Entwurf wird acht Tage lang, nad) vorheriger Verkündigung, 
in einem ober mehreren von dem Magiftrate zu beftimmenden Lokalen 
zur Einfiht aller Einwohner der Stadt offen gelegt und alsdann von 
ten Etadtverordneten feftgeftellt. Eine Abjchrift des Etats wird fofort 
der Aufſichtsbehörde eingereicht, 

8 67. 

Der Magiftrat hat dafür zu forgen, daß der Hanshalt nach dem 
Ctat geführt werde. Ausgaben, melde außer dem Etat gefeiftet werden 
ſollen, bedürfen der Genehmigung der Stadtverordneten. 


zwei over Drei Schoffen repp. ein Beigeordneter, weiche den Burger⸗ 


wer nmegsemipwe zum pummwreruyiipie wuspugenwir we Weue- 
verorbneten-Verfammlung ift. Demfelben fteht infonderheit ein Recht 
der Zuftimmung zu den Beſchluſſen der Stadtverorbneten nicht zu; er 
ift aber in den im zweiten Sage unter 2. des 8 56 bezeichneten Yällen 
die Ausführung der Befchlüffe der Stabtverordneten-Verfaommlung zu 
beanftanden und, wenn diefe bei nochmaliger Berathung bei ihrem Be— 
ſchluſſe beharrt, die Entſcheidung der Regierung einzuholen verpflichtet. 
Im Uebrigen finden bei den Städten, welche die gedachte Einrichtung 
angenommen haben, die Vorſchriften der Titel I bis VII gleichfalls, 
jebod mit der Maßgabe Anwendung, daß die Schöffen zugleich, Stadt: 
verordnete fein können. 


Titel IX. 


Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem 
Ansfcheiden aus denfelben wegen Verluftes des Bürgerrechts. 


g 7. 


Ein jeder ftimmfähtge Bürger ift verpflichtet, eine unbeſoldete 
Stelle in ber Gemeindeverwaltung oder -Vertretung anzunehmen, ſowie 
eine angenommene Stelle mindeften® drei Jahre lang zu verfehen. 

Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer ſolchen Stelle 
berechtigen nur folgende Entfhuldigungsgründe: 

1. anhaltende Krankheit; 

2. Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit 

mit fi bringen; 

3. ein Alter über ſechszig Jahre; 

4. die früher ftattgehabte Verwaltung einer unbefoldeten Stelle 
für die nächften drei Jahre; 

5. die Verwaltung eines andern öffentlichen Amts; 

6. ärztliche oder wundärztliche Praxis; 

7. fonftige befondere Verhältniffe, welche nad; dem Ermefjen der 
Stadtverordneten-Berfammlung eine gültige Entſchuldigung 
begründen. 

Wer fi ohne einen diefer Entjchuldigungsgründe weigert, eine 

unbefoldete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder -Vertretung anzu. 





der Auftibrung zu veranfaffen. Diefer Hat Hiervon Die Gtabtoerord- 
neten zu benachrichtigen und über den Gegenftand des Befchluffes jofort 
an die Regierung zu berichten. Die Regierung hat fodann ihre Ent- 
ſcheidung unter Anführung der Gründe zu geben. 

879. 

Wenn die Stadtverordneten es unterlafjen oder verweigern, die 
der Gemeinde gejeglich obliegenden Leiftungen auf den Hauhaltsetat 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo läßt die Regierung 
unter Anführung des Gefeges die Eintragung in den Etat von Amts 
wegen bewirfen oder ftellt beziehungsweife die außerordentliche Aus⸗ 
‚gabe feit. 

8 80, 

In den Fällen der 88 78 und 79 fteht den Stabtverorbneten 
gegen die Entjcheidung der Regierung der Rekurs an den Ober- 
Bräfidenten innerhalb zehn Tagen zu. 


8 8. 


Durch Königliche Verordnung auf den Antrag des Stantsmini- 
fteriums Tann eine Stabtverordneten -Berfammlung aufgelöft werben. 
Es ift fodann eine Neumahl berfelben anzuordnen, und muß biefe 
binnen ſechs Monaten vom Tage der Auflöfungs-Berordnung an er» 
folgen. Bis zur Einführung der neu gewählten Stadtverordneten find 
deren Verrichtungen durch befondere, von dem Minifter des Innern 
zu beftellende Kommifjarien zu beforgen. 


g 82. 


In Betreff der Dienftvergehen der Bürgermeifter, der Mitglieder 
des Vorftandes und der fonftigen Gcmeindebeamten kommen die darauf 
bezüglichen Gefege zur Anwendung. 


Titel XL. 
Ansführungs- und Hebergangs-Bekimmnngen. 
8 83. 


Die zur Ausführung diefes Gefeges erforderlichen Beftimmungen 
werden von dem Minifter des Innern getroffen. 


Infirukfion 


Ausführung der Städte-Orbnung für die Provinz Weftfalen 
vom 19. März 1856 


Vom 9. Mai 1856. 


Auf Grund des $ 83 der Stäbte- Ordnung für die Provinz Weft- 
falen vom 19. März 1856 wird zur Ausführung diefes Geſetzes nad« 
ſtehende Inftruftion ertheilt. 


L 


Der Dberpräfident leitet in dem ganzen Umfange der Provinz bie 
mefortmäßig von den Königlichen Regierungen in ihren Bezirken zu bes 
wirtende Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes. den Städten von 
nicht mehr als 10,000 Einwohnern Hat der Landrath, als nächſte Auffichts- 
behörde, die auf die Ausführung dieſes Geſetzes bezüglichen örtlichen Ges 
jchãfte zu leiten. 

I. 

Die Regierungen haben diejenigen Städte ihres Bezirks, auf melde 
die gegenwärtige GStädte- Ordnung nad) $ 1 diejes Geſetzes Anwendung 
findet, durd das Amtsblatt befannt zu maden. Cine gleihe Belannt- 
machung if zu erlaſſen, wenn in einer ſolchen Stadt die Einrichtung der 
fradtiihen BVerfafjung ohne kollegialiſchen Gemeindevorftand angenommen 
wird (Tit. VII. der Städte-Drimung). 


II. 

Die gegenwärtige Gemeindevertretung ann ſogleich nad; Berfündigung 
dieſes Geſetzes darüber Beihluß faflen, ob die ſtädtiſche Verfaffung 
nad, Tit. VIII. einzurichten ſei; die durch diefe Einrichtung bedingten 
Veränderungen in der Stellung der Mitglieder des Gemeindevorftanbes 





IE ZWMYIER VER MEHEN WIUgIjWsupLL UNE AS 00, dar 107 
find bei Erledigungen durch Ablauf der Dienftzeit in der Regel nicht 
rüber als ein Gap und nicht |päter als ſechs Donate, vor dem Ablauf 
der Dienftzeit, — in außerordentlihen Erledigungsfällen aber in Anſehung 
der Stellen ber Bürgermeifter, Beigeorbneten und der übrigen bejoldeten 
Lagiftratsmitglieber fofort vorzunehmen, wegen der außerordentlihen 
Sriagwahlen der Schöffen ift in den 88 31 und 21 Beftimmung ge— 
trofien. 

Die der Regierung zuftehende Beftätigung ber gewählten Magiſtrats⸗ 
verionen ift in Anjehung der Bürgermeifter und Beigeordneten der Regel 
nach in der Plenarverjammlung zur Entiheidung zu bringen. Das Recht 
der Berfagung und eventuellen Anordnung einer kommiſſariſchen Verwaltung 
iñ in allen Fällen, wo e8 das Interefje der Gemeinden oder de Staates 
ttheiſcht, pflichtmäßig in Ausübung zu bringen. Die Beftätigung ift nur 
zu ertheilen oder deren Ertheilung zu beantragen auf Grund ber er- 
Iongten Heberzeugung, baß der Gewählte den Erforbernifien feiner Stellung 
genügen werde. 

ie Regierung Hat zu ermeflen, auf welche Weife diefe Ueberzeugung 
von der Befähigung des Gemählten zu erlangen ift; fie kann nad Be» 
finden zu diefem Zmede eine Prüfung anordnen. 

‚Die Regierungspräfidenten haben ben Angelegenheiten wegen Be- 
fiätigung der Magtitratsperfonen ihre bejondere Aufmerkjamteit zu mid» 
men und nöthigenfals von ihrer Befugniß, Beſchlüſſe des Kollegiums zu 
beanftanden, Gebrauch zu maden. 

Bei Verweigerung der Veftätigung ift Über die Verſagungsgründe 
nur der vorgefegten Behörde auf Stlrdern Auskunft zu geben. 


Die Feftftellung der Befoldungen der ‚Blirgermeifter und befoldeten 
Tagiftratömitglieder unterliegt nad) $ 64 in allen Fällen der Genehmi« 
gung der Regierung; in Beziehung auf die Befoldungen aller anderen 
Nadtihen Beamten ift die Auffichtsbehörde befugt, die Angemefienheit der 
Veträge zu prüfen; wegen Vewirkung der Aufnahme der von ihr für 
önthig berundenen Beträge in den Haushalts-Etat ift erforderlichen Falls 
nad Vorſchrift der SS 79 und 80 zu verfahren. 

ine Grhöhung der bisherigen Kreiolbungen ift nur dann anzuordnen, 
wenn fie mit Rückſicht auf die obwaltenden Verhältniſſe des vorliegenden 
dalles für eim mothwendiges Bedürfniß zu erachien ift. 


112 Stäbte-Orbnung für die Provinz Weftfalen. 


L. 

Die Wahl einer Magiſtratsperſon wird erſt durch die Beſtätigung 
von Seiten des Staates ($ 33) et; es ift daher, wenn die — 
bei einer, mad abgelaufener Wahlperiode vorgenommenen Wiebermag| 
nicht erfolgt, diefe at als nit zu Stande gekommen zu eradten und 
die für den Fall der Nicttviederermi Kung nad ab; elaufener Dienftzeit 

ir die Bürgermeifter und befoldeten Mitglieder des Magiſtrats im $ 65 
eſtgeſetzte Penſion zu gewähren. 
x 


Bei Anftelung der ftädtifhen Beamten bleiben die vorhandenen & 
feglihen Vorſchriften über die Anftelung der Invaliden maßgebend. Die 
Berforgung der Imvaliden bildet einen integrirenden Theil der Armee- 
verfaffung, und bleiben daher die Hierauf bezüglichen Vorſchriften in 
eng „rerngleich fie im gegenwärtigen Gelege nicht beſonders ers 
wähnt find. 


xı 


Bei dem Erlaſſe der Geihäftsordnungen für die Stadtverordneten- 
Berfammlungen und den Gefhäftsgang bei den ſtädtiſchen Verwaltungen 
find die bereit8 ergangenen Injtruftionen, infoweit das gegenwärtige See 
feine entgegenftehenden Beftimmungen enthält, zum Grunde zu legen. 
In Beziehung auf die Bildung von Deputationen und Kommiſſionen wird 
beſonders bemerkt, daß bei der Behandlung der Kirchen⸗, Schulen- und 
Armenangelegenheiten, ſoweit ſolche zum Geſchäftskreiſe der ſtädtiſchen Ge⸗ 
meindeverwaltun; jehören, die Zuziehung von Geiftlihen und Schul ⸗- 
männern fehr wi — ensmertg und wegen deren Eigenfchaft als ftimmfähige 
Bürger ($$ 59 und 5) auch zuläffig ift, obwohl biefelben nad 17 
und 30 nit Mitglieder der Stadtverorbneten-Berfammlung und des 
Magiſtrats fein können, 


zu 


Die Dehläfie über Erhebung eines Einzugsgeldes, eines Eintritts« 
ober Hausftandgeldes fowie eines Einkaufsgeldes oder einer entſprechenden 
jährlichen Abgabe ($ 51) für Theilnahme an den Gemeindenugungen be» 
ürfen in allen Fällen der Genehmigung der Regierung. Bei ber — 
und Bemeſſung der Beträge des Einzugsgeldes forwie des Eintritis- un! 
Bausftanbgeibee ift —* zu achten, daß der den Gemeinden gewährte 

Hug gegen Andrang vermögenslojer Perſonen nicht in eine für bie 
allgemeinen Interefien nachtheilige Beijchränfung ber Freizügigfeit ausarte. 
Zunachſt ift die bereits feftgeftellte oder fonft Gertömmlige Höhe dieſer 
und ähnlicher Abgaben zu berüdfichtigen; fodann zu erwägen, ob gleiche 
zeitig neben dem Einzugsgelde aud ein Eintritt. oder Hausſtan ge 
und außerdem etwa nod ein Einfaufögeld oder eine entſprechende jähr! de 
Abgabe für Zheitnaßme an ben Gemeindenugungen erhoben werben fol. 
Endlich ift derjenige Betrag zu berlidfihtigen, welcher in den benachbarten 
Städten oder Lam gemeinden an ähnlichen Abgaben erhoben wird. Die 
Entrihtung einer aprligen Abgabe oder eines Minfaufsgeldes für die 
Theilnahme an den Gemeindenur" - wrhandenen 


Br a 


v9 HEHENWATLGEN WEIEKEO nicht wiberſprechen, ZU deſoigen TINO. 
IV. 


Die Auffiht des Staates über die ftädtiihen Gemeindeangelegenheiten 
(8 76 ff.) if in Gemäßeit der Inftruktion vom 23. Dftober 1817 und 
31. Dezember 1825 auszuüben. Ale Städte, welde feinen eigenen Kreis 
bilden, bleiben auf Grund der Verordnung vom 30. April 1815 (Gef.s 
Samml. ©. 85) der Polizeiauffiht des Landraths unterworfen; die Ber 
richte der Stadtbehörden aller Städte von nicht mehr als 10,000 Ein« 
wohnern find aud in denjenigen Angelegenheiten, welde das Geſetz ber 
unmittelbaren Eniſcheidung der Regierung übermeijet, an den Landrath 
zu richten, welder dieſelben mit feiner gutachtlichen Yeußerung der Re 
gierung vorzulegen hat; in den Städten von mehr als 10,000 Ein» 
wohnern, welche feine eigenen Kreis bilden, find die Berichte an die 
Regierung zu richten und dur) den Landrath einzureichen. Die Sepierung 
Fi efugt, in einzelnen Fällen aud in den Städten der egteren rt bem 
andraih nad; Beditrfniß eine Mitwirkung bei Aufficht über die Kommunal» 
Angefegenbeiten, als ihrem beftändigen Kommifjar, zu Abertragen. Zu 
dauernden Einrichtungen dieſer Art ift jebod durch Bermittelung des 
Oberpräfidenten meine Genehmigung einzuholen. 


XV. 

Die Burgermeiſter bedürfen zu einer mehr als dreitägigen Abweſen ⸗ 
heit aus dem Stadtbezirke eines Urlaubs; dieſen fann an Bürgermeiſter 
von Städten von nicht mehr als 10,000 Einwohnern der Yandrath bie 
zu 14 Tagen, außerdem aber nur die Regierung ertheilen, 

XVI. 

VUeber das Etats-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der Städte werden 
die Regierungen unter Öenehmigung des Oberpräfidenten befondere 
Inſtruktionen für ihre Bezirke erlajjen. 

Berlin, den 9. Mai 1856. 

Der Minifter des Innern, 
v. Weftphalen. 


Kope, Stäbte-Orbnung. 8 











8 5. 
Das Bürgerrecht beſteht in dem Rechte zur Teilnahme an den 
Wahlen fowie in der Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter Aemter 
in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindevertretung. eder felbjt- 
ftändige Preuße erwirbt daffelbe, wenn er feit einem Jahre 
1. einsamer des Stadtbezirke ift und zur Stadtgemeinde gehört 
2. feine Armenunterftügung aus öffentlichen Mitteln empfangen, 
3. die ihn betreffenden Gemeindeabgaben bezahlt Hat, und außerdem 
4. entweder 
ein Wohnhaus im Stadtbezirke befißt, 
ober 
I. in den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten und in 
den mit denfelben im Gemeinbeverbande ftehenden klaſſen · 
ftenerpflichtigen Bezirken aus feinem Gewerbe, Vermögen 
ober aus anderen Duellen ein reines Einfommen bezieht, 
deſſen geringfter Sag nicht unter zweihundert Thaler und 
nicht über fehshundert Thaler feftzufegen ift, 
ober 
D. in den klaſſenſteuerpflichtigen Städten 
a) von feinen im Gemeindebezirke gelegenen Grundbeftgungen 
einen Hauptgrundftenerbetrag entrichtet, deſſen geringfter 
Sat nicht unter zwei und nicht über zehn Thaler feſt⸗ 
zufegen ift, 
oder 
b) einfommenfteuerpflichtig tft, 
oder 
c) einen Klaſſenſteuerbetrag zahlt, deſſen geringfter Yahres- 
fag nicht unter vier und nicht über zwölf Thaler zu 


beſtimmen ift. 
Die Feftfegung des zur Erlangung des Bürgerrechts erforderlichen 


die Ausübung des ihm zuftehenden Burgerrechts fo Lange, bis die ge 
ritlihe Unterfuhung oder das Konkursverfahren beemdigt oder die 








der von einem jeden derfelben zu wählenden Stadtverordneten werben 


g 16. 

Stadtverordnete können nicht fein: 

1. diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Auffict des Staats über die Städte aus- 
geübt wird ($ 81); 

2. die Gemeindebeamten, mit Ausnahme der Beigeordneten; 

3. die Geiftlihen, Kirchendiener und Elementarlehrer; 

4. die richterlihen Beamten, zu denen jedoch die Mitglieder der 
Handelögerihte und der Gewerbegerichte, fowie die Ergänzungs- 
Sriedensrichter Hier nicht zu rechnen find; 

5. die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 

6. die Polizeibeamten. 

Bater und Sohn fowie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder 

der Stadtverordneten-Berfammlung fein. Sind dergleihen Verwandte 
zugleich erwäßlt, fo wird der ältere allein zugelaffen. 


$ 17. 


Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Jedoch 
verliert jede Wahl ihre Wirkung, fobald einer der Fälle eintritt, in 
denen nad) den Beftimmungen in $ 7 der Gewählte des Bürgerrechte 
verfuftig geht oder von der Ausübung deffelben für eine gewiſſe Zeit 
ausgefchloffen wird. 

Tritt einer der Fälle ein, in denen nad; jenen Beftimmungen bie 
Ausübung des Burgerrechts ruhen muß, fo ift der Gewählte zugleich 
von der Teilnahme an den Gefchäften der Stadtverorbneten- Verſamm⸗ 
lung einftweifen bis zum Austrage der Sache ausgeſchloſſen. 

Ale zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mitglieder aus und 
wird durch neue Wahlen erfegt. Die das erfte und zweite Mal Aus- 
ſcheldenden werden für jede Abtgeilung durch das Loos beftimmt. 


Br öffentlichen Kenntniß gebrachten Xolalen in der Stadtgemeinde offen 
gelegt. 

Während diefer Zeit Tann jeder Einwohner der Stadtgemeinde 
— die Richtigkeit der Lifte bei dem Bürgermeiſter Einwendungen 
erheben. 

Die Stadtverordneten-Verfammlung at darüber bis zum 15. Auguſt 
zu befchließen. 

Ift der Bürgermeifter mit dem Beſchluſſe nicht einverftanden und 
ift in Folge deſſen nach Maßgabe des $ 53, Nr. 2 über die Einwen- 
dungen von der Regierung entichieden, fo findet eine Berufung an 
Iegtere von Seiten Desjenigen, welder die Einwendungen erhoben Hat, 
nicht weiter ftatt; in allen anderen Fällen fteht demjelben innerhalb 
zehn Tagen nad Mittheilung des Beſchluſſes der Stadtverorbneten- 
Verſammlung ver Rekurs an die Regierung zu, welche binnen vier 
Wochen ohne Zulaffung einer weiteren Berufung entfcheidet. 

Soll der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen Ein- 
wohners wieder ausgeftrichen werden, fo ift ihm dieſes acht Tage vorher 
don dem Bürgermeifter unter Angabe der Gründe mitzutheilen. 


$ 20. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordneten- 
Verſammlung finden alle zwei Jahre im November ftatt. Die Wahlen 
der dritten Abtheilungen erfolgen zuerft, die der erften zuletzt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erfage innerhalb ber Wahlperiode 
ausgefchiedener Mitglieder müffen angeordnet werden, wenn die Stadt- 
berordneten : Berfammlung oder der Bürgermeifter oder die Regierung 
es für erforderlich erachten. 

Der Erfagmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen Wahlperiode 
in Thätigfeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 

Alle Ergänzung: oder Erfagwahlen werden von denfelben Ab 
theilungen und Wahlbezirken ($ 13) vorgenommen, von denen der Aus⸗ 
gefchiedene gewählt war. Iſt die Zahl der zu wählenden Stadtverord- 
neten nicht durch drei theilbar, fo ift, wenn nur Einer übrig bleibt, 
diefer von der zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben Zwei übrig, fo 





die Zahl der Wahlbezirke theilbar, fo wird die Vertheilung auf bie 
einzelnen Wahlbezirke durch das Loos beftimmt. 

Mit diefer Beſchränkung können die ausgefchiedenen Stadtverord- 
neten jederzeit wiedergewählt werben. 


$ 22. 

Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte (SS 18 
und 19) verzeichneten Wähler durd den Bürgermeifter zu den Wahlen 
mittelſt ſchriftlicher Einladung oder ortsüblicher Bekanntmachung be- 
rufen. 

Die Einladung oder Befanntmahung muß das Lokal, die Tage 
und die Stunden, in melden die Stimmen bei dem Wahlvorftande ab- 
zugeben find, genau bejtimmen, 


g23. 

Der Wahlvorjtand bejteht in jedem Wahlbezirfe aus dem Bürger- 
meifter oder einem von diefem ernannten Stellvertreter als Vorfigenden 
und aus zwei von der Stadtverordneten-Berfammlung gemählten Beir 
figern. Für jeden Beifiger wird von der Stadtverordneten-Verfamm- 
lung ein Stellvertreter gewählt. 


8 24. 


Jeder Wähler muß dem Wahlvorſtande mündlich und vernehmlich 
zu Protokoll erklären, wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo 
viele Perſonen zu bezeichnen, als zu wählen find. 

g 2. 

Gewählt find Diejenigen, welche bei der erften Abftimmung die 
meiften Stimmen und zugleich die abjolute Stimmenmehrheit (mehr 
ar die Hälfte der Stimmen) erhalten haben. 

Benn fi bei der erften Abjtimmung nicht für fo viele Berfonen, 
ala zu wählen find, die abfolute Stimmenmehrheit ergeben hat, jo 
wird zu einer zweiten Wahl gejchritten. 

Der Wahivorſtand ftellt die Namen derjenigen Perfonen, welche 
nähft den Gemwählten die meiften Stimmen erhalten haben, fo weit 
zjufammen, daß die doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder 
trreiht wird. 


u nunyspewsworun peu ——— — — 


und vom Bürgermeifter aufzubewahren. Der Bürgermeifter hat das 
Ergebniß der vollendeten Wahlen fofort befannt zu machen. 

Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren kann von jedem ftimms 
fähigen Bürger, innerhalb zehn Zagen nad der Bekanntmachung, bei 
der Auffichtsbehörde Beſchwerde erhoben werben. 

Bei erheblichen Unregelmäßigkeiten hat die Aufſichtsbehörde die 
Wahlen auf erfolgte Befchwerde oder von Amts wegen innerhalb 
zwanzig Tagen nad; der Bekanntmachung durch eine motivirte Ent 
ſcheidung für ungültig zu erklären. 


827. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewäßlten Stadtverord⸗ 
neten treten mit dem Anfang des nächftfolgenden Jahres ihre Ver⸗ 
richtungen an; die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der 
meugewählten Mitglieder in Thätigkeit. 

Der Bürgermeifter Hat die Einführung der Gemählten und deren 
Verpflichtung durch Handſchlag an Cidesftatt zu bewirken. 


Titel IL 


Von der Wahl des Sürgermeifers und der Beigeordneten 
(Magiftratsperfonen). 
828. 

Neben dem Bürgermeifter find zwei oder, wo es das Bedürfniß 
erfordert, mehrere Beigeorbnete zu mählen. Die Beigeorbneten find 
beftimmt, einzelne Amtsgeſchäfte, welde der Bürgermeifter ihnen aufe 
trägt, zu beforgen und dieſen in Verhinderungsfällen und während der 
Erledigung des Amts nad der mit Genehmigung der Regierung von 
der Stadtverordneten-Verfammlung feftzufegenden Reihenfolge zu ver- 
treten. 





5. die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 
6. die Polizeibeamten. 

Bater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüder und 
Schwäger, dürfen nicht zugleih Magiftratsperfonen fein. Entſteht die 
Schwägerſchaft im Laufe der Wahlperiode, fo fcheidet dasjenige Mit 
xied aus, durch welches das Hinderniß herbeigeführt worden fft. Water 
und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn fowie Brüder bürfen 
niht zugleich Magiftratsperfonen und Mitglieder der Stadtverordneten- 
Terfammlung fein. ®Berfonen, welde die in dem Gefege vom 7. Fe— 
truar 1835 (Gefeg-Samml. ©. 18) bezeichneten Gewerbe betreiben, 
tönnen nicht Bürgermeifter fein. 

$ 30. 

Der Bürgermeifter wird auf zwölf Jahre, die Beigeordneten 
dagegen werden auf ſechs Jahre von der Stadtverordneten-Berfamm- 
lung gewählt. Auch können Beigeordnete durch Beſchluß der Stadte 
verordneten-Verfammlung mit Bejoldung angeftellt werden. Ihre Wahl 
folgt in diefem alle auf zwölf Jahre. 

Die Wahl des Bürgermeifters und der befoldeten Beigeordneten 
lann auch auf Lebenszeit erfolgen. 

8 31. 

Für jede zu wählende Magiftratsperfon wird beſonders abgeftimmt; 
die Mahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abfolute Stimmen» 
mehrheit bei der erften Abftimmung nicht erreicht, fo werden diejenigen 
dier Berfonen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find, auf eine 
mgere Wahl gebracht. Wird auch hierdurch die abfolute Stimmen- 
mehrheit nicht erreicht, fo findet unter denjenigen zwei Berfonen, welche 
bei der zweiten Abftimmung die meiften Stimmen erhalten haben, eine 
engere Wahl ftatt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos, 


8 32. 


Die gewählten Bürgermeifter und Beigeorbneten bedürfen der 
Betätigung. Die Beftätigung fteht zu: 


zutreten wi, einen Beigeordneten abzuordnen befugt ift. 





nad} der Zahl der Stimmenden feſtgeſtelit. 777 
837. 

Die Stadtverordneten verſammeln ſich, ſo oft es die Geſchäfte 

erfordern. Die Zuſammenberufung derſelben geſchieht durch den vor⸗ 


fitzenden; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder 
verlangt wird. 


8 38, 

Die Art und Weife der Zufammenberufung wird ein- für allemal 
von der Stadtverordneten- Verfammlung feftgeftell. Die Zufammen- 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Verhandlung; mit 
Ausnahme dringender Fälle muß diefelbe wenigftens zwei freie Tage 
vorher ftatthaben. 


8 39. 


Durch Beſchluß der Stadtverordneten» Verfammlung können auch 
regelmäßige Sigungstage feftgefett, es muſſen jedod auch dann die 
Gegenftände der Verhandlung, mit Ausnahme dringender Fälle, min- 
beften® zwei freie Tage vorher den Stadtverordneten angezeigt werden. 


8 40. 


Die Stadtverordneten- Verfammlung kann nur befchliegen, wenn 
mehr als die Hälfte der. Mitglieder zugegen iſt. Cine Ausnahme 
hiervon findet ftatt, wenn die Stadtverorbneten, zum zweiten Male zur 
Berhandlung über denfelben Gegenftand zufammenberufen, dennoch nicht 
in genügender Anzahl erfchienen find. Bei ber zweiten Zufammen- 
berufung muß auf diefe Beſtimmung ausdrucklich hingemwiefen werden. 

8 41. 

An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadt« 
gemeinde darf Derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem 
der Gemeinde in Widerſpruch fteht. Kann wegen diefer Ausſchließung 
eine beſchlußfähige Verfammlung nicht gehalten werden, fo hat ber 
Bürgermeifter oder, wenn auch biefer aus dem vorgedachten Grunde 


Die Sigungen der Stadtverordneten find Öffentlih. Tür einzelne | 
Gegenftände farın durch beſonderen Beſchluß, weldher in geheimer Sigung | 
gefaßt wird, die Deffentlichkeit ausgeichloffen werden. Die Sigungen | 
dürfen nicht in Wirthshauſern oder Schänken gehalten werben. 


843. 


Der Borfigende Teitet die Verhandlungen, eröffnet und fehliegt die | 
Sigungen und handhabt die Ordnung in der Verfammlung. Cr fann | 
jeden Zuhörer aus dem Sigungszimmer entfernen laffen, welcher öffent: | 
Tiche Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend 
einer Urt verurſacht. 


g 4. 


Die Beſchluſſe der Stadtverordneten-Verfammlung find mit An« | 
führung der dabei gegenwärtig geweſenen Mitglieder in ein befondered | 
Bud einzutragen und ſowohl von dem Vorfigenden als von wenigftens 
drei Mitgliedern zu unterfchreiben. Der Stadtverordneten » Verfamm- 
Tung bfeibt überlaffen, eine Geſchäftsordnung abzufaffen und darin 
Zuwiderhandlungen der Mitglieder gegen die zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung gegebenen Vorſchriften mit Strafen zu belegen; die Strafen 
tönnen nur in Geldbußen bis zu fünf Thalern und bei mehrmals 
wiederholten Zuwiderhandlungen in ber auf eine gewiſſe Zeit oder für 
die Dauer der Wahlperiode zu verhängenden Ausſchließung aus ber 
Verfammlung beftehen. Iſt der Bürgermeiſter mit den Beſchlüſſen 
über dieſen Gegenftand nicht einverftanden, fo tritt das in 8 53 Nr. 2 
vorgefchriebene Verfahren ein. 
88. 

Die Stadtverordneten:Berjammlung befchließt über die Benugung 
des Gemeindevermögens; die Deflaration vom 26. Juli 1847 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 327) bleibt für die betreffenden Landestheile maßgebend. 
Streitigkeiten über die Theilnahme an den Gemeinde-Nugungen werden, 
foweit fie nicht auf einen fpeziellen Rechtstitel fich gründen, im Ber 
waltungsmwege durch die Auffichtsbehörde entfchieden. Ueber das Ber 
mögen, welches nicht der Gemeindelorporation in ihrer Gefammtheit 


5. zur Anftelung von Progefjen über Berechtigungen der Stadt- 
gemeinde, oder über die Subftanz des Gemeindevermögens, 
oder zu Vergleichen über Gegenftände dieſer Art; 

6. zu einfeitigen Verzichtleiftungen und zu Schenkungen feitens 
der Stadtgemeinde. 

Zu Prozeſſen gegen den Fiskus und zu Degreßtlagen gegen Mit- 

glieder der Staatsbehörden ift eine Genehmigung der Regierung nicht 
erforderlich. 


gar. 


Die freiwillige Veräußerung von Grundftüden ꝛc. (8 46, Nr. 1) 
darf nur im Wege der Lizitation auf Grund einer Tage ftattfinden. 

Zur Gültigfeit der Lizitation gehört: 

1. eine öffentlich auszuängende Ankündigung und ortsübliche 
Belannimachung; / 

2. einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung 
oder durch ein im Kreiſe erfcheinendes Blatt; 

3. eine Frift von ſechs Wochen von der Belanntmachung bis zum 
Pizitationstermine, und 

4. Abhaltung diefes Termins durch eine Juſtiz ⸗ oder Magiftrats- 
perfon. Bei Veräußerung von Grundftücen, welche nicht mit 
Gebäuden befegt find, kann ein beglaubigter Auszug aus dem 
Grundfteuerfatafter bie Stelle der Taxe vertreten, und wenn 
der Rataftral-Reinertrag ſolcher Grundſtucke zwei Thaler nicht 
überfteigt, die unter 2 erwähnte Bekantmachung unterbleiben. 
Das Ergebniß der Lizitation ift der Stadtverordneten- Ver- 
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Einzugs- oder Eintrittögeld oder eine fonftige befondere Kom- 
munalabgabe wegen des Erwerbes der Gemeinde-Angehörigfeit 
(der Niederlaffung an einem Drte) nicht mehr erhoben, auch 
fein Rüdjtand einer ſolchen Abgabe mehr eingefordert werden. 


8 6. In denjenigen Städten, in welden ein Bürgerrechtsgeld 
eingeführt ift, darf vor deſſen Berichtigung das Bürgerrecht nicht auß- 
geübt werden. Abftufungen in dem Betrage der Abgabe find ftatthaft. 
Wo zur Zeit ein Hausftandsgeld erhoben wird, tritt bis zu andere 
weitiger Feſtſtellung das Bürgerrehtögeld mit gleichem Betrage an 
defien Stelle. Die Verpflichtung zur Entrichtung deffelben tritt aber 
erft mit dem Zeitpunfte des Erwerbes des Bürgerrehts ein. 

8 7. Das VBürgerrechtögeld darf innerhalb derjelben Gemeinde 
von Niemandem zweimal erhoben werden: Es gift in diefer Beziehung 
da8 bisherige Hausftandsgeld dem Bürgerrechtsgelde gleich. 

Die im $5 Nr. 3 und 4 genannten Perſonen find in den dort 
ermähnten Fällen aud von ber Entrihtung des Bürgerrechtsgeldes 
befreit. 

8 8. Die DVerpflihtung zur Zahlung des Einfaufsgeldes 
fowie der demfelben entjprechenden jährlichen Abgabe ruht, fo lange 
auf die Theilnahme an den Gemeinde-NRugungen verzichtet wird. 

8 9. Hinfictlic der Verjährung und der Reklamationen findet 
das Gefeg vom 18. Juni 1840, jedod nur mit der Maßgabe An- 
wendung, daß bie nicht zur Hebung geftellten Einzugs-, Bürgerrechts- 
oder Einfaufsgelder erft in zwei Jahren nad) Ablauf desjenigen Jahres, 
in weldem die Zahlungsverbindfichfeit entftanden ift, verjähren. 

Das Gefek vom 11. Yuni 1822, fowie die Kab.-DOrdre vom 
14. Mai 1832 find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 

810. Die auf Grund ber aufgehobenen Paragrapgen ber 
Stüdte- Ordnung erlaffenen oder älteren noch geltenden Regulative 
bleiben in Kraft, foweit fie den Beftimmungen diefes Gefeges nicht 
widerfprechen. 

8 11. Diefe Beftimmungen find auch in denjenigen Ortſchaften 
(Sleden) zur Anwendung zu bringen, welche auf Grund des $ 1 
Abf. 2 der Städte- Ordnung vom 30. Mai 1853 eine der legteren 
machgebifdete Ortsverfafjung befigen, welche ihnen die Erhebung eines 
Einzugsgeldes oder Hausſtandsgeldes oder Einkaufsgeldes geftattet. 

9° 





Bei Verwaltung der Gemeindewaldungen find die Verordnung vom 
24. Dezember 1816 und die in Gemäßheit berfelben erlaffenen Regle- 
ments zu beachten. 


$ 82. 


Der Gemeindeeinnehmer wird von der Stabtverorbneten-Berfamms 
fung gewählt, welde aud die von demfelben fowie von anderen Ge- 
meinbebeamten zu leiftenden Kautionen zu beftimmen hat. 

Die Wahl, fowie die Beitimmung der Kaution des Gemeindes 
einnehmers bedarf der Genehmigung der Auffichtsbehörde. 


Titel V. 


Don den Geſchäſten des Bürgermeifters. 
g 53. 


Der Bürgermeifter hat als Ortsobrigfeit und Gemeindeverwaltungs= 

behörde in&befondere folgende Geſchäfte: 

1. die Gefege und Verordnungen fowie die Verfügungen der ihm 
vorgefegten Behörden auszuführen und den ganzen Gefchäfte- 
un bei der ftäbtifchen Verwaltung zu leiten und zu beauf- 

tigen; 

2. die Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Berfammlung vorzubereiten 
und, fofern er diefelben nicht förmlich beanftandet, zur Aus- 
führung zu bringen. 

Wenn von der Stadtverordneten-Verfammlung ein Beſchluß 
gefaßt ift, welcher deren Befugniß überfchreitet, gefeg- oder 
rechtswidrig ift, das Staatswohl oder das Gemeindeintereffe 
verlegt, fo ift der Bürgermeifter verpflichtet, Die Ausführung 
des Befchlufjes der Stadtverordnetens Berfammlung zu bean- 
ftauden, und wenn diefe bei nochmaliger Berathung bei ihrem 


. yon 

Alle Stadtgemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher 
Bevölkerung werden von dem Bürgermeifter, nachdem die Stadtverord: 
neten darüber vernommen worden find, in Ort&bezirfe eingetheilt. Jedem 
Bezirke wird ein Bezirksvorſteher vorgefeßt, welcher von der Stadt: 
verordneten-Berfammlung aus den ftimmfähigen Bürgern des Bezirks 
auf ſechs Jahre erwählt und vom VBürgermeifter beftätigt wird. 
In gleicher Weife wird für den Tall der Verhinderung des Bezirks— 
vorftehers ein Stellvertreter defjelben angeftellt. Die Bezirfsvorfteher 
find Organe des Bürgermeifterd und verpflichtet, feinen Anordnungen 
Folge zu feiften, ihn namentlich in den örtlichen Gefchäften des Bezirks 
zu unterftügen. 


$ 56. 


Jedes Jahr, bevor ſich die Etadtverordneten Verfammlung mit 
dem Haushalts-Etat hefchäftigt, hat der Bürgermeifter in öffentlicher 
Sigung derfelben über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde 
Angelegenheiten einen vollftändigen Bericht zu erftatten. Tag und 
Stumde werden menigften® zwei freie Tage vorher in der Gemeinde 
befannt gemacht. 

8 57. 

Der Bürgermeifter at nad) näherer Beftimmung der Gefege auch 
noch folgende Gejhäfte zu beforgen: 

I. wenn die Handhabung der Ortspofizei nicht Königlichen Be- 

börden übertragen ift: 

1. die Handhabung der Ortspolizei; 

2. die Verrichtung eines Hülfsbeaniten der gerichtlichen Polizei; 

3. die Verrichtungen eines Polizei:Anmwalts, vorbehaltlich der 
Befugniß der Behörde, in den Fällen 2 und 3 andere 
Beamte mit diefen Gefchäften zu beauftragen. 

Dem Bürgermeifter am Site eines Gerichts kann 
die Vertretung der Polizei⸗Anwaitſchaft bei dem Gericht 
aud für die Hbrigen Gemeinden des Gerichtsbezirks 
übertragen werden. 


Die befoldeten Gemeinbebeamten, weiche "auf Lebenggeit angeftellt 
And, erhalten, infofern nicht mit den Beamten ein Anderes verabredet 


der Stadt offen gelegt und alsdann von der Stadtverordneten-Verfamm= 
lung feftgeftellt. Cine Abfchrift des Etats wird fofort der Aufſichts- 
behörde eingereicht. 

8 61. 

Der Bürgermeifter hat dafür zu forgen, daß der Haushalt nad) 
dem Etat geführt werde. Ausgaben, welde außer dem Etat geleiftet 
werden follen, bedürfen der Genehmigung der Stadtverordneten-Ver⸗ 
janmlung. 

$ 62. 

Die GemeindesAbgaben und die Geldbeträge der Dienfte ($ 50) 
jowie die Einzugs-, Eintritts- und Einkaufsgelder ($ 48) und die 
jonftigen Gemeindegefälle werden von den Säumigen im Steuer 
Erelutionswege beigetrieben. 


868. 

Die Jahresrechnung tft von dem Einnehmer vor dem 1. Juni 
des folgenden Jahres zu legen und dem Bürgermeifter einzureichen. 
Tiefer Hat die Rechnung zu revidiren und folhe mit feinen Erinne- 
tungen und Bemerkungen der Stadtverordneten-Berfammlung zur Prü- 
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20,001 und mehr 
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serrammmlung mitgetheilt werden. 
g 74. 
Die in 88 5, 6, 13, 18, 19, 20, 21, %6, 41, 53, 55, 56, 60, 
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DOET AUS WEIGLEDEEN DEIOCE VOTAOLOEHOTOEN doet AUS IEKIETEN UND aus 
ftimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur Bildung gemifchter De- 
putationen aus beiden Stadtbehörben ift ein übereinftimmender Beſchluß 
beiber erforderlich. Zu dieſen Deputationen und Kommifftonen, welde 
übrigens in allen Beziehungen dem Magiftrate untergeordnet find, 
werden die Stadtverorbneten und ftimmfähigen Bürger von der Stadt- 
verordneten · Verfammlung gewählt, die Magiftratsmitglieder dagegen 
von dem Vürgermeifter ernannt, welcher aud unter den letzteren den 
Vorfigenden zu bezeichnen Hat. 
$ 78. 

Schöffen erhalten weder Gehalt noch Remuneration, und ift nur 
die Vergütung der baaren Auslagen zuläffig, welche für fie aus der 
Ausrihtung von Aufträgen entftehen. Die Beftimmungen in $$ 58 
und 59 und Hinfichtlich der Gehälter und Benfionen der Bürgermeifter 
und befoldeten Beigeordneten finden auch auf die übrigen befolbeten 
Mitglieder des Magiftrats Anwendung. 


Titel L. 


Don der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem 
Ausfcheiden ans denfelben wegen verluſtes des Bürgerrechts. 


$ 79. 


Ein jeder ftimmfähige Bürger ift verpflichtet, eine unbefoldete 
Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen fowie 
eine angenommene Stelle mindeftens drei Jahre lang zu verjehen. Zur 
Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer folchen Stelle berech⸗ 
tigen nur folgende Entſchuldigungsgrunde: 

1. anhaltende Krankheit; 

. Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit 
mit ſich bringen; 

. ein Alter über ſechszig Jahre; 

. die früher ftattgehabte Verwaltung einer unbefoldeten Stelle 
für die nächſten drei Jahre; 

. die Verwaltung eines anderen Öffentlichen Amts; 


» 
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bat, welcher deren Befugniß überſchreitet, geſez- oder Tedhtswibrig iſt 
oder das Staatswohl verlegt, fo iſt die Auffichtsbehörde ebenſo befugt 
als verpflihtet, den Vorſtand der Stadt zur vorläufigen Beanftandung 
der Ausführung zu veranlaffen. Diefer hat Hiervon die Stabtverord- 
neten- Berfammlung zu benachrichtigen und über den Gegenftand des 
Beſchluſſes fofort an die Regierung zu berichten. 

Die Regierung hat fodann ihre Entſcheidung unter Anführung 
der Gründe zu geben. 





884. 


Wenn die Stadtverordneten · Verſammlung es unterläßt oder ver- 
weigert, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo läßt 
die Regierung unter Unführung der Gründe die Eintragung in den 
Etat von Amts wegen bewirken oder ftellt beziehungsweiſe die außer- 
ordentliche Ausgabe feft. 


$ 85. 


In den Fällen der 88 83 und 84 fteht der Stabtverordneten- 
Terfammlung gegen die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an 
den Oberpräfidenten innerhalb zehn Tagen zu. 


$ 86. 

Durch Königliche Verordnung kann auf den Antrag des Stants- 
minifteriums eine Stadtverordneten-Berfammlung aufgelöft werden. Es 
ift fodann eine Neuwahl derfelben anzuordnen, und muß diefe binnen 
ſechs Monaten vom Tage der Aufldfungs-Verordnung an erfolgen. 
Bis zur Einführung der neu gewählten Stadtverordneten find deren 
Berrihtungen durch befondere, von dem Minifter des Innern zu bes 
ftellende Rommiffarien zu beforgen. 


g 81. 


In Betreff der Dienftvergehen der Bürgermeifter und der fon- 
ftigen Gemeindebeamten kommen die darauf bezüglicen Gefege zur 
Anwendung. 


einen, Google 


neıen oer Seſtatigung, IMJOIDEIT dieſe JEILHEE MOD nicht ertheut ut. 

Wird ein Burgermeiſter in Folge deſſen nicht beibehalten, fo Hat 
er ben in der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 8 157 be- 
zeichneten Benfionsanfprud. 

8 94. 

Die Verhältniffe der vormals unmittelbaren deutfchen Reichsftände 
und derjenigen Beliger von Standesherrlickeiten, melden gleichartige 
Befugniffe befonders verliehen find in Beziehung auf das Gemeinde- 
wefen, bleiben gemäß der Verordnung vom 12. November v. %. 
(Gefeg- Sammlung, ©. 688) befonderer Regufirung vorbehalten. 

Urkundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und 
beigebrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 15. Mat 1856. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
von Manteuffel. von der Heydt. Simons. von Raumer. 
von Weftphalen. von Bodelfhwingh. Graf von Walderfee. 
Für den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten: 
von Manteuffel. 
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meiftereio®erbande, in weldem fie fid) mit andern Ormeinden befinden, 
zu bewirken. 


56. 

Die Gemeinde-Bertretung einer Stabt Tann fofort, nachdem für die- 
felbe die Städte-Ordnung in Kraft getreten ift, darüber Beſchluß fallen, 
ob die ftäbtifche Verfaſſung nah Tit. VEII einzurichten fei. Die duch 
diefe Einrichtung bebingten Veränderungen in der Stellung des Bürger 
meifter8 und der Beigeorbneten fowie die Vorſchriften wegen der Wahl 
der übrigen MagiftratS - Mitglieder und der Wahl eines Vorfigenden ber 
Stadtverorbneten-Berfammlung und deſſen Stellvertreterö treten alabann 
mit der Genehmigung des Brlälufes der Gemeinde-Bertretung durch die 
Königliche Regierung fofort ins Leben. 


87. 

Die in $ 10 den Städten beigelegte Befugniß, ſtatutariſche Anorde 
nungen zu erlaffen (vergl, auch $$ 5, 11, 64 und 68), bezwedt die 
Möglichkeit einer erfpriesligen organifhen Entwidelung der Stadtver- 
{efung mit Rüdfiht auf bewährte ältere Einrichtungen und auf bejondere 
igenthümlidjteiten der einzelnen Städte. Das Zuftandelommen zwed« 
mäßiger ftatutarifcher Anordnungen wird_dadurd weſentlich erleichtert 
werden, daß fie einzeln, je nah Veranlaffung und Bedürfniß, getroffen 
werden können. Bon befonderer Wichtigkeit für die Entwidelung einer 
organifhen ftäbtiihen Verfaſſung ift hinſichtlich derjenigen Städte, in 
denen forporative Verbindungen unter den Gewerbetreibenden in größerem 
Umfange und von einflußreicher Beben, beftehen oder künftig ſich 
bilden werden, die im H 10 Nr. 2 ertheilte Befugniß einer den gewerb⸗ 
Tihen Genoſſenſchaften bei Eintheilung der ftimmfähigen Bürger und bei 
Bildung der Wahlverfaommlungen und der ftäbtiihen Vertretung zu ge» 
währenden angemefjenen Berkdfiätigung. Das Geſetz bietet dur Biefe 
im $ 10 Nr. 2 gegebene bejondere emächtigung die Mögtichteit, ab» 
weihend von ben allgemeinen Wahlnormen des Geſetzes, neben der Ein- 
theilung in drei Vermögenstlafien oder, in Verbindung mit diefem Wahl: 
peiniip, den gewerblichen Genoſſenſchaften einen bejonderen Antheil an 
ven Wahlen und der Vertretung zu gewähren, wobei jebod im Sinne des 
$ 15 ber Grundſatz feftzuhalten ift, das mindeftend die Hälfte der ges 
wählten Stabtverordneten aus Hausbefigern beftehen muß; bei allen der 
srtigen ftatutarifchen Anordnungen ift Sorge dafür zu tragen, daß bie 
eigenthümlichen Verhältniffe und die diefen entiprechenden, die Erhaltung 
der bewährt befundenen, förbernden und fihernden Elemente beſonders 
berüdfihtigt, daß alſo namentlich in Begehung auf die gewerblichen Ge» 
noffenihaften neben einer befonderen Vertretung des Handwerkerftandes 
aud den andern durch Beruf und Vermögenslage hervortretenden Ein- 


19% 


Iſt die Zahl der Stadtverordneten nad) der Städte-Orbnuug (11) 
eine andere als nad) ber bißherigen Gemeinde-Berfaflung fo wird bei der 
erften und den beiden folgenden Neuwahlen ($ 17) ein Drittel der nun- 
mehr angeordneten Zahl gewählt. 


$ 10. 

Die Wahlen der neuen Magiftratsperfonen ($$ 28, 30, 70) find bei 
Erledigungen durch Ablauf der Dienftzeit in der Regel nicht früher als 
ein Jahr und nicht fpäter als ſechs Monate vor dem Ablauf der Dienjis 
eit, in außerorbentlihen Exlebigungsfällen aber in Anfehung der Stellen 
der Bürgermeifter, Beigeorbneten und der übrigen befoldeten Magiftratee 
pesfonen fofort vorzunehmen. Wegen der außerordentlichen Erfagwahlen 

ı Schöffen ift in dem $ 70 Beftimmung getroffen. 

Die der Regierung suftehende Beftätigung der gewählten Magiftrats- 
— iſt in Änſehung der Bürgermeifter und Beigeordneten der Regel 
nad in der Plenarverfammlung zur Entieidung zu bringen. Das Recht 
der Berfagung ift in allen Fällen, wo das Intereffe der Gemeinden oder 
des Staats e6 erheiſcht, pflihtmäßig in Ausübung zu bringen. Die Be- 
ftätigung ift nur zu ertheilen oder deren Ertheilung zu beantragen auf 
Grund der erlangten Ueberzeugung, daß der Gewählte den Erfordernifien 
feiner Stellung genügen werde. Die Begierung hat zu ermeflen, auf 
welche Weife diefe Ueberzeugung von der Befähigung des Gemwählten zu 
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der Genehmigung der Regierung; in Beziehung auf die Befoldungen aller 
andern ftädtiihen Beamten ift bie Auffichtöbehörde befugt, die Ange 
meſſenheit der Beträge zu prüfen; wegen Bewirkung der Aufnahme der 
von ihr für nöthig befundenen Beträge in den Haushalts-Etat ift erforder- 
lichen Fans nach Vorſchrift der $$ 84 und 85 zu verfahren. 

Eine Erhöhung ber bisherigen Befoldungen ift mur dann anzuorbnen, 
wenn fie mit Rüdjiht auf die obwaltenden Verhältniffe des vorliegenden 
Falles für ein nothwendiges Bedürfniß zu erachien ift. 

Bei Feſtſtellung der den Bürgermeiftern zur bewilligenden Befoldungen 
iſt zu bdeitimmen, welder Theil des Dienfteinfommens als Gehalt und 
welder als Dienftaufwand anzufehen ift. 

gm. 

Die Wahl einer Magiftratsperfon wird erft durch die Beftätigung 
von Seiten des Staats ($$ 32 und 71) perfekt; es ift daher, wenn die 
Beftätigung bei einer nad, abgelaufener Wahlperiode vorgenommenen 
DBiederwahl nicht erfolgt, diefe Wahl als nicht zu Stande gefommen zu 
exachten, und bie für den Fall der Aichtmieherermähtun nad) abgelaufener 
Dienftzeit für die Bürgermeifter und befoldeten agihratöperfonen nad) 
88 59 und 78 feftgefeßte Penfion zu gewähren. 


$ 13. 


Bei Anftellung ber ſtädtiſchen Beamten bleiben die vorhandenen ge» 
jeglichen Vorſchriften über die Anftelung der Invaliden maßgebend. Die 
a ung der Invaliden bildet einen integrirenden Theil der Armee 
Berfafjung, und bleiben daher die bierauf bezüglihen Vorſchriften im 
Geltung, wenngleich fie im gegenwärtigen ac nicht befonder8 er⸗ 
wähnt Has. 
14. 

Die Beſchlüſſe über Erhebung eines Cinzugegelbes, eines Eintrittd« 
oder Hausftandsgeldes ſowie eines Einfaufsgeldes oder einer entſprechenden 
jährlichen Abgabe ($ 48) für Theilnahme an den Gemeinde-Nugungen bee 
Dilefen in allen Fäden der Genehmigung der Regierung. Bei ber Feifung 
und Bemefjung der Beträge des Einzugsgeldes fowie des Eintriits- um 

ausftandögeldes ift darauf zu achten, daß der den Gemeinden gewährte 
Hug gegen Andrang vermögenslofer Perfonen nicht in eine für bie 
allgemeinen Interefjen nachtheilige Beihräntung der Freizügigkeit ausarte. 








pꝓrobiiziui⸗ TUNVLUGE IM Siuubt ver Siaoie UEEITELENEN OENEINDEN, 


welche nicht über 10,000 Einwohner haben. 
Bom 18. Juni 1856. 


Zufolge des Allerhöͤchſten Erlaſſes vom 15. Mai d. I. (Gef.-Samml., 
©. 405), betreffend die Verleihung der Stäbte-Drdnung für die Rhein» 
groning von demfelben Tage an die auf dem Rheinifhen Provinziale 

tandtage im Stande der Städte vertretenen Gemeinden von weniger als 
10,000 Einwohnern, in welchem bes Könige Majeftät Mer bochlihren 
Wunſch und Abfiht auszufprehen geruht haben, die Städte- Ordnung, 
dem Vorbehalt im $ 1 gemäß, allen auf dem Rheiniſchen Provinziale 
Landtage im Stande der Städte vertretenden Gemeinden von weniger als 
10,000 Einwohnern zu verleihen, ergehen auf den Grund des $ 88, bes 
ziehungsweife $ 91 nachftehende Anordnungen. 


81. 

Die Gemeinderäthe derjenigen auf dem Provinzial-Randtage im Stande 

der Städte vertretenen Gemeinden, welche nicht im Vürgermeifterei» Ber- 

Bande mit andern Gemeinden ftehen, find mit Hinweifung auf den obigen 

Allerhöchſten Erlaß dur die Negierungen unverzüglich zur Berathung 

und Beihlußnahme über ihren Antrag auf Berleinung der Städte-Ord- 

nung für die Rheinprovinz vom 15. Mai d. I. (Gefr-Samml. ©. 406) 

oder ob eine oder die andere derjelben die Berfafjung nad dem Geſetze 

vom 15. Mai d. 9., betreffend die Gemeinde» Berfafjung in der Rhein⸗ 
provinz (Gef.-Samml., ©. 435), vorziehe, aufzufordern. 


82. 

Die desfallſigen Gemeinderaths⸗Beſchlüſſe der einzelnen Städte find 
durch die betreffende Regierung mit deren gutadtlicer Außerung je. 
Oberpräfidenten air Belrderum; an den Minifter des Innern behufs 
Einholung der Allerhöchſten Entſcheidung unverzüglich einzureichen. 

$3. 

Die Gemeinderäthe derjenigen auf dem Brovinzial-Landtage im Stande 
der Städte vertretenen Gemeinden, welche mit anderen im Biirgermeifterei 
Berbande ftehen, find & Berathung und Beſchlußnahme bar! ber, ob fie 
die Berleifung ber Gtäbte-Ordnung vom 15. Mat d. I. beantragen 
wollen ober das andere Geſetz, betreffend die Gemeinde-Berfafjung von 
demfelben Tage vorziehen, erit dann zu veranlaflen, nachdem die zur Ein« 
führung der Städte- Ordnung gemäß $ 91 erforderliche Ausſcheiduug aus 
dem Vürgermeifterei» Berbande fo weit vorbereitet ift, daß die babei in 
Betracht kommenden Verhältniffe und Intereſſen ſowie die Mittel zur 
befriebigenden Ausgleihung derjelben klar überfehen werben können. 


meiftereien, oder Gemeinden aus verichiedenen Bürgermeiftereien, vielfach 

jemeinfame Anftalten und Einrichtungen gehabt haben, — unverzüglich, 
fir jede ſolche Stadt eine genaue Erörterung anzuftellen, ob und in 
welder Weife nad den befonderen Verhältniſſen die Ausſcheidung der 
Stadt aus dem Bürgermeifterei-Berbande räthlich und ausführbar, und 
welche Anordnungen rldfihtlih der anderen in dem Bilrgermeifterei- 
Berbande befindlien Gemeinden zu treffen fein werben. 


85. 

Nach diefer vorgängigen Erörterung läßt die Regierung einen voll» 
ftändigen Plan Behufs usfonderung der Stadt aus dem Bürgermeifterei« 
Verbande entwerfen, wobei mit rüdjihtsvoller Schonung zu verfahren 
und auf Erhaltung ber beftehenden Berhältniffe gemeingaftt en Der 
amtenperfonal® und anderer gemmeniaftlicer Einrichtungen ſorgſam Ber 
dacht zu nehmen iſt, fo daß die Einführung der Städte-Ordnung erleichtert 
und gefördert wird. 


$6 

Es ift daher vornehmlich dahin zu fehen, daß bei Ausſcheidung der 
Stadt aus dem Bürgermeifterei« Kommunalverbanbe, die bißherige Ger 
meinfchaft des Bermaltungsperfonals, des Bürgermeifters, des Gemeinde 
Einnehmers, der Polizei» und anderer Beamten — zwifdien der aus« 
feidenden Stadt und den übrigen Gemeinden der Vürgermeifterei ganz 
ober theilweile, nicht alein — des gegenwärtig angeſtellten Per⸗ 
ſonals im Sinne des in $ 91 angezogenen $ 90 und der 88 92 und 98 
der Stäbte- Ordnung aufrecht erhalten, fondern auch für die Zukunft die 
Vortdauer einer folden Perfonalunion möglichſt fidergeftellt, ingteigen 
auch ſolche andere gemeinfgaftlihe Einrihtungen und Anftalten, weiche 
zur Befriedigung gemeinfamer Bebürfniffe dienen, fernerhin beibehalten 
werden, fo lange die Gemeinſchaft ohne Nachtheil für den einen oder den 
andern Theil fortbeftehen fann. 

Hierbei find die Vorfchriften in Art. 15 des Geſetzes vom 15. Mai 
d. 9., betreffend die Gemeinde-Berfaflung in der Rheinproving, zu ber 
rüdfihtigen, und wegen Feſtſetzung der im öffentlichen Intereſſe vorzus 
behaltenden Leiftungen der Gemeinden, in&bejondere $$ 75, 81, 86, 107 
und 113 der Gemeinde- Ordnung vom 23. Juli 1845, Art. 21, 24 und 
26 des Gefeges vom 15. Mai d. 9., betreffend die Gemeinde-Berfafjung, 





übrigen Gemeinden Dpiehen, jo ift zu prüfen, ob und in welder Art die 
legteren eine eigene Bürgermeifterei mit befonderen Beamtenperfonal für 
Sid, bilden, oder ob diefe jämmtlic oder einzeln mit benahbarten Bürger 
meiftereien am zwedmäßigften vereinigt werden können, wobei Bevölterung, 
Steuerverhältniffe, Lage, Verkehrsbeziehungen, Pfarr- und Schulverbände 
zc. forgfältig zu berüdjihtigen find. Hinſichis des Derfaheens Tommen 
dabei die Vorſchriften der $$ 9 und 10 der Gemeinde-Ordnung vom 
23. Juli 1845 zur Anwendung. 


87. 

Der auf den Grund der vorbereitenden Erörterungen entworfene 
Plan wird hiernächſt von der Regierung dem Gemeinderathe der_be= 
treffenden Stadt mit Hinmweifung auf den Allerhöchften Erlaß vom 15. Mai 
d. 9. zur Berathung und Beſchlußnahme, ob er die Verleihung der 
Städte- Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai d. 9. beantragen 
wolle oder das andere Geſetz von demjelben Zuge betreffend die Gemeinde» 
Verfaſſung der Beooin , vorziehe, überfandt. Gleichzeitig ernennt die Re— 
gierung einen Kommiſſarius zur Negulirung der Angelegenheit und 
eauftragt denfelben, ng mit dem Gemeindevorftande und der Gemeinde» 
vertretung behufs der Verhandlung der Sade in Verbindung zu fegen. 


8. 
Beſchließt die Vertretung der Stadt, die Verfaſſung nad dem Geſetze 
vom 15. Mai d. J., betreffend die Gemeinde-Verfaſſung der Rheinprovinz 
Geſ. Samml. ©.435), vorzuziehen, fo find die weiteren Verhandlungen 
einzuftellen. Beſchließi fie aber, auf Verleihung der Städte- Ordnung 
antragen zu wollen, jo jind die Verhandlungen wegen Ausſcheidung der 
Stadt aus dem Vürgermeifterei-Verbande mit Zugrunbelegung des ent⸗ 
worfenen Plans unter Leitung des Kommiffarius fortzufegen. Derfelbe 
Bet darauf Sinzumizten, daß Über die Bedingungen, unter welden die 
rennung der Stadt von den Landgemeinden zu bewirken, eine alljeitige 
Bereinbarung zu Stande komme, 


89. 


Ueber den entworfenen Plan find auch die Vertretungen der bes 
theiligten Gemeinden, die Bürgermeifterei -Berfammlung und die Kreis 
Kände mit ihren Erklärungen zu hören und die geihlofjenen Verhand- 
lungen der Regierung, einzureichen. Iſt eine vollftändige Vereinbarung 
der betheiligten Gemeinden nicht erfolgt, und find Differenzpuntte zur 
Erledigung übrig geblieben, fo ift bie Negulirung der Verhältniffe von 
der Regierung zu bewirken, gegen deren Entjdeidung der Rekurs an den 
Dberpräfidenten ftattfindet. (Vergl. $$ 9 und 10 der Gemeinde-Drdnung 
vom 23. Juli 1845). 
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Gemeinclererfaſungs⸗Geſeh 
fin 


ir 
die Stadt Frankfurt a. M. 
Vom 25. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. f. w. 
verorbnen hiermit, was folgt: 


81. 

Das gegenwärtige Verfaſſungsgeſetz ſoll Geltung Haben für die 
Stadtgemeinde Frankfurt a. M. einſchließlich Sachfenhaufen und deren 
Gemarkung. 

82. 

Der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. fteht die Selbftverwaltung 
ihrer Angelegenheiten nad näherer Vorfchrift diefes Gefeges zu. Sie 
wird durch einen Magiftrat und eine Stadtverordneten- Berfammlung 
vertreten. 


83. 

Durch libereinftimmenden Beſchluß des Magiftrats und der Stadt- 
verordneten » Berfammlung können für die Stadtgemeinde Zranf- 
furt a. M. mit Genehmigung der Regierung ftatutarifche Anordnungen 
getroffen werden, melde jedoch den beftehenden Gefegen nicht wider« 
ſprechen dürfen: 

1. über ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinde ſowie über ſolche 
Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren das 
gegenwärtige Geſetz Verſchiedenheiten geftattet oder Feine aus⸗ 
drücfichen Beftimmungen enthält; 

2. über fonftige eigenthümliche Verhältniſſe und Einrichtungen, 
insbefondere auch behufs Herftellung einer etwa als wunſchens · 


Alle Einwohner des Stadtbezirke find, umbefchadet der durch 
Stiftungs- und fonftige privatrechtliche Zitel begründeten befonderen 
Rechtsverhaltniſſe, zur Meitbenugung derjenigen Öffentlichen Anftalten 
berechtigt, welche der Stadtgemeinde als folder gehören, und find ver- 
pflichtet, zu den Gemeindelaften nad Vorſchrift diefes Gefeges beizu: 
tragen. 


858. 


Wer, ohne im Stadtbezirk zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat 
oder ein ſtehendes Gewerbe treibt, iſt dennoch verpflichtet, zu denjenigen 





g 10, 

Zu ben Gemeindelaften, welche auf den Grundbefig oder auf das 
ftehende Gewerbe oder auf das aus jenen Quellen fließende Eintommen 
gelegt find, müffen aud die im $ 6 erwähnten Militarperſonen bei- 
tragen, wenn fie im Stadtbezirfe Grundbefig Haben oder ein ftehendes 
Gewerbe betreiben. 

Von anderen direkten Gemeindeabgaben und -Laſten find diefelben, 
mit Ausnahme der Militärärzte rücfichtlih ihres Einkommens aus 
einer Civilpraxis, frei; von Verbrauchsſteuern bleiben nur die Militär 
Pe und ähnliche Anftalten in dem bisherigen Umfange 

reit. 
8 11. 


Die Clvil- und Militärbeamten, die auf Inaltivitätsgehalt geſetzten 
Offiziere, die Geiſtlichen und Elementarlehrer, die Empfänger von 
Wittwen⸗ und anderen Penſionen, von Wartegeldern, Waiſenerziehungs⸗ 
geldern, Sterbe⸗ und Gnadenmonaten ſind nur nach Maßgabe des Ge— 
fetzes vom 11. Juli 1822 (Geſetz-Samml. S 184), der Deklaration 
vom 21. Januar 1829 (Gejeg-Samml. S. 9) und ber Kabinetsordre 
vom 14. Mai 1832 (Geſetz⸗ Samml. ©. 145) zu den Gemeindelaften 
beizutragen verpflichtet. Im Uebrigen finden perfönliche Befreiungen 
nicht ftatt. 

812. 


Ertragsunfähige, desgleichen die zu einem öffentlichen Dienſte oder 
Gebraude beftimmten Grundftücde und die Dienftgrundftüce der Geiſt⸗ 
lichen, Kirchendiener und Elementarlehrer find von den Gemeindelaften 
befreit. Im Uebrigen find nur zeitweilige Befreiungen für neubebaute 
Grundftüde zuläffig. 

g18. 


Das Bürgerrecht befteht in dem Rechte zur Teilnahme an den 
Gemeindewahlen fowie in der Befähigung zu Uebernahme unbefoldeter 
Aemter und Stellen in der Oemeindevermaltung und in der Gemeinde 
vertretung. 
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Siuvivervivncen OEtſutniuntuntg CHE gusuige wrpwyuwiguug ver 
gründen. 

Ber fi ohne einen diefer Gründe weigert, eine unbefoldete Stelle 
in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen oder die noch 
nit drei Jahre lang wahrgenommene Stelle ferner zu verfehen, fowie 
Terjenige, welcher ſich der Verwaltung folder Stellen thatſächlich ent- 
zieht, kann durch Beſchluß der Stadtverordneten-Verfammlung mit Ges 
nchmigung der Regierung auf drei bis ſechs Jahre der Ausübung des 
Burgerrechts verluftig erklärt und um ein Adhtel bis ein Viertel ftärker 
zu den direften Gemeindeabgaben herangezogen werden. 


8 10. 


Das Bürgerrecht geht verloren, ſobald eins der zur Erlangung 
deſſelben vorgeſchriebenen Erforderniſſe bei dem bisher Berechtigten nicht 
mehr zutrifft. 

Wer in Folge rechtskräftigen Erfenntniffes der bürgerlichen Ehre 
verluftig geworden ift ($$ 32—37 des Strafgefegbuche), verliert da- 
dur auch das Bürgerrecht und die Befähigung, daffelhe zu vunsrhen 

Wem durch rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürger- 
lichen Ehrenrechie unterfagt ift ($ 34 des Strafgeſetzbuchs), verliert 
damit aud) dad Vürgerreht und erlangt daffelbe erft mit dem Ablauf 
der im Erfenntnijfe beftimmten Zeit von felbft wieder. 

Ber in Konkurs verfällt, verliert das Bürgerrecht; dafjelbe kann 
ihn jedoch, wenn er die Befriedigung feiner Gläubiger nachweiſt, von 
dem Magiftrate unter Zuftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung 
wieder verliehen werden. 


$ 20. 


Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Verfegung 
in den Anklageftand oder segen eines Vergehen, welches die Unter- 
ſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß 
oder Tann, die Berweifung an das Strafgericht ausgefprochen, oder ift 
derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, fo ruht die Ausübung des Bürger- 
tehts, bis die gerichtliche Unterfudhung, beziehungsweife die ‚gerichtliche 
Haft beendigt iſt. ] 





828. 

Der Magiftrat hat jederzeit die nöthige Beſtimmung zur Er— 
ganzung der erforderlihen Anzahl von Hausbefigern ($ 24) zu treffen. 
Iſt die Zahl der Hausbefiger, welche zu wählen find, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, fo wird die Vertheilung auf die einzelnen 
Wahlbezirke durch das Loos beftimmt. Mit diefer Beſchränkung können 
die ausfcheidenden Stadtverordneten jederzeit wieder gemählt werden. 


$ 29. 


Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, welche die erforderlichen 
Eigenfchaften derfelben nachweiſt, wird vom Magiftrate geführt und 
aujährlih im Juli berichtigt. Die Lifte wird nach den Wahlbezirken 
tingetheilt. 

830. 

Vom 1. bis 15. Juli ſchreitet der Magiſtrat zur Berichtigung 
der Liſte. Vom 15. bis 30. Juli wird die Lifte in einem oder 
mehreren, in ortsüblicher Weife zur öffentlichen Kenntniß gebrachten 
Yotalen in der Stadtgemeinde offen gelegt. Während diefer Zeit kann 
ieder Einwohner der Stadtgemeinde gegen die Richtigkeit der Lifte bei 
dem Mogiftrate Einwendung erheben. 

Die Stadtverordneten-Berfammlung hat darüber bis zum 15. Auguft 
zu befchließen. Der Beſchluß bedarf der Zuftimmung des Magiſtrats; 
verjagt diefer die Zuftimmung, fo ift nad) Vorſchrift des $ 46 zu ver- 
fahren. 

Iſt in diefem Falle über die Einwendungen von der Regierung 
entjdieden, fo findet eine Berufung an legtere von Seiten Desjenigen, 
welcher die Einwendungen erhoben Hat, nicht weiter ftatt, in allen 
anderen Fällen fteht demfelben innerhalb zehn Tagen nach Mittheilung 
des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verfammlung der Rekurs an bie 
Regierung zu, welche binnen vier Wochen endgiltig entſcheidet. Golf 
der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen Einwohners wieder 
ausgeſtrichen werden, fo ift ihm dieſes acht Tage vorher von dem Ma- 
giſirate unter Angabe der Gründe mitzutheifen. 

Kode, Stäbte-Orbnung. 11 


Die in den 55 29—31 feitgeiegten Lermine konnen Dur |tatu= 
tarifhe Anordnung anders beftimmt werden. 


832. 


Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Liſte verzeichneten 
Wahler durch den Magiſtrat zu den Wahlen mittelſt ortsüblicher Be— 
tanntmachung berufen. Die Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage 
und die Stunden, in welden die Stimmen bei dem Wahlvorftande ab» 
zugeben find, genau beftimmen. 

8 33. 

Der Wahlvorftand befteht in jedem Wahlbezirke aus dem Bürger: 
meifter oder einem von biefem ernannten Stellvertreter ald Borfigenden 
und aus zwei von der Stabtverordneten-Verfammlung gewählten Bei— 


figern. Fur jeden Beifiger wird von der Stadtverordneten-Berfamm: 
fung ein Stellvertreter gewählt. 


8 34. 


Das Wahlrecht wird in Perfon durch verdeckte, in eine Wahlurne 

nieberzulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. 
8 35. 

Gewählt find Diejenigen, welche bei der erften Abftimmung die 
meiften Stimmen und zugleich abfolute Stimmenmehrheit, mehr als 
die Hälfte der Stimmen, erhalten haben. 

Wenn fich bei der erften Abftimmung nicht für fo viel Perfonen, 
als zu wählen find, bie abfolute Stimmenmehrheit ergiebt, jo wird zu 
einer zweiten Wahl gefchritten. 

Der Wahlvorftand ftellt die Namen derjenigen Perfonen, welde 
nädft den gewählten die meiften Stimmen erhalten Haben, foweit zu⸗ 
fammen, daß die doppelte Zahl der noch zu mählenden Mitglieder 
erreicht wird. 

B Diefe Zufammenftellung gilt alsdann als die Lifte der Mühl 
aren. 





vom weagıftrate aufzuvewagren. Ver Wiagiitrat hat das Wrgeontg Der 
vollendeten Wahlen jofort bekannt zu machen. Gegen das ftattgehabte 
Wahlverfahren Tann von jedem ftimmfähigen Bürger innerhalb zehn 
Tagen nad ber Bekanntmachung bei der Regierung Befchwerde erhoben 
werden. 


Bei erheblichen Unregelmäßigfeiten hat die Regierung die Wahl 
anf erfolgte Beſchwerde oder von Amts wegen innerhalb zwanzig Tagen 
nad der Bekannimachung durd eine motivirte Eutſcheidung für un⸗ 
gültig zu erflären. 

8 37. 

Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten Stabtverord- 
neten treten mit dem Anfange des nächitfolgenden Jahres ihre Ver⸗ 
richtungen an; bie Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der neu- 
gewählten Mitglieder in Thätigkeit. 

Der Mogiftrat Hat die Einführung der Gewählten und deren Ver- 
pflichtung durch Handfhlag an Eidesftatt anzuordnen. 


Don der Infammenfeung und Wahl des Magiftrats. 
g 38, 

Der Maogiftrat befteht aus einem erften Bürgermeiſter, einem 
zeiten (Beigeordneten) Bürgermeifter als defjen Stellvertreter und 
foviel theils unbefoldeten, theils befoldeten Stabträthen, wie die Stadt⸗ 
verordneten-Berfammlung bei ihrem erften Zufammentreten nad Ver⸗ 
tündigung dieſes Geſetzes mit Genehmigung der Regierung beſchließen 
wird. Der fo gefaßte Beſchluß kann demnähft nur durch ftatutarifche 
Anorbuung abgeändert werden. 


8 39. 
Mitglieder des Magiftrats können nicht fein: 

1. alle fonftigen Gemeindebeamten; 

2. diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Auffiht des Staats über die Stadtgemeinde 
ausgeübt wird; 

11° 


u yewuyus gwius Ywegemmpsee ve] wer Deſrutiguug vo 
Königs. Wird die Beftätigung verfagt, fo fehreitet Die Stadtverordneten- 
Verſammlung zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe nicht beftätigt, 
fo ift die Regierung berechtigt, die Stelle einftweilen auf Koften der | 
Stadt kommiſſariſch verwalten zu Laffen. | 

Daſſelbe findet ftatt, wenn die Stabtverordneten-Verfammlung die 
Wahl verweigern oder den nad der erften Wahl nicht Beftätigten 
wieder erwählen follte. 

Die tommiffarifhe Verwaltung dauert fo lange, bis die Wahl 
der Stadtverordneten-Verfammlung, deren wiederholte Vornahme ihr 

. jederzeit zufteht, die Veftätigung des Königs erlangt Bat. 


$ 4. 
Für jeden zu der Stelle des erften Bürgermeifters zu präfen- 







men gefallen find, auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch 
urch die abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, jo findet unter 
enigen zwei Perfonen, melde bei der zweiten Abjtimmung die 
ten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. 
Bei Stimmengleihheit entjcheidet das Loos. 

g4. 
Die Mitglieder des MagiftratS werden vor ihrem Amtsantritte 
den Bürgermeifter in öffentliher Sigung der Stadtverordneten- 
ammlung in Eid und Pflicht genommen; der erfte Bürgermeifter 
zd vom Negierungspräfidenten oder einem von dem legteren zu er— 
nnenden Kommiljar in öffentlicher Sigung der Stadtverordneten-Ver— 
izmmlung vereibet. 










Ton den Verfammiungen und Gefcäften der Stadtverordneten. 


8 45. 
Die Stadtverordneten-Verſammlung hat über alle Gemeinde— 
legenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem 
agiſtrate überwieſen find. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegen« 
ab, melde ihr zu diefem Zwecke dur die Auffichtsbehörden 
gelegt werben. Ueber andere als Gemeinde-Angelegenheiten darf fie 
st dann berathen, wenn folche durch befondere Gejege oder in ein= 
seinen Fällen durch Aufträge der Auffichtsbehörde am fie gewieſen find. 
Dit Stadtverordneten find an feinerlei Inſtruktionen oder Aufe 
zäge der Wähler oder der Wahlbezirke gebunden. 
8 46. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Verfanmlung bedürfen, wenn 
joihe Angelegenheiten betreffen, welche durch das Gejeg dem Dias 
te zur Ausführung überwiefen find, der Zuftimmung des legteren. 
agt der Magijtrat die Zuftimmung, fo hat er die Gründe dieſer 
agung der Etadtverordueten - Verfammlung mitzutheifen. Grfolgt 
uf feine Verftändigung, zu deren Herbeiführung jowohl vom Ma— 
ate mie von der Stadtverordneten-Qerfammlung die Einfegung einer 
meinſchaftlichen Rommijfion verlangt werden kann, fo ift die Ent— 
Stidung der Regierung einzuholen. 

Zıe Stodtverordneten-Berfammlung darf ihre Beichlüffe, abgeſehen 
den im 8 47 und im zweiten Gate des $ 54 vorgejehenen Fällen, 
r.mals felbft zur Ausführung bringen. 



























g 52. 
Die Stabtverorbneten» Berfammlung kann nur befcließen, wenn 





werden. 


g 53. 


Die Befchlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen» 
gfeicheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mit» 
ſtimmt, wird zwar als anmwefend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird 
aber lediglich nad) der Zahl der Stimmenden berechnet. 


$ 54. 


An Berhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadt: 
gemeinde darf Derjenige nicht Theil nehmen, deffen Intereffe mit dem 
ter Gemeinde im Widerfpruche fteht; kann wegen dieſer Ausſchließung 
eine bejchlußfähige Verfammlung nicht gehalten werden, fo Hat ber 
Magiſtrat oder, wenn auch diefer aus dem vorgedachten Grunde einen 
güftigen Beſchluß zu faffen nicht befugt ift ($ 64), die Regierung für 
die Wahrung des Gemeindeintereffes zu forgen und nöthigenfalls einen 
beionderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beftellen. 

Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere 
Mitglieder des MagijtratS aus Veranlafjung ihrer Amtsführung noth— 
wendig werden, fo hat die Regierung auf Antrag der Stadtverordneten- 
Verſammlung zur Führung des Proͤzeſſes einen Anwalt zu beftellen. 


g 55. 

Die Sigungen der Stadtverodneten-Verfammlung find öffentlich. 
Für einzelne Gegenftände Tann durch befonderen Beihluß, welcher in 
geheimer Sigung gefaßt wird, die Deffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


8 56. 


Der Borfigende leitet die Verhandlungen, eröffnet und fchließt die 
Eigungen und handhabt die Ordnung in der Verfammlung. Er kann 
jeden Zuhörer aus dem Eigungszimmer entfernen laffen, welcher öffent» 
liche Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend 
einer Art verurſacht. 


8 57. 

Die Befchlüffe der Stabtverordneten-Verfammlung und die Namen 
der dabei anweſend geweſenen Mitglieder find im ein befonderes Buch 
änzutragen. Sie werden von dem Borfigenden und wenigftens drei 
Mitgliedern unterzeichnet. 

Tem Magiftrate müffen alle Beſchluſſe der Stadtverordneten ⸗ 


Entrichting eines Eintaufsgeides abhängig gemacht werben. 





gaben: 

1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf 
nicht belaftet werden; 

2. bei Zufhlägen zur Klaſſen- und Eintommenfteuer muß 
derjenige Theil des befteuerten. Gefammteinfommens, wel: 
her aus dem in einer anderen Gemeinde gelegenen Grund» 
befig oder aus dem in einer anderen Gemeinde betriebenen 
ftehenden Gewerbe fließt und in diefer letzteren Gemeinde 
einer befonderen Gemeindebefteuerung, gemäß $ 8, unter- 
worfen ift, bis auf Höhe dieſes Steuerbetrag® von den 
Zuſchlägen in der Gemeinde des Wohnorts freigelafjen 
werden; 

3. die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

a). für Zufchläge zu den bdireften Steuern, wenn der 
Zufdlag entweder fünfzig Prozent der Staatsfteuern 
überfteigen oder nicht nach gleichen Sägen auf diefe 
Steuern vertheilt werden fol. Zur Freilaffung oder 
geringeren Belaftung der legten Klaffenfteuerftufe be: 
darf e8 jedoch diefer Genehmigung nicht; 

b) für Zufcläge zu den indireften Steuern; 

I. in befonderen direkten oder indirekten Gemeindeftenern; diefe be= 
dürfen der Genehmigung der Regierung, wenn fie neu eingeführt, 
erhöht oder in ihren Grundfägen verändert werden follen. 
Die Beftimmung unter I. 2 fommt auch bei befonderen Ge: 
meinde-Einfommenfteuern zur Anwendung. 

Die zur Zeit beftehenden Gemeindefteuern werben der Prüfung 

und Genehmigung durd) die Regierung unterworfen. 

Gegen Uebertretungen der über Erhebung von Gemeinbefteuern zu 
erlaffenden, von der Regierung zu genehmigenden Regulative, können 
durch befondere Verordnung Strafen bis auf Höhe von zwanzig Gul⸗ 
den vorgefehen werden; folche Verordnungen find im der Form der 
ortöpolizeilichen Verordnungen befannt zu machen. 

Don den Gefchäften des Magifrats. 
8 63, 
Der Magiftrat Hat insbefondere folgende Geſchäfte: 


1. die Geſetze und Verordnungen fowie die Verfügungen der ihm 
vorgefegten Behörden auszuführen; 


9. die Gemeindeabgaben nad; den Gefegen und Beſchl 


Magiſtrats deſſen Befugniſſe überfchreitet, geſetz- oder rechtswidrig ift, 
das Staatswohl oder das Gemeindeinterefje verlegt, die Ausführung 
eines ſolchen Beſchluſſes zu beanftanden und die Entſcheidung der Re 
gierung einzuholen. 

Der zweite VBürgermeifter nimmt auch außer dem alle der 
Stelfvertretung an den Verhandlungen und Bejchlüffen Theil. 

Bei Berathungen über ſolche Gegenftände, welche das Privat 
intereffe eines Mitgliedes des Magiſtrats oder feiner Angehörigen be: 
rühren, muß bdaffelbe jid) der Theilnahme an der Verathung und Ab: 
ftimmung enthalten, auch fi während der Berathung aus dem Sigungs- 
zimmer entfernen. 

868. 

Der Bürgermeifter leitet und beauffihtigt die gefammte Gemeindes 
Verwaltung. 

In allen Fällen, wo die vorherige Befhlußnahme dur den Dias 
giftrat einen nachtheiligen Zeitverluft verurſachen witrde, muß der Blirger- 
meifter die dem Magiftate obliegenden Gefchäfte vorläufig allein be— 
forgen, jedod dem legteren in der nächſten Sitzung behufs der Be- 
ftätigung oder anderweitigen Beſchlußnahme Bericht erftatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin fteht ihm das Recht zu, 
den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu ſechs Gulden und außerdem 
den unteren Beamten Arreftftrafen bi® zu drei Tagen aufzuerlegen. 

8 66. 

Zur dauernden Verwaltung oder Beauffichtigung einzelner Ge— 
ſchäftszweige fowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge können 
befondere Deputationen (Aemter), entweder blos aus Mitgliedern de& 
Magiftrats oder aus Mitgliedern beider Gemeindebehörden oder aus 
legteren und aus ftimmfähigen Bürgern eingejegt werden. — Zur 
Bildung gemifchter Deputationen aus beiden Gemeindebehörden ift deren 
übereinftimmender Beſchluß erforderlich. 

u dieſen Deputationen, welche übrigens in allen Beziehungen 
dem Magiftrate untergeordnet find, werben die Stadtverordneten und 
Bürger von der Stabtverordneten-Verfammlung gewählt, die Dagiftrats: 


8 70, 

HOinſichtlich der Befugniß der Gemeindebehörden zum Erlaß bon 
ortspolizeilichen Verordnungen, hinſichtlich der Gefchäfte der gericht: 
lichen Polizei und der Staatsanwaltfchaft bei dem Rugegerichte, ſowie 
Hinfichtli der Geſchäfte der Standesbuhführung kommen die darauf 
bezüglichen Gefege zur Anwendung. Die Anftellung der Beamten der 
Standesbuhführung erfolgt in der 8 63 Nr. 6 vorgefchriebenen Weiſe. 


don den Gehältern und Penfionen. 
8 71. 
Der Normaletat aller Befoldungen wird von dem Magiftrate 





Eiadtverorbneten und unbefoßdeten” Dagiftratemitgliedern darf ur 
Entſchädigung für baare Auslagen gewährt werden, welde für fie aus 
der Ausrichtung von Aufträgen entjtehen. 


g 72. 


Den VBürgermeiftern und befoldeten Magiftratsmitgliedern find, 
sofern nicht mit Genehmigung der Regierung eine Vereinbarung wegen 
der Penſion getroffen ift, bei eintretender Dienftunfähigkeit, oder wenn 
fie nach abgelaufener Amtsperiode nicht wiedergewählt, beziehungsweife 
die Bürgermeifter nicht wieder ernannt oder nicht wieder beftätigt 
werden, folgende Penfionen zu gewähren: 

Y, des Gehalts nach ſechsjähriger Dienftzeit, 
Yg de6 Gehalts nach zwölfjähriger Dienftzeit, 
2/, de8 Gehalts nach vierundzwanzigjähriger Dienftzeit. 

Die auf Lebenszeit angeftellten befoldeten Gemeindebeamten er⸗ 
halten, infofern nicht mit ihnen ein Anderes verabredet worden ift, 
bei eintretender Dienftunfähigkeit Penjion nad) denfelben Grundfägen, 
welde bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung kommen. 

Ueber die Penfionsanfprüde der Bürgermeifter, der befoldeten 
Mogiftratsmitglieder und übrigen befoldeten Gemeindebeamten ent- 
iheidet im ftreitigen Fällen die Regierung. Gegen den Befchluß der 
Regierung, fomweit derfelbe ſich nicht auf die Thatſache der Dienfte 
unfähigfeit oder darauf bezieht, welder Theil des Dienfteinfommens 
als Gehalt anzufehen fei, findet die Berufung auf richterliche Entfchei= 
dung ftatt. Ungeachtet der Berufung find die feftgefegten Beträge vor— 
laufig zu zahlen. 

Die Penfion fällt fort oder ruht infoweit, als der Penftonirte 
durd anderweitige Anftellung im Staats · oder Gemeindedienfte ein 
Einfommen oder eine neue Penfion erwirbt, welche mit Zurechnung 
ter erften Penfion fein früheres Einkommen überfteigen. 


Don dem Gemeindehanshalte. 


8 73, 


Ueber alle Ausgaben und Einnahmen, welde fi im Voraus be- 
ftimmen laſſen, entwirft der Magiftrat jährlich, fpäteftens im Dttober, 
einen Haushaltsetat. Der Entwurf wird acht Tage lang in einem 


Batman, Google 


— wir weopfuupeez wen wsugspseue zus vursuupgen osunpsusruuung 
der Ausführung zu veranlaffen. 

Ter Magiftrat hat hiervon die Stadtverordneten-Verfammlung 
zu benachrichtigen und über den Gegenftand des Beſchluſſes jofort an 
die Regierung zu berichten. Die Regierung hat ſodann ihre Entfcheis 
dung unter Anführung der Gründe zu geben. 

8 81. 

Wenn die Stadtverorbneten-Verfammlung e8 unterläßt oder verwei⸗ 
gert, die der Stadtgemeinde gefeglich obliegenden Yeiftungen auf den 
Hauehaltsetat zu bringen ober außerordentlich zu genehmigen, fo hat 
die Regierung, unter Anführung des Gefeges, die Eintragung in den 
Etat von Amts wegen bewirken zu laſſen, beziehungsweife die außer- 
ordentliche Ausgabe feftzuftellen. 

g 82. 

Durch Königliche Verordnung, auf den Antrag des Staatsmini« 
fterinms, fann die Stadtverordneten-Verfammlung aufgelöft werden. 

Es ift fodann eine Neuwahl derfelben anzuordnen und muß diefe 
Binnen ſechs Monaten, vom Tage der Auflöfungs-Verordnung an, er» 
folgen. 

Bis zur Einführung der neugewählten Stabtverordneten find 
deren Berrichtungen durch befondere von dem Minifter zu beftellende 
Kommiffarien zu beforgen. 


883. 


Auf die Dienftvergehen der Gemeindebeamten, einſchließlich der 
Bürgermeifter und der übrigen Magiftratsmitglieder, kommt das Gefeg 
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haben. 


85. 

Alle Gemeindeangehörigen (3 4) find, unbeſchadet der durch Stif- 
tungen und fonftige privatrechtliche Titel begründeten befonderen Ver⸗ 
hältniffe, einerfeit® zur Mitbenugung derjenigen öffentlichen Anftalten, 
welche der Stadtgemeinde als ſolcher gehören, und zum Mitgenuffe der 
Erträge des Etadtvermögens (88 19—21) berechtigt, andererfeits zur 
Theilnahme an den ftädtifchen Gemeindelaften nach Vorſchrift dieſes 
Geſetzes verpflichtet. 


86 
Das Bürgerrecht befteht in dem Rechte zur Theilnahme an den 
Gemeindewahlen ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbefoldeter 


Armter und Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Gemeindes 
vertretung. 


87. 


Jeder im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche männ- 
liche Angehörige des Norbdeutfchen Bundes erwirbt das Bürgerrecht, 
wenn er feit einem Jahre 1) zur Stadtgemeinde gehört (8 4); 2) felbit- 
ſtandig ift; als felbftftändig im Sinne dieſes Geſetzes werden Perjonen, 
welche minderjährig find, oder unter einer die Dispofitionsbefugniß bes 
ſchränlenden Ruratel oder im Haufe und Brote Anderer ftehen, ober 
eine nach ihrem 18. Lebensjahre empfangene öffentliche Armenunters 
ftugung nicht zurüderftattet Haben, nicht angefehen; 3) die ihm obs 
liegenden Gemeindeabgaben bezahlt Hat, und außerdem 4) entweder a. im 
Gemeindebezirke ein Wohnhaus von einem im Ortsitatute näher 37 
beftimmenden Minimalftenerwerth befigt, ober b. ein ftehendes Gewerb 
— über deſſen Art und Umfang das Orteftatut Näheres beftimm 

12% 
— 


haftener Mittheilung deſſelben geſchehen muß. I gleicher Weiſe iſt 
im Balfe der Ablehnung anderer Stellen oder Aufträge in der ftädti- 


ftädtifchen Kollegien auf drei bis ſechs Jahre des Burgerrechts ver- 
Auftig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ftärker zu den Ge— 
meindeabgaben herangezogen werben. Diefer Beſchluß bedarf der Ber 
ftätigung der Regierung. 

8 11. 

Das Ehrenbürgerrecht kann ber Magiſtrat nach gemeinſchaftlichem 
Beſchluſſe beider Stadtkollegien ſolchen Männern, die ſich um die Stadt 
beſonders verdient gemadt haben, auch ohne Zutreffen der im $ 7 
Nr. 1, 3, 4 erwähnten Erforderniffe ertheifen. Dadurch werden ftädtie 
ſche Verpflichtungen nicht begründet. 


$ 12. 


Das Bürgerrecht geht verloren 1) durch Wegfall eines derjenigen 
Erforberniffe, welde das Bürgerrecht bedingen (8 7), fofern nicht nach 
8 13 ein bloßes Ruhen in der Ausübung des Vürgerrechts eintritt; 
2) durch Konkurs; doch fann dem Gemeinſchuldner nad; voller oder 
alfordmäßer Befriedigung feiner Gläubiger das Bürgerrecht durch Be— 
ſchluß beider ftädtifchen Kollegien wieder verliehen werden, 


g 18. 


Wem durch rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte unterſagt iſt, der ift während der im Erkenntniſſe 
feſtgeſetzten Zeit von der Ausübung des Burgerrechts ausgeſchloſſen. 
Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Verfetzung in 
den Anklagejtand, oder wegen eines Vergehens, welches die Unterſagung 
der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder 
Tann, die Verweifung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder ift der⸗ 
felbe zur gerichtlichen Haft gebracht, fo ruht die Ausübung des Bürger- 
rechts, bis die gerichtliche Unterſuchung, begichungeweife die Haft 
beendigt ift. 

8 14. 


Der Verluft des Burgerrechts zieht dem definitiven Verluſt ber 
das Bürgerrecht als Bedingung vorausfegenden Stellen und Aemter, 
das Puhen des Bürgerrechte aber die Euspenfion von benfelben 
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objekte, Kaffen, Stiftungen und Anftalten Tann das Ortsftatut Näheres 
beftimmen. 


8 21. 


Die den Gemeindemitgliedern zuſtehende Theilnahme an den Ge- 
meinde-Nugungen (88 5u.20) kann, foweit der Unfpruch auf diefelbe nicht 
auf befonderen Rechtstiteln beruht, nach Maßgabe des Ortsftatuts von 
der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anftatt oder neben der⸗ 
felben von der Entrihtung eines Einkaufsgeldes abhängig gemacht 
werden, durch deren Entrichtung aber die Ausübung des Bürgerrechte 
niemal8 bedingt wird. 


g 22. 


Die Stadtgemeinde ift zu allen Leiftungen verbunden, welche das 
ftädtifche Bedurfniß erfordert, oder welche ihr durch befondere Geſetze 
auferlegt find. Inſoweit zu demfelben die Einkünfte aus dem Stadt 
vermögen nicht ausreichen, haben fämmtliche Mitglieder der Stadt⸗ 
gemeinde Gelbbeiträge und perfünliche Dienfte auf die Art und in dem 
Umfange zu leiften, wie folhes in dem Ortsftatute oder durch befondere 
Gemeinbebefchlüffe (89 72, 73) näher beftimmt wird. Die behufs der 
Niederlaffung oder Aufenthaltsnahme in dem Stadtbezirk neu anziehenden 
Berfonen konnen gleich den der Gemeinde bereits angehörigen Ein- 
wohnern zu den Gemeindelaften herangezogen werden, wenn die Dauer 
ihres Aufenthaltes den Zeitraum von drei Monaten überfteigt. 

823. 

Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, dafelbft Grundbefig hat 
oder ein ftehende8 Gewerbe betreibt, ift verpflichtet, an denjenigen Laften 
Theil zu nehmen, welche auf den Grundbefig oder das Gewerbe oder 
das aus jenen Quellen fließende Einfommen gelegt find. Diefelbe Ver: 
pflihtung trifft juriftifche Verfonen, welche in dem Stadtbezirfe Grund» 
eigenthum befigen oder ein ftehendes Gewerbe betreiben. 

g 24. 

Ueber die Verpflichtung der Staatsbiener und der Hinterbliebenen 
derfelben zu perjönlichen Abgaben und Leiftungen an die Gemeinde ent- 
ſcheidet die Verordnung, betreffend die Heranziehung der Staatsdiener 
zu den Kommunal-Auflagen in den neu erworbenen Landeötheilen vom 
23. September 1867 (Gef.-Samml., S. 1648). Alle übrigen perfün« 
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tönnen perfönliche oder dingliche Vefreiungen von allgemeinen Gemeinde: 
Taften fernerhin nicht erworben werden, indbefondere auch nicht durch 
Berjährung. 


Titel I. 


don dem Magifrate. 
g 28. 


Der Magiftrat bildet ein Kollegium und beiteht aus dem Bürger: 
meifter (oder Ober-Bürgermeifter), einem Beigeordneten (oder zweiten 
Bürgermeifter) als deſſen regelmägigem Stellvertreter und aus meh: 
reren Ratheverwandten (Stadträthen, Rathsherren, Senatoren), über 
deren Zahl, Titel und etwaige bejondere Funktionen (Syndikus, Rim- 
merer u. f. mw.) für jede Stadt in dem Ortsftatutz das Nihere be: 
ftimmt wird. Das Amt des Beineordneten kann von einem :Kz 
verwandten mitverfehen werden. Gin Theil der Stellen der R 
verwandten, ebenfo die Stelle des Veigeordneten, kann nach er’ 
des Statuts befoldet fein, auch fünnen für unbeſoldete Ma; 
ämter feftbeftimmte Entihädigungen für Tienjtunfoften im & 
ausgefegt werden. 







$ 29. 
Mitglieder des Magijtrats fünnen nicht fein: 
1. diejenigen Beamten und die Witglieder derjenigen ei 
durch melde die Aufjiht des Staates uber bie S— 
übt wird, 
. die Stadtverorbneten und die Gemeinde-Urter! 
. Geiftlihe, Kirhendiener und Lehrer an ci 
die richterlichen Beamten, zu denen jetch t:e 
glieder der Handels-, Gewerbe: und äyntıter 
zu zählen find, 
5. die Beamten der Staatsanmaltiheit, 
6. die Polizeibeamten, zu 5 und 6 jesch ır 
88 89, 90 von Magiftratsperionen zu ver 
Dater und Sohn, Schwiegervater und S 
umd Schwäger fowie offene Kandelsgeiellihafter 
Mitglieder de8 Magiſtrats ſein. 
Entfteht die Schwägerſchaft oder Geihärteciicci 
der Wahlperiode, fo fcheidet im erften Falle basjenige T 
welches das Hinderniß herbeigeführt worden ift, im anderen 
den Lebensjahren nach ältere Mitglied aus. 
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8 33. 

Wird die Beftätigung verfagt, jo wird zu einer meuen Zahl ge- 
ſchritten. Wird auch dieje nicht beitätigt oder die Vornahrie der Eiihl 
verweigert, fo ift die Regierung berechtigt, die Etelle einiweilem azf 
Koften der Stadt fommiljarijd verwalten zu laſſen, bis eine jur Be- 
ftätigung geeignete Wahl getroffen iſt. 

sh. 

Die Mitglieder des Magiftrats werden vor ihrem Amtsantritte 
durch den Bürgermeifter im öffentliher Eigung der Etadtfollegien in 
Eid und Pflicht genommen. 

Der Vürgermeifter wird von einem Kommijjarius der Regieraag 
in eben folder Sitzung vereidet. 


Titel I. 


Von der Stadtversröneten-Verfammlung. 


835. 


Die Stadtverordneten, deren Anzahl für jede Stadt nad Ver 
hältniß ihrer Größe und nad) dem Umfange der ftädtiihen Verwaltung 
in dem Ortsftatute näher zu beftimmen ift, aber niemals weniger als 
ſechs, noch mehr als dreißig betragen darf, werben von den Bürgern 
der Stadt durch direfte Wahl gewählt. 

Sie müffen zur Hälfte aus Befigern eines zum Ctadtbezirfe ge> 
hörigen Haufes (Eigenthümern, Niegbraudern und Solchen, die ein erb⸗ 
lies Befigrecht haben) beftehen. Der Magiftrat hat jederzeit für die 
Ergänzung diefer Zahl durch die geeigneten Anordnungen zu forgen. 


$ 36. 


Die Stabtverordneten werben auf ſechs Jahre gewählt. Alljährlich 
ſcheidet ein Sechstheil derfelben aus und wird durch neue Wahlen er: 
fegt. Bis das Alter im Mandat entfcheiden Tann, entfcheidet das 
2008 über den Austritt. . 

Iſt die Anzahl der Stadtverordneten durch die Zahl ‚seh night 
teilbar, fo ift über die Ordnung des Ausſcheidens in dem De 
das Nähere zu beftimmen, jedoch dergeftalt, daß die ganz 
Laufe von ſechs Jahren ausfceidet. 


8 37. 


Wohlberechtigt zur Wahl der Stabtverordneten iſt 
welcher nicht nach Mafigabe dieſes Geſetzes von der U 
Bürgerrechte ausgefchloffen ift. 


188 Stadie · Geſetz für Schleewig / olſtein. $$ 38. 39. 


8 38. 


Ein jeder Bürger, welder nad $ 37 zur Ausübung des Wahl ⸗ 
rechts befugt ift, ift zum Stadtverordneten unter der aus 8 35, Ab- 
fag 2 ſich ergebenden Beſchränkung wählbar. 

Jedoch können Stadtverordnete nicht fein: 

1. diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörde, 
durch welche die Auffiht des Staates Über die Stadt aus- 
geübt wird; 

2. die Mitglieder bes Magiftrats und alle befoldeten Gemeinde 
beamten; 

3. Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer; 

4. die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die technifchen Mit- 
glieder der Handels:, Gewerbe: und ähnlicher Gerichte nicht 
zu zählen find; 

5. die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 

6. bie Polizeibeamten. 

Für Rechtsanwalte und Notarien ift zur Annahme der Wahl als 
Stadtverordneter die Genehmigung der vorgefegten Dienftbehörde nicht 
erforderlich. 

Vater und Sohn fowie Brüder dürfen nicht zugleih Mitglieder 
der Etadtverordneten:Verfammlung fein. Sind dergleihen Verwandte 
gleichzeitig gewählt, jo wird der ältere allein zugelaffen. 

Vater und Sohn fowie Brüder dürfen auch nicht zugleich der 

eine Magiftratsmitglied, der andere Stadtverordneter fein. 

Jeder abgehende Stadtverordnete ift fogleich wieder wählbar, in- 
fofern die Hierzu erforderlichen Eigenfchaften fortdauern. 

Sollten befondere örtliche Verhältniſſe es erfordern, daß die Wähl- 
barkeit durch die Wohnung in einem beftimmten Theile der Stadt ber 
dingt werde, fo können die diesfälligen näheren Beftimmungen im Orts» 
ftatute getroffen werben. 


$ 39. 


In denjenigen Städten, für welche ſolches nad) der Größe der- 
felben oder wegen anderer örtlicher Verhältniſſe zweckmäßig befunden 
werden follte, kann die Wahl der Stadtverorbneten in gefonderten 
Wahlbezirken, in welche die Stadt einzutheilen ift, vorgenommen werben, 
und zwar entweder fo, daß jeder Bezirk eine beftimmte Anzahl Stadt: 
verordneter felbftftändig zu wählen hat, oder fo, daß nur die Abſtim⸗ 
mung bezirfsweife vorgenommen wird, jeber Stabtverordnete aber von 
der gefammten Bürgerfchaft zu wählen bleibt. Die Veftimmung hier 
über ſowie die näheren Feſtſetzungen über Abgrenzung der Wahlbezirke, 
begiehentlich über die Zahl der in einem jeden derfelben zu mählenden 
Stadtverordneten find auf ortsftatutariihem Wege zu treffen. 
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g 40. 


Behufs der von der Bürgerfchaft vorzunehmenden Wahlen wird die 
Bürgerrolle ($ 16) alljährlich vom Magiftrate in der Zeit vom 1. bie 
15. Juli einer generelfen Berichtigung unterworfen und vom 15. bis 
30. Juli in einem oder mehreren zur öffentlichen Kenntniß gebrachten 
Lokalen in der Stadtgemeinde ausgelegt. Während dieſer Zeit kann 
jeder Betheiligte gegen die Nichtigkeit der Lifte bei dem Meagiftrate 
Einfpruch erheben. 

Die ftädtifchen Kollegien Haben darüber bis zum 15. Auguft mittelft 
gemeinſchaftlichen Beſchluſſes die Entfheidung zu treffen, welde dem 
Reklamanten ſchriftlich mitzutheilen ift. Der lettere kann innerhalb 
zehn Tagen nad) Zuftellung des Beſcheides dagegen Rekurs an die Re 
gierung ergreifen. Können die ftädtifchen Kollegien zu einem gemein- 
ſchaftlichen Beſchluſſe auch bei wiederholter Berathung fid nicht einigen, 
fo if vom Magiftrate fofort die Entſcheidung der Regierung eins 
zuholen. 

In jedem der vorbezeichneten Fälle iſt die Entſcheidung der Re— 
gierung, welche binnen längftens vier Wochen ertheilt werden muß, 
enbahilig bis zur nächftjährigen generellen Berichtigung der Bürger- 
role, 

Auch nad) der jährlichen Seftftellung der Bürgerrolle kann der 
Name eines Einwohners wegen neuer, den Nichtbefig des Bürger 
rechts oder den Verluft der. Ausübung bdeffelben darthuender Thatſachen 
geftrihen oder auf Antrag des Beteiligten wegen fpäter erfolgten 
Erwerbs des VBürgerrechts eingetragen werden. Die beabfichtigte 
Streihung des Namens fowie die Ablehnung des Antrages auf Ein- 
tragung ift dem Beteiligten unter Angabe der Gründe vom Magiftrat 
mitzutheifen. 

Der Beteiligte Tann hiergegen binnen zehn Tagen Einfprud er 
heben, über welden nad) Maßgabe der vorhergehenden Beftimmungen 
zu entfcheiden ift. 


ga. 


Die Wahlen zur regelmäßinen Ergänzung des Stadtverordneten: 
Kollegiums finden alljährlich 
fann jedoch über diefen fowie i 
lichen Termine abändernde Bef 

Außergewöhnliche Wahlen 
periode ausgeſchiedenen Mitgliet 
Stadtverordneten ⸗ Verſammlung 
es für erforderlich erachten. 

Der Erſatzmann bleibt nu 
in Thätigkeit, auf welche der 
gänzungs- und Erfagwahlen n 


“ern No 97 ann me 

Die Wahllommiffion läßt auf Grund der Burgerrolle und der 
dagegen angebrachten und bereits erledigten Einfprüce (8 40) Verzeich⸗ 
niffe der Wahlberechtigten anfertigen und nöthigenfall® bezirksweiſe ($ 39) 
ordnen. Diefe von den Mitgliedern der Wahlfommiffion zu unter 
ſchreibenden Wahlliſten werden vierzehn Tage vor der Wahl zu Feder- 
manns Einficht auf dem Rathhauſe ausgelegt und demnächft dem Wahl« 
protofolfe beigefügt. 

Etwaige Erinnerungen gegen die Wahlliften, welche aber nur darin 
beftehen Können, daß Jemand gegen den Inhalt der Burgerrolle oder 
der Entſcheſdung eines dagegen erhobenen Einſpruchs zuwider in die» 
felbe aufgenommen oder darin übergangen fei, miffen fpäteftens drei 
Tage vor dAm Wahltermine bei dem Vorfigenden der Wahitommiſfion 
Eingereicht werben. 

Dieſer ſtoͤrllt hierüber die etwa erforderliche Unterfuhung an und 
giebt baldmögkkicft eine Entfheidung ab, welde dem Einſprechenden 
mitgetheilt und, tänfofern dadurch eine Abänderung nöthig werben follte, 
dem ausgelegten SPerzeichniffe noch vor dem Wahltermine in beglau- 
bigter Form einverMeieibt wird. 

“ 84. 
Mehr als drei estadtverordnete dürfen nicht in einer Wahlhand⸗ 

ang gewählt werden. u. 
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Jeder Zähler muß der Bab Wmmi ſion. brieberrüh em Zub 
vorftande ($ 42) prripul:h und mimb.ub zu Frı 
er feine Etimme gebrn will Er bat in virie reritichme 
zu bezeichnen, als gleich; ñ Nas um ©; 
Wahlyandlung werden die Stimmen, mei auf je ciae Perien wm 
find, zufammenge;zäslt and nach jeder Zuiammen;ihlung die Zah! der 
Stimmen in dem Zahlprotofolle motirt, weibes demnütit doa in 
Mitgliedern der Rahllommijfion reip. des Wahldvorſtandes zu unter 
ſchreiben ift. 

Iſt die Abſtimmung für eine und dieielbe Wahl bezirkoweiſe er= 
folgt, fo werden die Ergebnijje der jämmtlihen Bezirfsabjtimmungen 
demnädhft durd die Wahllommiffion zufammengejtellt und protofollarijch 
beglaubigt. 

Diejenigen, welche hiernach die meiften Stimmen, wenn aud) ohne 
abfolute Mehrheit, erhalten haben, find al® gewählt anzufehen. Sind 
die relativ meilten Stimmen in gleicher Zahl auf mehr Perfonen ge: 
fallen, als zu wählen waren, fo entfcheidet unter diefen das Loos. 

Der Magiftrat hat das Ergebnig der Wahlen fofort in orts- 
üblicher Weife befannt zu machen. 

8 45. 

Werben gegen eine gefchehene Wahl von einem Wahlberechtigten 
Einwendungen erhoben, welche innerhalb der erften zehn Tagen nad) 
Befanntmahung des Wahlergehniſſes dem Bürgermeifter angezeigt fein 
müffen, oder werden binnen gleicher Frift entweder im Magiftrate oder 
in der Stabtverordneten» Berfammlung gegen die Rechtmäßigkeit der 
Wahl Zweifel angeregt, fo haben die beiden Kolfegien darüber alsbald 
einen gemeinjhajtlihen Beſchluß zu faſſen. 

Gegen dieſen Beihluß kann von den Betheiligten binnen zehn 
Tagen Präflufiofrift Relurs an die Regierung ergriffen werden. Ueber 
die gefchehene Abjendung der Rekureſchrift ift gleichzeitig dem Dlagiftrat 
eine Beſcheinigung einzuliefern. 

Können die beiden Kollegien über den Beihluß fi nicht vereini⸗ 
gen, fo ift die Entiheidung der Regierung einzuholen. 

Bei der Entiheidung der Regierung bewendet es in allım nor 
bezeichneten Fällen. 

Nah eriolgter Kaſſation einer Wahl ift Fufırt zu einer teuen 
Wahl zu ſchreiten, fir welde eine aberma 
liſten nicht erforderlich ift. 







Ks. 

Der Vingiftrat benachrichtigt die neu 
von der Zahl, fobald deren @uityleit $ 
fofern nicht eine begrundet beſunbent Libeen 
Vorſitzenden des Magiſirats in einet ger 





or 





WIMIADUNG neoſt ðoriagen zur INT fur Die Stadtverordneten in 
deren Verſammlungszimmer auszulegen. 

Wenn Nothfälfe eine ſchleunigere Zufammenberufung erforderlich 
machen, fo ift hierauf in der Einladung zur Verfammlung ausdrüclich 
aufmerkſam zu maden. 


851. 


In den gemeinfamen Berfammlungen beider Kollegien verhandeln 
und berathen die Mitglieder gemeinſchaftlich; der Burgermeiſter, be» 
siehentlich deſſen Stellvertreter, führt das Direktorium. 

Das Protofoll wird von einem Magiftratsmitgliede oder einer 
anderen Hiermit betrauten Perfönlichkeit geführt, in ein befondere® dazu 
beftimmtes Buch eingetragen und nad) vorgängiger Verlefung und Ges 
nehmigung dur die Unterfchrift des Bürgermeifters, des Stabtverord» 
neten-Vorftehers, beziehentlich ihrer Stelfvertreter, ſowie bes Protololl- 
führers beglaubigt. Was nicht vorfehriftsmäßig zu Protokoll genommen 
ift, wird als gültig gefaßter Beſchluß nicht betrachtet. 

Bei der Abftimmung votirt, foweit nicht für befondere Fälle im 
Ortftatute Ausnahmen zugelafen find, zuerft das Stadtverordneten- 
Kollegium und dann der Ragiftrat, und zwar jedes Kollegium für 
fih. Im Falle der Stimmengleihheit giebt in jedem Kollegium die 
Stimme feines Vorfigenden den Ausschlag. 

Nach jeder Sigung ift von dem aufgenommenen Protokolle dem 
Stadtverordneten»Vorfteher eine beglaubigte Abſchrift für die Stabt- 
verorbneten-Berfammlung durch den Protofollführer zuzufertigen. 


8 52. 


Zur Gültigkeit eines gemeinfchaftlichen Beſchluſſes beider Kollegien 
(Gemeindebefchluß) ift erforderfich, daß: 

1. die befchlußfähige Zahl der Mitglieder in jedem der beiden 
Kollegien (88 49, 55) gegenwärtig ift, und zugleich 

2. die Mehrheit in dem einen mit der Mehrheit in dem anderen 

Kollegium zu einem übereinftimmenden Befchluffe fi vereinigt. 

Es Tann indeffen ein gültiger Gemeindebefchluß aud ohne An⸗ 

weſenheit der nad 1. nöthigen Mitgliederzahl erzielt werben, wenn bie 

Mitglieder der Kollegien, zum zweiten Male zur Verhandlung über 

denfelben Gegenftand zufammenberufen, abermals nicht in genügender 
Rose, Stäbte-Orbnung. 18 
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8 57. 

Geſchäftsordnungen für bie gemeinfchaftlihen Berathungen der 
beiden ftädtifchen Kollegien oder für das Stadtverorbneten - Kollegium 
allein können erftere durch Gemeindebeſchluß, letztere durch die Gtadt- 
verordneten · Verfammlung feſtgeſtellt werden. In ſolchen Reglements 
konnen Zuwiderhandlungen der Mitglieder der Kollegien gegen die zur 
Aufrehthaltung der Ordnung gegebenen Vorfhriften mit Strafen be- 
Tegt werden. Diefe Strafen können in Geldbußen bis zu fünf Thalern 
und bei mehrmals wiederholten Zumwiderhandlungen von Stadtverord⸗ 
neten in der auf eine gewiſſe Zeit ober für die Dauer der Wahlperiode 
zu verhängenden Ausſchließung aus der Verfammlung beftehen. 

* 


Titel V. 


Don den Oblie enbeiten, der —— den ranen des 
Zue 's und des ti ra -Rolleginms. 


Der Magiftrat ift die PR ben der Stadt und bie leitende kom⸗ 
munale Verwaltungsbehörde. 

859, 

Als Obrigkeit innerhalb des Stadtbezirkls Hat der Magiftrat auf 
Befolgung ber beftehenden Gefege und Verordnungen zu achten, die 
Aufträge der vorgefegten Behörde auszuführen, fowie auch das ger 
fammte Stadtwejen zu beauffihtigen und bie deshalb erforderlichen 
obrigfeitlihen Maßnahmen zu treffen. 

In allen diefen Beziehungen ift der Magiftrat unabhängig von 
ber Stadtgemeinde, an die Mitwirkung der Stadtverordneten-Berfamm- 
lung nicht gebunden und nur den betreffenden Staatsbehörden unters 
geordnet und verantwortlich. 


Als Stadtbehörde Hat der u giftrat die ftädtifchen Gemeinde 
Angelegenheiten unter der in diefem Gefege angeordneten Mitwirkung 
des Stadtverordneten-Sollegiums zu verwalten. Der Magiftrat ift die 
alleinige ausführende Behörde. Insbeſondere Tiegen ihm, unter der 
im biefem Gejege bergefehenen Beihülfe der Bommifionen u 66 ff.) 
nachftefende Geſchäfte ob 
1. die Gemeindebefchtüffe (88 50—5° 
Ausführung zu bringen; 

. die Aufficht über die Verwaltung 
führen; 

. das Nednungs- und Kaſſenweſen 

. da8 Eigentfum der Stadtgemeinde 
au wahren; 


» 


mg 
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5. die Gemeinde-Unterbeamten nad) Mafigabe des $ 75 zu er 
nennen und biefelben zu beauffictigen; 

6. die Urkunden und Alten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 

7. bie Stadtgemeinde nad) außen, in&bejondere auch in Prozefien 
zu vertreten und Namens berfelben mit Behörden und Privat 
perfonen zu verhandeln, den Schriftwechjel zu führen und die 
Gemeinde-Urfunden in der Urfchrift zu vollziehen. Die Ans- 
fertigungen der Urkunden werden Namens der Stabigemeinde 
von dem Bürgermeifter oder feinem Stellvertreter gültig unter- 
zeichnet; werben darin Verpflichtungen der Stadtgemeinde übers 
nommen, fo muß noch die Unterfchrift eines Magiſtrats · 
mitgliede8 ſowie des Stadtverordneten « Vorfteher8 und feines 
Stelvertreters Binzufommen; in Fällen, wo bie Genehmigung 
der Auffichtsbehörbe erforderlich ift, muß auf biefelbe in der 
gedachten Ausfertigung Bezug genommen werden; 

8. bie Beitreibung der ftädtifchen Gemeinde-Abgaben und Dienfte 
nad) den Gefegen und Gemeindebefchläffen zu bewirken. 


861. 


Der Bürgermeifter Hat die Auffiht und Leitung des ganzen Ges 
fchäftsganges bei der ftädtifchen Verwaltung. 

Er ift verpflichtet, Beſchlüſſe der beiden ftädtifchen Kollegien oder 
eines berfelben, welche deren Befugniffe überfchreiten oder fonft geſetz 
widrig find oder das Staatswohl verlegen, zu fuspendiren, muß aber 
alsbann fogleih an die Regierung darüber berichten, welche die Bean⸗ 
ftandung entweder betätigt oder aufhebt. 

In allen Fällen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Ma— 
gie einen nachtheiligen Zeitverluft verurfahen würde, muß ber 

ürgermeifter die dem Magiftrate obliegenden Geſchäfte vorläufig allein 
beforgen, jeboch bem letzteren in der naͤchſten Sitzung behufs der Be— 
ftätigung oder anderweiten Befchlußnahme Bericht erjtatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin fteht dem Bürgermeifter 
das Recht BD den Gemeinde Unterbeamten Geldbußen bis zu drei 
Thalern und außerdem den Beamten der unterften Klaſſen Arreſtſtrafen 
bis zu drei Tagen aufzuerlegen (88 15, 19, 20 des Gefeged vom 
21. Juli 1852, ©.-©., ©. 465). 


g 62. 


Städte von größerem Umfange können nach Maßgabe des Orts⸗ 
ftatuts in Ortsbezirke getheilt werden. 

In diefem Falle wird jedem Bezirke ein Bezirksvorſteher vor⸗ 
gefegt, welcher von dem Stabtverorbneten-Rolfegium aus drei von dem 
Magiſtrate vorgeſchlagenen wahlberechtigten Bürgern des Bezirks in 
gleicher Art wie die Nezepturbeamten ($ 75, Alinea 2) gewählt wird, 





868. 


Alle inneren Gemeinde-Angelegenheiten und Gegenftände der Staats⸗ 
öfonomie, ſoweit ſolche nicht in diefem Gefege oder in den Ortsftatuten 
dem Magiltrate allein überwiefen find, erfordern die mitwirkende Be- 
ſchlußfaſſung des Stadtverordneten - Kollegiums in der in 88 50—53 
vorgefehenen Weile, und es unterliegt die Befolgung und Ausführung 
der Gemeindebefchlüffe feiner Kontrole. Die Stadtverordneten:Berfamm- 
Tung hat außerdem ihr Gutachten über alle das ftädtifche Gemeindes 
weſen angehende Gegenftände abzugeben, welche ihr zu diefem Zwecke 
durch die Auffichtsbehörden zugewiefen oder vom Magiftrate vorgelegt 
werden. Sie kann dem Magiftrate auch unaufgefordert Vorfchläge in 
Betreff der ftädtifchen Verwaltung machen, worauf biefer entweder eine 
gemeinfhaftlihe Berathung zu veranlaffen oder den von ihm gefaßten 
Beſchluß dem Stadtverorbneten- Kollegium mitzutheilen hat. 

Ueber andere als Gemeinde-Angelegenheiten dürfen die Stadts 
verordneten nur dann berathen, wenn folche durch befondere Geſetze oder 
in einzelnen Fällen durch Aufträge der Auffichtsbehörden an fie ger 
wiefen find. 


864. 


Die Mitglieder beider Kollegien find in ihrer Gefchäftsthätigfeit 
an keinerlei Inftruftionen oder Aufträge der Wähler oder Wahlbezirke 
gebunden. Sie Haben das gemeinfame Befte der ganzen Stadtgemeinde 
wahrzunehmen, und wenn mit diejem bei einem Berathungsgegenftande 
ihr perfönlihes Privatinterefje oder das eines nahen Angehörigen 
(Eiern, Kinder, Ehegatten, Geſchwiſter) im Gegenfate fteht, der Theil» 
nahme an der Berathung und Beichlußfaffung ſich zu enthalten. Kann 
in Folge folcher Verhinderung ein gültiger Gemeindebefhluß wegen 
Nichtbefhlußfähigkeit des Stadtverordneten - Rollegiums ($ 52, ad 1) 
nicht gefaßt werden, fo hat der Magiftrat oder, wenn diefer felbft aus 
dem vorgedachten Grunde einen gültigen Beſchluß zu faſſen nicht befugt 
ift (8 49), die Regierung filr die Wahrung des Gemeinde-ntereffes 
zu forgen und nöthigenfall® einen befonderen Vertreter für das be» 
hinderte ftäbtifche Kollegium ober beide Kollegien zu beftellen. 

Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen den Vürgermeifter, 
gan deffen Stellvertreter oder gegen alle oder mehrere Mitglieder des 

tagiftrat® aus DVeranlaffung ihrer Amtsführung nothwendig werben, 
fo Hat die Regierung, falls in Folge deffen ein Gemeindebeſchluß nicht 
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dem Bechluffe der ftädtifchen Kollegien ohne befondere Borfeage in den 
ihnen anvertrauten Zweigen der Verwaltung verwenden dürfen, haben 
fie gehörig Rechnung abzulegen. 

869. 

Alle Kommiffionen find dem Magiftrate untergeordnet. Dem 
Magiftrate liegt e8 ob, diefelben mit leitenden Anordnungen zu ver 
fehen, ihre Gefhäftsführung zu fontroliven und bahin zu fehen, daß 
N ntatb der ihnen angewiefenen Grenzen ihre Obliegenheiten genau 
erfüllen. 

Beſchwerden gegen das Verfahren der Kommiffton find bei dem 
Bürgermeifter anzubringen, welcher ſolche nach der aus diefem Geſetze 
und dem Ortsftatute ſich ergebenden Zuftändigkeit dem Magiftrate, 
Sesiehungemeife den beiden ftäbtifchen Behörden zur Entſcheidung 
vorlegt. 


8 70. 


Zur näheren Ordnung der Gefchäftsthätigleit der Kommiſſionen 
in einzelnen Verwaltungszweigen, insbejondere Hinfichts des Bauweſens, 
der Verpadhtungen u. ſ. w., ebenfo über die Zuläffigkeit der Betheili« 
gung von Mitgliedern der ſtädtiſchen Kollegien und Kommiffionen an 
der Ausführung kommunaler Bau= und ähnlicher Arbeiten können ber 
fondere Beftimmungen im Ortöftatute getroffen werden. 


8 7. 


Die Gemeindebeſchlüſſe (8 52) bedürfen zu ihrer Wirkfamteit, 
außer den in dem Gefege befonders dahin gewiefenen Fällen, der Ges 
nehmigung der Regierung, wenn fie betreffen: 

1. bie Veräußerung von Grundftüden und folgen Gerechtſamen, 
welche jenen gejeglich gleichgeftelft find; die Regierung ift ent⸗ 
ftehenden Falles befugt, die Formen vorzufcreiben, in denen 
die Veräußerung ftattfinden foll; die Genehmigung ift nicht 
erforderlich zu der im Wege ber öffentlichen Lizitation erfol- 
genden Wiederveräußerung von Grundftüden, welche von der 
Gemeinde als fehadenleidender Gläubigerin im Konkurfe oder 





meindefleuern in Anwendung. 

Die zur Zeit beftehenden Gemeindefteuern find nach Beſtimmung 
der Regierung, foweit fie vorftehenden Grundfägen nicht entſprechen, 
der Abänderung zu unterwerfen. 

Gegen Uebertretungen der über die Erhebung von Gemeindefteuern 
nad) Kommunalbeſchluß zu erlaffenden, von der Regierung zu genehmi- 
genden Regulative können durch befomdere, gleicher Genehmigung be 
dürfende Verordnung Strafen bis auf Höhe von zehn Thalern vor- 
gefehen werden; ſolche Verordnungen find in der Borm der ort8polizei- 
lichen Verordnungen zu erlaffen. 


g 73. 


Die BVertheilung von Gemeindedienften ($ 22) gefchieht in der 
Regel unter gleichzeitiger Abſchätzung in Geld nad dem Mafftabe der 
Gemeindefteuern oder in deren Grmangelung nad dem Maßſtabe 
der bireften Staatöfteuern. Abweichungen von diefer Vertheilungsart 
bebürfen der Genehmigung der Regierung. Die Dienfte können durch 
taugliche Stelivertreter abgeleiftet oder, mit Ausnahme von Nothfällen, 
in dem abgefhägten Geldwerthe an die Gemeindelaffe bezahlt werden, 
fofern bie ftädtifchen Kollegien nicht ein Anderes beſchließen. 


874 
Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen ge— 


feglich beftehenden Vorfchriften werden durch gegenwärtiges Gejeg nicht 
berührt. 


87. 


Die ftäbtifchen Unterbeamten werden, nachdem die Stadtverorb- 
neten darüber vernommen worden, vom Magiftrate angeftelft, vereidigt 
und eingeführt. 

Der Stadt-Raffirer und die fonftigen ftädtifchen Beamten, welche 
Hebungen oder jonftige wichtige Angelegenheiten zu beforgen Haben und 
melde im Ortsftatute näher zu bezeichnen find, werben von beiden 
Stadtkollegien dergeftalt gewählt, daß der Magiftrat drei Bewer 
präfentirt, die Stabtverordneten einen berfelben nad) relativer Stim 
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ZSETPTLIGTUNG, Die Wintragung in Den Etat von Amts wegen bemirten 
ober ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feit. 





Reflamationen wegen Kommunalabgaben, welche vor Publikation 
des gegenwärtigen Gefeges entrichtet worden find, fowie Nachforderun. 
gen wegen Abgaben aus diefer Zeit müffen bei Verluſt des ünſpruchs 
binnen Jahresfrift nach der Publikation diefes Geſetzes geltend gemacht 
werben. 

Für die zur Zeit diefer Publikation vorhandenen Kommunalabgaben- 
Ruckſtande beginnt die im $ 8 des Gefeges vom 18. Juni 1840 feſt⸗ 
gefegte vierjährige Verjährungsfrift mit dem 1. Januar 1870. 


88. 


Das Rechnungsjahr wird mit dem Kalenderjahr in Uebereinftin- 
mung gebradt. 

Die Gemeinderechnung wird von der Stadtlafje alljährlich zu der 
im Ortöftatute näher zu beftimmenden Zeit gefchloffen und in der vor- 
ſchriftsmäßigen Form bei dem Magiftrate eingeliefert. 

Die Rechnung wird demnächft durch eine von dem beiden ftädtifchen 
Kollegien einzufegende Revifionsfommiffion geprüft, deren gufannen- 
fegung das Ortsftatut näher beftimmt. Die von bdiefer Kommiffion 
gezogenen Ausftellungen werben dem Kaſſirer und nöthigenfall® auch 
den betreffenden ftädtifchen Kommiffionen zur Beantwortung mitges 
theilt und iſt diefe fpäteftens binnen bier Wochen bei dem Bürger 
meifter einzureichen. 





von der Ortspolizeibehörde feftgefeten Geldbußen, Konfisfate und 
Erekutioftrafen, ftehen der Gemeinde zu. Soweit jedod in Anfehung 
gewiſſer Uebertretungen befondere Vorjchriften beftehen, wonach die ver- 
wirkten Geldbußen und Konfiskate gemwiffen Perfonen oder Anftalten 
zufließen follen, behält es dabei fein Bewenden. 

Der Bezirk der ftädtifchen Polizei fan im Falle des Bedürfniffes 
durch Anordnung ber Regierung über die Grenzen des Stadtbezirke 
hinaus erftrecft werden. In diefem Falle ift ein verhältnigmäßiger, 
vom Minifter des Innern feftzufegender Beitrag zu den Koften der 
‚Bolizeiverwaltung von den in dem zuzufchlagenden Gebiete zur Tragung 
der Polizeifoften Verpflichteten zu leiften. 


8 90. 


Die Regierung iſt befugt, dem Burgermeiſter auch folgende Ge— 
ſchäfte ohne befondere Vergütigung zu übertragen: 

1. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht einer befonderen 
ftaatlichen Behörde beigelegt ift, die Verrichtungen eines Hülfs⸗ 
beamten der gerichtlichen Polizei und die eines Polizeianwalts; 

dem Bürgermeifter am Site eines Polizeigerichts kann die 
Vertretung der Polizeianwaltjchaft bei dem Gerichte auch für 
andere, beziehentlich für ſammtliche Gemeinden des Polizei- 
gerichtöbezirks gegen angemefjene, von den betreffenden Ges 
meinden nad) Verhältniß der Einwohnerzahl zu gewährende 
und durch die Regierung feitzufegende Entſchädigung übertra- 
gen werben; 

2. alfe örtlichen Gefchäfte der Kreis-, Provinzial- und allgemeinen 
Staatsverwaltung, auch namentlich das Führen der Perfonen- 
ftandsregifter, fofern nicht andere Behörden dazu beftimmt find, 

. Die Befugniß und Verpflichtung des Veigeordneten, ben Bürger- 
meifter zu vertreten, erftreckt fi auch auf die unter 1 und 2 er- 


Titel X. 


Don der Oberanfficht über die Stadtverwaltung. 


89. 


Die Auffiht des Staates über bie ftädtifchen Gemeinde-Angelegen- 
heiten wird von der Regierung geübt. Gegen die Entfcheidungen der 
Stadtbehörden, infofern biejelben nicht nach diefem Geſetze ober dem 
Ortsſtatute endgültig find, get der Rekurs an die Regierung, und 
gegen die Entfcheibungen der Regierung, fofern diefe nicht nad) gegen- 
märtigem Gefege endgültig find, fchließlih an den Oberpräfidenten. 

er Rekurs muß in allen Inſtanzen innerhalb einer Präkluſiv⸗ 
frift von vier Wochen nad) der Zuftellung oder Bekanntmachung ber 
Entſcheidung eingelegt werden, injofern er nicht durch dieſes Geſetz an 
andere Friſten gefmüpft ift. 


89. 
Die Aufſichtsbehörden des Staates find berechtigt und verpflichtet, 


darauf zu halten, baß die Verwaltung der ftädtifchen Gemeinbe-Angelegen= 
beiten den Gefegen und namentlich der Stäbte-Orbnung gemäß geführt 
ver! 


Zusbefondere haben fie, wenn von dem ftädtifchen Kollegien oder 
von einem berfelben ein Beſchluß gefaßt ift, welder ihre Befugniffe 
überfchreitet oder fonft gefegwidrig ift oder das StaatSwohl verlegt, 
die Beanftandung folder Beſchluſſe durd den Bürgermeifter (8 61, 
Alinea 2) anzuordnen und über die Ausführung des Beſchiuſſes dem- 
nächft zu entſcheiden, fofern die ftädtifchen Kollegen auf eine mit 
Gründen verfehene Aufforderung ben betreffenden Beſchluß nicht felbft 
zurlicdnehmen. 

Ueber die Nüglichkeit oder Zwecdmäßigfeit der innerhalb ihrer 
Kompetenz in der ftädtifchen Verwaltung getroffenen Maßregeln fteht 
im Uebrigen bei Ausübung biefes Beanftandungsrehts der Auffichtd- 
behörbe feine Kognition zu, 


98. 
In Betreff der Dienftvergehen der VBürgermeifter, Magiftrats- 
mitglieder und anderer Gemeindebeamten kommen die darauf bezüiglichen 


ejege nach Beftimmung der Verordnung vom 23. September 1867 
(8.-©., S. 1613) zur Anwendung. 


nur up givt luuutiget, a0 EHE DWINWEHTUWN DUN VIELZEHN Zügen 
vorgenommenen öffentlichen Berathung gefaßt werden darf und der 
Betätigung der Regierung unterliegt, die nachfolgende einfachere Ein= 
richtung gegeben werden: 

1. die Ortsobrigfeit und ausführende Gemeindebehörde bildet 
anftatt des Magiftrats- Kollegiums ein Vürgermeifter (erfter 
Ortsvorfteher), welchen zwei oder drei Rathmänner (zweiter, 
dritter, vierter Drtsvorfteher) nach näherer Beftimmung des 
Ortsftatuts in den Amtögejchäften unterftügen. Der im Ver 
hinderungsfalle vertretende Rathmann wird mit Genehmigung 
der Regierung beftimmt. 

2. Der Bürgermeifter kann mit Befoldung angeftellt werden; 
die Rathmänner haben ihr Amt unentgeltlich zu verwalten, 
doch bleibt auch Hinfichtlich ihrer die Ausfegung fefter Ver- 
gütigungen für bienftliche Ausgaben und für die Geſchäfte des 
Gemeindelaffirer8 oder des Gemeindefchreibers, falls diefe mit 
dem Umte des Ortsvorftehers verbunden werden, zuläffig. 

3. Der Bürgermeifter wird, wenn er befoldet ift, auf zwölf 
Sabre, andernfalls auf ſechs Jahre, die Rathmänner werden 
auf drei, vier oder fech® Jahre in der durch das Ortsftatut 
feftzufegenden Reihenfolge des Ausfcheidens von der wahlberech⸗ 
tigten Bürgerfchaft nah den für die Wahlen der Stadtver⸗ 
ordneten gegebenen Beſtimmungen gewählt. Die letzteren Be- 
ftimmungen finden auch bezüglich der Befähigung zu folder 
Wahl, bezüglich der Ablehnung und der Anfechtung derfelben 
Anwendung. Die Wahl des Vürgermeifters unterliegt der 
Betätigung der Regierung mit den im $ 33 bezeichneten 
Folgen der Nictbeftätigung. Die Wahl des Burgermeiſters 
bedarf eines befonderen Wahlaftes, die der Rathmänner kann 
in einem gemeinſchaftlichen Wahlafte erfolgen. 

4. Der Bürgermeifter oder im Falle feiner Verhinderung der ihn 
vertretende Rathmann ift von Amts wegen ftimmberechtigter 
Vorfigender ber Stadtverordneten- Verfammlung mit allen 
euren und Obliegenheiten des Vorſtehers (Bürgerwort« 
halters). 

Die Rathmänner Lönnen zugleich gewählte Mitglieder der 
Stadtverordneten ⸗Verſammlung fein. 
Rose, Stäbte-Orbnung. 14 


jew ngmeupgz weg mp mp sms new en 
Stadtverordneten Berufung einer Verfammlung erfolgen. 

7. Die Zahl der Stadtverordneten, außer dem Vorfigenden, ift 
auf vier bis auf zwölf, nad) näherer Beftimmung des Orts⸗ 
ſtatuts, zu beſchränken, und hat das Statut zugleid wegen 
der Dauer ihrer Bunktionen und der Periode ihrer fucceffiven 
Neuwahl das Nöthige feitzufegen. 

8. Soweit nad) der Städte-Ordnung Magiftratsmitglieder, außer 
dem Bürgermeifter, zur Theilnahme an Rommiffionen oder 
gu Uebernahme anderer Aufträge berufen werden follen ober 
Önnen, ift eine gleiche Beauftragung der Rathmänner ftatt- 
Baft, aber nicht geboten, 

Dies gilt auch für die in den 88 89, 90 bezeichneten 
ſtaatlichen Aufträge. 

9. Das nah 8 7, Nr. 4, Litt. c das Bürgerrecht bebingende 
Minimal: Eintommen kann in Städten von nicht mehr als 
5000 Einwohnern durch das Ortsftatut bis auf einen Bes 
trag von 150 Thalern herabgeſetzt und darf nicht höher als 
300 Thaler beftimmt werden. 

10. Urkunden, worin die Gemeinde Verpflichtungen übernimmt 
(8 60, Nr. 7), find außer von dem Bürgermeifter ober deſſen 
Stelfvertreter noch von wenigſtens einem Mitgliede der Stadt» 
verorbnetensBerfammlung zu vollichen. 

11. Im Halle der Auflöfung bes Stadtverorbnetens Kollegiums 








provinz Scqhieowig⸗ Poiſtein .⸗o. ©. 4101 - LOUZ) AUGEJUHTIEN Vrt⸗ 
ſchaften iſt ber Uebergang zu ber Fleckensverfaſſung dieſes Titels nach 
Maßgabe der in $ 100 hinſichts der Städte getroffenen Uebergangs⸗ 
beffimmungen herbeizuführen, und treten mit bem Tage ber dort vor= 
geſchriebenen Amtsblattbefanntmahung für jede betreffende Ortſchaft 
alle bißherigen, die Verfaſſung des Fledens regelnden geſetzlichen oder 
gewohnheitsrechtlichen VBeftimmungen, insbefondere aud bie ber all- 
gemeinen Sledens-Ordnung für Holftein vom 29. Oftober 1864 (Ge- 
jeg- Verordnungsblatt für Holftein und Lauenburg de 1864, Nr. 63, 
S. 321) außer Kraft. 


8%. 

Auf Antrag Tann ländlichen Gemeinden die Annahme der Städte: 
und Sledensverfaffung, Fleckensgemeinden die Annahme der vollen 
Städte-Ordnung mit Königlicher Genehmigung nad Anhörung des 
Kreistages und des Provinziallandtages geftattet werden. Auf gleichem 
Wege kann Stadtgemeinden, welche die mit der vollen Städt-Orbnung 
verbundenen Verpflichtungen nicht zu erfüllen vermögen, auch ohne ihre 
Zuftimmung bie einfachere Gemeinbeverfafjung diejes Titels ertheilt 
inerden. 

Sollten Fleden mit mehr als 5000 Einwohnern gleih nad Erlaß 
dieſes Gefeges die volle Stäpte- Ordnung bei ſich einzuführen befchliehen, 
fo genügt dazu die Königliche Genehmigung, und ift die vorgängige 
Umänderung ihrer Verfafjung in bie einfagere Stäbteverfafjung fomie 
die vorgängige Anhörung des Kreis: und des Provinziallandtages nicht 
erjorberlih. ___ 


/ 
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Die demzufolge zu gewährenden Penfionen oder Wartegelder, von 
denen bie erjteren nad $ 78 zu berechnen find, werden unter vers 
hältnigmäßiger Betheiligung des Staates nad) Höhe der aus Stants- 
mitteln bis dahin gewährten Befoldungsbeträge, beziehentlich der Maß- 
gabe 8 79, von der Stadtgemeinde getragen. 


8 100. 
Für jede Stadt find fogleich nach Verkündigung dieſes Geſetzes 


\ 





November, bie Neuwahl des Stadtverorbneten-Kollegiums nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes und den vorgedachten ſtatutariſchen Beft- 
ſetzungen vorzunehmen. 

Die Regierung hat demnächſt für jede Stadt die Verpflichtung 
des Magiftrats und des Stabtverordneten- Kollegiumd auf die gegen- 
wärtige neue Städte-Ordnung zu veranlaffen und, daß dies gefchehen, 
durch das Regierungs-Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Mit dem Tage diefer Belanntmahung treten für die betreffenden 
Städte die Vorſchriften des gegenwärtigen Gefeges, ſoweit nicht darin 
ein früherer Zeitpunkt der Wirkſamkeit ausdrücklich beftimmt tft, in 
Geltung und alle bisherigen Gefege, Verordnungen und gewohnheits⸗ 
rechtlichen Normen über die Verfafjung ver ſchleswigſchen und Holftein- 
fen Städte außer Kraft. 

Der nicht ſchon nach den Eingangsbeftimmungen dieſes Para- 
graphen behufs der Einführung diefer Städte: Ordnung aufgehobene 
Inhalt der bisherigen ortsſtatutariſchen Vorſchriften bleibt bis zu der 
gemäß SS 17 und 18 zu bewirfenden erſchöpfenden Umarbeitung in 


taft. 

Die fonftigen zur Ausführung dieſes Gefeges erforderlichen Bes 
ftimmungen werden von dem Minifter des Innern erlaffen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und 
beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. April -1869. 

(L. S.) Wilhelm. 
Sraf von Bismard-Schöngaufen. Freiherr von der Heydt. 
von Roon. Graf von Igenplig. von Müpler. von Seldow. 
Graf zu Eulenburg. Leonhardt. 
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IE gegenwartige VDraoıe-2uronung ſou Im ven vioher auf oem 
Provinzial⸗ Landtage im Stande der Städte vertretenen Städten ber 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien, Poſen und 
Sachſen zur Anwendung kommen, beögleihen in den im Stande ber 
Städte nicht vertretenen Ortfchaften diefer Provinzen, in welchen bis— 
her eine der beiden Städte-Ordnungen vom 19. November 1808 und 
vom 17. März 1831 gegolten hat. 

In Anfehung derjenigen im Stande der Städte auf den Pro- 
vinzial-Sandtagen nicht vertretenen Ortfchaften (Sieden), wo bisher 
weder eine diefer Städte-Ordnungen gegolten, noch die ländliche Ge— 
meindeverfaffung beftanden hat, bleibt die nähere Beftfegung ihrer Ge⸗ 
meindeverhältniffe mit Berücfichtigung der Vorſchriften im Titel VIII 
der gegenwärtigen Städte-Drdnung der Beftimmung des Königs nad 
Anhörung des Provinzial-Landtages vorbehalten. 

Wegen der Städte in Neuvorpommern und Rügen ergeht ein 
beſonderes Geſetz. 

1. gommiſſionsbericht der Erſten Kammer. In der Kommiffion kam zur 
Sprache, dab eigentlich bie Bezeichnung derjenigen Städte, welche bisher auf den 
Provinzial-Candtagen im Stande der Städte vertreten geiwefen, nur hinzugefügt 
worden, um im alle des Ziweifels beftimmt zu erfennen, ob eine Orihaft von 
dem Gejege ohne Weiteres als zur Einrichtung ihrer Berfaffung nad Mabgabe 
der für die ftädtifchen Verhältniffe angemeffen erachteten, geeignet befunden werde, 
und man war daher aud bamit einverftanden, dak bie Hierin enthaltene defla- 
tatorüiche Feitjegung feitgehalten werden möge. Cs müfle aber anerkannt werden, 
dab cs mod andere Ortihaften gebe, in denen ſich die Gemeinde-Berhältnifie 
mehr oder minder zu wirflic, ftäbtiihen geitaltet hätten, die daher der dand- 
gemeinde-Berfaffung nicht unterworfen werben önnten; es feien in biefen, melitens 
durch bejondere Statuten, auch; modificirte ftädtiihe Verfaflungen und an ein« 
xinen Orten jelbft die Stäbte-Orbnungen von 1808 und 1831 bereit8 eingeführt, 
und 8 würden diefe Ortjejaften in der That im gewöhnlichen Leben wirtiich 


eingetretenen udewwiegend ſtadtyhen Xebens, mu Yuciiht auf den um ⸗- 
fung ihrer Bepölleung, die Bitte und Bedeutung der vorhandenen ger 
werbficen und Berfehrs:Berhältniffe, die Cage an Berbindungsitraken, 
frühere hiftorifche Verhättniffe u. f. ıw., für begrünbet, fo Hat fie Durch, 
den Landrat} einen Entwurf ber für den Fall der Ginführung der 
Städte Ordnung vom 30. Mai 1853 eva erforderlichen Modififationen 
derielben aufftellen und die betreffende Randgemeinbe hierüber näher ver» 
nehmen zu Iaifen. &8 wirb dabei in der Hegel nad) Analogie der Ber 
ftimmung im $ 1 al. 2 der Städte-Ordnung die einfachere jtädtifche Ver 
faftung ohne folfegialiichen Gemeinbevorftand in Gemähheit bes Titel VIIL 
zu Grunde zu legen fein. 

Der Landrath, Hat demnächſt die Verhandlungen unter gründlicher 
Daritellung der jtatiftiiden Werhäftniffe den Kreistage zur gutahtlichen 
Erflärung vorzulegen und Diele der Regierung einzureichen, welche darüber 
an den Obersräfidenten berichtet. (gl. hierzu Note 2c.) Lehterer Hat 
hierauf den Yntrag, jobald derfelbe zur Einholung des Gutachtens des 
Trovinzial-Sanbtages hinzeihend vorbereitet erigeint, an den Minifter bes 
nnern zu befördern.“ 

3. Ribere Bejttinmungen über die Ausführung des $ 1 finden fi auch im rt. I 
Initruttion vom 20. Juni 1853 und in den $$ 96 unb 97 der Gtäbter 
Tronung für Schleswig-Holften (. S. 65, 211 u. 212). 
Die Beiger mittelbarer Städte find mit ihrem Grundbefig und deifen Bewohnern 
von_dem ftädtiihen Gemeinde-Verbande ausgenommen. — Min.Refer. dont 
T. September 1. C. 1690 (ungebrudt): 
Im Hinblid auf die Voririft im Eingange des $ 2 der Gtäbte-Ordnung 
zo 30. Mai 1853, wonach; den ftädtiichen Gemeinbebegirt (Stadtbesixf) alle dier 
ienigen Grundftüde bilden, welche demjelben bisher angehört haben, Tann fein 
Ameifel obwalten, daß die Befiger der mittelbaren Ctädte mit ihrem Dominial- 
kefige umd deifen Bewohnern ferner ebenfo mie nad den $$ 7 und 8 der reis 
dirten Stübte» Ordnung vom 17. März 1831 von bem ftädtifchen Gemeinder 
Yerbande ausgenommen find.“ 























Titel J. 


don den Grundlagen der ſtädtiſchen Verfaſſung. 
g2. 
EM. H2RH 51 His 3 Chlyolft, St-D. 55 2 dis 5 Frank.) 


Den ſtädtiſchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen 
Grundftüce, welde demſelben bisher angehört Haben. 


vor Einholung der höheren Genehmigung den Betheiligten nachrichtlich 

mitzutheilen. 

Wo und foweit in Folge einer derartigen Veränderung eine Aus 
einanderfegung zwifchen den Betheiligten ſich als nothwendig ergieht, 
ift ſolche n Verwaltungswege zu bewirken, 

Wird Hierbei eine Uebereinkunft der Betheiligten vermittelt, fo ge 
nügt die Genehmigung der Regierung; im Falle des Widerfprudes 
entjcheidet der Minifter de8 Innern. 

Privatrechtliche Verhältniſſe dürfen durch dergleichen Verände⸗ 
rungen niemal® geftört werden. 

Eine jede ſoiche Veränderung ift durch das Amtsblatt befannt zu 
machen. Veränderungen, welche bei Gelegenheit einer Gemeinheitd« 
theitung vorkommen, unterliegen dieſen Beſtimmungen nicht. 

1. cfr. Att. IV. der Snftruftion vom 20. Juni 1853. 

2. Die Erflärung wegen Einverleibung eines Domänen-Grundftüds in einen Kom- 
munal-Berband tft von derjenigen Wehörbe abzugeben, welcher bie Dispofition 
über das betreffende Domänen-Grundftüdt zufteht. Min.Nejer. vom 30. November 
1857. (®. M.Bl. 1858, ©. 4) 

3. Zur Beurteilung der Zugehörigfeit eines Grundftüds zum Stadtbezirke find noch 
maciftehende ältere Beitinmungen von Bedeutung: $$ 3 und 4 der Städte: 
Ordnung von 1808, $5 5, 7 und 8 der Ctäbte-Drdnung von 1831, MinReft. 
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Erf. vom 10. Januar 1802 MB. &. 69), Cıl, vom d. Oknier 1856 
J. M.Bl. 1857, Erf. vom 13. Februar 1858 (J.⸗M.Bl. ©. 275) 
und vom 12. April 18 J SM: Bl. ©. 288) und Ober + Trib. » Erf. vom 
30. November 1852. Der Rechtsweg ift dagegen zuläffig, wenn es fi nicht 
um die Bubehörigfeit zum Gemeinde + Verbande felbft, fondern vielmehr um 
Eigenthumorechte handelt, Erf, vom 22. Dftober 1853 (3.:M.-Bl, ©. 423). 
Der jelbititändige Gutöbezirt ift nach feiner Hiftoriihen Gntitehung der Inbegriff 
der Beiigungen der Gutshertihaft (be Dontiniums) im Gegenjage zu der Ger 
jammtheit der Bejigungen der früheren Guts-Unterthanen, dem Landgemeindes 
bejirfe (Min.Rejer. von 14. April 1859, V. M+Bl. ©. 172). Der Begriff 
nes jelbjtitändigen Gutäbezivtes beruht auf der Einheit des Befihes. Wo biefe 
Einheit in Folge von Abverfäufen und Zerftüdelungen verloren gegangen ift, da 
lag und liegt nod) jett die Beranlafung vor, in Gemähheit der Vorichriften des 
Geieges über die Landgemeinde-Berfaffungen vom 14. April 1856 eine andermweite 
Regelung der fommunalen Verhältniffe folder Gutsbegirfe vorzunehmen. Die--. 
Abveräußerung einzelner Meinerer Parzellen von einem Gutsbezirfe an dritte Per« 
fonen wird, wenn meben berfelben noch ein gröheres leiftungsfähiges Neftgut ber 
ftehen bleibt, die anderweite Regelung der fommunalen Verhältniife eines folhen 
Gutsbegirfes noch nicht mothivendig machen. In derartigen Fällen ift der Ber 
arif des Gutsbegirts: „bie Einheit des Befiges", nod im Weientlichen aufrecht 
erhalten. (Min.Inftr. zur Kab Drdre vom 10. März 1873.) Das fonmunal- 
tedtliche Befte hen der Gutsbegirte ift von den privatreditlicen Dispofitionen des 
Eigenthümers am Grund und Boden vollitändig unabhängig; es Fönnen aljo 
Gutsbegirfe als folde niemals durch Zerftüdelung des Guts allein, fondern num 
durch einen entipredienden ft der Etaatöhoheit aufgehoben werden. 

Der $ 2 des Gefeges vom 14. April 1856 über die Landgemeinde-Berfafiungen 
beitimmt: 

„Wenn ein bis dahin jelbititändiger Gutsbezirk ober ein in feinem Gemeinder 
Verbande jtehendes, großes, geſchloffenes Waldgrunditüd mit einem Gemeindes 
dezirie vereinigt wird ober bereit8 bereinigt worden ift, jo find durch ein zu er» 
tihtendes Statut Feitfegungen über das Verhältniß zu treffen, in weldem der 
Vefiger und bie übrigen Bewohner des Gutsbezirls oder Waldgrundftüds an den 
Rechten und Pflichten der Gemeinde Theil zu nehmen haben, 

Im&bejondere ift in dem Statut zu beftimmen: 

3) ob und inwieweit dem Guts- oder Waldbefiger nah Mabgabe des 
größeren Umfangs ober Werths feines Befipthums bejondere Rechte beis 
gelegt werden follen, namentlich, das Redit, in der Gemeinde-Berfammlung 
den Borg oder mehrere Ctimmen zu führen, bei der Wahl von Ges 
meinbe » Berorbneten einen ober mehrere derfelben zu mählen ober an 
deren Verammiung felbitftändig Theil zu nehmen, in der Verjammlung 
der Gemeinde oder deren Verordneten fid durd Wächter, Wirthichafts« 
oder Forftbeamte feiner Grundftüicde vertreten zu iaſſen; 
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geundftü® mit einem Gemeindebegirfe. — "Das Statut darf dem Ge 

meinde-Borfteher den Vorfik in der Gemeinde-Berjantmlung nit 

entziehen.“ 
Vergl. übrigens auch 5 40, bi. 1 und 2 des Kompetenzgeſehes. (fe 
su $1) 

7. Steeitigleiten über bie beftehenden Grenzen von Kommunalbezirken, ſowie über 
die Gigenjchaft einer Ortichaft als Gemeinde ober eines Gutes als felbititäntinen 
Sutsegirfs unterliegen der Enticjeidung des Kreis-Ausfguifes im Verwaltungs 
ftreitverfahren. (Stompetenggejeß $ 41. Mergl. Note 4.) 

Zur Begründung biefer in der Kreiß-Ordnung nicht enthaltenen Beftimmurz 
bemerken bie Motive Folgendes: 

Es Herrjeit unter den Vetheiligten oft Streit nicht nur über die Zu: 
Hehörigfeit eimgelner Grumbftüde zu dem einen oder anderen Kommunal, 
(Gemeinde, ober Guts:) Verbande, fondern aud) darüber, ob eine rt 
{haft als eine zu Medt beftchende Gemeinde oder ein Gut als ein u 
Necht. beitehender Qutsbezief anzuiehen it. WBergl. Min.«Erlah von 
30. Zunt und 27. Oftober 1840, ®. M.Bl. ©. 286 und 446. — Il. 
bom’14. April 1859, ®. M.Bl. ©. 172, und Cr, des Ober-Zrib. vom 
9. Zumt 1856, Entic., Bd. 33, S. 290.) Derartige Streitigfeiten werten 
wefmäbig im Verwaltungsitreit-:Berfahren zu erörtern und zu enticheiden 
fein, wie diefelben denn aud fhon bisher der Kognition der Be 









tigen Armenſachen bildeten. Im Iekteren Falle werden die gedatı 
Tommunalen Streitjahen aud) ferner von den Bezirk-Berwaltungsgericten 
in erfter und Iepter Inſtang zu enticeiden fein, während es fich empichlen 
dürfte, in alfen übrigen Fällen die erftinftanzlihe Entjheibung den Kris 
ausjchüfen zu übertragen, welde den Verhältnifien nahe ftehen und der 
halb auch um fo leichter in der Tage fein werben, biefelben grünblic u 
erörtern.” 

Gegen den Beſchluß des Kreisausicufies reſp. gegen bie Verſagung der Ge: 
nehmigung — aber aud) nur in diefem Falle — iit Die Beſchwerde an den ve 
sirfsrath zuläffig Competenzgeſetz $ 40). 

8. Ueber die Bereinigung ländlicjer Gemeinden mit ftäbtifchen Polizeibegirlen disbonin 
die Provingial-Orbnung vom 29. Juni 1875 im $ 65: 

„Dem Provinziafratie fteht bie Vefugniß zu, im Cinbernehmen wi 
dem Minifter des Innern Lünblidie Gemeinder umd Gutsbezirle, weite 
Anmerhalb der Feidmart einer zu einem Landtreiſe gehörigen Stadt beleden 
find ober unmittelbar an diejelbe angrenzen, bezüglid, der Verwaltung der 
Polizei nad) Anhörung der Betheiligten und des Kreistages mit dem I 
dirfe der Stadt zu vereinigen, fofern dies im öffentüchen Intereffe nott 
wendig ift. 

In Ermangelung einer Einigung unter den Betheiligten wird ter 
Beitrag ber betreffenden Landgemeinde, beziehungsmeile des betreffenten 
Sutsbegirfs gu den Koften ber ftäbtiihen Poligeivermaltung von den 











worben, zu beftätigen und darüber ein förmliher Rezeh aufzunehmen, aus in 
dem alle, dab vielleicht aus dem getroffenen Ypkommen vorübergehende ati 
nifteative Sntonveniengen fih ergeben. Kommt aber eine gätliche Einigung niit 
zu Stande, fo ift Binfictlich der ftreitig gebfiebenen Punkte das Gad« 1? 
Rechtsverhältniß vollftändig zu erörtern, jodann aber von der Königl. Regierurg 
durch ein förmlidhes, beiden Theilen zu publichendes Rejolut, gegen weldes X: 
Neburs an den Ober-Präfibenten freifteht, über die Mereinigung felbft, tert 
Mobalitäten und den Zeitpunkt der Nusführung nach den Grundfäßen des Naht: 
umb der Biligfeit zu enticeiben. In njehung der Ausgleihung ift dabei in 
Allgemeinen feitzuhalten, daß ohne entiprechende Entſchädigung fein Theil it 
feinen Nugungsredten beeinträghtigt oder zu jtärfern Beiträgen herangeiou 
werde. Im den Gemuk der den Einwohnern gleicher Kategorie zuftchender 
Ehrenrechte find die Beftger der einzuverleibenden Ctabliffements unentgeltlich ju 
fegen, wogegen bie Theilnahıne an nugbaren Gereditfamen von der Entrictun 
eines Einfaufsgeldes abhängig gemadjt werden Tann. 

Zur_Wbbürbung der vor ihrer Aufnahme in den Gemeindeverband ent 
denen Schuldverbindlicfeiten Haben jene Befiker nidit beizutragen, e8 wäre kn, 
daß, biejelben duch das Akiv-Bermögen der Gemeinde überwogen oder doc vl“ 
ftändig gebeeft würben. Yuch gur Unterhaltung folder Anftalten, von denen dir 
feiben gar Teinen Rufen haben, find Beiträge von Ihnen nit zu fordern. Tuhi 
ift jebod dahin zu wirten, dab das Rommunal-Rednungsweien mögligit wer 
erihwert werde und dab, wenn Hinfictfic der Rommunalbeiträge eine Ir 





wu we wen ongesann geyemsunmuune gutes 
tungsgerichte. 

Veränderungen folder Gemeinde oder Gutsbezirksgrengen, welche zugleich 
Rreisgrengen find, fowie die Vereinigung eines Grundftüdes, welches bisher einem 
(emeindes oder Gutsbezixte nicht angehörte, mit einem in einen anderen Kreife 
helegenen Gemeinde oder Gutsbezirke, ziehen die Veränderung der betreffenden 
Kreisgrengen und, wo die Kreis. uud Mahlbejirfsgrenzen zufammenfallen, auch 
die Veränderung der lepteren ohne Weiteres nad) ich 

Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen ift durch das Amtsblatt bekannt zu 
maden. ($ 3 der Kreisorbnung.) 

2. Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch die Veränderung der Kreiögrenzen nicht 
berührt. (Kreisordmung vom 13. Dejember 1872, $ 5.) 

Städte, welche mit Ausſchluß der aktiven Mititärperfonen eine Einwohnerzahl 

son mindejtens 25000 Seelen haben und gegenwärtig einem Landfreije ange 
bören, jind befugt, für fid einen Kreisverband, Stadtkreis ($ 169), zu bilden und 
zu dieiem Behufe aus den bisherigen Kreisverbande auszuicheiden. 

Auf den Antrag der Stadt wird diejelbe durch den Minijter des Innern für 
ausgeicjieden erflärt. 

Turh Königlige Verorduung kann nach Anhörung des Provinziallandtages 
ouch Städten von geringerer Einmohnerzahl auf Grund bejonderer Verhältnifie 
das N eiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen Kreißder« 
bandes geitattet werden. 

Es üt jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderfehung darfber zu treffen, 
weichen Antheil die ausiheidende Stadt an dem gemeinjamen Aktiv» und Paifiv- 
vermögen des bisherigen Kreifes, fowie etwa am forfdauernden Leiftungen zu 
gemeiniamen Zmweden der beiden neuen Kreife zu übernehmen hat. ($ 4, Kr.-D.) 

24. Bei allen Kommunalifirungs-Angelegenbeiten, bei denen jtäbtijche Intereſſen be» 
iheiligt find, ift nach wie vor der Kreistag zu hören. (Min.-Nejer, vom 6. Auguit 
1574, B. MB. ©. 200): 

„Auf den gefälligen Berit don 24. Juli c. erwidere ich Ew. pp. 
unter Wicderanihluß der Anlagen ganz ergebenft, dab die Abtrennung 
des Vorwerkes N. von dem Germeindebezitfe der Stadt N. und feine Exrs 
hebung zu einem jelditjtändigen Gutsbezirke nicht eher erfolgen Tann, als 
bis der Kreistag in Gemäßheit des $ 2, Ab. 2 der Städte - Ordnung von 
30. Mai 1553 mit feinem Gutachten gehört ift. Ausweislich des $ 135 
IX tr. 1 und Schiußbeſtimmung) der Kreisordnung iſt der Kreis-Ause 
ichuß nur in den nah Maßgabe der Landgemeinde-Drdnung vom 14. April 
1856 zu erfedigenden Fällen an bie Etelle des Sreistages getreten, 
während lepterer, wie fih aus den Vorberfandlungen über die Kreis 
Ordnung ergiebt, vorläufig in allen Kommimaliiitungs- Angelegenheiten, 
bei denen jtädtifche Suterejien betheiligt find, feine früheren Vefugniſſe be+ 
halten hat.“ 

25. Ter $ 27 des Dotationsgejepes vom 8. Juli 1875 dispomirt eſc. Note 23): 

„Scheidet gemäß $ 4 der Kreis-Drdnung vom 13. jember 1872 
eine Etadt aus einem Landkreife aus, jo it derjenige Theil der den 
legterem auf Grund der 88 3 und 4 des Gejebes vom 30. April 1873 zur 
Turhführung der Kreis:Ordnung überwiejenen Summe, welcher nad) dent 
im $ 2 jenes Geſetzes vorgeſchriebenen Maßitabe auf die ausiheidende 
Stadt entfallen würde, nad) eben dieſem Mapitabe auf fänmtlihe Land» 
freiſe der betreffenden Provinz zu vertheilen und um den hiernach auf 
jeden Sandfreis entfallenden Betrag die Dotation dejielben zu erhöhen 


Rose. Eräpte-Orbnung. 15 
































Leiftungsfäbigfeit zu einem befonderen Gemeinde» oder felbftjtändigen Gutsbeilt, 
fo fann daffelbe mit Tnigliher Genehmigung dazu erklärt werben. Die Ber 
einigung eine Ländlichen Gemeindebeziefs oder eines jelbftftänbigen Gutsbejirt; 
mit einen andern Begirfe Tann nur unter Zuftimmung der beteiligten Gemeinden 
und nad) Anhörung des Kreistages mit Föniglijer Genehmigung erfolgen. Tie 
Abtrennung einzelner Grundftüde von einem Gemeinde ober jelbitftän 
Gutsbegirle und deren Vereinigung mit einem andern ſoichen Bezirke Tann unter 
Einwilligung der betheiligten Gemeinden oder GutSbefiger und ber Befiker jener 
Grumdftüde mit Genehmigung des Ober-Präfidenten geicjehen. Soll aber aus 
dergleichen Grundftäden ein bejonderer Gemeindebezir? oder ein felbftfändigr 
GutSbezirt gebifdet werben, fo ift die Anhörung des Kreistages und bie fürig: 
Licje Genehmigung erforberlich. Auf dieſe Weife Innen nothmendige Beitit 
Veränderungen felbit gegen den Willen der Belheiligten vorgenommen werten. 
In allen Zällen ift der Kreistagsbeihluß vor Einholung der höheren Genchni- 
gung den Betheitigten befannt zu maden. 

Die in Folge einer Bezirls-Veränderung erforderliche Auseinanderſehung da 
Betheiligten wird im Verwaltungswege bewirft. Sind die Betheiligten einig, io 
genügt zur Gültigfeit der biesfälligen Feftftellung die Genehmigung der Reiie 
rung. Cinigen fie fid) hingegen nicht, fo unterliegen Die Streitpumfte der Ent: 
ijeidung des Ober-Präfidenten. Privatrectliche Verhältniffe werden durd der 
artige Veränderungen nicht berührt. 

Jede Bezirfsveränderung wird durch das Amtsblatt veröffentlicht.” 


83. 
G3 W. SERH 54 Schl.-Holſt. Et-D. 55 6 bis 8 Frantf.) 

Alle Einwohner des Stadtbezirke, mit Ausnahme der ſervis- 
berechtigten Militärperfonen des aktiven Dienftftandes, gehören zur 
Stadtgemeinde. 

Als Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welche in dem Stadt 
bezirk nach den Beftimmungen der Gefege ihren Wohnfig haben. 

1. Dem Allerhöchſten Erlaß vom 17. Juli 1862 (Gej.-Samml. S. 224) it die 
Riaffifitation der zum preußiichen Heere und zur Marine gehörenden fervis: 
berechtigten Militärperfonen nach ihren verſchie denen Dienft- und Rangvergältirten 
beigefügt (©. 225 fi). ud die Gendarmerie gehört hiernach zu den ferois 
bereohtigten Militärperjonen. 

2. Grundbejiher, Gewerbetreibende u. f. w., welde an einem Garnifonorte anjäfig 
find, verlieren ihre Gigenfhaft als Einwohner, —* fe zum Miitir eintreten. 

Min.-Refer. vom 22. Zannar 1852. ®. M-BL. ©. 8 

Denfelben Gegenftand behandelt das neuere — umgebende — MinRefer, vom 

25. Auguft 1858. — 1. 8d., 5097 (Hübner, ©, 42): 

„Ei. pp. überfende ich beifofgenb auf den Vericht vom 30. v. Mi. 
abſchun der an den Magiftrat zu N. Heute erfaflenen Berfügung, be 
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{m Stadtbejist ihres Umterhalt® wegen aufhalten, jo hat dies Doc auf 
ihre Gemeinde-Angehörigkeit feinen Einfluß.” 

4. Bei Reſewiſten ruhen alle aus dem Einwohnerrecht entipringende Berechtigungen 

und erpflihtungen für die Dauer der Einberufung, treten jedod) nach erfolgter 

Entlaffung fofort wieder in Kraft. (Min. «Refer. vom 14. Dezember 1864, 

V. M-Bl. pro 1865, ©. 2, und vom 9. Dftober 1866, V. M.-Bl. ©. 214.) 

Ale in der Klaifififation vom 17. Juli 1862 (vergl. Note 1) nicht aufgeführten 

Beamten der Militär-Berwaltung find als Civilbeamte und fomit als Einwohner 

der Stadt zu betrachten. Dieſeiben participiren an allen Gemeinderediten und 

werden bezüglich der von ihnen zu entrihtenden Gemeinde-Abgaben ebenfo wie 

Eivilbeamte behandelt. 

. Ach die Mitglieder des Königlihen Haufes werden nit als Einwohner der 

Sradtgemeinden betradtet, innerhalb deren fie wohnen. (Din.-Refer. vom 30. Mai 

1850, I. 3d., 8058 — ungebrudt, Hühner ©. 48): 

„Was die Mitglieder des regierenden Königlicgen Haufes betrifft, fo 
bat feine der älteren Geſetzgebungen ausdrücklich beitimmt, daß die das 
Bürger oder Gemeindereht und bie perjönliien Kommunal-Abgaben ber 
treffenden Vorihriften auf diefelben nicht anwendbar feien, dennod aber 
eine ſolche Anwendung nicht ftattgefunden, weil man es für felbitver- 
ftändlich eradhtete, daß die Mitglieder des regierenden Stöniglicen Haufes 
wegen ihrer Succefiionsfähigfeit und ihrer fonftigen nahen Beziehungen 
gur Krone, nicht in demjenigen Verhältniffe zu einer örtlihen Korporation 
ftehen fönnten, welches bei den Angehörigen einer Gemeinde vorausgefept 
wird. Auch die neuere Gemeindegejeggebung enthält feine ausdrüdliche 
Anordnung in Betreff, der aufgeworfenen Frage, und daraus darf ger 
folgert werden, daß die Abjicht, in dem beftehenden Zuftunde ehvas zu 
ändern, nicht obgemaltet hat.“ 

Der 58 des durch Kab.»Drdre vom 14. Mai 1832 auch auf mittelbare Staats- 

beamte ausgedehnten Gejeges vom 11. Zuli 1822, betreffend die Herangiehung 

der Staatsdiener zu den Gemeinbelaften, beftinmt, dab, foweit es fid um die 

Verofligtung zur Iheilnahme an den Gemeindelaften in folgen Städten handelt, 

in denen die Kommunal-Abgaben in Yorm einer allgemeinen Eintommenjteuer 

aboben werden, jeder Ctantsbeamte, gleihviel, ob mittelbar oder unmittelbar, 
els Einwohner derjenigen Stadt zu betrachten ift, in welder bie betreffende Ber 
börde ihren ig hat. 

8. Auh Ausländer fönnen in einer preußiihen Stadt einen Wohnſitz begründen 
und find im biefem alle als „Einwohner“ zu betrachten. (Min. » Refer. vom 
5. Mai 1857, V. M.-Bl. ©. 104.) 
$. Ninderjährige Tonnen mit ausdrüdlicher ober ftillichweigender Genehmigung des 
Zuters einen Wobnjiß erwerben, ohne daß die Entlafjung aus der väterlihen 
Gewalt vorher erfolgt ift, (Min.Reier. vom 25, Februar 1857, I. 8b., 1222), 
ungedrudt (Hübner S. 46): 
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$ 12. ud) die Uebernehmung einer Pacht, verbunden mit dem ge 
wöpnticen Aufenthalte auf dem gepachteten Gute, begründet den Wohniit 
des Pächters. 

$ 14. Außerdem fan daraus, dab Jemand, felbft eine geraume 
Zeit Sindureh, wegen feiner Gefhäfte oder Gejundheit oder wegen Sir 
direns oder um einem drohenden Arrefte, einer Kriegs oder anderen Gr: 
fahr zu entgehen, an einem Orte fih aufhält, bie Aufihlagung eines 
perjönlichen Wohnfipes dajelbit noch nicht gefolgert werben. 

$ 15. Wer an zwei berichiedenen Orten nöllig eingerichtete Mirtt- 
fhaften Hat und abwedjelnd bald an dem einen, bald am dem andern 
Orte fid) aufhält oder Gewerbe treibt, muß die Gerichte beider Orte als 
feinen perfönligen Gerichtsſtand anerfennen.“ 

11. Die Abfict, einen Wohnfig zu erwerben, Tann mur dann rechtliche Folgen haben, 
wenn bie Perion, welde fie ausbrüdlich oder ftillicpweigend äußert, die Fähigtet 
befigt, fi durch Willenserflärungen zu verpflichten oder über ihre Rehtoner- 
Hältniffe Verfügung zu treffen. Kinder und unter Kuratel ftehende verſonen ind 

von der jelbitjtändigen Wahl ihres Wohnfiges ausgeichloffen; Chefrauen, 
unter vüterlicher Gewalt und bevormundete Perfonen bedürfen zur Wahi 
Bohnfiges der Einwilligung des Chemannes reip. Vaters oder Bormundet. 
Rejer. vom 1. Augujt 1840, 3. M-BL. ©. 282 und vom 14. ig 184, 
Bl. ©. 167.) 

»igeifiche Meldung zum Zwed der Nieberlafung ift als eine ausdrädlite 
ang, den beftändigen Wohnfik an dem betreffenden Orte nehmen zu wollen, 
achten. (Min.Nejer, vom 10. Oftober 1855, ©. M+BL. ©. 178.) 
eitimmung im $ 11 der Allgemeinen Gerihtsordnung, wonach durd die 
ahme eines Antes der Wohnfig begründet wird, findet auf Referendarien, 
zbeiter, Supernumerarien, Tohnjereiber u. f. m. nur bann Ynmendun, 
diefelben feite Diäten beziehen oder durch beitimmte Handlungen (Ber 
ung u. f. io.) ihre Abfiht dofumentiren, an dem betreffenden Orte ihren 
i9 aufguicglagen. (Win.-Refer. vom 10. Mär 1831, Ann. ©. 106, vom 





Die Beftimmungen befonderer Stiftungen, welche mit dergleichen 
hödtijgen Gemeinde» Anftalten verbunden find, fowie die Hinfichtlich 
soiher Anftalten auf befonderen Titeln beruhenden Privatrechte were 
den hierdurch nicht berührt. 


‚Die Merreiung und der Anſpruch auf Entſchädigung erlöfchen, 
wenn fie in Städten, wo die Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1800 


— — — 


— wiru gun gewungsgfuyen Sersuge wer yuyseuwiryeo wir Ser 
freiung nad) dem Durchſchnitt der legten zehn Jahre vor der Verkün⸗ 
digung dieſer Städte: Drdnung geleiftet. 

Steht ein anderer Entfhädigungsmaßftab durch fpeziellen Rechtstitel 
feft, To hat es hierbei fein Bewenden. Der Enticädigungsbetrag wird 
durch Schiedsrichter, mit Ausflug der ordentlihen Rechtsmittel, feft- 
geftellt; von biefen wird der eine von dem Beſitzer des bisher befreiten 
Srundftüds, der andere von der Gemeindevertretung ernannt. Der 
Obmann ift, wenn fid) die Schiedsrichter Über deſſen Ernennung nicht 
verftändigen Können, von der Auffichtöbehörde zu ernennen, 

Die Beiftlichen, Kirchendiener und Elementarfchullehrer bleiben von 
den direften perfönlichen Gemeinde- Abgaben hinfichtlih ihres Dienft- 
eintommens infoweit befreit, als ihnen dieſe Befreiung zur Zeit der 
Berfündigung der Gemeinde- Ordnung vom 11. März 1850 zuftand. 
Geiſtliche und Schullehrer bleiben von allen perfünlihen Gemeinde 
dienften, foweit diefelben nicht auf ihnen gehörigen Grundftüden laften, 
befreit; Kirchendiener infoweit, als ihnen diefe Befreiung zur Zeit der Ver⸗ 
fündigung der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 zujtand. 

Alle übrigen perſönlichen Vefreiungen find ohne Entſchädigung 
aufgehoben. 

Wegen der Beſteuerung des Dienfteinlommens der Beamten find 
die Vorfchriften des Gefeges vom 11. Yuli 1822 (G.S. ©. 184) 
und der Kabinets-Drdre vom 14. Mai 1832 (G.:6. ©. 145) anzu» 
wenden. 

Durch die in dieſen Gefegen beftimmten eldbeiträge find die 
Beamten zugleich von perfönlichen Dienften frei. Sind fie jedoch Be- 
figer von Grundftücden oder betreiben fie ein ftehendes Gewerbe, fo 
möüffen fie die mit diefem Grundbefig refp. Gewerbe verbundenen per- 
fönliden Dienfte entweder felbft oder für den Fall der Verhinderung 
durch Stellvertreter leiſten. 

1. Jeder Einwohner einer Stadt iſt der Regel nad) befugt, zu jeder beliebigen Zeit 
aus der Stadtgemeinde auszutreten. Mit dem Ausieiden aus der Stadtgemeinde 
tiiht auch die Verpflitung zur Zahlung von Kommunaliteuer, (Min.-Refer, 
vom 14. Juli 1856, I. ®d., 5830 — ungebrudt — Hübner &. 49.) Unter 
allen Umftänden tann jedoch die Zahlung der Kommunalfteuer bis zum Cnde 
desjenigen Monats gefordert werden, in welchem die Anzeige über das erfolgte 
—8 erftattet wird. (& 1 des Geſebes vom 18. Juni 1840, Gej.-Samml. 
Unter öffentlichen Gemeinde-Anftalten find alle zum Beften der Geſammtheit ber 
fteßenden Ginrichtungen zu verftehen, aljo beifpielsmeile die Cicherheits-Anftalten, 
Bege-Anfagen und Promenaden, Schulen, Armen», Baifen: und Kranfen-nftalten, 
Svarfafien u. j. m. Dem Mitbemugungöreihte der Gemeinde-Ditglieder fteht di’ 
Verpflichtung der Gemeinde gegenüber, die Öffentlichen Gemeinde-Anftalten fe " 


w 


zu eiten. (Wet. dom 14. Fanuat 1ObU, 3. WEDL. ©. 180.) 

. Griolgt die Unterhaltung einer Schule aus der Rämmereitafle, fo fallen die 
Unterhaftungsfoften unter die Gemeindelaften. (Min.Rejer. vom’ 21. Zuli 1952, 
8. MB. ©. 306.) 

. Auch diejenigen Koften, welche durch Kaſernirung oder Einmiethung von Truppen 
während bes mobilen" Zuftandes der Armee entftanden find und in For von 
Gemeindefteuern zur Ausfchreibung gelangen, haben den Charatter einer Gemeinde. 
Taft. (MinRefer. vom 23. Zuli 1863, ®. MB. ©. 173.) 

6. Nach 85 94 und 96, Tit. 6, IH. IL Allg. Candr. Haften jömmtlicht Gemeinde: 
Mitglieder mit ihrem Privatvermögen für alle Schulden der Stadt, die für folk: 
Bedürfniffe Tontrahirt worden find, zu welchen die Einwohner nach den geiepliten 
Beitimmungen hätten Beiträge Teiften müffen. 

7. Berfonen, welhe mit der Stadtgemeinde in feiner rechtlichen Berbinbung ftehen, 
Tonnen aud) zu den ftäbtifhen Auflagen in feiner Meile herangezogen werten. 

Grundftücte beifpielsieife, welche von ftäbtifgen Grunditüden umgeben find, ohne 
jedod zum Stadtbezirk zu gehören, haben zur Befolbung des ftädtifchen welt“ 
hüters nicht8 beizutragen. (Min.-Rejer. vom 21. Juli 1833, Ann. ©. 687, um 
vom 10. November 1834, Inn. ©. 1050.) 

8. Wenn Mitglieder einer Stadtgemeinde als folde unter einander ober mit dem 
Magiftrat über ihe Theilmahmereht an den Gemeinde-Rugungen oder über deren 
Vertheilung fteeiten, fo haben darüber nicht die Gerichte, jondern die Berwaltu 
behörden Gmtjeidung zu treffen; denn die Neihte, melde aus der Gemeinde: 
Mitgtiediaft fliehen, gehören nicht zum Privat-Gigentyum der eingefnen Gr: 
meinde » Mitglieder. (rt. vom 24. Juni 1851, 3.M.« Bl. ©. 281, von 
18. Dezember 1852, I. M. «Bl. 1853, ©. 99, dom 16. September 181, 
FeM-BL. ©. 418, vom 21. November 1857, 3.M.-Bl, 1858, &. 164, vor 
11. Degember 1858, 3.M.Bl. 1859, ©. 367, vom 12. Märg 1859, 
S. 448, vom 1. Oftober 1859, 3.M.Bl. 1860, ©. 250, vom 14. 
1863, IM. 1864, ©. 62) 

9. Vetrefjs aller Ckreitigfeiten über die Verpflichtung zur Zahlung don Gemeinde: 
Abgaben ift der Rech sweg ausgeichlofien, ausgenommen die Fälle, wo Jemand 
die behauptete Ueberbirdung auf einen fpeciellen Rechtstitel oder auf den Nadr 
weiß eimer Abweichung von dem gefeplichen Bertheilungs- Modus begründet. 
Min-Refer. vom 14. April 1845, 8. MBL ©. 119, Erf. vom 11. Deyenber 
1852, 8. M.-Bl. ©. 260 und Erf. vom 7. Zuni 1873 (8. MBl. ©. 05) 
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Nessie vu um auv ww mungen wre 
pfücßtet, zu denjenigen Areis-bgaben beizutragen, welche auf den Grunb- 
befig, daS Gewerbe, den Bergbau ober das aus bieien Quellen fließende 
Einfommen gelegt werben. 

Ein Gleiches gilt von ben juriftiihen Berjonen, von den Rommanbit 
aeiellihaften auf Aftien und Aftiengeieicaften (Artifel 173 und 2 





won ven Errenwugnwereufguren zu ENENyEEHVEN NVNMNUSTEEEN DER orrwbnnt 
nicht zu. (rt. vom 11. Mat 1861, 8. M-Bl. ©. 188) Auch Steeitigteiten 
über die Verpflichtung der Eifenbahn-Bejellfcjaften zur Zahlung ber Miethsiteur 
in Berlin find vom Nedtömege ausgeiäloffen. (Ct. vom 7. November 1857, 
v. M.-BL 6. 108, und vom 10. Dezember 1859, v. ML. ©. 232) 

25. Findet in Inftitutegebäuben, weldje an und für fih von Real» und Berfonil 
fteuern befreit find, ein Dffenklicher Gewerbebetrieb ftatt, beifpielsweile das Ano- 
thefergewerbe in lniverfitätsgebäuben, fo ift dafjelbe Tommumalfteuerplichtit 
(Win.Reier. vom 26. September 1856, I. Bd. 8284, ungebrudt.) 

%. Die Einfünfte, welche Semand aus Kuren einer KRohlengrube bezieht, umterlicren 
zt,be: Ronmmunalbefieierung. (Din Refer. vom 31. Auguft 1874, 8. M&l. 
€ 

27. Inbufteielle Etabliſſements Tönmen im erften und zweiten Jahre ihrer Eriſten 


N 


N 





€. 105). 

29. Mltiengeielligaften und ähnliche Unternehmungen, welde zwar in ber Stadt ihren 
Gerigtsftand und den Sig ihres Direltoriums haben, aber innerhalb des Siadi 
bejirfd weder Betriebsftätten nod Berfaufslofale angelegt haben, Lönnen hin. 
Ähtlic) ihres Einkommens, wie der Minifter in einem Cpezialfalle entjeieden, 
in der Stadt nicht befteuert werden. (Marc. ©. 14.) 

30. Aftiengejellfepaften find juriftifde Berjonen im Sinne des $ 4 der Stadte -Ordnung. 
Aud) die Gemerfigaften find juriftiihe Perfonen und der Rommunalbefteuerung 
unterworfen. (Min.-Refer. vom 6. März 1869, ©. M.Bl. ©. 74) Das Ein- 
fommen aus dem ergbaubetriebe ift ald ein gewerblihes und nicht als ein 
aus dem Grund · Eigenthum fließendes zu behandeln. (Min.-Refer. vom 7. Oftbr. 

1, V. MB. ©. 293.) cfr. übrigens Note 14. 

. Die Steuerpflicptigteit der Vergwerfs-Internehmungen ift da begelindet, wo der 

Bergbau betrieben wird; für die Beftimmung des betreffenden Ortes ift Lediglich 
die Lage des unteridilchen Gewinnungsortes maßgebend. (Min. » Rejer, vom 
15. Wärz 1861, V. M-Bl. ©. 80.) 

2.Tie Berechtigung der Stadt-Kommunen, bie Forenſen und juriſtiſchen Per ⸗ 
sonen zur Rommunaliteuer herangugiehen, flieht feine Werpfligtung derfelben 
biergu in fih; es bleibt den Stadtgemeinden vielmehr überlafien, von der ihnen 
beigelegten Befugniß gar feinen oder nur einen befgräntten Gebrauch zu maden. 
Falls ſonach ein ftäbtiies Ginfommerfteuer-Regulativ den orenfen und juriftie 
ihen Perjonen Steuerfreiheit gewährt, jo beiteht dieſe Gremtion vollftändig zu 
Hecht, bis das Negulativ in der im $ 53 bezeichneten Weije abgeändert worden 
it. (MinRefer. vom 29. Februar 1868, 2. M-Bl. ©. 154.) 

3 Wajorenne Kinder eines Geichäftstreibenden find, auch wenn fie im Geſchaͤfte des 
eigenen Baters fungiren und zu deifen Haushalt gehören, fommunalfteuerpflictig, 
jobald fie eine mit Ginfommen verbundene Stellung daſelbſt verſehen. Es 
tommt in dieſem alle nicht das Verhältnib des zum Hausftande gehörigen 
Sohnes, fondern dasjenige bes zum Geihäft gehörigen Gehülfen in Betracht, 

A Mit Grundftüden angefeifene Militärperfonen find nad; der Kab.» Ordre vom 
9. Mai 1834 (Gef.-Samml. ©. 74) zu ben auf den qu. Grundftüden Iajtenden 
veriönlichen Dienften verpflichtet. Die Beftelung von Gtellvertretern ift zuläffig. 

D Fesgleihen müflen Militärperfonen zu den indirelten Gemeinde-Abgaben bei - 
tagen. (cfr. $ 53.) Dagegen können von ben Ehefrauen ber Militärperjonen 
tirette Geimeinder-Abgaben nicht erhoben werben, da dieſe in gleicher Weije bes 
handelt werben müflen wie ihre Ehemänner, die feitgelepte Steuer zudem auch 
den Ghemann als den Niekbraucher des Vermögens feiner Frau treffen würbe, 
Min.-Reier. vom 20. Mai 1836, Ann. S. 377.) 

3%. Unter den den Militär Speife« Anftalten ähnlichen Anftalten find nur Anſtalten 
für die ausihliehliche Velöftigung des Militärs zu verftehen. (Ober-Trib.€ ” 
vom 17. Rovember 1864, Bd. 57, ©. 104.) 

5. Die Gemeinde · Ordnung von 1850 Hatte alle bis dahin beitandenen Befreiur 
suigehoben; umter der in Ubf. 4 gebraudjten Bezeihmung „in dem biöher 
Amfange* Tann alfo nur der vor Erlaß der Gemeinde-Ordnung vom Zahre ' 





Seminar» und Schullehrer, der Küfter und anderen Diener des dfent- 

tichen Kultus; 

N) Bibliothefen, Mufeen, Univerfität- und andere zum Unterricht ber 
ftimmte Gebäude; 

g@) Armen» und Kranfenhäufer, Beflerungs-, Aufſbewahrungs · und Ge 
fängniß-Ynftalten. 

Die Stenerfreigeit der unter c) bi8 g) aufgeführten Gebäude erftredt 
fich auf die dazu gehörigen, mit ihnen in berjelben Befriedigung belegenen 
Hofräume und Gärten. 

Ehenfo bleiben alle Brüden, Hauptftraßen, Scienenwege der Eilen- 
bahnen und faiffbaren Kanäle, welde mit Genefmigung des Staates 
von Privatperfonen ober Wftiengefellfhaften zum dffentti—hen Gebraude 
angelegt find, von der Eteuer befreit." 

40. Die Rab.-Drdre vom 8. Jun 1834 (Gei-Sammf. S. 87) Tautet: \ 

„Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 25. April b. 39. über 
die freitige Frage, ob ein Grundftid, weichem wegen jeiner Beftimmung 
au Öffentlichen oder gemeinnüpigen gwegen die Befreiung von ben Staat 
fteuern zufteht, deshalb aud; den Örtliden Kommunaljteuern nicht unter 
worfen fei, fehe Ich feit, daß in ben vrovinzen und Ortfchaften, in melden 








gleicftehen, find zu ben Cteuerfägen der Klafie A. I einzuihägen und 
nad) Mabgabe diefer Einihägung zu den Kreisabgaben heranzuziehen. 

Die Einihägung der Forenjen, der Bergmwerfsbefiger, der Kommanvit- 
geielfihaften anf Aktien, der Aftiengeiellihaften und der juritiihen Ter- 
fonen zu den Sreisabgaben erfolgt, joweit jie zu den der Bertyeilung der 
legteren zum Grunde gelegten Ctaatsfteuern nicht jhon unmittelbar heran 
gegogen find, von dem Kreisausihuß, nach den für die Veranlagung 
biejer Ctaatöfteuern bejtehenden geichlichen Vorichriften, unter Amwendung 
des für die Kreisabgaben beitimmten Antheilsverhältniffes.“ 

19. Die Reichs-Poft- und Telegraphen-Bermaltung find ihrem Hauptzwedte nach feine 
Erwerbsgeihäfte, Tönnen daher aud) nicht zur Kommumalfteuer herangeronen 
werden. (Ober-Trib.,Ert. vom 19. Dezember 1858, JMD. ©. 74 und Min, 
Reier. von 13. März 1868, V. MB. ©. 115.) 

20. Dagegen ift die früher ftets ttene Steuerpflicht der Neichsbant und der 
Nebenftellen nenerdings anerfannt worden. 

21. Zu den fteuerpflichtigen juriftiihen Perjonen gehören auch die Giiendahnen, und 

auch Fisfus ift bezüglich der Staatsbahnen diejer Verpflichtung unterworfen, da 

der Betrieb der Bahnen Hauptjädlih des Erwerbes wegen ftattfindet. ¶ Wergl. 

$ 40 des Gijenbahngefeges vom 3. November 1838.) 

. Bezüglich der Ermittelung des Reinertrages der Eifenbahnen nad dem Durd- 

{&hnitt der lebten drei Jahre und eititellung der auf die Eijenbahnen zu evar- 

teuer enthalten die Min.Rejeripte vom 29. September 1554 

. MB. ©. 256), vom 16. Dezember 1857 (8. MBt. 1858, S. 17), vom 

7. Auguft 1859 (B. M.Bl. S. 210) und vom 30. Dezember 1872 (®. MB. 

1873, ©. 27) fpegielle Voricriften und geben wir diefelben bei ihrer groben 

Nictigfeit im Anhange im Wortlaut. 

Beigt eine Cijenbahn Koaksöfen, verwendet aber ben produgirten Koals nicht 

zum Handel, fonbern Lediglich zum Eifenbahnbetriebe zefp. zum eigenen Bedart, 

fo ift hierfür eine befondere Kommumalftener nicht zu entrichten. (Mini. 

vom 2. Zuni 1860, V. M-Bl. S. 115.) 

24. Den Gemeinden fteht gegen die Anordnungen der Auffichtsbehörden betreffs der 
von den Eiſenbahn ⸗ Geſellſchaften zu entectenben Kommumalfteuern der Rechtsweg 
nicht zu. (Ext. vom 11. Mai 1861, 8. M-Bl. ©. 188.) Auch Streitigkeiten 
über die Verpflichtung der Eifenbahn-Bejellihaften zur Zahlung der Niethöiteuer 
in Berlin find vom Rechtswege ausgeihlofien. (Erf. vom 7. November 1857, 
V. M.-BL &. 108, und vom 10. Dezember 1859, V. MB. ©. 232.) 

25. Findet in Inftitutsgebäuben, welche an und für fi von Reale und Perjonul 
fteuern befreit find, ein öffentlicher Gewerbebetrieb ftatt, beifpielsweife bas Ano- 
thefergewerbe im Univerfitätsgebäuden, fo ift Daflelbe Tommsmaliteuerpflihti. 
(Min.-Rejer. vom 26. September 1856, I. Bd. 8284, ungebrudt.) 

2. intünfte, welche Semand aus Kuren einer Kohlengrube begieht, unterlicyen 

— — Kommunaibeſteuerung. (Min.-Refer. vom 31. Auguft 1874, VB. ML. 

235.) 
27. Snduftrielle Etabliffements Tonnen im eriten und zweiten Jahre Ihrer Eriſterz 
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öffentlicher Ströme oder ZLAffe dienenden Unpflanzungen; 

Tönigliche Schlöffer und zum Gebraudje öffentlicher Behörden oder zu 

Dienftwohnungen für Beamte beftimmte Gebäude, als: Militär, Res 

gierungs-, Zuftige, Polizei, Steuer» und Poftoerwaltungsgebäube, 

Kreiß« und Gemeinbehäufer; 

Rincen, Kapeien und andere dem Offenen Gottesbieft gemibmete 
ebäube; 

die Dienfthäufer der Erybihdfe, der Biſchofe, der Dome und Kurat. 

oder Pfarrgeiftlihen und fonftiger mit geiftligen Funktionen befleideter 

Berjonen ber verichiebenen Religionsgeiellihaften; ferner Der Gymnafial-, 

Seminar» und Säullehrer, der Küfter und anderen Diener des öffent: 

tiden Kultus; 

f) Bibliotfefen, Mufeen, Nniverfitäts. umd andere zum Unterricht be« 
ftimmte Gebäude; 

@) Armen und Kranfenhäufer, Befferungs, Aufbewahrungs · und Ger 
füngniß-Anftatten. 

Die Stenerfreiheit der unter c) bis g) aufgeführten Gebäude erftrecit 
ſich auf die dazu gehdeigen, mit ihnen in derjelben Befriedigung belegenen 
Hofeäume und Gärten. 

Ebenfo bleiben alle Brüden, Hauptftraßen, Schienenwege der_Eifen« 
bahnen und feiffbaren Kanäle, weiche mit Genehmigung des Staates 
don Privatperfonen ober Aftiengefellichaften zum öffentlichen Gebraudje 
angelegt find, von ber Cteuer befreit.” 


e) 


d) 


40. Die Kab.Ordre vom 8. Juni 1834 (Geſ.Samml. ©. 87) lautet: 


„Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 25. April d. 38. über 
bie ftreitige Trage, ob ein Grundftüd, weldem wegen feiner Beftimmung 
au Öffentlichen ober gemeinnüßigen Bieden die Befreiung bon ben Gtantd- 
fteuern zufteht, beshalb au den örtlichen Kommunalfteuern niet unter« 
worfen fe, jehe Ich feit, dak in den Provinzen und Ortichaften, in welcher. 


weuaye jeucejecı wiciwen mic; mwein co vic 20uME yunwmvenyen wv“ gevruucht, 
Täßt es zu, Daß auch noch andere al® die im Gefege fpeziell namhaft gemachten 
derfelben Sategorie zugerecinet werben. Hierzu gehören namentlid): 

3) bie zu Kinder-Bewahranftalten angefauften Lofale, fofern fie felbftitändige 
Gebäude find und ausfhliehlih dem in Mede_ftehenden Bived dienen. 
Din-Refer. vom 27. Juni 1843, ®. M.Bl. ©. 317); 

db) Seminargebäude (Min.-Nefer. vom 22. November 1837, Ann. ©. 1019). 

42. Die Beftimmungen des $ 2 des Geſebes dont 24. Februar 1850 werden durch 
bie Vegugnahme auf die Kab.»Orbre vom 8. Suni 1834 nicht efma erweitert, 
fonbern im Gegentheil eingejränft. CS find hiernach wei Fragen zu erörtern: 

1. ob Grunbftüde bereits früher von Gemeinbe-Abgaben befreit gewefen finb 


und 

2. 0b diejelben unter bie Kategorie der im Gejee vom 24. Februar 1850 

$ 2 bezeichneten Grundftüde gehören. 

Nur wenn beide Worausfegungen zutreffen, fteht den qu. Grunbftüden au 
weiterhin Gemeinbefteuer- Befreiung zu. (Min. »Mefer. vom 24. Dftober 1855, 
B. M.BL. ©. 198.) 

43. Realverpflihtungen, welche auf Gebäuben oder Grunbftüden gelaftet haben, bevor 
diefelben zu Öffentligien Biweden erworben worden find, mäffen fogar in dem 
Falle fortentrichtet werben, daß Fiskus oder Die betreffende Korporation die qu. 
Gebäude nieberreißen und amdere an deren Celle jehen läht. (Ober-Zrib.-Crt. 
vom 24. Mai 1844, Präj. Nr. 1447.) Die Befreiung derartiger Grunditüde 
von den darauf laftenden Mealverpflihtungen duch Zahlung einer angemefjenen 
Averfionalfumme ift zuläffig. (Min.-Refer. vom 26. Zuni 1838, Ann. ©. 374.) 

44. Durch die Geſehe, betreffend die anderweite Regelung der Grundſteuer und die 
Einführung der Gebäubeteuer vom 21. Mat 1861 (Gef.-Samml., ©. 253 und 
317) find bezüglid der Gemeinde-Abgaben neue Befreiungen oder überhaupt 
Aenderungen nicht geichaffen worden. 

45. Unter Dienftgrundftüden find mur folhe Grundftüde zu verſtehen, deren Nu 
nießung einen Theil des Dienteinfommens bildet. Grundjtüde, deren Erträge 
zur Kirch · oder Schullaſſe fließen, find feine Dienftgrundftüde und auch in dem 
Falle fteuerpfliätig, dab die Exträge derfelben zur Wejolbung der Geiftlichen, 
Kiräjenbiener ober Lehrer mit verwendet werben. 

Die Befreiung der Pfarrgüter, d. i. der dem Pfarrer als ein Theil feines 
Dienfteintommens übermiefenen Xändereien, behält auch im Falle einer Berpfliche 
tung Rraft. (MinNefer. vom 4. Juli 1871, ®. MB. ©. 246.) 

46. Bezüglich der Geiftlichen beftimmt das Allg. Landr. Th. I, Tu. 11, 5 59: 


wo. ur Wverguen (m Adjah 1Z ninoen AU AUF Die emerittrten Wetrtligen uno 





66. Die Entigeidung darüber, ob Burcangehülfen als Staatsbeamte zu behandeln 
find, erfolgt im Verwaltungswege; der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. (Erl. von: 
13. October 1860, 8. M.Bt. 1861, ©. 162.) 

67. Die Beamten aller Behörden find von ihrem Dienfteinfommen derjenigen Stadt 

fteuer« und abgabenpflichtig, in welcher die reip. Behörde ihren Sig Hat. & 8, 

Gefeg vom 11. Zuli 1822.) Dagegen find Beamte, welde nit am Sige Ihrer 

reſp. Behörde, jondern an einem andern Orte wohnen, von ihrem etwaigen 

Vrivatvermögen ihrem wirkfichen Wohnorte abgabenpflichtig. (Min.-Refer. von 

28. April und 29. Zuli 1838, Ann. ©. 387 u. 689, v. 5. März 1841, V. MB. 

©. 57, und vom &. Februar 1863, V. M.Bl. ©. 67) 

3. Feſt angeftellte Beamte, welche vorübergehend an einem anderen Drte als am 

Cipe ihrer Behörde befchäftigt werben, bleiben aud für bie Dauer ifrer aus 

wärtigen Beihäftigung am Ieptbezeicpneten Orte fteuerpflichtig. (Min.-Refer. vom 
17. Januar und 7. März 1837, Ann. S. 112 und 121.) 

69. Die Schulunterhaltungstoften gehören zu den Gemeindelaſten, fofern bie Unter: 
haltung der Eulen der Stadt obliegt. Die Beamten müffen zu diejen Laiten 
mit beitragen, gleichviel ob fie von den Edjulen des Orts für ihre Kinder Gc- 
braud; machen oder nicht. (Min.-Nefer. vom 28, April 1836, Ann. S. 377, vom 
31. Auguſt 1838, Ann. ©. 685, vom 9. April 1859, V. M+BL ©. 142 und 
vom 28. Yuguft 1862, ©. MBL. ©. 285.) In Streitfällen ift ber Reitang 
auläffig. (Ext. vom 30. Juli 1847, ©. MBl. ©. 95) 

70. Die Frage, ob bie Reichsbeamten nad) Mahgabe der m Staatsbe amte geltenden 
Beftimmungen zu behandeln find, iſt nach dem Geſetze vom 31. März 1873 u 
bejahen. (6.8. ©. 61.) Ver $ 19 1. c. beitimmt: 
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denſeiden gewährten enftonen, Unterjtügungen oder ſonſtigen Bumens 
dungen zuftehen, finden aud) zu Gunften der Hinterbliebenen von dieichs - 
deamten Hinfictlih der benfelben aus Reichs · oder Staatsfonds oder 
aus öffentlichen Verorgungsfaffen zufliehenden gleihartigen Bezüge Une 
wendung.“ 

71. Ter Gefep-Entwurf vom 2. Dezember 1878, betreffend die Aufbringung der Ge 
meinde-Abgaben, beftimmt im $ 14: 

„Hinfichtfich der Heranziehung der im Dienfte befindlichen fowle der in 
den einjtweiligen Ruheftand verjegten und penfionirten 

1. Reichsbeamten (mit Einfluß der Reihsbevollmächtigten) und Stations - 

tonteoleure, 

2. unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten und Hofbeamten, 

3. Geiftlihen, Kirchendiener und Eiementarſchuttehrer 
fowie der Hinterbliebenen Wittwen und Waifen der unter 1. bis 3. ger 
nannten Perfonen zu den Gemeinde-Abgaben kommen die Beſtimmungen 
in den $$ 1 bis 7 und 9 bis 13 der Verordnung d. 23. September 1867 
(Gef.-Samml. ©. 1648) im ganzen Staate zur Anwendung." (cfr. Uns 
lagen.) 

2% Die Verordnung vom 23. September 1867, welde durch Verordnung vom 
22. Dezember 1868 (8.6.81. 5. 571) im ganzen Bundesgebiete Geltung er- 
tangt hat (j. Übrigens Anlagen), enthält im $ 5 die Beitimmungen über das 
Narınum der von Beantten zu entrihtenden Kommunal-Abgaben. 

73. Bei Streitigfeiten zwiſchen Stabtgemeinden und Beamten über die den erfteren 
ywitehende Verechtigung, den Beamten Einquartierung zuatgeien, iſt der Rechts 
weg zuläffig. (Crf. vom 24. Juni 1851, ®. MB. ©. 143) 

74. Zu Gemeindefteuern, welde zur Dedung früher contrahirter udn, zur Ber 
fetiqung von Ausfällen u. f. 1. aus früheren Fahren beftinmt find, müflen auch; 
die Beamten beitragen. (Min.-Reicripte vom 31. Auguft und 20. October 1838, 
Ann. ©. 687 und 683, und vom 14. Februar und 14. März 1844, V. M.+Bl. 
2. 60.) 

75. Zuihläge zur Klaſſen · und Hafifigieten Einfommenfteuer find einer „allgemeinen 
gintommenfteuer“ leid} zu achten. (Min.-Reier. vom 2. Juni 1856, ®. MB. 
&. 167) 

ie. Bolitändig frei von allen ftäbtiihen Abgaben bleiben nach den zur Zeit ber 
irchenden Beftimmungen: 

1. Benfionen und Wartegelder, welche die Höhe von 750 Dark pro Jahr 
nicht erreichen. ($ 10, Gefeg vom 11. Juli 1822, Min.Refer. dv. 25. Zuli 

1854, V. Min.-Bl. S. 133, vom 30. November 1855, V. M.Bl. 1856, 

©. 3, und vom 10. Mai 1858, V. MB. ©. 106); 

Witnwen · Penſionen und Waiſen - Erziehungsgelder bezüglich der Hinter- 

bliebenen ehemaliger Staals beauiten, Geiftlihen und Schullehrer, infoweit 

diejelben aus einer Staatslaſſe oder einer ftaatlid genehmigten Verjorgungs- 
tafle gezahlt werden. ($ 10, Gejeg vom 11. Juli 1822, Decl, v. 21. Jan. 

Rose, Srätte-Drkmung. 16 
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find, bleiben außer Anfag; andere Emolumente werden ebenjo wie das 

fefte Gehalt behandelt (Wtin.»Refer. v. 25. Januar 1824, Ann. S. 195; 

3. Abzüge für Schulden von Beamten bleiben auber Aujag. (MinReir. 

vom 18. Juli 1839, Ann. ©. 650); 

Penfions: und Wittwenfaffen-Beiträge, zu denen der Beamte geicplich ver- 

pflichtet ift, find in Abrechnung zu bringen. (Min.Nefer. vom 5. Mai 

1828, Ann. &. 431, und vom 2. Juni 1856, ®. MB. ©. 197); 

5. Wenn ein Beamter gleichyeitig Gehalt und Penfion bezieht, ‚fo werden die 
Beträge beider zufammengeredinet. (Min.«Rejer. vom 22. October und 
18. November 1837, Ann. S. 1022.) 

78. Die etwaigen Erträge aus Grunddejig, Kapitalvermögen zc. eines Beamten, weiche 
doll zur Kommumalitener heranzuziehen find, find ber zur Befteuerung gelangenden 
Hälfte des Dienfteintommnns des Beanıten zuguvechnen. Die hiernad fih er 
gebende Cunmme ift die befteuerungsfähige. (Min.»Refer. vom 2. Juni 185%, 
B.MBl. S. 167, und vom 4. Dezember 1867, V. M.-BI. 1868, ©. 62.) 

79. Die Beamten fönmen, wie aus dem früher Gejagten erhellt, immer nur von der 
Hälfte ihres Dieniteinkonmens befteuert werden. Erreicht dieſe Hälfte nicht den- 
jenigen Betrag des Einkommens, mit welchem die Kommunaliteuerpflicht beginnt, 
3 ift der Beamte fteuerfrei zu belaffen. (Min.Rejer. v. 21. Mai 1854, P.M.-®ı 

. 111.) 

80. Die vielfach ausgeſprochene Anficht, dab die Reichsbeamten (cfr. Note 69 ff.) nicht 
den Ctaatsbeamten gleich zu achten feien, wird durch das Erf. dv. 23. Dezander 
1869 vollitändig widerfegt. (efr. Anlagen.) 

81. Die Einführung von Kommunalfteuer-Tarifen, welche von den Tarifen der Staats. 
fteuer abweihen, ift unzuläffig. (Min.Nefer. vom 20. Auguft 1874, V. Mrd. 
©. 233, und vom 5. Juli 1873, ®. M.-Bl. ©. 218.) 

82. Die Beamten der Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften Haben feinerlei Anipruc auf die 
den Reichs und Staatsheamten bezüglich der Kommunal- Abgaben gemährten 
Privilegien. (Min.-Rejer. vom 25. April 1876, B.M-Bl. ©. 192.) 

83. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung von Gemeindefteuern (3. B. Hundefteuer) 
findet der Rechtoweg mur dann ftatt, wenn einer der im $ 79, Lit. 14, Z. |, 
ANg. Landr. gedachten Ausnahmefälle vorliegt. (Erf. vom 14. Detober 1816, 
B.M-Bl. ©. 275.) cfr. Anlagen. 

84. Ueber die Einziehung von Gemeinde-Auflagen (Beiträge zur Anlage und Unter 
haltung von Trottoixs) ift ber Rechtsweg unzuläffig. (Ex. vom 11. Ro. 181, 
B.MBL ©. 276.) cfr. Anlagen. 

85. Bei Ctreitigfeiten wegen Erhebung einer Kommunal-Serbisfteuer ift der Rest: 
weg zufäffig. (Ext. von 14. Oftober 1876, ®. M-Bl. ©. 10.) 

. Die Iyrage, wohin ein Beamter fteuerpflichtig it, fann nicht im Rechtes, fondern 
Tediglid Im Verwaltungswege entidjieden werden. Das den Beamten in fteuer 
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wenigſtens zwei Gehulfen felbftftändig betreibt, oder 

c) zur Haffifizirten Einfommenftener veranlagt ift, oder 

d) an Klaffenfteuer einen Jahresbetrag von mindeftens vier 
Thalern entrichtet. 

In den mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen Städten find ftatt deſſen 
die Einwohner von dem Magiftrat nach den Grundfägen der Klaflen- 
ſteuer⸗Veranlagung einzufhägen, es können jedoch aud die Stadt- 
behörden befchließen, an die Stelle des Klaffenfteuerfages von mindeftens 
vier Thalern ein jährliches Einkommen treten zu laffen, welches be- 
trägt: 

in Städten von weniger als 10,000 Einwohnern 200 Thlr., 
in Städten von 10,000 bis 50,000 Einwohnern 250 Thlr., 
in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern 300 Thlr. 

Steuerzahlungen, Einfommen, Haus- und Grundbefig der Ehefrau 
werden dem Ehemann, Steuerzahlungen, Eintommen, Haus: und Grund» 
befig der minderjährigen, beziehungsweife der in väterlicher Gewalt be» 
findlichen Kinder dem Vater angerechnet. 

In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen Andern 
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen 
Wohnfitzes die Befigzeit des Erblaſſers zu Gute. 

As felbftftändig wird nach vollendetem 24. Lebensjahre ein Jeder 

tet, der einen eigenen Hausftand Hat, fofern ihm nicht das Ver— 
fügungsrecht über fein. Vermögen oder deſſen Verwaltung durch richter- 
liches Erfenntniß entzogen ift. 

Juwiefern über die Erlangung des Vürgerrehts von dem Ma— 

16% 
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Juriſtiſche Berfonen, Korporationen u. |. w. Tönnen alſo das Bürgerrecht nicht 
erlangen. (Min.-Refer. vom 16. Mai 1838, Ann. S. 375, und vom 13. Januar 
und 30. Zuni 1845, ®. M.⸗Bl. S. 4 und 252). Das aktive Wahlrecht dagegen 
fteht den juriſtiſchen Perſonen zu. (cfr. $ 8.) 


Forenſen find vom Bürgerrecht ausgeſchloſſen; ebenfo Beamte, die in Gemäßhen 


des $ 8 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 zwar don ihrem Dienfteinfommen in 
der Stadt befteuert werden, faltiih aber Suberhafh derfelben wohnen. (Din. 
—F vom 14. April 1855, V. MB. ©. 

er $ 13 der Gewerbeordnung dom 21. uni 1869 (8.6.81. 5. 245) hat 
die Vorſchrifien des $ 5, al. I, 2 und 3 der Städte-Ordnung nidt unmefentlih 
abgeändert. Hiernach erwerben Gewerbetreibende das Bürgerrecht nad Ablauf 
von drei Zahren ohne Zahlung von Vürgerrehtögeld. Zrifft vor Ablauf dies 
Zeitraumes einer der übrigen Rechtsgründe, welche in Verbindung mit den Cr: 
forberniffen des $ 5, al. 1, 2 und 3 der Gtäble-Drbnung den Grmerb dis 
Bürgerrechts herbeiführen, bei einem Gewerbetreibenden zu, jo wird das Büracr 
tet nur durd Zahlung des Vürgerreihtsgeldes erworben. Zur Zahlung dieit 
Abgabe ift überhaupt jeder Gewerbetreibende in dem falle verpflichtet, wenn vr 
verlangt, daß ihm die Ausübung des Bürgerrechts vor Ablauf von drei Jahren 
geitattet werde. Iſt ein Gemerbetreibender nad; Ablauf von drei Jahren in den 
Genuß des Bürgerrechts getreten, jo füllt für ihm unter allen Umftänden tie 
Verpflibtung zur Bezahlung von Vürgerrehtögeld weg. (8 2 und 3 ter 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, Min.» Refer. vom 27. Auguft 1872, 
V. M.-Bl. ©. 224.) 


. Bei Beititellung der Einwohnerzahl (gleichbedeutend mit Seelenzahl) fit das Er⸗ 


gebniß der Lekten Volfszählung mahgebend. (Min.Refer. vom 3. Mai 15th, 
R. M.- Bl. ©. 137.) Aftive Miitärperfonen bleiben dabei außer Berehnun. 
(Min. » Nefer. vom 23. November 1864, 3. M.« Bl. 1865, 5. 2, und vom 
16. Gebruar 1872, ©. M.Bl. ©. 75) 


. Die Beftimmung im Gejeg vom 9. Dezember 1869 (Gej.-Samm. S. 1177), 


wonach die Grobiährigfeit mit dem vollendeten 21. Lebensjahre eintritt, bat in 
dem Grjordernih des $ 5 bezüglich der Zurücklegung des 24. Lebensjahres nicıts 
geändert. 


. Zu einem eigenen Hausjtande iſt der Beſitz desjenigen erforderlich, was zur Gin 


richtung einer häuslichen Wirthichaft gehört. (Min.-Nefer, vom 2. März 1556, 
1. B. 2003, ungedrudt, und vom 30. Juni 1857, I. B. 4680, ungebrudt.) 


. Dur das Gefeh vom 25. Mai 1873 (Gef.Sammt. S. 213) find beüglic der 


Bedingungen für den Erwerb des Bürgerrcchts Aenderungen eingetreten, die nar 
menttich in nachftehenden Beftimmungen enthalten find: 

59. a. Bu den nad) dem Klaffenfteuerfuße aufzubringenden Laitın 

der fommunafen und anderen Öffentlichen Berbände Können in Ermangelung 

fonftiger Befreiungsgründe aud) diejenigen Berfonen herangezogen werden, 


icheint, darauf aufmerfam zu machen, daß die im dritten Abſahe bes 
$ 9b nachgelaffenen Kommunalbeihlüffe, durch; welde die Im $ 5 sub 
Ar. 4 litt. d der Städte- Ordnung vom 30. Mat 1853 beitimmten Eins 
fommensbeträge, unabhängig von dem ortbeftande der Mahle und 
Schlachtfteuer, als Bedingung des Bürgerrechts beibehalten werben Tönnen, 
für den Zall,'dab diefe Beibepaltung beabjihtigt wird, bis zu demjenigen 
Zeitpuntte (1. Januar 1875 oder 1. Januar 1874) getroffen merden 
müffen, zu weichem nad) $ 1 des Gefepes vom 25. Mai d. ., betreffen 


die Erfordernifje zur Erlangung defjelben vorhanden find, von dem 

Magiftrate im Einverftändniffe mit der Stadtverorbneten-Verfammlung 

(& 2 ſchon vor Ablauf eines Jahres verliehen werden. 

iefe Beftimmungen finden auch auf den Fall Anwendung, wenn 
der Befiger eines einen befonderen Gutsbezirk bildenden Gutes oder 
ein ftimmberechtigter Einwohner einer Landgemeinde feinen Wohnfig 
nad einer Stadt verlegt. 

Der Magiftrat ift, im Einverftändniß mit der Stadtverordneten- 
Berfammlung, befugt, Männern, welche ſich um die Stadt verdient 
gemadt haben, ohne Rüdfiht auf die oben gedachten befonderen Er- 
forberniffe, das Ehrenbürgerrecht zu ertheilen, wodurch feine ſtädtiſchen 
Verpflichtungen entftehen. 

1. Zur Verleihung des Chrenbürgerrechts ift feine Genehmigung der vorgejehten 
Dienftbehörde erforderlich; ebenfowenig zur Verleihung des Bürgerredits vor Ab 
lauf eines Jahres 

2. &s fteht nichts entgegen, daß nicht mır Männern, die ih um die Stadt, ſondem 
auch folgen, die fih um den Staat, um Kumft oder Wiffenfchaft befonbers ver- 

bient gemacht haben, das Chrenbürgerredit verliehen werde. Diejer Anfict if 
aud, bei den Rammerverhandlungen bei Gelegenheit der Berathung des Städte, 
Drdnungs-Entwwurfs mehrfach Ausbrud gegeben worden. 

. €8 unterliegt feinem Zweifel, daß mit dem Chrenbürgerrecht alle Berugnifie des 
BürgerrechtS überhaupt verbunden find. Die rheinifhe Städte-Drbnung beftimmt 
im $ 12 ausdrüdlid, daß alle Ehrenbürger der erften Wählerklafie angehören, 
und aud) bie Etäote-Ordnung vom 30. Mai 1853 bezeichnet im $ 13 al8 ftimm- 
fähige Bürger die in den de 5 bis 8 bezeichneten Berfonen. 


87. 

ETW. 837 Rh. 9612 bis 15 Schl-Holſt. 55 19 bis 21 Granff.) 

Wer in Folge rechtöfräftigen Erfenntniffes der bürgerlichen Ehre 
verluftig geworden ($ 12 des Strafgefeßbuches), verliert dadurch aud 
das Bürgerrecht und die Befähigung, daffelbe zu erwerben. 

Wem durch rechtskräftiges Erfenntniß die Ausübung der bürger- 
lichen Ehrenrechte unterfagt ift ($ 21 des Strafgefegbuces), der iſt 
während ber dafür in dem Grlenntnijje feftgefegten Zeit von der Aus: 
Übung des Bürgerrechte ausgefchloffen. 

ft gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Verfegung 
in den Anklageftand oder wegen eines Vergehens, welches bie Unter 
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b) die in den 88 33, 34, 49, 57, 59, 74, 79, 368, 380, 383 und 416 ver 
Konkur-Ordnung vom 8. Mai 1855 näher bezeichneten Vorrechte bei ein: 
tretender Snfolvenz ihrer Schuldner; 

c) das Eigenthumsrecht an den innerhalb des ftädtiihen Weichbildes de: 
tegenen Gütern, fofern fie diefelben eigenthünlid; erwerben wollen un? 
foldje nicht bereits Anderen aus einem_bejonderen Redhtätitel gehören. 
(Ob.-Trib.-Erk. vom 20. Auguft 1821, Simon Bd. I. ©. 236 und Rab. 
Drbre vom 14. März 1825, Ann. IX. ©. 605); 

4) der dechtüiche Befig von Sachen und Gegenftänden, fofern er für fie von 
fädtifhen Beamten redlicher Weile ergriffen worden ift. (Mile. Sanıı. 
zb. 1. Zit. 7, $ 34); 

©) die Verjäßrungsfrift, foweit es ſich um Cigenthunsanfprüche handelt, be: 
trägt einer Ctadtgemeinde gegenüber nicht, wie im Mllgemeinen, zehn, 
fondern zwanzig Jahre. (Allg. Sand. Th. I. Tit. 9, $ 624); 

f) das Recht, Gemeinde-Ybgaben von den jäumigen Genfiten erefutivifch ein- 
zugiehen. ($ 68 Städte-Drdnung); 

o) das diecht, alle progeflualiien Schriftſtücke, deren Abfaffung oder Vega 
Kiftrung fonft durch einen Rechtsanwalt erfolgen muß, felbftftändig unter 
ihrer Unterjchrift abzufaifen und bei Gericht einzureien. (85 3, 21 u. 23 
der Verordnung vom 21. Zuli 1846, Gei..-Samınl. ©. 292 und 5 28 der 
Inftr. vom 7. April 1839, Gej.-Samml. ©. 144); 

h) das Recht zur Kumulation von Mandatöflagen wegen der ihnen zur 
ftehenden Geld» oder Naturalzinfen oder anderer Leiftungen, die aus einen 
Erbpaht-, Erbzins: oder Zinsverhältnifie berzüßeen. (Verordnung dont 
2. Dezember 1837, Gef.-Samml. pro 1838, ©. 

3. Der Gemeinde-Berband hat nad) den Motiven zur Sm. oremung von 1850 die 
Beftimmung, mittelſt jeines Gigenthums und der vereinten Kräfte feiner An: 
gehörigen diejenigen Bedürfniffe zu befriedigen, die fid dem Einzelnen und den 
Privatvereinen gegenüber ais gemeinfame, den größeren politiihen Berhänden 
und fpegiell dem taate gegenüber dagegen als bejondere darftellen. 

4. Die Grenzen der ftädtiichen Selbftverwaltung und namentlich die in dieſer Be 
siehung referuirten Staats-Auffichtsrechte find im it. V fpecificitt ($ 56 M). 


$ 10, 

GIOW. 88 und INH. $5 28 und 35 Schl.Holſt. $ 2 Franff.) 

In den Städten wird ein Magiftrat (kollegialifher Gemeinde 
borftand) und eine Stadtverordneten-Verfammlung gebildet, welche nad 
näherer Vorſchrift diefes Gefeges diefelben vertreten. Der Magiitrat 
ift die Obrigkeit der Stadt und verwaltet die ſtädtiſchen Gemeinde 
Angelegenheiten. Die Ausnahmen beftimmt Tit. VIIL 


Meber die zufäfgen Ausnaßmebeftimmungen für Städte unter 2800 Ein- 
wohnern vergl. $ 7: 


ur grurmmmenge Srey Heengeersegeeme gejemere uure anime 


ausdrüdfichen Beftimmungen enthält; 

2. über fonftige eigenthümliche Verhältniſſe und Einrichtungen, 
in&befondere Hinfichtlich der den gewerblichen Genoffenfchaften 
bei Eintheilung der ftimmfähigen Bürger und bei Bildung 
der Wahlverfammlungen und der ftädtifchen Vertretung zu 
gewährenden angemefjenen Berüdfichtigung. 

Dergleihen Anordnungen bedürfen der Beftätigung der Regierung. 


1. Vergl. Art, VII der Inftr. vom 20. Juni 1853. 


2. Durch diejen Paragraphen ift den Städten, unbeſchadet ber Gleichmäßigfeit, welche 


durch das Geiek für alle Städte bedingt Ift, die Möglichfeit gewährt, beftimmte 
Eigenthüntichteiten zu Tonferiren und Iofalen Bebürfnifien Rechnung zu tragen. 
Es verſteht fi) von felbit, daß ortsſtatutariſche Beitimmungen fi innerhalb bes 
Rahmens der allgemeinen Zeftiefungen der Städte-Drbnung bewegen müffen und 
dieien feinesfall8 widerjprechen dürfen. Nur eine Ausnahme von biejer Regel 
it geitattet, indem den gewerblic;en Genoſſenſchaften bezüglid, der Bildung der 
Wahlförper und inmerhalb der Gtadtvertretung felbit ortsftatutariich Rechte beir 
gelegt werden fönmen, welde mit ben desfallfigen Beſtimmungen der Städte 
Sronung betreffs ber Dreiflaffen-Eintfeilung, des Wahliyftems u. ſ. w. nicht im 
Einlange jtehen. 

Von Intereſſe zu diefem Paragraphen ift auch heut noch das Min.Refer. vom 
2. Mai 1809 (Rumpf, Etädte- Ordnung ©. 66): 

„Es ift bei Anfertigung ortsftatutariicher Beſtimmungen mit Behut- 
fanıfeit zu verfahren, um nicht Verhältniffe in dem Statut zur Sprache zu 
bringen, weiche außer der im Gefehe befindlichen Aufgabe Tiegen. Die 
Stüdte»Drdnung hat ausihliehlih die Verfaffung und Verwaltung des 
ftädtiichen Gemeinwefens im Allgemeinen geordnet, babei aber für jede 
Stadt ein Statut vorbehalten, worin bie befondere Berfaffung, Rechte und 
Einritungen des einzelnen Ortes, welde durch jenes Hauptgeje nicht 
aujgehoben wurden, vielmehr nad; Ausführung der verbefierten Berfaffung 
des Gemeinwejend unverändert bleiben, zujammengejtellt werben follen. 
Rad diefer jehr deutlichen Bejtimmung dürfen alio bei Abfaffung des 
Statuts die Örenzen ber Städte-Orbmung jelbit nicht überichritten, namentlich 
feine Feitjegungen über polizeiliche Verhältnifie, welcher Art fie aud) fein 
mögen, jondern nur foldhe, die das innere Gemeinweſen beteffen, aufe 
genommen werden“ a. (Der Schluhpaflus Handelt über die Mebiat- 
ftädte.) 

Die in den ftatutariichen Beitimmungen zu treffenden Anordnungen Hinfictlich 
der den gewerblichen Genofienicaften bei Eintheilung der jtinmfähigen Bürger 
und bei Bildung der Wahlverfanmlungen und der ftädtiihen Vertretung zu ge: 
währenden angemeijenen Verüdjihtigung fonnen aud auf andere Genoftenjchaften 
ausgedehnt werden. (Min.Refer. vom 15. März 1854, I. B. 466, ungebrudt.) 
69 fönnen hiernad) ortöftatutariid, beiſpielsweiſe die ftimmfähigen Bürger in nad 
ftchende Wahlabtheilungen eingetheilt werden: 

1. Hausbefiger, 


ver Stadtverordneten gewählten Prototoufuhrers; 

$ 45. die nähere Beſtimmung über den Ausihluß der Deffentlichleit 
für einzelne Berathungsgegenftände der Stabtverorbneten-Berjanmlung; 

$ 47. die Korm, in welder die Gtabtoerorbneten-Beihlüfe dem Ma: 
giftrat_mitgetheilt werden follen ; 

$ 52. die Seitfegung beftimmter Zahlungsfriften für die Entrichtung 
des Vürgerrecitsgeldes; 

$ 53. die Ausicreibung der Gemeindefteuern; 

$ 54. bie Ausfäreibung der perjönlichen Dienfte; 

$ 59. die Seftiegung der Dienftzeit der Mitglieder der Verwaltungs 
Deputationen; 

$ 60. bie Eintheilung der Stadt in Drtöbezirle; 

$ 61. die Termine für Vorlegung des Etats und des Verwaltungd 
berits, ſowie die Bejtimmung über die Vervielfältigung und Bertheilung 
berfelben an bie Bürgericaft; 








Daun Srrayen uno Surugeniyeuen VON WEIN LWNIEFEYMEL ver Memem ange 
oder von ben angrenzenden Eigenthümern — von Iehteren, jobald fie Gebäute 
an der neuen'Straße errichten — die Freilegung, erfte Ginrichtung, Entwäherun: 
und Beleuhtungsvorrichtung der Strabe in ber dem Bebürfniffe entiprehenter: 
Weiſe beihafit, ſowie deren zeitweife, höcftens jedoch fünfjährige Unterhalurz 
beyiehungsweife cin verhältmißmäßiger Beitrag oder der Grjaß ber zu allen diei 
Mafnahmen erforderlichen Koften geleiftet werde. Zu bieen Berpflichtung 
tönnen bie angrenzenden Ginwohner nicht fir mehr al8 bie Hälfte der Stat; 
breite, umd wenn Die Gtraße breiter ald 26 Meter ift, nicht für mehr ats 
13 Meter der Strahenbreite herangezogen werden. 

Bei Berechnung der Koften find bie Koften der gefammten Gtrabenanlaz: 
und bezw. deren Unterhaltung zufammen zu vedinen und den Eigenthümem nı& 
Verhältnib der Länge ihrer, die Strabe berühtenden Grenze zur Saft zu legen. 

Das Drtsftatut Hat die näheren Beltimmungen innerhalb der Grenze vor 
ftehender Vorihrift feltzufegen. Bezüglich feiner Beftätigung, Anfectbarkeit un> 
Belanntmagjung gelten die im $ 12 gegebenen Vorſchriten 

Für die Haupt und Refidenzitadt Berlin bewendet e8 bis zu dem Zuftande- 
fommen eines folden Statut bei ben Beltimmungen des Regulatios vom 
31. Dezember 1838." 

13. Nach $ 142 ber Gewerbe» Ordnung für das Deutice Reich Tonnen Orksitanıt:: 

die ihmen durd) das Gejep überwiefenen Gegenitänbe mit verbinblicher Rrat 

ordnen. Dieielben werden, foweit e8 fih um gewerbliche Gegenftände handelt, 
nad) Anhörung betheiligter Gewerbetreibender, auf Grund eines Gemeint: 
beichlufies abgefaht. Cie bedürfen der Genehmigung der Höheren Verwaltung: 
behörde. Die Gentrafbehörde (oberite Berwaltungsbehörbde) ift befugt, Statut 

welche mit den Gefegen in Wideriprud) ftehen, außer Kraft zu fehen. Wie vi 

Gewerbetreibende durch den Magiftrat vorher zu Hören find, hängt von dein 

Grmefjen ab. 

. Der ortöftatutariichen Regelung ift durch $ 121 a, Nr. 3 der GemerbesCrnun 

die Einfefung bejonderer gewerbliger Schiedsgerichte an Stelle der in 

al. 2 1. c. mit dieſen Funttionen betrauten Gemeindebehörben amBeimgegeren. 

Derartige gewerbliche Cchiedsgerihte find durch die Gemeinbebehörbe unter 

oleihmäßiger Buziehung von Arbeitgebern und Arbeitern zu bilden. 

Dur Ortsftatut Tann die Bildung von Hülfstaffen nach Makgabe des Geier; 

über die eingeichriebenen Hülfsfaflen vom 7. April 1876 (cfr. Anlagen) wı 

Unterftügung von Gejellen, Gehülfen und Fabritarbeitern angeordnet werden. 

In diefem alle ift die Gemeinbebehörde ermächtigt, mad; Mabgabe des a 

nannten Geſehes die Einrichtung der Kaflen nach Anhörung ber Betheifigten u 

tegeln und die Verwaltung der Kaffen ficher zu ftellen. ($ 141 der Gemerte: 

Ordnung.) 

Die Beteiligung an einer auf Anordnung ber Gemeinbebehörde gebildet 
Kaffe ann Gefellen, Gehülfen und Fabrifarbeitern, welhe has jechzehnte Yebcn: 
jahr zurüdgefegt haben, durd; Ortoftatut zur Pflicht gemacht werden. Don dr 
Nilicht, einer folder Hülfsfaffe beisutreten oder fernerhin anzugehören, werden 
Diejenigen befreit, welche die Betbeiligung an einer anderen eingeferiebenn 
Hülfstaffe nachweijen Mer der Pilicht zur Vetheiligung nicht gendgt, fan von 
der Kaffe für alle Zahlungen, welche bei rechtzeitigem Gintritt don ihm zu ct“ 
richten geweſen wären, glei) einem Mitgliede in Anfpruc genommen werden 
(& 141.a der Gewerbe-Orbnung.) 

Für Gefellen, Gehülfen und Aabrifarbeiter, welde nad Mafgade da 
Landesgejege auf Grund einer Anordnung der Gemeinde-Vermaltung regelmöhint 
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Arbeitgeber aus dem Handwerkerſtande find zu den in Nr. I bezeichneten 
Zuichüffen nicht Verpflichtet. 

Gleih der einzelnen Gemeinde Tann auch ein größerer Kommmalverband 
durch feine verfaffungsmäßigen Organe die Bildung eingeichriebener Hülfskaffen 
für feinen Begirf oder für heile deffelben anordnen umd die in demfelben ber 
icäftigten Gefellen, Gehülfen und Wabrifarbeiter zur Zheilmahme an bieen 
Kaffen verpflichten. (5 141 e der Gewerbe-Drdnung.) 

Den Beitimmungen der $$ 141 bis 141 e ber Gewerbe · Ordnung unterliegen 
aud) Diejenigen bei Bergwerfen, Aufbereitungsanftalten oder Brüchen oder Gruben 
teichäftigten Arbeiter und Arbeitgeber, für welde eine fonitige geiegliche Berpflich- 
tung zur Bildung von Hülfsfaffen und zur Vetheiligung an denfelben nicht ber 
tcht. Mrbeitgeber der bier bezeidneten Art werden ben Wabrifinhabern 
$ 141 al. 2) gleihgeaditet. 

Auf Arbeiter und Arbeitgeber, welche bei den auf Grund berggefeplicher Bor. 

itwiften gebildeten Külfstaffen betheiligt find, finden die Bejtimmungen 88 141 
dis 141 e der Gewerbe» Ordnung feine Anwendung. ($ 141 f ber Gewerbes 
Tromumg.) 
Bezüglich der Einrichtung und des Beſuchs gewerblicher Fortbildungsichulen ber 
#immt der $ 120 der Gewerbe» Ordnung, daß bie Arbeitgeber verpflichtet find, 
itwen Arbeitern unter 18 Jahren zum Beludje einer vom Ctaate ober von der 
&meindebehörde als ortbildungsigule anerfaunten Unterrichtsanitalt die, cr- 
ierderlichen Falls von der zuftändigen Behörde näher feitzujegende Zeit zu ger 
nähren. Die Verpfliätung zum Velud) einer derartigen Fortbildungsicufe Tarın, 
feiern die Berpflichtung nicht bereits (andesgeieplich befteht, durch Ortöftatut ber 
gründet werden, 


Titel U. 


Dan der Jufsumenfehung und Wahl der Ztadtverordneten- 
Verfammlung. 


$ 12. 
G 12 W. H11 Rh. 535 Schl.Holſt. $ 23 Franff.) 


Die Stadtverordneten-Berfammlung befteht aus zwölf Mitgliedern 
Stadtgemeinden von weniger als 2500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von 2,500— 5,000 Einwohnern, 
.24« ⸗ 5 5,001—10,000 





2. Sobald durd bie eingetretene Zunahme der Ceelenzahl eine Crhöhung in der 
Zahl der Stadtverordneten mad) den borftehenden Worichriften fi notwendig 
madt, fo ſind die bezüglic;en Anordnungen ex officio durch den Magiiat zu 
treffen. Ciner Genehmigung der Auffichtebehörbe oder einer ortsftatitariihen 
Anorbnung bedarf es nicht, da es fich Lediglich um Ausführung einer beitimmten 
geleplichen Vorierift Handelt. 

3. Unter „bisher“ ift die Zeit vor Erlaß der Gtäbte-Orbnung zu veritchen. 


813. 
Geis W. HI2RH. 3539 und 40 Schl.Holſt. 5 25 Frank) 

Zum Zweck der Wahl der Stadtverordneten werden die ftimm- 
fähigen Bürger ($$ 5—8) nad Maßgabe der von ihnen zu ent: 
richtenden direlten Steuern (Gemeinder, Kreid-, Bezirks- Provinzial: 
und Staatsabgaben) in drei Abtheilungen geteilt. In den Städten, 
wo die Madl- und Schlachtſteuer befteht, werden diejenigen ſtimmfähigen 
Bürger, welde zur Staats-Einfommenfteuer nicht herangezogen werden, 
von dem Magiftrat nad} den Grundfägen der Mlafjenftener-Beranlagung 
eingefhägt und der Betrag, welcher danach als Klafjenfteuer zu zahlen 
fein würde, bei den vorftehend gedachten Steuern mitberechnet. Doch 
konnen aud die Stabtbehörden in den gedachten Städten beſchlichen 
die Bildung der drei Abtheilungen nad) Maßgabe des Einkommens 
der ftimmfähigen Bürger zu bewirken. 

Die erfte Abtheilung befteht aus Denjenigen, auf welche die höchſten 
Beträge bis zum Belauf eines Drittel® des Gefammtbetrages der 
Steuer alfer ftimmfähigen Bürger fallen, oder welche das höchſte Ein- 
tommen bis zum Belauf eines Drittel8 des Gefammt-Einkommens allr 
ftimmfähigen Bürger befigen. Die übrigen ftimmfähigen Bürger bilden 
die zweite und dritte Abteilung; die zweite reicht bis zum zweiten 
Drittel der Gefammtfteuer, beziehungsweife des Gefammt-Einfommens 
aller ftinmfähigen Bürger. 

In die erfte, beziehungsweife zweite Abtheilung gehört auch Det: 
jenige, deffen Steuerbetrag oder Einfommen nur theilweife in das erſte, 
beziehungsweife zweite Drittel fällt. 


E 15 W. 5 14 Rh. 5539 und 40 Schl.«Holit.) 
Bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten, kann 
Vie Regierung nach Verhältniß der Einwohnerzahl beftimmen, wie viel 
Vitglieder der Stadtverordneten-Berfammlung aus jeber einzelnen Ort= 
‘oft zu wählen find. 
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Min.efer. vom 23. Zum 1836, Inn, ©. 365); 

b) Die mit Erhebung der-Staatsjteuern beauftragten Dutsftener Empfänger 

ehr. vom 31. Dezember 1847, B. M.BL. 1848, ©. 3); 

äptiiden Cpartafien-endanten. Mäinefer. vom 7. Muguft 1835, 

Ann. €. 755); 

4) die Kontroleure, Buchhalter und Aſfiſtenten bei den ſtädtiſchen Kaſſen. 
(Min.-Refer. vom 21. Zuli 1837, Ann. ©. 688); 

9 die übten Eapitaı Rendanten. (Minefer. vom 15. Januar 1840, 

V. 1. ©. 8); 

5 Propiforen. (Min. +efer. vom 23. September 1839, Annalen 





N die © 
©. 640); 

E) die Amtieute und Förſter auf den Kümmereigütern, die NAufjeher über 
gewerbliche und fonftige Anlagen, welche der Stadt gehören. (Min.Reier, 
vom 8. November 1809); 

b) die ftädtiihen Armenärzte. (Min.»Nejer. vom 23. Juli 1838, Unnalen 
€. 669, und vom 25. März 1840, ®. MB. ©. 173); 

D die Feldhüter, and wenn deren Vejoldung mit aus der Käntmereifaffe 
gegablt, fondern von den Aderbefigern aufgebracht wird. (Min.-Meier. 
vom 17. April 1852, V. MB. S. 123.) 

Es gebören hierzu ferner alle Subaltern- und Unterbeamten des Magiitrats 
und der einzelnen Verwaltungsdeputationen, aljo Stadtjefretäre, Negiitratoren, 
Reifnlatoren, Kanzliiten, Polizeibeamte alter Grade, Bau-Aufieher, Voriteher und 
Bennte an jtädtüihen Gas + Unftalten, Armen, Waijene und Sranfen + Ans 
halten u. %. 1. 

Glementarlehrer find zwar gleichfalls nicht zu Stadtuerordneten wählbar, find 
aber nicht als Gemeindebeamte zu betradpten. Ert. vom 23. Juni 1858, 
V.RBL ©. 156.) “ 
Raths» Maurer und Zimmermeifter find feine Gemeindebeamten, (Min.efer. 
vom 23. September 1823, Ann. ©. 634.) 

Hu die Yehrer an ftäbtiihen Onmnafien find feine Gemeindebeamten. (Min.eier. 
dom 28. April 1864, 2. M-Bl. ©. 138.) Lehrer an Gymnafien und überhaupt 
am Schuten, melde micht zu den Eiemeniarſchulen gehören, find von der Wähl- 
barfeit als Stabtverordnete nicht ausgeicloffen. 








. „Zugleich gemählt“ joll Heiken, bei einer und derjelben Ergänzungs-Wahl. 


Ztaatsbeamte bedürfen zur Annahme der Wahl als Ctadtverordnete ſowohl wie 
überhaupt zur Uebernahme eines bejoldeten oder unbejoldeten Amies in der Ger 
meinde-Berwaltung der Genehmigung der borgeiegten Dienftbehdrde. (Miineier. 
vom 24. Wär 1851, 3. MB. ©. 38: 

„Der Köni Regierung machen wir zur Nadagtung befannt, daß 
durch Staatsminijterialbeihluß dom 2. d. Mts. der Grundjag feitgeiteltt 
worden ift, dab es für Staatobeamte fowohl zur Annahme der Wahl 
als Gemeinde · Verordneter als zur Uebernahme eines bejoldeten oder 
umbeiotdeten Amtes in einer Gemeinde-Berwaltung der Genehmigung der 
Dorgeiegten Dienftbehörde bedarf.") 


Rose, Stäbte-Drenung. 17 







Vater und Sohn fowie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder 
der Stadtverordneten-Verfammlung fein. Sind dergleichen Verwandte 
zugleich erwählt, fo wird der ältere allein zugelaffen. 


1. Die Faſſung des al. 1: „Diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Be 
Hörden u. |. 1.“ wurde jhon bei Berathung des Gejep- Entwurfs in der Erften 
Kammer mehrfach bemängelt, da danad) angenommen werden Tann, als ob aud 
bie Beamten derjenige Behdrben, durch weige die ftaatliche Aufficht Aber die 
Stäbte ausgelbt wird, nicht zu Stabtverorbneten gewählt werben fnnten, wäß: 
vend die richtige Muffaffung dos) diejenige it, dab Mitglieder derjenigen Ber 
Färben umd folche Beamte, Durch weldje bie Aufficht des Ctants über die Städte 

jeübt wird, zu Stabtverorbneten nicht wählbar find. Cine präcitere Faffuny 
ragraphen wurde jedoch auf die Erwiderung des Minifters des Snmern, 
Faffung des Paragraphen zu Bieifeln wohl Teine Veranlaffung bieten 








3. Zu den Gemeindebeamten gehören: 

a) die Gemeinde » Ginnehmer, ſofern ſie nicht Magiftrats » Mitglieder find, 
(Min.:Refer. vom 23. Juni 1836, Ann. ©. 365); 
die mit Erhebung der -Staatsjteuern beauftragten Drtsfteuer-Empfänger. 
(Min.Reir. vom 31. Dezember 1847, B. MB. 1848, ©. 3); 
die ftädtiichen Cparfaffen-Nendanten. "(Min.-Nefer. vom 7. Auguft 1835, 
Ann. ©. 755); 
die Komtroleure, Buchhalter und Aifiitenten bei den ftäbtifhen Kaſſen. 
(Min.Refer. vom 21. Juli 1837, Ann. ©. 688); 
e) die de en Hoipital-endantent. Min.Refer. vom 15. Zanuar 1840, 
Bl. N 
N di Stifte-Peoviforen. (Min. »Refer. vom 23. September 1839, Annalen 
©. 640); 

@) die Anıtleute und Förfter auf den Kammereigütern, bie Auffeher über 
gewerbliche und fonjtige Anlagen, welde ber Etadt gehören. Wiin · dieſer. 
vom 8. November 1809); 

5) die ſtadtiſchen Urmenärzte. (Din.»Refer. vom 23. Juli 1838, Annalen 
©. 669, und vom 25. März 1840, V. M.Bl. ©. 173); 

d die Feldhüter, auch wenn deren Bejoldung nicht aus der Kämmereifaife 
gezahlt, fondern von den Aderbefigern aufgebradt wird. (Min.eier, 
vom 17. April 1852, V. M.Bl. ©. 123.) 

Es gehören hierzu ferner alle Subaltern« und Unterbeamten des Magiitrats 
und der einzelnen VBerwaltungsdeputationen, alſo Stadtjefretäre, Negiitratoren, 
Ralfulatoren, Kanztiiten, Boligeibeamte aller Grade, Bau-Aufieher, Voriteher und 
Beamte an jtädtiichen Gas + Anftalten, Armen, Waifene und Kranfen » An 
alten u. |. w. 

Elementarlehrer find zwar gleichfalls nicht zu Stadtverorbneten wählbar, jind 

aber nicht als Gemeindebeamte zu betradten. (Erf. vom 23. Juni 1858, 

2. M.⸗Bl. ©. 156.) 

Roths-Maurer- und Zinmermeifter find feine Gemeindebeamten. (Min.Rejer. 
vom 23. September 1823, Ann. S. 634.) 

Auch die Lehrer an ftädtiihen Gnmnafien find feine Gemeindebeamten. (Min.-Reier. 
vom 33. April 1864, V. M.Bl. ©. 138.) Lehrer an Gymnaſien und überhaupt 

an Schulen, welche nicht zu den Elementarichulen gehören, find von der Wähl« 

barfeit als Stadtverordnete nicht ausgeſchloſſen. 

„Zugleich gewählt“ joll heißen, bei einer und derjelben Ergänyungs- Wahl. 

. Staatsbeamte bedürfen zur Annahme der Mahl als Stadtverordnete fowohl wie 
überhaupt zur Uebernahme eines befoldeten oder unbejoldeten Amtes in der Ger 
meinde-Werwaltung der Senehuigung der vorgejepten Dienjtbchörde. (MinDeie, 
vom 24. März 1851, V. MaBl. 

„Der Königl. Regierung magen wir zur Nadastung befannt, daß 
durch Staatsminifterialbeihlub vom 2, d. Ms. der Grundfag feitgeitelit 
morden iſt, daB es für Staatsbeamte jowohl zur Annahme der Wahl 
ats Gemeinde · Berordneter als zur Uebernahme eines bejoldeten oder 
umbeioldeten Amtes in einer Gemeinde-Berwaltung der Genehmigung der 
Dorgeiegten Dienftbehörbe bedarf.") 


Ko de. Stadte · Otdnung. 
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geſchloſſen. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der Mitgfieder aus 
und wird durch neue Wahlen erfegt. Die das erfte umd zweite Dal 
Ausſcheidenden werden für jede Abteilung durch das Loos beftimmt. 


1. Im Laufe der Wahlperiode zum Erſatz für ausgeſchiedene Stadtwerordnete 1 
wählte Stadtverorbnete bleiben nur bis zum Ablauf derjenigen ſechs Jahre in 
Thätigfeit, auf welche der Ausgeichiebene gewählt war. 

2. Schon der Vorſteher der Stadtverordneten und die Verſammlung ſelbſt it be 
redtigt, bei Eintritt eines ber im $ 7 der Ctädte-Drdnung bezeichneten wile 
das befteffende Mitglied von der ferneren Ausübung der Funktionen als Start 
verordneter außzuihliegen. Magifteat ift in feiner Eigenjhaft als Ortäobrinfeit 
nicht nur befugt, ſondern geradezu verpflichtet, die Ausicließung oder Susveniion 
eines derartigen Mitgliedes ohme Weiteres zu verfügen. (Min. « Refer. vom 
9. Januar 1843, V. M.⸗Bl. ©. 4.) 


819, 
GIB. 5 18 Rh. 516 ShL-Holft. 529 Franfi.) 

Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, welche bie erforderlichen Eigen- 
ſchaften nachweiſt, wird von dem Magiftrat geführt und altjährlid im 
Juli berichtigt. 

Die Lifte wird nad) den Wahlabtheilungen und im Falle des 814 
nad) den Wahlbezirken eingeteilt. | 
1. Die Lifte muß den Nachweis führen, dab die ſammtlichen Perionen, melde in 

diefelbe Yufnahme gefunden Haben, den Grforberniffen des $ 5 genügen, 

2. Eine blohe „Verihtigung” der Lifte wird im den meiften (Fällen micht genügen; | 
8 wird ſich vielmehr, da der Wehiel der Steuerjäße von Jahr zu Jahr aus 
eine entiprechende Verihiebinig der Mitglieder der einzelnen” Wahl-Abtheilungen 
auc Folge hat, die jährliche Neuanftellung derfelben empfehlen. 


verordneten-Verfammlung einftweilen bis zum Austrag der Sache aus | 








der Wunſch ausgeiprodjen werben follen, daß der Wahl ein Hinweis feitens der 

Kirdhe vorangehen möge. Unterbleibt dieſer Hinweis, jo ift died mach $ 27, Ubi. 4 

fein Grund, die Wapl fr ungültig zu erflären. 
3. Die Theilnahme an dem Gottesdienfte, in welchem der Hinweis erfolgt, darf nicht 
zur Bedingung für die Ausübung des Wohlrechts gemadt werben. (MinReit. 
vom 12. Mai 1848, 8. Min.Bl. ©. 148. 
Erfagwahfen find nur dann anzuordnen, wenn die Stabtverorbneten-Berjammlung, 
der Magiftrat ober die Regierung bies für erforderlich eraciten. Sollten bei jeden 
Eintritt einer Lücle in der Stabtverorbneten,Verfammlung bie Wähler behufs Bol: 
siehung ber Grjabwahl zufammenberufen werden, fo mürde dies unter Umftänden, 
mamentfih in großen Städten, erhebliche Intonpenienzen herbeiführen, wähnd 
ber geitteife Mangel eines einyelnen Stadtberorbneten in den meiften Fällen ohne 
jede Bebentung ift. — Tritt jeboch der Fall ein, daß durd) das Ausicpeiden eins 
Stadtverorbneten die im $ 16 vorgeichtiebene Zahl von Hausbefigern weitertin 
nicht mehr in der Stabtberorbneten-Verfammlung vorhanden ift, jo hat der Kur 
gütrat unverzüglich gemäß $ 22 die erforderliche Erſahwahl anzuordnen. 


g 22. 
G22 W. 5 21 Rh. 535 Schl-Holit. 63 24 und 28 Frantf) 
Der Magiſtrat Hat jederzeit die nöthige Beſtimmung zur Ergaͤn⸗ 
zung der erforderlichen Anzahl von Hausbefigern (ß 16) zu treffen. 
ft die Zahl der Hausbefiger, welche zu wählen find, nicht duch 
die Zahl der Wahlbezirke theilbar, fo wird die Vertheilung auf bie 
einzelnen Wahlbezirke durch das Loos beftimmt. 
Mit diefer Beſchränkung können die ausſcheidenden Stabtverord: 
neten jederzeit wiedergewählt werden. 
Vergl. Note 4 zu $ 21. 


> 


823. 
G 28 W. 522 Rh. 543 Schl.Holſt. $ 32 Frank.) 

Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte (88 19 u. 20) 
verzeichneten Wähler durch den Magiftrat zu den Wahlen mittelft 
ſchriftlicher Einladung ober ortsüblicher Bekanntmachung berufen. 

Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lotal, bie Tage 
und die Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorftande ab⸗ 
zugeben find, genau beftimmen. 


1. &8 empfiehlt ſich, ein für alle Mal durch Beidluh der beiden ftätiigen Bo 
Hörben zefp. durch Ortsftatut feitzuftellen, im welder Weile die Wähler zu den 





des Worftanbes "gebührt unbebenflich dem Vorſihenden. Die Stäbte-Orbnung von 
1808 enthielt im biejer Beziehung fpegielle Vorjeriften, und fie ſowohl wie bie 
Städte Drdmmg von 1831 legten dem WaSlvorftande im Allgemeinen die Ver: 
pflihtung auf, über bie Segalität und Ordnungsmähigleit des Mahlaktes zu 
wachen. 

2. Die 8525, 26 und 27 enthalten die näheren Vorſchriften über ben Wahlatt felbft 
amd bilden ſonach zugleich eine Snftruttion für den Wahlvorftand. 


825. 
ED. SUNG 544 Schl.Holſt. $ 34 Frankf.) 

Jeder Wähler muß dem Wahlvorftande mündlich und laut zu 
Protokoll erklären, wen er feine Stimme geben will. Er bat fo viele 
Berfonen zu bezeichnen, als zu wählen find. 

Nur die in 5 8 erwähnten juriftifchen ober außerhalb des Stabt- 
bezirks mohnenden Höchftbeftenerten Perſonen können ihr Stimmrecht 
durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten müſſen felbit 
ftimmfähige Bürger fein. Iſt die Vollmacht nit in beglaubigter 
Form auögeftellt, fo entfcheidet über die Anerkennung berfelben ber 
Wahlvorftand endgültig. 

1. Die Deffentligeit der Wahlgandlung ift nirgend angeordnet. Ein darauf bei 






wu wie muyere zu yernyer gem meyiser puriumen sum 
Stimmen geben wollen, fo ift ber (all möglich, dab mehr Perf id) 
su wählen find, die abiofute Majorität erhalten. Um Zweifeln in biefer Ber 
siehung vorzubeugen, beftimmt die GtAdte-Drdmung, dab ald gewählt Diejenigen 
au betraihten find, welje Die meiften Stimmen und zugleich die abjolute ar 
jorität erfalten haben. CS muß alfo beiden Exforberniffen genügt fein. 








wenen Wahigange munoenens oie reIarıne MKajorwat, o. h. ea) oie 
meiften Stimmen für fi hat. Es iann Jemand im zweiten Wahigange 
nicht als gewäßtt angefehen werben, fo lange ein Anderer mehr Stimmen 
für fic) Hat; eine Ascenfion findet alfo nicht ftatt. Nimmt der per plurima 
Gewählte aber die Wahl nicht an, fo iit bieielbe al8 erfolglos, teip. als 
nicht volfgogen zu betrachten, und Das Wahlgefhäft muß von Neuem 
vorgenommen werden.“ 

. Die Entiheidung darüber, dur weſſen Hand bei Gtimmengleihheit das Loos 
gezogen werden fol, jteht dem Mahlvoritande zu. Die in Rede ftchende Ber 
fimmung begieht fi übrigens nich mur auf den eriten, fondern gleichermaden 
au auf den zweiten Wahlgang. 

8. Giebt ein in mehreren Wahlbezirten oder Abteilungen Gewählter innerhalb ber 

ihm geitellten Frift überhaupt eine Grflärung niit ab, jo ift anzunehmen, dab 
er feine Wahl annehme, und event. gegen benjelben gemäß $ 74 vorzugehen, 


827. 
ETW. 5 26 RH 545 Shl-Holit. $ 36 Frankf.) 

Die Wahlprotofolle find vom Wahlvorftande zu unterzeichnen und 
vom Mogijtrate aufzubewahren. Der Magiftrat Hat das Ergebniß ber 
vollendeten Wahlen fofort befannt zu maden. 

Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren kann von jedem ftimm- 
fähigen Bürger innerhalb zehn Tagen nach der Belanntmahung bei 
der Regierung Beſchwerde erhoben werden. 

Bei erheblichen Unregelmäßigleiten hat die Regierung die Wahlen 
auf erfolgte Beſchwerde oder von Amts wegen innerhalb zwanzig Tagen 
nad der Belanntmahung durch eine motivirte Entfheidung fir un- 
gültig zu erflären. 

Für einen Ungültigfeitsgrumd ift es nicht zu erachten, wenn die 
der. betreffenden geiftlichen Behörde anheimzugebende Hinweifung auf 
die Wichtigkeit der Wahl ($ 21) unterblieben ift. 






‚Tu gt am ” 
Theil genommen Haben oder gar zu Gtadtverorbneten gewählt worben find 
ift dies ein zureihender Grund, eine folde Wahl für ungültig zu erflären. 
diefer Kaffe von Perjonen gehören namentlic) auch folde, welche feit Länger ı 
einem Jahre mit Entrihtung der Gemeinde-Abgaben im Rüdftande find. (Mir: 
Reſet. vom 19. Februar 1854, I. B. 1097, ungebr.) . 
. Sit eine Wahl aus dem Grunde annulliet, weil nit ftimmfähige Perfonen in 
der Wählerlifte Aufnahme gefunden Haben, jo muß der Neuwahl bie Aufftelun 
einer neuen Wählerlifte vorangehen, da ber Zweg der Ungültigfeitserflärung der 
ift, die Gründe, welde zur Vernichtung der Wahl Veranlaffung gegeben haben, 
au befeitigen und eine neue geieg- und orbmungsmäßige Wahl Herbeiguführen 
@in.-Refer. vom 19. Gebruar 1854, I. B. 1097, ungedr.) . 
. Die Entiheidung darüber, ob die bei einer Wahl vorgefommenen Umegelmäbig: 
teiten für fo erheblich zu erachten find, um die Ungültigfeitserflärung berfelben su 
teihtfertigen, fit dem Grmefien der Regierung anheimgegeben. Handeit e& fi nur 
um forınelle Unregelmäbigteiten, nicht aber uın foldhe Fälle, bei denen bie Quali 
fifation der Gewählten in frage fteht, fo empfiehlt 8 fidj, die Wahl nit u 
annulliren. Min.Refer. vom 17. April 1867, 8. MB. ©. 117.) 

7. Da der Regierung die Befugnib beimohnt, die vollgogenen Wahlen unter Un 
ftänden von Amts wegen, d. b. alfo ohne Einſpruch von anderer Seite, für un 
gültig zu erfläten, fo ift diefelbe jelbftoerftändfich berechtigt, zu fordern, dab itt 
die Wahlakten fofort noch vollgogener Wahl zur Prüfung eingereicht werben 

8. Die Frift von zwanzig Tagen ift eine präflufifice, und zwar für beide Fälle, ii 
«8, daß bie Regierung auf erfolgte Beichwerde, fei e8, daß fie bon Amts were 
eine Wahl für ungültig erflärt. (Min.-Reer. vom 13. April 1865, B. Mil 
©. 104, und Min.Refer. vom 17. April 1867, 3. M.-BL. ©. 117.) 

9. Die Entſcheidung der Regierung kann im vorgeſchriebenen Inftanzenzuge anıc 
fochten werden. Kür die Einlegung des Aefurfes an die höhere Inſtam ift ein: 
türgere als die gewöhnliche vierwöchentliche rift ($ 76) nicht borgeidrieben. 
Innerhalb weicher Feift bie Höhere Inftang Entieeidung zu treffen Hat, Darüber 
ei Abehaupt feine Beftimmung. (Min.-Refer. vom 17. April 1867, v. Mt 
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Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten Stabtorord: 
neten treten mit dem Anfang des näcftfolgenden Jahres ihre Vertich⸗ 
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ze mug ya muy ven ZDVLUIUU WEL Stuvieswiunung jur VIE Upuuyen 
Provinzen cebenfo wie derjenigen für Weitfalen und für Frankfurt a. M. nur 
anzuordnen; eine ausdrüdlihe Worihrift, durch wen fie bewirkt werden joll, 
erütiet nicht, und eriheint e8 nicht geradezu unzuläffig, dab die Einführung durch 
den Etadtverordneten« Vorfteher geihieht. Die Städte-Drdnung für die Rheine 
yrovinz jhreibt ausdrüdlid vor, dab die Einführung und Verpflichtung der Ger 
wiblten durch den Vürgermeifter zu bewirfen üt, und aud) die Städte-Ordnung 
für Echleswig-Hofitein beftimmit, dab die neugemählten Stadtverorbneten in einer 
gemeinichaftliren Situmg der beiden ftädtiſchen Kollegien durd den Vorfigenden 
des Magiftrats in ihr Ymt eingeführt und durch Handſchlag an Eidesitatt v 
pflichter werden ſollen. Es läht ſich aljo wohl annehmen, daß es auch bezüglich 
der übrigen Provinzen die Abicht des Geſehgebers gemeien iſt, bie Einführung 
und Verpflichtung der neugewählten Stadiverordneten durch den Magiitrat reip. 
Tuch den Magiftrats-Dirigenten bewirfen zu lajfen. 

Im Algerneinen jind die Stadtverordneten zur imisverſchwiegenheit nicht der: 
igtet, zumal die Etadtverordneten-Sigungen Öffentlid, find. Treten Fälle ein, 
in denen es nothmendig eriheint, Verihtwiegenbeit zu beobachten, wie beiſpiels 
weie in Perfonale oder Steuer» Angelegenheiten, fo ift, wenn es fih um Ber 
rathungen in Kommifjionen oder Deputationen handelt, ber Vorfigende derjelben 
berechtigt, die einzelnen Mitglieder zur Antsverichwiegenheit zu verpflichten. Bei 
Verathimgen im Plenum ift ein Beihluk auf Gcheimhaltung der Angelegenheit 
erforderlich, den zu teipeftiren jedes Mitglied verpflichtet it 

Zu der früher nach Magabe der Städte-Ordnung von 1808 den Mitgliedern der 
födtiihen Behörden zuftchenden Berechtigung zum Tragen bejonderer Amtszeichen 
(Ketten und Medaillen) ift neuerdings nad der Kab.-Drdre bom 9. April 1851, 
EM: BL. ©. 87, Alerhöcjite Genehmigung reip. fpezielle Verleihung erforderlich. 
Die Koften für derartige Auszeichnungen werden übrigens nit von der Staatse 
taffe getragen, ſondern es erfolgt die Anfchafrung derjelben durch die ftädtiihen 
Vehörden für Regnung der Stadtlaffe. (Min.«Refer. vom 4. Gebruar 1854, 
1. C. 96, ungedr.) 
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cn wowngermeiticn yeyvır gu wen wevivcen anugipumswugseucn. we an 
geordneten Tann gleichfalls eine Bejoldung bewilligt werben ($ 31). Sowen dis 
mat es, Tönnen ben Beigeorbneten fefte Entjhäbigungen bemilligt werden 
6%. 

Der Titel eines Oberbürgermeifters, welchen nad) den Stäbte-Drdnungen von 1808 
und 1831 die Magiftrat$-Dirigenten in gröberen Städten von Amıts wegen führten, 
eriftirt in den neuen Städte-Orbnungen nicht; das Recht zur Fuhrung defeber 
wird nur durch fpezielle Königliche Verleihung erlangt. 

Dem Beigeorbneten fteht das Net zu, ohne beſondere Verleihung den Kitl 
„sweiter Bürgermeifter" zu führen. (MinRefer. vom 1. Mai 1854, I. B. 2912, 
ungebr.) 


. Die Vorihrift in Nr. 3 fehränft diejenige in Nr. 1 ein, indem fie anorbnet, dab 


in denjenigen Städten, in denen die Zahl der Magiftratsmitglieber bisher eine 
andere gewefen, e8 bei diefer Zahl vorläufig und dis zur anderweiten fatuto- 
tifcpen Regelung beenden fol. Diele Beftimmung bezieht fih ſowodi auf die 
unbefoldeten wie auf die befofbeten Magiftratsmitglieber. (Min.«Rejer. nom 
7. März 1860, B. M-Bl. ©. 29.) 


. Die Schöffen, d. 5. die unbejofdeten Magiftratsmitglieder, mit Ausnafme dt 


Beigeordneten, follen benfelben Titel beibehalten, welchen fie bei Eriah der Ge 





und Getränten. ö i 
9% Die, Snnafme machftehender Nebenämter iſt den Bürgermeiſtern ausdrüchich 
unterfagt: 
3) Difteitts-Kommiffar oder Steuer,Einnehmer. (Min.-Refer. vom 28. April 
1836, Ann. ©. 366, und vom 23. Juli 1838, Ann. ©. 670.) 
b) Mgenturen von Berfigerungs-Befellicaften, deren Geicpäftsführung der Por 








Wuautgen oenuugung ver zwuye veuimye unweit, muy wenmven nwiyigenmun 
eine Brüfung des Gemählten anordnen Tönnen, ift nach dem Min.-Rejer. vom 
3. Mai 1868 (B. MB. 5, 153) im Wefentlichen mır zu dem Bivede getroffen 
werden, um dem Gemäßlten in deifen eigenem Znterefle reip. zu Guniten des 
tommunalen Wahftechts die Behebung der gegen Die Betätigung in Bezug auf 
die nöthige Befähigung etwa beftehenden, durch anderweitige Mittel nicht genü« 
gend zu befeitigenden Bedenfen durd) eine mit Zuftimmung des Gewäßlten 
Dorzunehmende Prüfung zu ermögligen. 

Won diejem Gefihtspunfte darf, um bie Benugung ber in Rede ſtehenden 
Berugniß mit der grundfäglihen Bedeutung des ftäbtiihen Wahlregts in Ein- 
Hang yu erhalten, nicht abgewichen werden. Die Regierungen dürfen daher von 
jener Befugniß in Teiner anderen Weife Gebrauch magen, als, inden fie dor 
Iommenden Falls dem zum Magiftratsmitgliede gewählten Bewerber gegen 
deren geichäftlie reip. tehntiche Befähigung zur Verwaltung des bezügli—hen 
Amtes erhebliche, in amderer Weife durchaus nicht zu befeitigende Bebenten ob« 
walten follten, anheimgiebt, besiehentfich durdh die tädtiche Behörde anheime 
geben fäht, ob er fich behufs Behebung biejeß einer Betätigung entgegenftehenben 
Hindernifies einer Prüfung unterziehen will oder nicht. Mur auf entfpredjenden 
Antrag darf die Prüfung borgenommten werben. 


. 83. 

631 ®. 58 30 und 70. Rh. $ 30 Schl«Holft. $$ 40 und 41 Franff.) 

Der Beigeordnete und die Schöffen ($ 29) werden auf ſechs 
Jahre, der Bürgermeifter und die übrigen befoldeten Magiftratsmit- 
glieder dagegen auf zwölf Jahre von der Stadtverordneten-Verfammlung 
gemäglt. Auch können Beigeordnete mit Befoldung angeftellt werden, 
und erfolgt im diefem Falle deren Wahl gleichfalls auf zwölf Jahre. 
Ale drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird durch 
neue Wahlen erfegt. Die das erfte Mal Ausfceidenden werden durch 
das Loos beftimmt. Die Ausfceidenden können wieder gewählt wer- 
den. Wegen ber außergewöhnlichen Erfagwahlen kommt bie Beftimmung 
des $ 21 zur Anwendung. 


o 


10. 


yenwumen, vu winyewumırı wuLDe, wap euncapeun Der augen us vieyr Jr 
fung in vertrauliche Weife werbe wirlen Tnnen und dab ihn vermöge der durs 
ihm dor der Betätigung zu bewirfenden Berichteritattung an Lie dorgeiette 
Dienftbehörde das Mittel an die Hand gegeben fei, ehtwaige Bedenten gegen die 
Suafiffaion eigeiner u Mogiftratsmitgicen geimäfiten Perfonen zur Genung 
zu bringen. 


. Aus ber Allegirung bed $ 21 ergiebt fi, dab Erjagwahlen nur in dem Falle 


ftattzufinden brauchen, dak Magijtrat, Stadtverorbneten-Berfammlung ober Rr 
gierung dies für erforderlich erachten. Diefe Anficht wird auch durch Artitel IX 
der Min.-Inftr. vom 20. Juni 1853 (f. Anl.) beftätigt. 

Die Frage, ob valante Magiftratsitellen durch die Stabtverorbneten-Verjammlung 
oder den Magiftrat auszuicreiben find, Hat der Miniter des Innern nad 
Anhörung der Provinzial-Auffichtsbehörden mitteljt Beſcheides vom 24. Juli 1865 
&. MB. ©. 181) dahin enticjieden, daß überall und in allen Provinzen, mo 
eine Lollegialifche Magiftratsbehörde die jtädtiihe Verwaltung führt, der Er- 
laß der in Rede ftehenden Ausichreibungen durch die Stabtverorbneten-Verammlung 
teip. deren Vorfteher fih, ftreng genommen, mit den geichlichen Beitiimmungen 
über die Kompetenzverhältniffe der ftädtiichen Kollegien nicht verträgt. Wo ein 
einheitlicher Gemeindevorftand beiteht, welder in ber Gtabtverordneten.Ber- 
fammlung den Vorjig führt (Lit. VILL der Städte-Drdnung für die jeds öftlichen 
Provinzen und für Weitfalen, Tit. 1 bis VII Rheinijge Städte-Orbmung, Tit. XI 
Sgleswig · Holſteinſche Städte- Ordnung, Tit. VII Frankfurt), ergiebt es fih von 
felbit, daß jene Ansihreibungen nur von dem den Vorjig führenden Bürgermeiiter 
oder, wenn derjelbe zur Sache perjönlich betheiligt ift, von dem ihn vertretenden 











a) Magiſtrat ergreift die Jnitiative, indem er durch eine Vorlage an die 

Stadtverorbneten-Berjammlung diefe don der erfolgten ober bevoritehenden 
Erledigung eines Magijtratsamtes in Kenntniß fegt und zur Vornahme 
der Neuwahl auffordert, auch wegen der. zuvor feftzuftellenden Modalitäten 
(Xeioldung, Dienftauftvands » Entihädigung, ungefähter Zeitpunkt der 
Wahl, Qualifitationsbedingungen u. {. w.) bie geeignet erieinenden Bor- 
jchlage macht; 

die Stadtverordneten · Verſammlung faßt hierauf, unbeſchadet ihres Rechts 

zur eigenen Anregung der Sache, falls eiwa der Magiftrat feine Vorlage 

allzu lange vergögern follte, über die der Zeftiegung bedürfenden Mobdalie 
täten der Anftellung, über die Vornahme der Neuwahl und über die 
event. öffentliche Ausicreibung die erforderlichen Beihlüffe;, 

©) nachdem diefe Beihlüffe dem Magiftrat mitgetheilt und, ſoweit dies ge- 

fegfic, vorgeihrieben ift, von diefem genehmigt find, inSbelonbere auch der 
Bejoldungspunkt mit der gejehlic vorgeihriebenen Genehmigung der Be- 
‚sirtö-Regierung geregelt ift, wird das von der Stadtverorbneten-Verfamms 
lung beichloffene vefp. in Gemähheit der erfolgten Kommunalbejelüffe ab- 
zujaffende Ausicreiben von dem Magiftrat zur Deffenttichfeit gebracht; 

4) nad erfolgter Wahl werden die Wahlverhandlungen feitens der Stadt: 
derordneten · Berammlung dem Magiftrate dehufs Rachfuchung der ftaat: 
lien Genehmigung mitgetheilt. 

12. Dah die beionderen Modalitäten oder Bedingungen der Anftellung, namentlich 
aber der Bejoldungspunft nicht nur vor dem Wahlakte, ſondern jchon vor Aus» 
füreibung der Etelle beftimmi feſtgeſeht fein mühfen, — jofern die Beſoldungs- 
frage nigpt durch einen gehörig feitgeftellten Normalbejolbungsplan geregelt ift — 
Tiegt nicht nur im der Natur der Cache, fondern ergiebt fih aud aus den bezüg - 
Kid) der Bejoldung der Magiftratsmitglieder getroffenen gefeglihen Beitimmungen. 
G 64 &t.-D. der ſechs ditl. Pron., 5 64 W., 558 Rh., 88 76 und 77 Shl.«H., 
564 Frank.) Es Tiegt auf der Hand, daß Aufforderungen zur Bewerbung nicht 
mit Gehaltsofferten verbunden werden fönnen, welche der Abänderung noch aus» 
gelegt find, und es ijt von mehreren Regierungen wiederholt der Umitand, dah 
Stadtverorbneten»Berjammlungen vor gehöriger Erledigung diejes Punktes mit 
den dfientlichen Ausicreibungen vorgegangen find, als eine Quelle thatfächlicer 
Unguträgfichfeiten bezeichnet worden. — Im der Regel wird es ſich empfehlen, 
dab die Stadtverordneten-Berfammlung ſich rechtzeitig vor der Ausſchreibung einer 


b) 


17. Der Umftand, daß ein geſetzlich nicht qualificirter Wähler bei der Wahl ichne 
Stimme abgegeben Hat, ift nur dann ein genügender Grund, die erfolgte Wahl 
für nichtig zu erflären, wenn es fi) um Stimmengleiciheit wilden aiwei Kantie 
daten Handelt und nicht zu ermitteln ift, wem ber unqualificirte Mähler feine 
Stimme gegeben at, 

18. Wahlen, welche ohne Genehmigung der Anftellungs-Mobafitäten durch die Rönist. 
Regierung vorgenommen werden, find ungültig, fofern die Regierung die An 
ftellungs-Bebingungen nadhträglid für unguläffig eradhtet. Die Berichte, weihe 
behufs Nahfugung Alerhöcfter Beitätigung einzureichen find, haben ſich auh 
über die Ynftellungs-Bedingungen zu äußern. (Min.-Refer. vom 28. November 
1868, 2. M-Bt. 1869, ©. 125.) 


g 32. 
6328. 331 Rh. 531 ShL-Holft. $ 43 Franff.) 

Zür jedes zu wählende Mitglied des Magiſtrats wird befonders 
abgeftimmt; die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abfolute 
Stimmenmehrheit bei der erften Abftimmung nicht erreicht, fo werden 
diejenigen vier Perfonen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find, 
auf eine engere Wahl gebracht. Wird auch Hierdurd bie abfolute 
Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo findet unter denjenigen zwei Per» 
fonen, welche bei der zweiten Abftimmung die meiften Stimmen erhalten 
gi, eine engere Wahl ftatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 

008. 





zufteht, bie Beftätigung des Königs, beziehungsweife der Regierung er- 
langt hat. 


1. Bis zur Präientation eines Kandidaten zur Beſtätigung fteht es der Stadt ⸗ 
verorpnieten» Beriammlung frei, von ihrer Wahl wieder abzugehen. (Min.-Refer. 
dom 29. Mai 1839, Ann. ©. 384.) 

2. Der Königlicgen Regierung ift bei Nachſuchung der Beſtätigung einer vollzogenen 
Wahl die Wahlverhandlung im Original oder in beglaubigter Abſchrift einzu · 
zeichen, auch der Nachweis zu führen, dab die Zufammenberufung der Verfamm- 
lung unter Beobachtung der geieglid vorgeſchriebenen Formen erfolgt jei. 

3, Die der Regierung zuftehende Beltätigung der Magiftratsmitglieder ift bezüglich 
der Rürgermeifter und Beigeordneten der Regel nach in der Plenar-Berfammlung 
des Kollegii zur Entjeidung zu bringen. Bei der Beitätigung ift mit ber größten 
Gewitienhaitigfeit zu verfahren und don dem Recht der Verfagung und der An« 
ordnung einer fommiffariichen Verwaltung in allen Fällen, mo es das Interejſe 
ter Kommunen oder des Staates erheiſcht, ohne Nückſicht, ob dadurch eine augen- 
biiclihe Unzufriedenheit hervorgerufen werden möchte, pflichtmähig Gebrauch zu 
machen. (Min.-Snite. vom 20. Juni 1853, Art. IX.) 

4 Die Regierung in berechtigt, fi don ber Qualiftfation der Gewählten event, durch 

ornahme einer Prüfung Ueberzeugung zu verihaften. (Pin.-Snite. d. 20. Zunk 

1853, Art. IX.) Sie hat dabei aber mur dent betreffenden Kandidaten anheims 

zugeben, ob er fih befufs event. Befeitigung der feiner Beitätigung entgegen» 

ftchenden Hinderniffe der Prüfung unterziehen will oder nicht. (Min-Refer. vom 

Koge, Stadte ⸗ Ordnung. 18 








ungebr.) Die Beſchwerde iſt an ben Ober-Bräfidenten und in Ieter Zmitanı ur 
den Minifter des Innern zu richten. Weder die Stabiverorbneten noch die 
wählten haben einen beftimmten Anfpruch auf die Veftätigung der Wahl, ud 
mur die vorgejeßte Behörde hat darüber zu entjcjeiden, ob die Bertätigung n 
triftigen Gründen verjagt worden ift. (Min.:Rejer. vom 8. Auguft 1833, Int 
®b. 18, ©. 733.) . 
Hinficptlic der Veitallungen der Magiftratsmitglieder beftimmt das PinNit. 
dom 27. März 1809 (Rumpf’s Stäbte-Ordn. ©. 63): J 
„Die Beftallungen der Magiftratsmitglieer werden von dem Sun" 
verorbneten ertheilt, jedoch müllen bie Ausfertigungen jelbit, melde it 
Namen der Stadtverordneten,Berjammlung vom Borfteher und jede N! 
gliebern zu vollziehen find, bon der Provingialbehbrbe beftätigt mr’ 
Beides ift nöthig, um den Empfängern der Beitallungen zu beuchntt, 
dab fie ſowohl von der Vürgerihaft vorfchriftsmäßig gewänft als aus 
vom Etaale gejegmähig beftätigt find.” 
10. Das Min.-Refer. vom 8. Januar 1833 (Ann. ©. 10) disponirt über die Fu 
ftallungs-Urfunde der Magiftratömitglieder in nachſiehender Wetie: . 
„Ei. ıc. ermibere ich auf die Anfrage vom 29. Deyember v. 3, ab 
da, wo die alte Städter-Ordnung gilt, durch ein Min.tefer. v, 27. Nag 
1809 borgeigprieben ift, dab die Veitallungen der Magiftratualen, mit 
Ausfälub der Dberbüitgermeifter, weichen ein Patent von Seiner Najctit 
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Qusfertigungen verlangt werden.“ 

1. Ri Beftallungen für Bürgermeifter und Beigeorbnete in Städten von mehr als 
10,000 Einwohnern wird e8 fd empfehlen, der Beftallungs»Urfunde eine ber 
staubigte Abjchrift des begüglicen Königlichen Veitätigungs-Erlafies beigubeften. 

12. Sad neueren Grundfägen findet eine befondere Betätigung der Beftallungse 

Urkunden durch die Auffichtsbehörde nicht mehr ftatt; dem Gewählten wird 
vielmehr nur bei Gelegenheit jeiner Ymtseinführung durch den mit. derjelben 
deauftragten Negierungs-Kommifiar reip. bei Magiitratsmitgliedern durch den 
Würgermeifter ($ 34) das Beftallungsbekret ausgehändigt. Die Ausfertigung einer 
beionderen Beitallungs-Lrfunde bleibt den Stabtbehörben überlaifen; eine Beitätie 
gung derfelben Durch die vorgeiehte Behörde findet nicht mehr ftatt. Die vor der 
Sodl feitzufegenden Anftellungsmobalitäten bedürfen, wie früher bereits wiederholt 
empäbnt, der Beitätigung der Regierung, und wird e8 genügen, wenn dieje in 
dem Beitallungsdekret zum Ausbrud gelangen. (Min.Refer. vom 28. November 
1868, 3. M.BL. pro 1869, ©. 125.) 

15.Xon der erfolgten Beftätigung einer Wahl wirb der betreffenden Kommunale 
sehdebe im Hblicer Weife Kenntniß gegeben und das Erforderliche wegen der 
Einführung bes Gewählten angeorbnet. Bei der Einführung wird dem Lehtern 
durh ben Damit beauftragten Beamten das Beftätigungsdefret der Regierung, 
welchem im alle der landesherclich erfolgten Beitätigung beglaubigte Abichrift 
des betreffenden Allerhöchiten Griaffes beizuffigen Ht, ausgehändigt. (Min.-Reier. 
vom 28. November 1868, 3. MBl. pro 1869, ©. 125.) 

H.Beüglich der Frage, in welden Städten die Beftätigung des Bürgermeifters 
Alerh. Orts erfolgen müffe, iommt die Bevdlferungszahl nad) der Legten Volts- 
Yihlung in Betracht. Die Barnifon, ſowie überhaupt alle ferbisberehtigten Mi- 
itperjonen bleiben hierbei außer Berechnung (MinRejer. vom 16. Februar 

„1872, 8. M.-BL ©. 75) 

5. Con Intereffe ift auch heute noch ber an des Königs Majeftät umtern 7. Dezember 
IMST über die Wahl und Betätigung von Magiftratsmitgliedern eritattete Be- 
Hät des Minifters des Innern, ©. M+Bl. 1842, ©. 3), dem wir Naciitehendes 
entnehmen: 

„Das wichtigfte politifche Recht, welches die Städte-Orbnung den Ge ⸗ 
meinden verliehen Hat, iit daS ber Wahl ihrer eigenen Magiitratsperfonen. 
Da in den Städten, mit wenigen Yusnahmen, nur die Magiftrate die 
Drgane find, deren fi) die Staatsgewalt zur Erreichung der allgemeinen 
Staatszwede in den einzelnen Orten bedient, jo üit ihnen die Erhaltung 
der Öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Ruhe, die Sorge für Kirche und 
Schule, zum Theil felbft das Cteuer-Eintommen des Staats und über: 
haupt die Einführung der Geſehe ins Öfientliche Leben des Volts an- 
vertraut. Bei biefer höchft wichtigen Stellung des Diagiftrats, jelbit der 
Hleiniten Ctadt, ift dieien Behörden eine bedeutende Einwirkung auf die 
Wefinnung der Gemeinden gefihert. Bon einer einzigen Wahl hängt es 
oft ab, ob auf Fahre Hinaus Eintracht oder Zwietracht, Ordnung oder 
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ya ver wuw u jene qyunve yercpı uup, eiyuye vie zwuyugen u 
Stellung. Die Ausübung jenes politifen Redjts ift oft für die redlict: 
und umfigtigfte Stadtverorbneten-Berjammlung fehr ihiwierig. Wenn ii 
die Staatsregierung, obwohl fie in einem weiten Kreije zu wählen u 
fid) vor definitiver nftellung durch Prüfungen und Proben mander Ar 
don der Tüchtigfeit des Kandidaten zu überzengen vermag, dennod Wi 
griffe bei Stellenbefegungen nicht gänzlich vermeiden Tann, fo müfen N 
Stadtverorbneten felbftrebend noch weit öfter dergleichen begehen. Dit it 
in einer Heinen Stadt nicht ein einziges Individuum vorhanden, mein 
au einer bejoldeten Magiitratsftelle befähigt oder im alle der Berähiaur: 
fie anzunehmen Willens ift, da die damit verbundenen Bortheile faft 

jehr gering, die Verwidelungen und Widerwärtigfeiten aber groß und f 
das bürgerliche Gewerbe ftörend find. Der Fall kommt daher nicht ki 
vor, dab bei erfedigten Stellen Berverber durch die öffentlichen Dlärte 
aufgefordert werden, von deren Eigenſchoften dann natlirlid bie Mähtr 
deren Belanntjchaften meiftens nicht über die Grenzen des Weihbi 
hinausreichen, nur eine ſehr unvolllommene Kenntniß haben Fönnen, m 
ihnen auch wirflid, was bei ſchlichten Yürgern nicht immer boransgdit: 
werden Tan, die Urtheilsfähigfeit in Angelegenheiten diejer Art nicht de 
fteitten werben fönnte, 

Finden fi} dagegen befannte Kandidaten innerhalb der Stadt, da" 
giebt in ſeht vielen fällen nicht die Vorzüglichleit des Kandidaten, jonden 
fein verwandticjaftlices, gewerbliches und fonftiges Verhältniß den A: 
ihlag. Meiftens führen in folgen Berfammlungen einige wenige Müzct: 
oder fräftigere Bürger, wohl auch nur einer, das Wort, durch meld 
dann die Uebrigen leiten laffen. Der Vetter oder Freund eines felser 
Mitgliedes oder Derjenige, der ihm vielleicht ungebührlidye Gefäligtei 
erwiefen, fann dann der Wahl fiher fein. Sobald aber ein folder 
ußreicjer Gönner eines Standidaten beim Werhiel der Stabtverormi 
aus der Berfammlung geichieben ift, ergiebt fih's wohl, dab gegen vr 
Beamten, der iurz vorher gewählt worden, Höcjit gehäffige Denunciatier 
eingehen und feine Entlaffung ebenfo eifrig betrieben wird als vona 
feine Anftellung. 

Gegen widerwärtige Erſcheinungen dieſer Art, die allerdings nur fr 
dereingelt borfommen, Tient das alleinige Korreftio in dem Bertätiguna: 
rechte der Negierungen. Cie haben nad) dem Gefege diejes Recht in gib" 
Unabhängigfeit auszuüben wie die Stadtverorhneten ihr Wahleedt. u 
diefer Unabhängigkeit die Regierungen bei Bejpwerden über die Wermcit' 
zung der Veftätigung durd Aufhebung ihrer Enticließung zu beeinträd‘ 
tigen, vermeide ih num foviel als möglich, da, wenn der Kandidet foittt 
fid, nicht bewährt, ich, der Regierung gegenüber, die Berantwortlictit 
für den fölechten Erfolg auf mid nehmen und dadurch mein Amtsanihir 
benagptheiligt Haben würde. · Indeffen reformire ich die Verfügungen der 






























SAW. 8 33 Rh. 534 Shl«Holit. 5 44 Frantj.) 


Die Mitglieder des Magiftrats werden vor ihrem Amtsantritt 
durch den Bürgermeifter in öffentlicher Sigung der Stadtverorbneten- 
Verſammlung in Eid und Pfliht genommen; der Bürgermeifter wird 
vom Regierungepräftl identen oder einem von diefem zu ernennenden 
Lommiſſar in öffentlicher Sigung der Stadtverordneten-Berfammlung 
vereibet. 


Magiftratsmitgliedern, welche ihr Amt mindeftens neun Jahre 
mit Ehren beffeidet haben, kann in Uebereinftimmung mit der Stadt 
verordneten-Verfaommmlung von dem Magiftrat das Prädikat „Stadt: 
ältefter* verliehen werben. 


1. Der Dienſteid iſt durch Verordnung vom 6. Mai 1867 (Gei.-Samml. S. 715) für 
ummittelbare und mittelbare Staatsbeamte nornirt, wie folgt: 
„IHR. M. frwöre zu Gott dem Almäctigen und Alwiffenden, dab 
Seiner Königlichen Majeftät von Preußen, meinem Alergnädigiten Herrn, 
ih unterthänig, treu und gehorfam fein und alle mit vermöge meines 
Amtes obliegenden Pflichten nad meinem beiten Willen und Gemiffen 
genau erfüllen, auch die Verfaffung gewifenhaft beobachten will. So wahr 
mir Gott helfe.“ 
Dem Schwörenden bleibt e8 Überlaffen, den voritehend feitgeiegten Eidesworten 
noch die feinem Belenntnib entipredjende Beräftigungsformel Hinzuzufigen, alfo: 
a) bei_evangelifchen Chriften: 
„So wahr mic Gott helfe durch Jeſum Chriftum zur Geligteit" ; 
b) bei fatholiichen Ghriften: 
„So wahr mir Gott helfe und jein heiliges Evangelium." 
Allg. Ger.-Drdn. SH. I, Tit. 10, $ 316, $ 334 Rrim.Drdn., Kab-Orbre d. 
8. Aug. 1835, Gel. v. 15. Märg 1869, Gef.-Samnıl. ©. 484, Stuuts-Win.-Beichl. 
dom 12. Februar 1850, 8. M-Bl. &. 26, Gel. d. 6. Mai 1867, Gef · Sammi 
€.115) 








Tegenheit jeinem eidlichen Angelöbniffe gemäß beträgt und fid, dadurd 
würdig macht, dem Candesherrn zur weiteren Beförderung oder font zu 
erwartenden Gnabenbezeigung empfohlen zu werden. Dabingegen daben 
Diejenigen, welche bie feierlich beihworenen Dienftpflihten vernadläfigen 
‚oder fi foweit vergehen, der ihnen ertheilten Injtruftion freventlic, ent 
gegen zu handeln, außer der allgemeinen Verachtung aud bie in den 
Gejegen den pflichtvergejienen Offizianten angedrohten harten Strafen yu 
gewärtigen, welde nad Berhältnig bes beträdhtfiheren oder geringeren 
Zerjduldens ohne Nadfiht und Anfehen der Beron an ihnen unaus 
bleiblid) werben vollzogen werben.” (Verordn. v. 26. Dftober1799, N. C. C. 
Tom. X, ©. 2663. Rabe, Bd. V, S. 586.) 

3. Bei den im mittelbaren Ctaatsdienfte ftehenden Beanıten, alfo auch bei den 
ftäbtiichen Gemeindebenmten, tritt den unter Note 1_ bejeihneten Eidesworten 
noch diejenige Eibesnorm hinzu, mitteljt deren diefe Beamten fih, den beftehen- 
den Beftimmungen und den befonderen Verhältniffen gemäß, dem unmittelbaren 
Dienftherren zu verpflichten haben. ($ 1 Abf. 2 der Verordnung vom 6. Mai 
1867, Gej.-Samml. ©. 715.) 

4. Der einmal geleiftete Dienfteid verpflichtet den Schwdrenden nicht nur für die 

zur Zeit der Eibesleiftung von ihm befleideten, fondern auch für alle ihm etwa 

fpäter zu überragenden enter, ($ 2 der Verordnung vom 6. Mai 1867, 

Geſ.Samml. ©. 715.) 

Nah Mahgabe der Kommifftons-Verhandlungen kann durch Beſchluß der ftänti- 

fhen Behörden der Titel „Stabtältefter" nicht nur ausfceidenden, jonbern auch 

amtirenben Magiftratsmitgliebern verliehen werden, fofern nur bie im bl. 2 des 
$ 34 begeichneten Borausfegungen zutreffen. 

. Die freiwillige Amtsniederlegung eines Magiftratsmitgliebes — und fait nur in 
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* u mn „ 
Aut auf dem Gebiete der Stäbte-Berwaltung bezüglich der 
Stadtverorbneten-Berfammlung wörtlich folgen: 

3) Möller, Preubifhes Stadtreht, 55 27 und 28, ©. 85 fi.: 

„Die Stabtverordneten-Berfammlung ift das Organ, durch welches 
der Wille der Stadtgemeinde feinen vechtüchen Ausdrud erhält Tie 
Bürgerfäaft tritt in ihrer Gefammtheit mur bei der Wahl ber Stadt 
verorbneten hanbelnd auf; in allen übrigen Angelegenheiten gilt der 
Beihluß der Stabtverorbneten-Beriammlumg als der Wille der Stadt: 
gemeinde. 

Die Stabtverordneten-Berfammlung ift eine Behörde, umb mern 
von den ftädtifhen Behörden die Rede it, fo wird fie umter Diciem 
Ausbrud mit begriffen. IS Vertreterin der Stadtgemeinde in dern 
inneren Angelegenheiten gehört fie außerdem zu den politiihen Körper: 
isoften. (Ober + Trib. «Ext. vom 10. September und 19. Dezember 
1856. Eine Korporation ift fie jedoch nicht) Dagegen Haben die 
einzelnen Stabtverordneten nicht bie Eigenjchaft Öffentlicher Veamien 
(Win.Refer. vom 10. Oktober 1837, ®. MBl. 1843, S. 27, vum 
4. Zuli 1841, 8. MB. ©. 210, vom 26. Mai 1843, B. ML. 
©. 140, Dber-Lrib,,Erk. von 19. Degember 1856); fie find blode Re 
präfentanten der Stadtgemeinde. Sie erhalten deshalb auch weder 
Gehalt noch Remumeration, fondern nur Vergütung haarer Auslagen, 
weiche für fie durch Ausrihfung von Aufträgen entjtehen. Imfolge 
jenes Prinzips Tann auch fein Stadtverordneter wegen pflichtrmibrisen 
Verhaltens mit einer Disciplinaritrafe belegt werden. Wohl aber it 
die Regierung befugt, Stadtverordnnete zur Erfüllung einer Dienftplict 
durch Grekutioftrafen bis zu 300 Matt oder bis zu 4 Wochen Kat 
au zwingen, (Verordnung dom 26. Degember 1808, $ 48 Ar. }, 
Inftruftion vom 23. Dftober 1817, $ 11, Gef.-Samml, ©. 248, un? 
Din.-Rejer. vom 29. Juni 1863, ©. MB. ©. 118, 153) 

Die Stabtverorbneien-Berfammlung Hat über alle Angelegenheiten 
der Etadtgemeinde zu beichliehen, fomeit biefelben micht ausihliei 
dem Magiftrat oder dem Bürgermeifter gejeplich überwiefen find. © 
hat ferner ihr Gutachten über alle Gegenftände abzugeben, melde itt 
au biefem Zwed durch die Auffichtsbehörden vorgelegt werden. Mehr 
andere als ftädtiiche Gemeinde-ngelegenheiten darf fie nur dann ber 
vathen,. wenn jolche durch. befondere Gefebe oder in einyelnen Fälem 
durch Aufträge der Auffihtsbehörde an fie gewieien find. (Min.Refrt 
vom 6. Zuni 1863, ©. M.-Bl. ©. 118.) Streitig iſt es, ob durh 
diefe Worſchrift die Kompetenz der Gtabtverordneten « Beriammlı 
Iedigli auf diejenigen Angelegenheiten beichränkt üft, weihe ihre 
eigene Stadt allein betreffen, oder ob fie auch fiber ſoiche dragen be 
zathen darf, welde zwar das Intereſſe des Staats oder der Städte 
im Allgemeinen betreffen, aber zugleich für die einzelne Stadt, bie fe 
vertreten, von Wichtigfeit find. Für die Entipeibung dieſer Kontroverie 
ift feitzubalten, dab bie Gemeinde-Angelegenpeiten es find, desen Ber 
rathung die Städte-Drdnungen der Stabtverordnieten-Berjanmbung 30 
weifen. Diefer Begriff ift fo allgemein, da& ınan ihn nicht auf Die 

Angelegenheiten, welde eine einzelne Stabtgemeinde allein berüftet, 
einſchränken tan. Die Stadtverorbneten + Berjammlung ift deshalb 
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Wenn die Ctadtverordneten + Verjammlung einen Beſchluß faßt, 
welcher ihre Bejugnifie übericpreitet ober jonit geich« oder rechtswidrig 
ift oder das Staatswohl verlegt, fo hat das Magiftrats » Kollegium 
Oder in Städten, in welchen ein foldes nicht bejteht, der Bürgermeifter, 
das Recht und die Pliht, die Ausführung des Beichluffes zu bean- 
ftanden und die Enti—eidung der Regierung einzuholen u. |. w. 

Die Stabtverorbneten-Berjammlung hat ferner die Verwaltung zu 
Tontroliren. Sie ift in Folge deifen befugt, fid von der Ausführung 
ihret Beihlüffe und von der Verwendung aller ftädtiichen Gemeinde: 
Einnahmen Ueberzeugung zu verihaffen. Cie kann zu dieſem Zwed 
von dem Magiftrat die Ginficht der Aften verlangen und Ausichüffe 
aus ihrer Mitte ernennen, in welde aber der Vürgermeifter eine 
Magiftratsperjon abzuordnen oder jelbit einzutreten befugt Zur 
Kontrolirung der Verwaltung gehört aud die Stontrole der dabei 
beigäftigten Beamten und ihrer Thätigteit, weil jonjt die eritere oft 
unausführbar fein würde. Die Unteriheidung zwiihen materieller und 
formeller Stontrole und die darauf geitügte Anficht, dab die Iehtere 
der Stabtverorbneten-Verfammmlung nicht zuftehe und dab dieſe deshalb 
die Thätigfeit der ftädtiihen Veanıten nicht Tontroliven dürfe, findet 
in den neuen Städte» Ordnungen feine Begründung.) Wenn man 
darauf hinweiſt, daß die Beauffichtigung der jtädtiihen Beamten dem 
Bürgermeiiter zufteht und dab deshalb die Etadtverordneten-Verfamms 
lung über deren Thätigfeit leine Komtrole ausüben dürfe, fo beweift 
dies Argument zu diel; denn der Vürgermeiiter hat nicht bIos die 
Beamten, fondern die ganze ftädtiiche Verwaltung zu beauffictigen 
4 58 der Städte-Drdnung); man müßte daher Fonjequent der Stadt- 
verordneten · Berjamimlung überhaupt jedes Kontrolreht abipreden, 
was offenbar den Maren Worten der Gtädte-Ordnungen zuwider wäre, 
Dagegen hat die Stadtverorbneten-Berjammlung kein Recht, die Eins 
fÜcht der Aften über die Wahl und Anitellung der ftädtiihen Beamten 
au fordern, denn dies find Feine Genenftände der ftädtiihen Verwale 
tung. (MinRefer. vom 9. Juni 1843, ®. M.Bl. ©. 186.) 

Aus dem Kontroirecht der Stadtverorbneten · Werjammlung flieht 











dem Gebiete der Erekutive kontrolirt die Stadtverorbneten-Berfanm: 
Tung nad) $ 37 den Magiftrat, beauffiätigt alfo die Berwaltung:‘ 
Behörde; auf bem Gebiete der Beichlubfaflung dagegen bedürfen nad 
$ 36 die Beidhlüffe der Stadtverorbneten ber Genehmigung des Rx 
giftrats, und dadurd wird der lehtere nicht minder befcjließende Be: 
börde als die Stadtverorbneten-Verfammlung. In diejer eigenthim: 
thümlichen Stellung beider Stadtbehörben zu einander liegt die Ber- 
anfaffung zu Konflikten, mie folde zum großen Nadhtheil der 
Gemeintweiens fo Häufig vorfommen, und e& ift Daher von Wictigfet, 
möglicjft genau die Grenge zu beitimmen, in wie weit die in der 
Verwaltung vorfommenden Sachen vom Magiftrat allein erlediat 
werden Tonnen umb in wie weit die Stabtverorbneten dabei mit 
wirfen haben. Es joll an diejem Orte verfudht werben, die Kompeleny 
der Stadtverorbneten-Berjammlung im Allgemeinen feitzuftellen, über 
die alleinigen Befugniffe des Magiftrats werden fi) $ 56 umd defen 
Grläuterungen ausipreipen. 

Ueber den Umfang der Rechte der Stadtverordneten -Verſammlung 
geben die allgemeinen Grundjäge der Städte-Ordnung nidt aus 
teichende Auskunft; Ieptere Hat zwar in den 85 31, 38, 40, Al, 49 x 
eingelne Gegenftände, über melde die Stabtverordneten zu bei 
Haben, namhaft gemacht; die dort aufgeführten Fälle find aber offenbar 
num Beifpiele, die theils ihrer Wichtigkeit wegen, theils weil fie not 
befondere Beftimmungen nöthig machten, fpegiell aufgeführt find. In 
Betreff derjenigen Gegenftände, für weicht die GtäbterOrbnung feine 
fpegiellen Normen aufitellt, muß auf die Borferiften Zit. 6, Sb 1 
des Allg. Landr. über Gejellihaften, Korporationen und Gemeinden 
urüdgegriffen werden. Dort findet man als Hauptprinzip, daß die 
inneren Xngelegenheiten, Die Berwaltung und Rugung des Rap 
rations · Vermögens und die Ausübung ber äußeren Rechte nad den 
Beihlüffen der Korporation, bei den Städten aljo nad den Beſchlüfen 
der Stabtverorbneten als der Repräjentanten der Burgerſchaft geordnet 
werden mäüffen ($$ 51, 70, 86 a. a. D.). Die Rechte und flirten 
der für die Verwaltung eingejeßten Korporationsbeamten (bei den 
Städten der Magiftratsmitglieder) ſoll nad ihren Beftallungen und 








Drdnung über das Vermögen, weldes nicht der Gemeinde als folder 
aehört, nicht verfügen fönnen und bei den der Stadt zugewandten 
Stiftungen die ftiftungsmähigen Beftimmungen innehalten müffen. 

Außer den In der Städte Ordnung fpegiell namhaft gemachten 

Gegenftänden find noch folgende ausdrüdtich der Veihlußnahme der 
Stadtverorhneten-Berfammlung überwiefen worden: 

a) die Anjtellung don Klagen, die Einlaffung auf Prozeſſe und 
die Shliefung von Bergleigen ($ 123, Zit. 14, Ih. I und 
$ 152, Zit. 6, Ih. II Allg. Sandr.). Die bei Beratung der 
Städte-Drdnung von der Kommijion der Erſten Kammer aus 
dem $ 56 Nr. 5 gezogene Folgerung, daß der Magiftrat, da 
ex die Rechte der Stadt zu wahren babe, auch ſig jelbftftändig 
über die Anftelung von Prozefien und über die Einlaflung 
auf Klagen zu entichfiehen habe, it jedenfalls unrichtig; 

b) die Aufnahme von Darlehnen ($ 156, Tit. 14, Th. I Allg. 
Sandr.); 

©) die Ausleifung von Kapitalien und bie zeitweil 

legung disponibler Kaffenbeftände ($ 118, Tit. 14, ZH. I Allg. 
Zandı., u. Min.-Reer. vom 22. Febr. 1862, ®.M-Bl. ©. 70); 
die Gewährung von Kredit für gelieferte Gegenftänbe, fomeit 
bies nicht im gewöhnlichen Laufe des Geihäfts Liegt ($ 127, 
Kit. 14, Ih. I Allg. Landr.); 





d) 


awuw wir Wenemwssysire morgens guten jeye m wen Sim 
Magiftrat allein, ohne Konkurrenz der Gtadtverorbneten,Berfammlung au, da e3 
fid) in derartigen Zällen nicht um eine Kommunaffade, ſondern um eine Ange 
legenheit der durch ben Magiftret vertretenen Fagbbeziels- Interefien bankelt. 
Wun · dieſer vom 19. Deyember 1860, 8. M.BL. 1861, ©. 14.) 


8 36. 
6368. 5 35, 73 und 74 RH. $ 53 SchlHolſt. $ 46 Franff.) 


Die Beihlüffe der Stadtverordneten bedürfen, wenn fie folde An 
gelegenheiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiftrate zur Aus 
führung überwiefen find, der Zuftimmung des legteren. Verſäagt dieſet 
die Zuftimmung, fo Hat er die Gründe diefer Verjagung der Stadt: 
verordneten-Verfammlung mitzutheilen. Erfolgt hierauf feine Berftän- 
digung, zu deren Herbeiführung ſowohl von dem Magiftrate als den 
Stadtverorbneten die Einſetzung einer gemeinſchaftlichen Kommiffion 
verlangt werden fann, fo ift die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 

Die Stadtverordneten-Berfammlung darf ihre Befstäfe in feinem 
Falle felbft zur Ausführung bringen. 

1. Diefer Paragraph) ſpricht ſonach aus, dab der Magiftrat nicht nur ausführend, 
fondern auch beihfießende und bie Beiclüffe der Stabtverordneten-Beriammlung 
Tontrofirende Behörde ift. 

2. Wenn ein Beſchluß der Stadtverorbneten deren Befugniffe überjchreitet, geieg- ode 
tehtömidrig ift oder daß Gemeinwohl oder das Stantsintereffe verleht, Io 
Magiftrat nicht nur beregtigt, fondern nad $ 56, al. 2 fogar verpflichtet, feine 
Zuftimmung zu derſagen 

3. Die durch das Gejeh dem Mag legen“ 
De RS denmttan egnndnn 


verlangen und Ausſchuſſe aus ihrer Mitte ernennen, zu melden der 
Bürgermeifter ein Mitglied des Magiftrats abzuorbnen befugt ift. 


1. Die Kontrole der Verwaltung ift nicht zu verwechſeln mit der Leitung und Auf- 
fiht über Diefelbe. Leptere fteht nad) 5 58 und 76 dem Bürgermeiiter teip. der 
Regierung zu. 

2. Die formelle Kontrole der Verwaltung fteht im Allgemeinen ausichlichlic dent 
Wogiitrats-Dirigenten zu. Die materielle Kontrole liegt der Stadtverordneten 
Beriammlung ob. Diefelbe Tann ji durch Ausübung dieſer Sontrole Neber- 
eugung von der ywedmähigen, reblichen und den Beichlüffen der Stadtverorhneten- 
Berramnlung entipredienden Verwaltung der Stabt derichaffen, zu welchem Zwede 
Fe berechtigt fit, fi) am Ort md Stelle Einblick in die Verwaltung zu verihafien, 
Ah die Alten des Magiftrats vorlegen zu lafen und, falls fie glauben, Uriache 
ur Beihwerde zu haben, fih damit an die Regierung zu wenden. (Min.Neicr, 
dom 18. Mai 1839, Ann. ©. 331.) 4 


3. Zur Einſichtnahme der dom Magijtrat geheim zu haltenden Perjonal: Akten iſt 
die Stadtverordnneten-Berfammlung nit befugt. (Min.-Rejer. vom 9. Juni 1843, 
V. M.Bl. ©. 186.) Im Uebrigen aber find fie in der Auswahl der Aften uns 
beiränkt umd nicht dem Belicben des Magiitrats untermorfen, dem es nicht zus 
fteht, dieſelben willfürlih im der Einfihtnahme der Akten, Grtvafte 2c. zu bes 
Ihränfen. (MinRefer. vom 6. Zuni 1841. V. MB. S. 162.) 









2. Magiftrat muß auch zu den geheimen Sipungen eingeladen reſp. zugelaffen werden 
MinRefer. vom 11. Zuli 1851, 8. MB. ©. 116) 

3. Es ift nit ausgeißloffen, dah auch das gejammte Magiitrats-Kollegum der 
Stadtverordneten-Sigung beiwohnen Tann. 


8 39. 
Es30 W. 53807 Rh. 359 Säl«Holft. $ 49 Kranff,) 

Die Zufammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch den 
Vorfitzenden; fie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel ber Dir 
glieder oder vom Magiftrat verlangt wird. 

1. Rad) $ 28 bleiben die bisherigen Stadtverorbneten bis zur Cinführung der rar 
gewählten in Thätigfeit. Soweit bie Frage, wer die Einladung zur erften Eipims 
im neuen Jahre zu erlaffen Habe, nicht ortsftatutariich geregelt ift, läßt fich dan 
entfprediend wohl annehmen, dab dies Sache des bisherigen Stabtverorbndun 
vorſtehers ſei (Entgegengefegter Anficht it RR. Marcinowsfi, welcher Die ik 
Funttion dem ülteften Mitgliebe der Stadtverorbneten« Verfamnilumg Abermicet 
miften roll. Mareinowsfi, Städte-Drdn. ©. 73.) 


8 40, 
640 W. 538. RH. 5 50 Schl.Holſt. $ 50 Frantf) 
ie Art und Weife der Zufammenberufung wird ein- für allemal 
* Stabtverordneten-Berfammlung feftgeftellt. 
ie Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenftändt 
‘Handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß diefelbe wenig 
vei freie Tage vorher ftatthaben. 





Durch Beſchluß der Stadtverorbneten Können auch regelmäßige 
Sigungstage fetgefegt, es müſſen jedocd auch dann die Gegenftände 
der Berhandfung mit Ausnahme dringender Fälle mindeftens zwei freie 
Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiftrat angezeigt werben. 
Ob ein all „dringend“ ift und ſonach Veranfaffung vorliegt, von ben über die 
Iuiammenberufung der Stadtverorbneten»Berfammlung beitehenden Vorſchriften 
abzugeben, wird in jedem einelnen (alle durch die Verfammlung zunächft und 
vor Eintritt in bie eigentliche Verhandlung feitzuitellen jein. 

Unter dieſet Vorausiefung wird e8 fberhaupt unbedenklich fein, dringende, in 
der Zeit zwiihen der Zuiammenberufung und dem Zufammentritt ber Siadi 
verordneten»erjammlung beim Borfipenden eingegangene Gegeuftände zur Ber 
vathung und Beiclubfaffung zu bringen. 
3. Die Kreis-Drdnung vom 13. Dezember 1872 beſtimmt in diefer Beziehung bes 
düglic) der Zufanmmenberufung der Kreistags-Berfammlungen: 
„Mit Ausnahme dringender Fälle, in welhen bie Friſt bis zu drei 
Tagen abgefürzt werden darf, muß die Einladung jänmtlicen Kreistage- 
Abgeorbneten mindeftens 14 Tage vorher zugeftellt werben. Gegenftände, 
die nicht in die Einladung zum Kreistage aufgenonmen find, önnen ziwaz 
zur Berathung gelangen, die Faflung eines bindenden Beihluffes über 
diefefbe barf jedoch erit auf dem näcften Kreistage erfolgen.“ 


8 42. 
R 42 W. 3 40 Rh. 3849, 52, 55 Schl«Holft. $ 52 Frankf.) 

Die Stadtverordneten=Verfammlung Tann nur befehliegen, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen ift. Eine Ausnahme hier» 
von findet ftatt, wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur 
Verhandlung über denfelben Gegenftand zufammenberufen, dennoch nicht 


» 


Google 





Souit EIN Progttz DEE Slubigeiue iuvbt gegen ale VOLL WIEHLErT ui 
glieder des Magiftrat® aus Veranlafjung ihrer Amtsführung noth- 
wendig werden, fo hat die Regierung auf Antrag der Stadtverordneten- 
Verjammlung zur Führung des Prozefjes einen Anwalt zu beſtellen. 


1. 68 tann bier nur von dem perfönficgen Intereffe des Mitgliedes die Rede 
fein, Koltidiet dieſes mit dem Sntereife der Stadtgemeinde, jo hat ſich das ber 
trefiende Mitglied der Abjtimmung zu enthalten, nicht aber, wenn das Intereſſe 
don Verwandien eines Mitgliedes oder einer Korporation, Gefellicaft oder Kirchen 
gemeinde ıc. mit demjenigen der Stadt folidirt. Der $ 79 der Städte-Orbnung 
von 1831 und die Allerh. Kab.»Ordre vom 18. Zuli 1833 (Geſ.Samml. ©. 84) 
enthalten im Meientlichen die im $ 44 der Städte-Ordnung aufgeftellten Grund» 
füge, und es find deshalb die zur Interpretation berjefben ergangenen Minifterial- 
Reicripte noch Heute von Zntereife. 

a) Min.-Refer. vom 30. April 1839 (Ann. ©. 385): 
„Da, wie id den Etadtverordneten auf Ihre Voritellung vom 
2. d. Mis. wegen der ftattgefundenen Ausichliehung ziveier Mitglieder 
Ihrer Berfammlung von der Abjtinmung über die Wahl des Bruders 
derjelben zum Rathäherr zum Beſcheide eröffne, die Allerh. Kab.Ordre 
vom 18. Zuli 1833 (Gef.-Samnt. &. 84) nur von perjönlicer Be 
theifigung fpricht, fo ift nicht anzunehmen, da folche eintrete, wenn es 
fich bei einer Abjtimmung um das Interefie von Verwandten handelt. 
Wäre dies die Abficht geweſen, dann hätte auch feftgejegt werden müffen, 
em Grade der Verwandiſchaft die Beitimmung ausgedehnt 
je. Nun wird e8 zwar immer wünfdenswerth bleiben, daß 
in einem folden Falle der Ctadtverordnete aus Schidlihteits- 
nefüdt fie der Abjtinmung enthält; eine Entfernung deffelben wider 
feinen Willen {ft aber umftatthaft, daher es bei der ergangenen Ber» 
fünung der Königlichen Regierung um fo mehr fein Verwenden behält, 
als fi ergiebt, daß bei der geichehenen Abftimmung in dem anger 
zeigten Falle zwei Stimmen fein anderes Nejultat hervorgebracht haben 

würden, * 

b) Min · dteſer vom 8. Dftober 1841 G. W.Bl. ©. 271): 

„Der Königlichen Negierung eröfine ic auf den Bericht vom zc., 
daß ich die Gründe, aus welchen diejelbe der Wahl des bisherigen 
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. WIE Denmde Entſcheidung Daruder, OD eine Interenentouinon voruegt, gevuon 
der Aufjihtöbehörbe. 

. Stadtverordnete, welche wegen des Borhandenfeins einer Interefienkollifion fih 
der Abjtimmung enthalten müffen, haben aud das Sihungsgimmer zu verlafien, 
ba ihre Gegenwart eine pajfive Betheiligung an den Verhandlungen fein würde. 
Der Fall, dab überhaupt eine beichluhfähige Verſammlung nicht gehalten werden 
Tann, ift nur dann möglid, wenn die Hälfte der Mitglieder fih in einer Interefien- 
tolifion zur Stadtgemeinde befindet, Andernfalls muß die Verfammlung beruten 
und bei vorhandener Veihlußunfähigteit gemäß $ 42 verfahren werden. 

Der $ 122 der Kreis-Ordnung vom 13. Dezember 1872 beitimmt, daß an Ver. 
hanblungen über Rechte und Pflichten des Kreiſes Derjenige nicht Theil nehmen 
darf, deiten Intereſſe mit dem des Sreifes in Wideripruch fteht, 


g 4. 
GE 45 W. 542 NH. $ 56 Säl.-Holit. 5 55 Frankf.) 


Die Sigungen der Stadtverordneten find öffentlih. Für einzelne 
Gegenftände kann durch beſondern Befchluß, welder in geheimer Sigung 
gefaßt wird, die Deffentlichleit ausgefchloffen werden. Die Sigungen 
dürfen nicht in Wirthshäuſern oder Schänfen gehalten werden. 


Die Beſtimmungen des Geſetes vom 22. Mai 1852, Zuf.-Art. 18, betreffend die 

Ausfhliehung von Perionen, welche ſich nicht im Beflge der bürgerlichen Ehren 

zechte befinden, vom Veluce Öffentlicher Gerichtsiigungen, findet auf den Beih 

der StadtverordnetensSigungen feine Anienbung. 

. Auch Frauensperſonen, Lehrlinge ac. Können vom Beſuch der Stabtuerordneten- 
Sigungen nicht ausgeihloflen werden, da nad $ 8 des Gefepes vom 11. März 
1850 denfelben nur der Vejuch politiicher Vereinsverfammlungen unterjagt if 

3. Es wird fih empfehlen, durch Oxtsjtatut feitzujegen, in welen Fällen ein für 
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JEDER Zuyorer AUS DEM Sitzungszummer entfernen lajjem, Welqer öffent- 
liche Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend 
einer Art verurſacht. 


Es wird fid) ſonach empfehlen, daß der Stadtverordneten ⸗ Bote ober ein anderer 
Unterbeamter im Sigungslofafe anwefend ift, um den bezügli—en Anorbmungen 
des StabtverorbnetenBorftehers Geltung au verſchaffen 


gar. 
E47 W. HA Rh. 551 Schl.Holſt. $ 57 Frankf.) 


Die Beſchluſſe ber Stadtverordneten-Verſammlung und die Namen 
der dabei anmwefend gewefenen Mitglieder find in ein beſonderes Buch 
einzutragen. Sie werden von dem Vorfigenden und wenigftens drei 
Mitgliedern unterzeichnet. 

Dem Meagiftrat müffen alle Befchlüffe der Stadtverordneten, aud) 
diejenigen, welche ihm durch das Gefeg zur Ausführung nicht übermiefen 
find, mitgetheift werden. 


1. Sofem bie ftädtifche Gemeinde-Berfaflung gemäß $ 72, al. 2 eingerichtet ift, fo 
genügt es, wenn die Beiläffe von dem Vürgermeifter als Borfigenden und von 
nod einem Mitgliede unterzeichnet werden. 

. Der Borfipende ift nicht berechtigt, feine ünterſchrift zu einem Beſchluſſe deshalb 
zu beriveigern, weil er felbft gegen diefen Beſchluß geftimmt hat. (Min.-Refer, 

vom 15. Dezember 1836, Ann. ©. 929.) 

Eoiern ſich genügend feftitellen läht, dab ein Beſchluß rechtsgültig zu Stande 

gelommen ift, fo ift der Mangel einer fehriftlichen Aufzeihnung überhaupt ober 

der vorgefcsriebenen Anzahl von Unterföriften unter demfelben fein Grund für die 

Richtigfeit deffelben. (Allg. Landr. IH. I, Ti. 3, $$ 40, 41.) 

Um den Geichäftsgang möglichit zu beihleunigen, empfiehlt es fi, namentlich im 

Heineren Städten, in denen den Stadtverordneten-Berfammlungen fein bejonderes 

Bureau zur Seite fteht, die in das Protofolbuch eingetragenen Beihlüffe brevi 

manu dem Magiftrat behufs Entnahme von Abichriften mitzutheilen. Das Pros 

totollbuch ift dennädhit feitens des Magiftrats der Stadtverordneten-Verfammlung 
wieder zurlicjugeben. 

agiftrat ift verpflichtet, einen Gtadtverordneten- Beſchluß erft dann zur Aus 

führung zu bringen, wenn er ſich davon Ueberzeugung verihafft Hat, daß derjelbe 

in tedhtsgültiger Korn, d. h. unter Beobachtung der gefeglichen Voricriften, ab» 
gefaht worden. Dem Magiftrat fteht demgemäß auch das Recht zu, fo oft er es 
für nöthig hält, brovi manu Ginfiht von den Protofollbüchern zu nehmen. Der 

Regierung ſteht im Allgemeinen eine Kontrole über die Geihäftsführung der 
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1853°G. 36. II) 6eftimmt, dab der Ausarbeitung von Gefhäftsorbnungen für die 

Etadtverordneten-Verfanmifungen Die al Anlagen zu den Ctädte-Drdnumgen vom 
19. Nov. 1808 und vom 17. März 1831. ergangenen Inftrutionen als. Gnint« 
Tagen dienen follen. Diefelben find aus diefem Grunde im Unhange abgebrudt. 
(efr. Anlagen.) 

2. Ein Zwang zur Abfaffung einer Gefhäftsorbnung liegt nit vor; die Einführung 
derfeiben ft eine rein falultative und in ganz Tleinen Städten’ mit entiprcknd 
einfader Geichäftsvermaltung jedenfalls Häufig überfläffig. 

3. Die Geidäftsordnung bedarf nur der Zujtimmung des Magiitrats; eine Genchnir 
ung der Regierung ift nicht erforderlich. 

4. Cine Berufung auf gerichtliche Enthcheidung gegen bie fejtgefepten Pisyiliner 
trafen ift unftatthaft. 

5. Dem Magiftrat liegt nut die Einziehung der feſtgeſetten Gelditrafen ob. Im 
Mebrigen tonfurrirt der Wagiitrat an den feitens der CtadtverorbnetenBerfani 
Kung begüglich der Anfrecterhaltung, der Disziplin gefabten Bechlüffe nur ine 
weit, als derjelbe bei Anfechtung derjelben durch die Betheiligten als Drtsobrglet 
einzutreten Hat. (Dintefer. vom 5. Mai 1828, Unn, ©. 424.) 


vermögens; die Deklaration vom 26. Juli 1847 (Gefeg-Samml. ©. 327) 
bleibt dabei maßgebend. 

Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeinde-Korporation in 
ihrer Gefammtheit gehört, kann die Stadtverordneten-Verfanumfung nur 
infofern befchliegen, als fie dazu durch den Willen der Betheiligten oder 
duch fonftige Rechtstitel berufen ift. 

Auf das Vermögen der Korporationen und Stiftungen haben die 
zur Stadtgemeinde gehörenden Einwohner ($ 3) als folde, und auf 
dasjenige Vermögen, welches blos den en oder anderen Klafjen 
der Einwohner gehört, haben andere Perfonen keinen Anſpruch. 

In Anfehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens 
der Stiftungen bewendet es bei den ftiftungsmäßigen Beftimmungen. 
Soweit es hierbei auf den Begriff, nom Bürger anlommt, find die Be« 
Mimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ($ 5) an fich felbft nicht 
maßgebend. 


1. Die Vellaration vom 26. Juli 1847 (Gei.-Samml. S. 327) Tautet: 

„Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben ıc., verorbnen zur Ber 
feitigung der Zweifel, weiche über die Amvendung einiger Vorichriften des 
Allgemeinen Candregits und der Gemeinheitstheilungs-Ordnung d. 7. Zult 
1821 auf das Vermögen ber Stadt» oder Landgemeinden entitanben find, 
auf ben Antrag Unferes Staats-Minifteriums, nad; Anhörung Unferer ger 
treuen Stände und nad vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, 
für alle Theile Unferer Monarpie, in denen das Allgemeine Landrecht 
Bejegeskraft hat, was folgt: 

$ 1. Das zur Beitreitung der Laften und Abgaben der Stadt ⸗ 
ober Landgemeinden beftimmte Vermögen (in Städten Kämmereivers 
mögen genannt) fann durch eine Gemeinheitstheilung niemals in Privat- 
vermögen der Gemeinbeglieder verwandelt werben. 

Edenjo wenig darf derjenige Theil des Vermögens einer Stadt - 
oder Landgemeinde, deſſen Nupungen den einzelnen Gemeindemitgliebern 
oder Ginwohnern vermöge dieſer ihrer Cigenihaften zulommen (das 
Gemeindegliedervermögen, in Städten Bürgervermögen genannt), durch 
eine Gemeinheitstheilung in Privatvermögen der Mitglieder oder Ein« 
wohner berwaubelt werden. Dieje Beftimmung findet auch dann Yrts 
wendung, wenn die den Mitgliedern oder Einwohnern als folden 
auftehenden Nubungdrechte noch außerdem durch den Befig eines Grund» 
ftüds oder durch befondere perſonliche Verhältniffe bedingt find. 

Die Abfindung für ſoiche Nugungsrehte jällt daher der Gemeinde 
als Korporation zu, während die berechtigten Gemeindemitglieder oder 
Einwohner die Benugung diejer Abfindung für die Dauer ihrer Nupungs 
tete erhalten. 

$ 2. Nugungsrechte der Gemeindemitglieber oder Eimvohner am 
Gemeindegliedervermögen, weiche denjelben nicht dermöge diefer ihrer 
Gigenigaft, jondern aus einem andern diechtotitel gebühren, gehören 
nicht zum Gemeindenermögen, jondern zum Privatvernögen der deuhungs · 
berechtigten, in welches daher auch die auf dieje Mechte bei der Ger 
meinbeitstheifung fallenden Abfindungen übergehen. 
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2. zur Veräußerung oder wejentlichen Veränderung von Sachen, 
welche einen befonderen wiſſenſchaftlichen, Hiftorifchen oder Kunit- 
werth haben, namentlich von Archiven; 

3. zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schulden 
beftand befaftet oder der bereit8 vorhandene vergrößert wird, 
und 

4. zu Veränderungen in dem Genuffe von Gemeindenugungen 
(Wald, Weide, Haide, Torfftih und dergleichen). 


1. Mit Genehmigung der Regierung Lönnen Stabtgemeinden aud im Auslande 
Geungeigentsum erwerben. (Min. « Rejer, vom 31. Januar 1841, ©. MD. 
©. 59) 

2. ls Gerehtfame, welche ben Grundftüden geſetlich gleihgeftellt find, bezeichne 
das Afg. Lande. Th. I, Tit. 2, 55 8 und 9: . 

a) Diejenigen Rete, deren Ausübung mit dem Befige einer unbemegliden 
Sage verbunden ift, alio Neal-Serwitute und felbititändige binglide 
Rechte an einer Sache, womit der Beſig der Sache jelbft verbunden fi. 
3. 8. Superficies, Niehbraud), Erbpachts-Gereitigkeit, antichretijcer Pant: 
befig u. |. u 
diejenigen Rechte, welhen die Eigenſchaft einer unbeweglichen Sadıe durd 
bejondere Gejege ausprüdlidh beigelegt üft, mithin alle diejenige Gereitig: 
teiten, welche fir fid) jelbit beitehen, einen eigenen Faufwerth Haben und 
ohme den Befig eines Grundftüds ausgeübt werden Können, aljo da, mo 
Hypothefenbücjer beftehen, in dieje eingetragen find oder fi zur Eintre 
gung eignen, 

3. Die Genehmigung der Regierung {ft auch erforderlich, wenn es fich um den 
Austauic ftädtiicer gegen andere Grundftüde handelt. (Min. Refer. von 
2. März 1821, Ann. ©. 89.) . 

4. Die Regierungs:Genehnigung muß auch in dem Falle eingeholt werden, dai & 
fi nicht um einen wirflihen Kaufvertrag, fondern zunähft nur um einen Xen 
trag handelt, mittelit deſſen der Verkauf eines Grunditüds für fpätere Zeit ver 
fprocden wird. (Min.Rejer. vom 7. März 1864, ®. MB. S 0) 

5. Die Genehmigung zur Veräuberung von Gemeindeforiten follen die Regie 
tungen der Regel nad) verfügen und nur in befonberen, jeltenen Yusnahmeiällen 
begüglid) eingelner Heiner Parzellen dann ertheilen, werm aus der Veräußerung 
weder für das Gemeinde noch für das Stant«Znterefje noch für die allgemeine 
Landesfultur ein Nachtheil zu beiorgen ft. (Min.»Refer. vom 9, Juli 1856, 
®. MB. &. 188.) 

6. Erbverpagtungen bediniten früher nad) dem Min.-Nefer. vom 19. Zufi 189% 
Ann. ©. 641) der Genehmigung der Königl. Regierung. Nach 55 2 umd HI 
des Ablöfungsgejepes find dieielben jedoch überhaupt verboten. 

7. Sofern ein Kommumnalgrunditüd Schulden halber im Wege der Erekution ver 
tauft wird (2b. II, Tit. 8, $ 155 Allg. Lande.), oder wenn der Verluft eins 
Kommunalgrundftüds in Folge Unterlafungen der Gemeinbebehörden, beilpiels: 
weie durch Kontumazialverfahren im Wege Nechtens erfolgt, oder wenn in 
Gemeinde ein Grundjtücd dur Verjährung, verliert (Ih. I, Zt. 9, $ 624 Alt 
Kandr.), jo iſt dazu eine befondere Genehmigung der Regierung nicht einyubolt. 
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Der Wagımare uno ꝓpoiigeidenoroen oanur zu Turgen, vun mie vier: 
Bauwerke öffentlich ober heimlich deteriorirt werden, um durch Bors 
bereitung ihres Einfturzes die Ginwilligung der Behörden zu er- 
jwingen. 

Soltte fid) durch die Zeit ſelbſt eine Schabhaftigfeit derjelben ergeben, 
To üit, dafern nicht der Kommune die Niederreihung geitattet werben 
fan, dafür zu forgen, daß die Reparatur zeitig erfolge, damit nicht 
durch Vergrößerung der Schadhajtigteit die Heritellungstoiten unmöthiger 
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rechtfertigen würde. 

5. Rad diejen Ermittelungen und nad) Abwägung der aus ber Mbtre- 
gung vefultitenden Wortfeile und Nactheile Haben bie Söniglisen 
Regierungen zu ermeffen, ob die Anträge der Kommunen auf Kieder 
zeibung foldjer Baumerte zu befürworten find oder miät. Sm legten 
Falle find die Anträge von den Königlichen Regierungen fofort zurüd- 
aumelfen; im erfteren aber tft nad) vorgängiger Vernehinung mit dem 
Königlijen General,Kommando unter Einreihung der Erlärung des 
felben und mit gutachtlicher Angeige der in Betracht Tommenden lm: 
ftände an die Minifterien des Krieges, des Innern und ber Poliyi 
und, wenn die Stadt mahl- und fhladitfteuerpflictig it, aud; am das 
Minifterium der Finanzen zu berichten. 

6. Was insbejondere die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte an 
Tangt, jo_haben die Koniglichen Regierungen hierbei, wie bei ben 
anderen Städten, bie nötbigen militärifpen und. poligeili—en Rüd- 
fiten eintreten zu Iaffen, außerdem aber in allen Fällen bemerfbarer 
Schadbaftigteit, nothwenbiger Reparaturen oder in Antrag gebradter 
Abtragung oder Nieberreibung von Anlagen der in Rede fiehenen 
Art vorher darüber auch mit dem Provinzial-Steuer-Direktor in Baug 
auf das Snterefie der Mahl, und Schlaititeuer-Verwaltung zu tom 
munigtven ober den Wemerfungen und Ynträgen darüber, wenn fe 
von dem Probingial-Gteuer-Direltor zuerft ausgehen, Gehör und Golge 
du geben. Gbenfo haben die Königlichen Regierungen neue ober ver 
änderte Ginrihtungen an den fragligen Anlagen nicht ohne Berid- 
fötigung der dom dem Probinzial-Ceuer-Diveltor angegebenen Ber 
dürfniffe veramfclagen zu Iaffen, auf) fi) mit Iehterem dor der Br 
richterftattung über die darin zu machenden Anträge ſowie über die 
Frage, ob die vorzunehmenden neuen ober veränderten Einrichtungen 
ausfhlichfic zur Siherung der Cteuergefälle oder aud; aus anderen 
Gründen erforderlich find, und über die Konkurrenz und das Beitrags 
verhälniß zu den Koften von jeiten der Stadt und der Steuerverwal⸗ 
fung zu derftänbigen, im Falle aber eine foldhe Verftänbigung niht 
at bewirkt werben fönmen, die diesfälligen Verhandlungen mit dem 
Brovingial,Steuer-Dieeftor üsrem Berichte beizufügen; endlid, aber, mo 
aud) die indirefte Steuerverwaltung in ihrem Geihäftstreife Liegt, das 
Sntenee der Male und Echladitfteuer Hiernad) jelkit gehörig wahr: 
äunehmen. 















nur diejenigen yälle im Auge, durd melde die Ctadigemeinden dauernd r: 
einem Schulden beſtan de belajtet werden. (Min.-Refer. vom 11. Zuni 15; 
1. B. 4172, ungedrudt.) 

21. Eine Genehmigung der Regierung ift aud in dem alle nicht erforberlid, w. 
durch Aufnahme eines Darlehns eine bereits vorhandene Schuld im’ gleicher 
abgebürdet werben joll, da es fid in biejem alle nicht um eine Bergröte 
des Schuldenbeftandes handelt. Sofern jedoch mit der Aufnahme des m 
Darlehns eine Erböhung des Zinsfubes verbunden jein jollte, jo Liegt eine 
grögerung des Echuldenbeitandes vor, und es ift bie Einholung der Genchmiger: 
der Auffichtöbehörde erforderlich. 

22. Die Regierung ift vermöge ihres Auffichtsrechtes befugt, die Stadtgemeinden jur 
Amortiicung ihres Schuldenbeitandes anzuhalten, deingemäß emen Schu 

ungsplan feitzufegen und auf deiien Befolgung zu halten. (Min.sRejer. dom 

März 1831, Ann. ©. 102.) 

ur Ausfertigung von Stadtobligationen bedarf es nach dem Geiek vo: 

?. Zuni 1833 (Öe.-Samnl. ©. 75) eines bejonderen föniglihen Privile, 

6. Anlagen). Unbedingt erforderlich it hierbei von vornherein Die AFeitieg 
eines Amortijationsjages don 1 Procent, und in ſolchen (ällen, im denen Nit 
aufzunehmenden Anleihen zu gewinnbringenden Anlagen, z. B. Gasanitalı 
Waſſerwerten u. f. w. verwendet werden follen, von mindeſtens It, Vrocen 
des Anleihefapitals, unter Zuwachs der durch bie Tilgung erjparten Zinjen und 
der Grtragselleberihüffe der betreffenden Anlagen. (Min.:Nejer. vom 8. Septem:it 
1868, V. M. Bl. ©. 276.) S. Anlagen, 

24. (u Nr. 4) Zur Umwandlung von Gemeindeforiten in Ader, Wieje, Weide 
ift eine Genchmigung der Negierung nicht erforderlich, da es fich hierbei 
lid um eine Veränderung in der Kulturart handelt. (Min.»Rejer. vom 9. 
1856, 8. M.Bl. ©. 188.) 

5. Der $ 50 Mr. 4 behandelt nicht das eigentliche Rämmerei«, ſondern Lediglich dat 

Gemeindegliedere (Bürger) Vermögen (cfr. $ 49). An dem Kämmerei-Bermögtt 

iteht der Stadtgemeinde ſowohl das Eigenthumss wie das unbeihräntte Nugunz: 

tet, an dem Bürgervermögen nur das Eigenthinmorecht, das Nupungsreht ® 
gegen den eingelnen Würgern zu. Zn der Nugung deö Kämmerei · Bermö 
und alfo and) in der Vornahme von Veränderungen in der Nufungsart find die 

Stadtgemeinden nicht beichränft. 

26. Schenkungen oder Teptwillige Zuwendungen, welche einer Stadtgemeinde zu at 
deren als ihren bisher genehmigten Zweden zugewendet werden, bedürfen, ebeiio 
wie in allen Fällen, wenn biejelben die Summe von 3000 Mark ort 
150 Mark Zahresrente überiteigen, zu ihrer Gültigkeit Töniglihier Genchmig: 
(Gejeg vom 23. Februar 1870, GejrSammt. ©. 118.) 

27. Die Städte find berechtigt, für den Gebrauch öffentlicher Pläge und Straken, 
zum eilbieten von Waaren auf Mefien und Märkten mit Genehmigung der Nr 
gierung ein Marktftandsgeld zu erheben. Die betreffende Abgabe darf nur nah 
der Größe des erforderlichen Raumes refp. nach der Dauer des Feildietens te 
imefen werden und darf den Betrag von 0,20 Mark pro Quadratmeter uud 
des Feilbietens nicht überjteigen. (Gejeg vom 26. April 1872, Gef.-Samı. 
©. 513) 5. Anlagen. 
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g 51. 
KIM. HATRH 8 71 Schl.Holſt. 5 60 Franff.) 


Die freiwillige Veräußerung von Grundftüden u. ſ. w. (8 50, Re. 1) 
darf nur im Wege der Lizitation auf Grund einer Tage ftattfinden. 
Zur Güftigkeit der Vizitation gehört: 


* 


enttichen Lizitation regtsgũltig geichehen, bat der Berfauf im Eisitationstenmine 
wu Stande gebradt wird, weil, wenn in diefem Termine der Verkauf nicht perfekt 
mich, das Cizitations-Verfahren als beenbigt und jeder nachherige über turz oder 
long erfolgende Vertauf als ein freihändiger angeiehen werden muß. (Min.-Neier. 
vom 11. März 1813, Zahrb. Bd. 2, &. 20. 

Die Regierungen find befugt, in dem Falle von Amts und Auffichts wegen die 
Sradtbehörden zur Anftellung eines Prozefies anzuhalten und event. zur Wahre 
achmung der jtädtiichen Gerechtiume einen mandatarius ex officio zu ernennen, 
wenn e& darauf anfommt, im Wege des Progeiies Grimbitüde zurüdzufordern, 
weiche ohme Veobachtung der wegen des Berfaufs don Grunditücen in ber 
Städte» Orbmung enthaltenen Voricriften veräußert worden find. (Min. deeſer. 
vom 18. März 1840, 8. MB. ©. 82) 


. Sorten eine Abzweigung, ein Abverfauf einzelner Theile eines Grunditüds im 


Wege der Cigitation ftattfinden fol, jo ift zunädt den Vorſchriten im $ 7 ad 1 
und $ 20 des Geicges vom 3. Januar 1845 und 5 4 des Geſeßes vom 
4. Februar 1850 wegen diegulirung der Öffentlichen Abgaben zu nenügen. Bei 
van Beriteigerungsgeihäfte find die erforderlichen Beitimmungen über Ablöjung, 
Nebertragung oder Vertheilung der auf den betreffenden Grunditüden haftenden. 
eallaiten, Hppothelenihulden und Renten zu treffen. ($$ 6 bis 8 des Gefehes 
vom 24. Mai 1853, GeſSamml. ©. 241.) 

Die Stadtverordneten-Verjammlung Tann jelbitveritänblich das ihr zuitchende Mecht 
der Zuiclags-Ertheilung, defien Ausübung nicht jelten mit Beitverluit verbunden 
it, im jedem eingelnen falle oder ein für alle Mal dem Magüitrat übertragen. 
Der freihänbige Verkauf iſt namentlich in dem Falle zu genehmigen, dab es ſich 
um die Veräußerung unbedeutender Grumbitüde handelt, bezüglich deren das 
Siations-Berfahren zu Toftipielig jein würde. (Min.-Nejer. vom 22. Mai 1823, 
in. ©, 3; 

Te Grundbuchrichter Hat die Verpflichtung zu prüfen, ob bei dem Lizitations- 
Leriahren den Voricriften der Städte-Ordnung Genüge geichehen ift. 

Ju den Beitätigungen von Kauffontraften und Verträgen der Etadtfommunen 
ft der für Musiertigungen vorgeichriebene Stempel zu verwenden. (Min.ejer. 
vom 10. März 1857, V. M.⸗Bl. €. 73.) 








13 
der demfelben entſprechenden jährlichen Abgabe ruht, jo lange auf die 
Theilnahme an den meer zungen verzichtet wird. 9 

9. Hinfichtlich der Verjährung und der Reflamationen findet 
das Gefeß vom 18. Juni 1840, jedoch nur mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß die nicht zur Hebung gejtellten Cinzugs-, Bürgerrechts= oder 
Gin! aufsgelber erſt in zwei Jahren nad) Ablauf besjenigen Jahres, in 
welchem die om it keit entitanden iſt, verjähren. 


3 8. wie Berpfuchtung zur Zahlung des Wınfaufsgeldes ſowie 
Tre 


Das Geſetz vom 11. Zuli 1822 fowie die Kab.-Ordre vom 14. Mat 
find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 


$ 10. Die auf Grund der aufgehobenen Paragraphen der Städte- 

Ordnung erlafjenen oder älteren noch geltenden Regulative bleiben 

in At foweit fie den Beftimmungen dieſes Geſetzes nicht wider- 

ivrechen. . 

11. Diefe Beitimmungen find auch in denjenigen Priidaften 
Fleden) zur Anwendung zu Heingen, welche auf Grund Yes $ 1, Ab. 2 
der Stäbte-Orbnung vom 30. Mai 1853 eine der lehteren nachgebildete 
Ortsverfaſſung befißen, welches ihnen die Erhebung eines Ginzugsgeldes 
oder Hausitandögeldes oder Einkaufsgeldes geitattet. 

2. Derjenige, welcher nad) $ 5 zur Erlangung des Burgerrechts fih qualificirt, ift 

mit dem Gintritte diefer Qualififation nicht ohne Weiteres und nicht wider feinen 
Willen zur Entrigtung bes Burgerrechtsgeldes verpflichtet. (cfr. Rote 13.) 

. Einfanfsgeld Tann nur nad) Mahgabe der vorhandenen einzelnen Arten der 

Xugungen von denjenigen Perfonen als Aequivalent gefordert werben, weldie an 

dieien Nugungen wirklich Theil nehmen. (Min-Snitr. d. 20. Zuni 1853, Urt. 15, 

i. Ant.) 

Das Eintaufsgeld iſt ein Aequivalent für befondere Nutzungen; für Vortheile, 

melde jedem Cinwohner der Stadt zu Gute kommen wie Strabenbeleudhtung, 

Wafferleitung, Armen und Kranfen-Anjtalten zc. Tann ein joldes nicht erhoben 

werden. 

. Das Geieg vom 14. Mai 1860 verpflichtet zur Entrichtung der Vürgerreihtsgeldes 
mur ſolche Perjonen, welde das volle Vürgerreht ausüben. Da Forenſen und 
iuritiigen Perfonen mr das aftive, nicht aber das pafjide Wahlrecht beiwohnt, 
‘0 find Divielben jedenfalls zur Entrichtung von Bürgerrechtsgeld nicht ver- 
vlichtet, 

Für die Höhe des Cinfaufsgeldes ift lediglich der Werth der in Betracht kom 
menden Nugungen maßgebend. Ein Unterigied zwiichen Einheimiihen und Krems 
den, zwiichen Männern und rauen darf dabei nicht gemacht werden. Cs ift in 
diger Vegiebung zwar an Orten, wo die Sache durch Langjährige Objervang ent 
ibieden fit, ohne zwingende DVeranlaffung Teine Aenderung herbeizuführen; cs '* 


IS 
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19. 2ca0) ven Sethanorungen 089 NEIMSTEREO UDET oie Gewerbe ⸗-Bronung D. ZI. Sun: 
1869 ift bei der Feititellung des $ 13 derjelben, welcher Tautet: 
„Bon dem Befige des Bürgerrecht foll die Zulaffung zum Gewerbe 
betriebe in feiner Gemeinde und bei feinem Gewerbe abhängig fein. 
Nach dem begonnenen Gewerbebetriebe ift, joweit dies in der beftehenden 
Gemeindeverfafiung begründet ift, bet Gewerbetreibende auf Verlangen der 
Gemeindebehörde nach Ablauf von drei Fahren verpflichtet, das Kürser 
tet zu erwerben. ¶ Es darf jedod im dieſem falle von ihm das ionit 
übliche oder vorgeſchriebene Burgetrechtsgeld nicht gefordert und ebemo 
micht verlangt werden, dab er jein amderweit erworbenes Bürgerrcht 
aufgebe.“ 
unzweifelhaft die Abficht Teitend geweſen, daß in allen Fällen, wo nach der be 
jtehenden Gemeindeverfaffung der Betrieb eines Gewerbes die Verpflichtung yum 
Erwerbe des Bürgerrechts begründet, dieſe Verpflichtung fortan grit nad Äblauf 
von drei Zahren nad dem Beginne des Gewerbebetriebes und unter Befreiutg 
von dem fonjt üblicen Bürgerretsgelde ſoll zur Geltung gebracht werden 
dürfen. 

Demnach find die entgegengefegten Beitimmungen der Preußiſchen Lande 
geiege, denen die Bundes- reip. Neichögefeggebung derogirt, joweit als fie mit 
den, reichögefehlichen Beſtimmungen nicht verträglich find, als aufgehoben zu dr 
trachten. 

Ein Burgerrechtserwerb ipso jure findet aljo gegen den Millen des Gr 
werbetreibenden — da der $ 13 der Gemerbe-Orbnung nur die Verpflichtung, 









Srummwrssyeior wungenssuen 
fit, oßnhaufes 3c., fo effiet für Ihm die 
Vögitefeit, auf Grund des Wohnhausermerbes not einmal Bürger zu meiden 
und die Belichtung, nunmehe das Bürgerrehtsgeid zu zahlen, fält für ihn 
weg. (Dein. Wejer, von 27. Auguft 1872, ©. MB. ©. 224.) 


. Die Grefution auf Erfüllung der Verpflichtung zum Grwerbe des Bürgerrechts 


darf nicht bis zur Unterjagung des Gewerbebetricbes ausgedehnt werden. (Motive 
wur Gew.-Ordnung $ 13.) 


‚Auch nady Grlaß der voritehenden Vorfhriften ift über Streitigleiten wegen Cr- 


hebung don Bürgerrehtsgeld feitens einer Kommune der Rechtsweg unzuläffig. 
(€. 8. vom 13. Dftober 1873, V. M.Bl. ©. 334 f.) 

Zu Mitgliedern des Kreistages find nah $ 106, Nr. I der Kreis- Ordnung 
vom 13. Dezember 1872 nur ſolche Einwohner der im Kreije belegenen Stadte 
wählbar, welde ſich im Beſitze des Bürgerrehts befinden. 





. Die Ginfaufsgelder fallen nicht unter die Anwendumg des Geſetzes v. 2. März 


1867 (Gei.-Samm. S. 361) über die Aufhebung der Einzugsgelder und glei 
artiger Rommunal-Abgaben in den act älteren Provinzen. Die in dem $ 2 ibid. 
enthaltene Bezeichnung der aufgehobenen Beitimmungen läßt die für das Ein« 
faufsgeld maßgebenden Vorſchriften unberührt. (Vergl. auch $$ 8 und 11 des 
Geieges über die Freizügigkeit vom 1. Novenber 1867, B.-8.Bl. S. 55, und 
$ 21 der Stüdtes- Ordnung für Schleswig · Holjtein.) Dagegen hat der Minifter 
Bedenfen getragen, der Anfiht zujuftimmen, nad welcher auch die jogenannten 
indireften Vortheile des Gemeindevermögens das Aequivalent für Erhebung eines 
Einfaufsgeldes bilden fönnen. Wie ſchon bei Erörterung der für das ftäbtiiche 
Einfaufggeld in Betracht fommenden Grundjäge in der Verf. vom 17. Mai 1837 
m. ©. 444) ausgeführt ft, gehören die allgemeinen Vortheile des Gemeinder 
Verbandes, wie Armen» und Kranfen »Anftalten,, öffentliche Brunnen, Straßen 
plafter u. dergl., von deren Benugung Niemand, ohne das Recht zum Aufent- 
bafte, zur Niederlaffung, zum wirthiaftlichen Erwerbe, zur freien Bewegung in 
der Gemeinde überhaupt zu vereiteln oder ungebührlid zu beichränfen, audge 
itoffen werden Tann, nicht zu den bejonderen perjönlichen Nupungen des Ge- 
meindevermögens (wie Rufe und Yeicholz, Weide, Haide, Torfftich u. j. 1), für 
deren Theiinahme das Einkaufsgeld als Yeguivalent erhoben werden darf. Auch, 
der Umftand, dab in vielen Gemeinden die Konmmunalbedürfniffe ganz oder theil» 
weife aus den Erträgen des Gemeindevernögens beitritten werden, rechtfertigt 
nit den Anjpruch auf Zahlung eines Einfaufsgeldes, da Jeder, welcher fih in 
einer Gemeinde niederläßt, eben dadurch ſhon Fraft des Gefeges, wie er auf der 
einen Seite fofort zu den allgemeinen Beditrjnifjen beitragspflichtig wird, fo und 
Rose, Stäbte-Drbnung. 20 








euren win, wrujuen wu (il. VIE VURUUEBILIEN WEIEGERUULTWERFLERN , ui 
beifpielsweije die Erhebung eines Einfaufsgeldes für das Borhandenfein 
Gemeindehaufes oder für die ihulgeldfreie Witbenugung der Schule, wenn di 
einmal als allgemeine fommunale Anjtalt eingerichtet ift und unterhalten wird 
ebenjowenig für zuläffig erahtet werden als der Hinweis auf das Borhandenkir 
von Gemeindevermögen. (Min.:Reier. vom 26. September 1874, B. M.-& 
5.237.) 






853. 
52 W. 549 RH. $$ TI und 72 Schl-Holft. $ 62 Franff.) 

Soweit die Einnahmen aus dem ftädtijchen Vermögen nicht hin: 

reihen, um die durch das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der Ge: 

meinde erforderlichen Geldmittel zu beſchaffen, können die Stadtverord- 
neten die Aufbringung von Gemeindefteuern befchließen. 

Diefe können beftehen: 

1. In Zufdlägen zu den Staatsſteuern, wobei folgende Ber 
ftimmungen gelten: 

1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf 
nicht befaftet werden; 

2. bei den Zufchlägen zur Maffifizirten Einfommenfteuer mus 
jedenfall® das außerhalb der Gemeinde belegene Grund: 
eigenthum außer Berechnung bleiben; 

3. die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

a) für alte Zufchläge zur Einkommenſteuer; 

b) für Zuſchläge zu den übrigen direkten Steuern, wenn 
der Zujchlag entweder 50 Prozent der Staatsfteuern 
überfteigen oder nicht nach gleichen Sägen auf dieit 
Steuern. vertheilt werden fol. Zur Freilaſſung oder 
geringeren Belaſtung der legten Klaſſenſteuerſtufe ber 
darf es bdiefer Genehmigung nicht; 

c) für Zufcläge zu den indireften Steuern. 

In bejonderen direften oder indireften Gemeindefteuern, welche 

der Genehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie neu cin: 

geführt, erhöht oder in ihren Grumdfägen verändert werden 
folten. Bei befonderen KommunalCinfommenfteuern ift jeden⸗ 
falls die sub I. 2 erwähnte Beſchränkung maßgebend. Dit 
beftchenden direkten Kommunal-Einkommenftenern werden einer 


I. 





13. 
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Bei Abänderung de3 Mapftabes für Dertheilung der Gemeinde-Abgaben it 


anzuzeigen, welchen namentlich aufguführenden Gemeinden dieſelben für das be- 
trefiende Jahr die Erhebung eines mehr als 150 Procent betragenden und freyicit 
zu egeichnenden Zufchlages zur Stantsfteuer veip. zu den Einheitsfteuerfägen des 
Rormal-Regulativs vom 31. Mai 1864 geftattet Haben, (Min.-Nefer. d. 9. Mai 
1871, 8. M-BL. ©. 167.) 

Die Genehmigung von Gemeinde-Einfommenfteuer-Regulativen nach Mabgabe ws 
Normal+egulativs und von Hundefteuer- Regulativen nad) Mahgabe der Kat 
Drdre vom 29. April 1829 (Ann. ©. 354) liegt der Negierung ob. Sm allen 
übrigen Fällen ift minifterielle Genehmigung erforderlich). 


. Gemeindeiteuern, welche zur Zeit der Publikation der Städte-Drdnung von 183 


bereits beitanden und unter Weobachfung der gejeßlichen Worichriften eingeführt 
worden find, Tönnen, foweit nicht ausprüdlic durch die gegenwärtige Städır 
Drdmung Abänderungen bedingt find, in der bisherigen Weiſe forterpoben werden. 
Min.-Refer. vom 31. Janıar 1858, 8. MB. ©. 70.) 


5. Bezüglich der Befugniß der ftähtiichen Behörden, wegen Hinterziehung fädtiicher 


Steuern und Abgaben Strafen feitzufehen, find allgemeine gejegliche Vorichrifter 
micht vorhanden. Sollen dergleichen Etrafen auf Grund eines mit Genchminung 
der Regierung erlafienen Kommunalftener« Regulatids yur Anwendung gebradt 
werden, fo find die bezfglichen Anträge wegen Ginleitung des Ctrafverfahrens ar 
den Poligei»Anwalt zu richten. Magifträte, denen die Ausübung der änlicen 
Kofigeiverwaltung zuftcht, Tönmen bie Uebertrehing auch in den Grengen und 
Formen des Geieges vom 14. Mai 1852 verfolgen. (Min.-Refer._d. Dita 
1860, 8. M.B1. ©. 224, und vom 11. April 1861, 3. M.-Bl. ©. 





„In der Rheinproving find die Regierungen ermächtigt, jelbftftändig die Atun 


don Kommumalfteuerzuihlägen bis zu 200 Procent (im den übrigen Propinen 
mur bis zu 150 Nrocent) zu genehmigen, und ift im diefer Beziehung bis zum 
1. Juli jedes Jahres dem Miniſter des Innern Bericht zu erſtatten. (MinRit 
vom 9. Mai 1871, V. M.-Dl. 168.) cfr. aud) Note 12. 











äuftellen , in welchem Umfange dadurch die Bejtimmungen der vorhandenen Ar 
gaben Regutirungspläne aufgehoben werben. Min.» Refer. vom 1. März 1872, 
END. ©. 76. 





. Die Einführung einer befonderen direkten Gemeinde» Einfonmenitener kann nur 


in Ausnahmefällen umd wenn gemichtige Gründe für eine ſoiche forehen und 
mamenttid) dann zugelaffen werden, wenn es wichtig ericheint, ac das Einkommen 
auswärts Wohnender aus ihren im Gemeindebezirk belegenen Grumdftüden oder 
gewerblichen Anlagen zu den Kommunallaften heranzuziehen. Die in derartigen 
Füllen einzuführende bejondere Kommunal » Ginfommenfteuer wird am zwei- 
müßigften in der Meife zur Erhebung gelangen, wie jolde in dem Normal: 
Regulativ vom 31. Mai 1864 (®. M.Bl. ©. 140) empfohlen ift. Werden der 
Gemeinde Einfommenfteuer andere Erhebungs- und Beranlagungsgrumdiäge m 
Grunde gelegt, fo find die Beftimmungen des MinNefer. vom 9. Novbr. 18 
An. ©. 370) zu beachten. 


. Rommunalfteuer-Regulative, welche ein eigenes Tommunales Einfhägungsverfahren 


und einen von der Staatsftenerffala in den Ginfommensftufen und den Cleucr 
fügen abweichenden Tarif in Ausficht nehmen, empfehlen fich nicht zur Genehmie 





fordern und die Beitätigung der betreffenden Negulative zu einer Mut 
gabe von um fo größerer Echiwierigfeit machen, als der Nachweis Lofaler 
EigentHümlihteiten zur Rechtfertigung abweichender Gteuericalen in über 
zeugender Weile faum jemals zu führen fein dürfte. Cchon aus diejent 
Grunde ift am der im Nefer. vom 5. Juli 1873 geftellten Anforderung 
eines mit den Tarifen der Klaflen und Hafiifigirten Ginfommenftener 
des Staates übereinftimmenden Tarifes für die einzuführenden Gemeinder 
Ginfommeniteuern jeitguhalten. 





jenigen der Etaatsiteuern jtärfer aufteigen und insbeiondere alio von 
dem gleihmäßigen Verhältnife, in weldem die Einfommenjteuerftufen der 
Maiiifizirten Einfommenjteuer durd bie für Dieielben feitgeiepten Steucr- 
füge getroffen werden, abweichen. Der bisher zur Retfertigu 
progteifiver Kommunal-Ginfommenjteuern angeführte Grund, Daß dieiciten 
zur Schonung der unteren Bevölferungsflafien gereichten, hat jeit der Er 
führung des jeblgen Klafenfteuer-Tarifes, durd melden jenem Geii 
punfte in genügendem abe Rednung getragen wird, jeine Bedeuturg 
verloren, und es handelt iidh hinfort, um eine der &. 
veridiedenen Ginmohnerklafien entiprehende Bertheilung der Steuerlait 
berbeizufühten, hauptiählid darum, das Einfommen derielben mamentiih 
au in den höheren Ctufen richtig zu veranlagen, ein Ziel, zu dein 
Erreichung bie Gemeinden felbit durch gewifienhufte Grrüllung ber ihnen 
im diejer Beziehung obliegenden lichten weientlid beizutragen in der 
Lage find. Die gegen die Einführung derartiger Progrejfivfteuern obmal- 
tenden prinzipiellen Bedenken treten daher jegt um jo ſchaͤrfer hervor, und 
die Kommunal-Auffichtsbehörden werben ſig der Aufgabe, dieje Bedenken 
bei Ausübung ihres Bejtätigungsrechtes geltend zu machen, fortan um io 
weniger entziehen fönnen, als die Neigung der Gemeinden zur Einführung 
ungeredter Vejteuerungsmaßjtäbe nad; diejer Richtung Hin in neuerer 
Zeit mehr und mehr zuzunehmen ſcheint Colden Beitimmungen der 
Kommunal-Einfommenfteuer-Regulative, welche auf die Einführung eines 
progreijiden Steneruhes gerichtet find, iſt Daher in Zufunft die Geneh 
gung zu veriagen. Was die Abänderung der Steueritufen gegen die in 
den Tarifen der lafien- und flafiifigieten Cinfommenfteuer vorgeihrie 
benen Babl und Begrenzung anbetrift, jo ift diefelbe am fidh bergeitalt 
ausführbar, dab dadurd das Epitem jener Tarife und das Verhältniß der 
einyelnen Cteuerfäge derfelben gegen einander nicht geändert wird. Liter 
Bedingung wird genügt, wenn einerjeitS bie neuen Cinfommensitufen 
durch Einfchiebung zwiicen ben beftehenden weiteren Stufen der Staats 
fteuern unter Anjhlub an die Marimal» und Minimalbegrenzung, jomit 
die Abrundung ihrer Intervalle gebildet, anbererfeit8 die Eteuereinheit: 
füge für diefe neuen Stufen in angemeljenem Durchfchnittöverhältnifie zu 
den Cteuerjägen der Seteffenden näcjitliegenden Ctaatsiteneritufen fet- 
geitellt werden. Unter diejer Vorausjegung können Abänderungen der 
Stufen der Rlafien« und Hajlifisirten Einfommenftener in den Kommunal: 
Einfonmenfteuer-Tarifen genehmigt werben. 









































21. Die Regierungen haben nicht nut bei der Neueinführung beſonderer Kommunal: 
Einfonunenftener-Negulative, fondern auch, bei vorfommenden Veränderungen be 
teits beftehender von der ihnen zuftchenden VBefugnik der Beragung der Gr 
nepmigung zur Einführung eines den Abfihten des Erlaſſes vom 5. Sul 1813 
widerfprecienden Negulativs Gebraud) zu machen. (Min.-Nefer. vom 20. Augut 
1874, 8. MBl. ©. 234.) 


22. Noch $ 11 der Kreis ⸗ Ordnung dom 13. Dezember 1872 wird das Kreigabgaben- 
Coll für die einzelnen Gemeinden im Ganzen berechnet umd denfelben zur Unter 
vertheifung auf die einyelnen Steuerpflictigen nach bemfelben Mahftabe zur Gin: 
siehung fowie zux Abführung im Ganzen überwiejen. Den Gtäbten bleibt die 
Velchlußnahime darüber, wie ihre Antheile an den Kreisabgaben aufgebradit werten 
folten, vorbehalten. Es fteht fonad ben Gtabtbehörden frei, die Kreisfteurmn, 
weiche auf die Stadt tepartirt worden find, dem ftädtifhen Eteier»Soll zn 
rechnen ud madı Mahgabe der fir die jtäbtlichen Gemeinbefteuern gültigen Yar 
jchriſten zur Erhebung gu bringen ober aber die auf die Stadt enffallenten 


wie erſte Stufe Der zeianenneuer (9 4 Des WeIeges DOM — Vat 


Geeg-Samml. 1873, ©. 213 f.) Tann von der Heranziehung zu den 
Kreisabgaben ganz frei gelaffen oder dagu mit einem geringeren Progent« 
Tage ald die übrigen Gkufen der Klaffenfteuer und die Tlafjifiiete Ein- 
Tommenfteuer herangezogen werden. Wei den Vorjchriſten des $ 9a bes 
oben erwähnten Gefeges behält es fein Beenden. 


$ 11. Unter Anwendung des nach dieſen Grundfägen ($ 10) vom 
Kreistage beichloffenen Vertheilungsmahltabes wird das Kreisabgaben-Soll 
für die eingefen Geineinden und felbititändigen Gutsbezirfe im Ganzen 
bereginet und denfelben zur Unterbertheilung auf die einzelnen Gteuer- 
pflichtigen nach demfelben Mabftabe zur Einziehung jowie zur Abführung 
im Ganzen an bie Kreisfommunalfaffe überwieien. 

Den Städten bleibt die Beihlubnahme darüber, wie ihre Antheile an 
den Kreisabgaben aufgebracht werden follen, vorbehalten. 


$ 12. Der Mahftab, nach welchem die Kreisabgaben zu bertheilen 
find, ift für jeden Kreis bis zum 30. uni 1874 ein für allemal feft- 
äuftellen und demmächft unverändert zur Anwendung zu bringen. Der 
Kreistag ift jedod befugt, bierbei zu den Areisabgaben für Verkehrs 
anfagen die Grund» und Gebäudefteuer fomie die von dem Gewerbes 
betriebe auf dem platten Rande auffommende Gewerbefteuer der Klaffe A. I 
innerhalb der im $ 10 feftgeichten Grenzen mit einem höheren Progentfage 
als zu den übrigen Sreisabgaben heranzuziehen, beziehungsweife nad; 
Magabe des $ 10 Ablap 3 die erite Stufe der Klafieniteuer von der 
Heranziehung zu biefen Kreisabgaben ganz frei zu Iafien oder dazu mit 
einem geringeren Progentfage heranzuziehen. 

Kommt ein gültiger Kreistagsbeihlub über den Vertheilungsmahitab 
innerhalb der feitgefegten Zeit nicht zu Gtande, fo werden bis zur Her- 
beiführung diejes Beichluffes die Kreisabgaben auf die fämmtlichen direlten 
Staatsjteuern, mit Ausfhluß der Haufirgewerbejteuer, nach Mahgabe des 
$ 10 Abjah 1, gleihmäßig verteilt. 





nseisuuyuven verguegt, wm u. Juitsus A010 wu run ver nun wire 
Geſetze feitzuftellende Maßſtab (Abjag 1 und 2) aud für die bezeichneten 
Abgaben von jelbit in Kraft. 


$ 13. Sofern es ſich um Kreiseinrichtungen Handelt, welche in de: 
ſond ers Hervorragende ober in befonbers geringem Maße einzelnen Kreis« 
{heilen zu Gute fommen, Tan der Kreistag beichließen, für die Kreis 
angehörigen biefer Kreistheile eine nad) Quoten der Kreisabgaben zu ber 
meffende Meher oder Minderbelaftung eintreten zu Iaffen. Die Mehr 
belaftung Tann nad; Mahgabe ber Beichlüffe des Kreistages durch Natural- 
Teiftungen exfept werden. 





$ 14. Diejenigen phyfiſchen Perſonen, welde, ohne in dem Kreiie 
einen Wohnfig zu haben, besiehungsweife in demfelben zu ben perjöulicen 
Staatsiteuern veranlagt zu fein, in demfelben Grundeigentum beigen, 
oder ein jtehenbeö Gewerbe, ober außerhalb einer Gewerfigaft Bergbau 
betreiben (Forenfen), mit Einfluß der nicht im Kreife mohnenden Ge: 
jelicjafter einer offenen Handelsgejelli—aft oder einer Rommanditgejelihart 
(Xrtitel 85 und 150 des Allgemeinen Deutichen Hanbelögefepbuges), find 
verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, welche auf den Giund · 
befig, daS Gewerbe den Bergbau oder das aus diefen Quellen flichenne 
Einkommen gelegt werden. 

Ein Gleiches gilt von den juriftiihen Perſonen, von den Kommanbit- 
geiellihaften auf Attien und Attiengejellihaften (Artikel 173 und 207 des 
Handelögefegbuches), ſowie Berggemerkicgaften, welche im SKreife Grund: 
eigenthum bejien ober ein ftehendes Gewerbe oder Bergbau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grunbbeit, 
Gewerbes und Bergbaubetrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, 
dagegen mit der Grund» und Gebäubejteuer um die Hälfte besjenigen 
Wrogentfaes ftärfer belaftet werden, mit weichem die Klaffen. und Mai: 
fairte Einfommenfteuer dazu herangezogen wird. Im alle des $ 12 
Abjag 2) tritt dieſe Belaftung aud ohne Beſchluß des Kreistages cin. 

Vergiwerlsbefiger, welde in dem Umfange ihres Bergwertsbehiches 
den in der Stlafie A. I der Gewerbeſteuer veranlagten Gewerbetreibenden 
gleichſtehen, find zu ben Gteuerfäpen der Kaffe A. I einzuichägen und 
nad Mahgabe diefer Einfhägung zu den Kreisabgaben heranzuziehen. 


$ 15. Die Ginfhäpung der Forenſen, der Wergiwerfsbefiger, drr 
Kommanbitgejellfcpaften auf Aftien, der Attiengefellicpaften ımb der jur« 
ftiicjen Perfonen zu den SKreisabgaben erfolgt, fo weit fie zu den der 
Vertheifung der Ießteren zum Grunde gelegten Staatsftenern ($ 10) niht 
fon unmittelbar herangezogen find, bon dem SKreisausihuh, nad) den 
für die Veranlagung biefer Ctaotsfteuern beftehenden gejehlien Tor 
föriften, unter Anwendung des für die Kreisabgaben beftimmten Yı- 
tHeilsverhäftniffen. 


$ 16. Niemand darf von bemfelben Cinfommen in verfchtebenen 
Kreiſen zu den Kreisabgaben herangezogen werden. Es muß baher das 
jenige Einfommen, weldes einem Abgabenpflichtigen aus feinem auhet 











A. Bezüglich der Veranlagung und Aufbringung der Provinzial» Abgaben beftimmt 
die Propingial-Ordnung vom 29. Jumi 187: 


$ 105. Der Provinzial» Landtag Tann die Ausſchreibung von Pro- 
vingial» Abgaben beichließen. Bis zum Grlafe eines beionderen Geiches 
über die Kommunalbefteuerung gelten hierüber folgende Beftiinmungen. 


wor rwrwvnung vom 10. 2rgEmwer 1046, veeyuugswege ven y 7. 
Abſ. 3 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 beſonders veranlagten 
Steuerbeträge auf Höhe ber Gtaatsiteuern, melde von bem ihnen ur: 
Grunde liegenden Einkommen, Grunbfteuer-Reinertrage, Gebäudeitener: 
Nupungsiwerthe oder nad; dem Umfange des Gewerbe oder Bergbau: 
betriebes zu entrichten wären, mit in Anrechnung. Dagegen bleiben die 
von einer Belaftung mit Kreis · und Gemeinde-Abgaben ganz oder theil · 
weife befreiten Cteuerbeträge (5 17 und 18 der Kreis-Drdiung, $ 4. 
Abl. 7 fi. der Gtädte-Ordnung) mit Einfluß der Gteuerbeträge der Wii: 
Titärperjonen außer Anſatz. 


$ 108. In den einzelnen Land» und Stadttreijen erfolgt bie A’. 
bringung der auf fie treffenden Antheile an den Brovinzial-Abgaben glcit 
den übrigen Kreis. und bezichungsmeife Gemeinde» Bedürfniffen nad; den 
Vorfäriften der Kreis· Ordnung vom 13. Degember 1872, begiehungsmeie 
der Städte-Ordnung für die ſochs Öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 
und des Gejeges, betreffend die Verfaffung der Städte in Reuvorpommerz 
und Rügen vom 31. Mai 1853. 


$ 109. Wo gegenwärtig mit Ianbesherelicher Genehmigung zu de 
ftimmten Sweden Provinzial-Abgaben] nad) befonberer Vertheilungsart er 
hoben werben, behält es dabei bis zum 31. Dezember 1879 fein Bemen- 
den; e8 bleibt jedoch; dem Provinzial» Tanbtag überlaffen, fhon in ter 
Zroiigiengeit die Vertheilung aud) bieier Probinzial-Abgaben nad Mat- 
gabe der $$ 106 umd 107 zu beichliehen. 


$ 110. Sofern es fi um Provinzial» Einrichtungen handelt, welde 
in bejonders hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen 
heilen der Provinz zu Gute fommen, Tann ber Provinzial» Landtag be 
fließen, für die betreffenden Kreife eine nad) Quoten der direkten Staats 
fteuern zu bemefiende Mehr» oder Minderbelajtung eintreten zu lafien. 
Die Mehrbelaftung Tann nad; Mahgabe der Beihlüffe des Provinzial 
Landtages dur Natural-Leiftungen erfept werden. 


& 111. Die Vertheilung der Provinzial-Abgaben anf bie einzelnen 
Land und Stabtkreije liegt dem Probinzial-Ausihuffe ob. 

Der Betrag der von dem Provinzial«Landtage ausgeichriebenen Pro · 
vinzial-Abgaben fowie die Vertheilung defjelben auf die Kreife find duch 
die Amtsblätter der Provinz Öffentlich bekannt zu machen. In dem Aus 
fhreiben ift der Bedarf für Verfehrsanlagen bejonders anzugeben. An 
Betreff der Aufbringung diefes Theils der Provinzial-Abgaben von jeiten 
der Landfreife gelten die Vorfäriften des $ 12, Mbf. I, Cab 2 der Rreis: 
Ordnung vom 13. Dezember 1872. 


$ 112. NReflamationen der Kreife gegen Die Vertheilung ber Pro 
dinziafabgaben unterliegen der Beſchlußfaſfung des Provinzialausihufes. 

Die Reklamationen find innerhalb einer Frift von bier Wochen nah 
erfofgter Betanntmacfung ber Ubgabenbeträge bei dem Peoninziafausiduie 
anzubringen, 


25. Das Gefep über die Aufhebung der Mahl. und Schlaqtſteuet enthält die Ber 
dingungen der event. Beibehaltung der Iepteren als Kommunalfteuer. 


8 54. 
653 W. 5 50R5. $ 73 Shl«Holft) 


Die Gemeinde kann durch Beſchluß der Stadtverordneten zur 
Leiſtung von Dienften (Hand: und Spanndienften) behufs Ausführung 
von Gemeinde-Arbeiten verpflichtet werden; die Dienfte werden in Geld 
abgefhägt, die Vertheilung gefchieht nach dem Maßftabe der Gemeinde- 
Abgaben oder in deren Grmangelung nad; dem Maßſtabe der direkten 
Steuern. — Abweihungen von diefer Vertheilungsart bedürfen ber 
Senehmigung der Regierung. Die Dienfte können, mit Ausnahme von 
Nothfällen, durch taugliche Stellvertreter abgeleiftet oder nad) der Ab- 
ihägung an die Gemeindelaſſe bezahlt werben. 


1. Riit der einzelne Einwohner, fondern die Gemeinde als ſolche Tann au perjön- 
lichen Dienften angehalten werben. Hierzu gehören auch bie Forenfen und jurie 
fifgen Perjonen, welde deingemäß das nad) $ A al. 3 der Gtädte-Drbnung 
ihrem Grundbefig und ihrem Gewerbebetriebe entjprechende Mab von Dieniten 
au leiten haben. (MinRejer. vom 30. April 1866, ©. MB. ©. 164.) 


Die Herangiehung der Einwohnerſchaft zu Nachtwachen ift, fofern ſich bie bor- 
Hanbenen Nadhväcter zur Verhütung von Peuersgefahr, Diebftählen u. |. w. 
unzulänglich erwiejen, durd) Veichluß der ftäbtifcen Behörden zuläffig. (Min. 
Refer. vom 11. Degember 1833, Ynn. ©. 1014.) Bei erheblicher Gefährbung 
der Dffentlichen Sicherheit Tann unter Beobadhtung der Worfihriften der Kab.- 
Orbre vom 1. Oftober 1830 (Ann. ©. 805) ein Giderheitsverein begründet 
werben, dem alle wehrhaften nnd zuverläffigen Einwohner der Stabt angehören. 
Aud) die Verwendung der ftäbtifhen Schlipenforps zur Unterbrüdung von Erceffen 
it ftatthaft. (MinWefer. vom 8. Zanuar 1814, V. M«Bl. ©. 181.) 


Die Städte find, fo weit das Militär dazu nicht ausreicht, verpflichtet, die für die 
Öffentliche Sicherheit nothwendigen Wachtpoſten zu beiegen. (Min.-Rejer. vom 
21. September 1829, Ann. ©. 589, vom 31. März 1830, Ann. ©. 128, vom 
5. März 1831, An. ©, 127, vom 1. Oftober 1831, Ann. ©. 776, vom 
2. Zuli 1844, B. MB. ©.'227, vom 27. Ianuar 1847, 2. MBl. 6, 47, 
vom 28. Zuli 1866, V. M.-Bl. ©. 169.) 


4. Die älteren Städte-Ordnungen hoben ausdrüdlich hervor, daß Funfts und hand» 
werfsmäßige Arbeiten als Dienfte im Sinne der Vorſchrift des $ 54 nicht zu ber 
trachten find. 


» 


” 





Samml. ©. 199), betrefiend die Verpflichtung der Gemeinden zum Etjat des ber 
öffentlichen Aufläufen verurjahten Schadens, Raditehendes: 


$ 1. Finden bei einer Zufammenrottung oder einem Zuſammenlauie 
von Menfcen durd offene Gewalt oder durch Anwendung ber dagegen 
getroffenen gejeglichen Viohregein Beihäbigungen des Cigenthums oder 
Xerlegungen von Perfonen ftatt, fo haftet die Gemeinde, im beren Beiirt 
diefe Handlungen geichehen find, für ben dadurch berurfaditen Schoden 


ie im $ 1 fetgeftellte Verantwortlichfeit tritt nit ein, wenn 
gung durch eine von außen Ber in den Gemeindebezirk einac 
drungene Menicenmenge verurjacht worden und in diefem Falle die Ein 
wohner des Iegteren zur Abwehr des Schadens erweislich außer Stande 
gewejen find. 


$ 3. Im Galle des $ 2 Liegt die Entigädigungspflicht der Gemeinde 
ober den Gemeinden ob, auf deren Gebiet die Ynfammlung ober ven 
deren Gebiet aus der Ueberfall ftattgehabt Hat, es jei denn, dah aus 
biefe Gemeinde erweislich nicht im Stande geweien wäre, ben berurjadten 
Söhaden zu verhindern. 

Mehrere nad) den vorftehenden Beitimmungen verpflichtete Gemeinden 
(&5 1 und 3) Haften, dem Bejhäbigten gegenüber, folibarifch. 


$ 4. Hat in einer Gemeinde eine Beſchädigung ber im $ 1 gedachten 
Art ftattgefunden, fo ift der Vorſiand der Gemeinde bereihtigt und auf 
Anfuchen des Beihädigten verpflichtet, den angerichteten Schaden vorläufig 
zu ermitteln und feitzuftellen. Bei dieſer Ermittelung find bie Inter 
efienten fo weit als möglich zugugiehen. 


$ 5. Mer von der Gemeinde Säabenerjaß fordern will, muß jine 
Forderung binnen 14 Tagen präffuftoiicer Geift, nadbem das Taicin 
des Schadens zu feiner Wiffenfcjaft gelangt ift, bei dem Gemeinde · von 
ftande anmelden und binnen bier Wogen präfluftvifcier Grit nad) dem 
Zage, an welchem ihm der Veſcheid des Gemeinde-Borftandes zugeganget 
ift, erforderlichen Falls gerichtlich geltend machen. 


$ 6. Bezüglich der Entiädigungspflicht derjenigen Perfonen, melden 
eine ſoiche nad) Mahgabe der beionderen Gefehe obliegt, wird bu ver- 
ftehende Beitimmungen nichts geändert. Der Gemeinde, welde Ihrer 
Gntijädigungspflicht Genüge geleiitet Hat, fteht der Regreb am die für 
den Echaden nad) allgemeinen Grundfägen Berhafteten zu. 


$ 7. Bis zum Etlaß eines allgemeinen Geſehes über eine Gemeinde, 
Bürger ober Ehußiwehr find die Vezirfs-Negierungen ermastigt, auf 
den Antrag der Gemeinden bie Errihtung eines bewaffneten Sicherheits ⸗ 
Vereins anzuordnen. 








die einzelnen Landestheile erlaffenen Gefege und Beftimmungen bleiben 
in Kraft, bis ihre Abänderung im gefeglihen Wege erfolgt fein wird. 


1. Die Beftimmungen des Allg. Landr. Th. I, Tit. 8, $$ 83 bis 89, jowie der für 
die einzelnen Povinzen ergangenen orftordnungen, durd weiche die Einfchräns 
tungen, denen die Privatforften bezüglich ihrer Benugung unterlagen, fpezifirt 
waren, wurden durch $ 4 des Candes-Kultur-Cdifts d. 14. Sept. 1S11 aufgehoben 
und den Gigenthümern derartiger Forften die freie Dispofition über diejelben 
eingeräumt, Diejes freie Dispujitionsrecht erfuhr bereits für die Provinz Sadıien, 
Rheinland und Weitfalen durd) die Verordnung vom 24. Dezember 1816 (Gef 
Summl. 1817, S 57) vericiedene Einſchrantungen und ift durch die neuere Ger 
jeggebung vollitändig aufgchoben worden. 

. Die Frage, welcher Behörde die Aufficht über die Gemeindewaldungen gebührt, 
it durch Min.Nefer. vom 20. Mai 1875 (B®. M.-Bl. ©. 157) dahin entichieden, 
daß die Gemeindewaldungen nicht Iebiglih unter den Gefihtspunft fallen, aus 
welchem nugbares Eigenthum zu betrachten ift, dab vielmehr ihre Erhaltung und 
Berirthigaftung zu den wichtinjten Aufgaben der allgemeinen Candesfultur ges 
hört und bie hinfictlic derjelben auszuübenden Landespoligeilichen Funktionen 
ſonach aud im Geltungsbereihe der neuen Kreis-Drdmung nicht den Kreis-Wuse 
ihüslen, fondern den Vegirfsregierungen zuftehen. ®Diefe haben jonad), nad) wie 
dor, die Genehmigung zur Ummandlung von Fortländereien in Wiefe und Uder 
zu erteilen ſowie außerordentliche Holzihläge zu genehmigen. 

Eine geiehlihe Regelung der Verwaltung der Gemeindcholjungen ift durch das 

Gejeg vom 14. Auguit 1976 (Gei-Tamıml. ©. 373) erfolgt. Eiche Anlagen. 

Hiernac) unterliegt die Verwaltung aller Gemeindeiwaldungen der Oberanfficht 
des Staats. Cs gehören zu den Öemeinbewaldungen jomohl die eigentlichen 

Rümmereiforiten wie die zum Gemeindeglieder, (Bürger) Vermögen gehörigen 

Baldungen. (Defl. vom 26. Juli 1847, Gei.-Samml. ©. 327.) Die Benugung 

und Bewirthicattung diejer Toriten muß ſi innerhalb der Örenzen der Nach 

hattigfeit bewegen, d. h. die Nugung, der Abtrieb des Waldes muß zum Zuwachs 

im Gleichgewicht jtehen. Die Erhaltung der ftandortsgenräßen Betriebs: und Holge 

arten darf nicht durch die Nebennugungen gefährdet werden. Der Bewirthſchaftung 

find Betriebspläne zu Grunde zu Iegen, welche der Zeitichung durch den Nenier 
nungs + Präfidenten bedürfen, Die im Betriebsplane feitgelegte nachhaltige Holg- 

abnugung it für den jährlichen Holgeinichlag maßgebend. Wenn die C 

füche des Waldbejiges einer Gemeinde jo gering üit, dab eine regelmäßige Ber 

wirthihaftung nur mit underhältnißmäßigen Opfern ftattfinden lann, oder wenn 
die Wetriebsverhältnifie fo einfach find, daß eine ſpezielle Nugungsregufirung ent» 
behrlich ericeint, jo Tann von der Aufftellung förmlicher Wirthihaftspläne Ab» 
fand genommen werden. In folden Fällen genügt eine kurze Daritellung der 

Ztandorts und Betrieböverhältniffe fowie die Angabe über den Zeitpunkt des 

Abtriebes und über die Art ber Wiederkultur. Alle Abweichungen von dem feſt- 

gefteltten Betriebsplane bedürfen der Genehnigung des Negierungspräfidenten, 

weicher befugt ift, dieſe Pläne zu redidiren und anderweit feituuitelten. Alle sehn 

Jahre muß eine Revifion der Betriebspläne ftattfinden. Der Negierungs-Präfident 

Üt aud, befugt, Cofalrevijionen vorzunehmen teip. vornehmen zu Lajien und, 

falls die Unterfuhung ergiebt, daß der Betrieb dem Betrieböplane nicht ents 

iwrict, die Einreihung jährliger Fällungs-, Kultur» und Nebennugumgspläne 
anzuordnen. Die Gemeinden find zur Anftellung qualifisieter Forjtigugbeamten 
and yur Anforftung unfultivieter Flächen verpflichtet. Sie fönnen hierzu durch 
den Bezirfsrath, gegen defien Verfügung innerhalb 21 Tagen der Bejchwerdewes 
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318 Grläuterungen. $ 56. 


an den Provinzialrath offen fteht, zwangsweiſe angehalten werden. Die Stanz: 
Zaffe wird zu derartigen Anforjtungen unbemittelten Gemeinden Beibüliten ımı 
unter allen Umitänden den zwanzigfachen Betrag der auf den au. Grunbitüde 
laſtenden Grunditeuer als Staatsunterftügung gewähren. Die Gemeinden fünner 
zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Verpflichtungen durch den Megierungs-Bräfidenter 
im Wege der Gref angehalten werben. 
. Das Waldihutgeieg vom 6. Juli 1875 (Gej-Samml. S. 416) behandelt zwei 
verihiedene, aber verwandte Gegenjtände; in den 85 2 bis 22 enthält es For 
ſchriften nicht ſowohl zum Schuge des Waldes an fi als zur Grhaltımg des 
Schuges, welchen der Wald gewährt, zur Abwehr der Gefahren, weiche aus dem 
Nihtvorhandenjein oder aus der Zeritörung eines MWaldbeitandes unter gemii:s 
BVerhältnifien benachbarten Grunditüden oder ganzen Yandestheilen drohen. Ir 
Dielen im $ 2 näher beyeichneten Fällen müffen die Gigenthümer, Nugungs- 
Sebrauchs · und Seroitutsberectigten ſowie die Pächter der gefahrbringenter 
Grunditüde fi im Öffentlichen Interefie gewifſe Beihränfungen in der Benugung 
gegen Entihädigung gefallen lafien. Der zweite Haupttheil Des Geiehes (8 ?> 
bis 46) enthält Vorſchriften darüber, unter welchen Umjtänden und im welden 
Formen die Vefiger neben einander oder vermengt gelegener Maldgrumbitüde 
oder Flachen oder Haideländereien im Antereife der Yandesfultur gezwungen 
werden fönnen, ſich zu gemeinjamen foritwirthigaftlihen Mabnahmen oder zur 
gemeinfamen foritmäj Vewirthihaftung ihrer Grundftüde in Waldgenoren 
Ähaften (Zmwangsaenofienihaften) zu vereinigen. Das Geieg meilt den Kreis 
Ausihüffen als Vermaltungsgerichten, unter der Bezeichnung „Waldiguggerihte. 
im Xntereife einheitlicher Behandlung der Sache Aufgaben zu, die zum Theil üer 
die eigentlie Beſtimmung der Vermaltungsgerictsbarfeit hinaus das Gebiet der 
eigentlihen Verwaltung (cfr. 3. B. $ 44) oder der Civilgerihtäbarfeit (4. B. 87} 
berühren, und mobifizirt das regelmähige Wermaltungs« Streitverfahten in mehr. 
facher Beziehung den eigenthümlichen Anforderungen der dur das Gejed ge 
ftellten Aufgaben gemäß. (Brauditic, Org.-Gel. Bd. U, ©. 306.) 

Zu dem Gejege vom 14. Auquit 1876, betreffend die Verwaltung der Gemeinde 
waldungen (cfr. Note 3), fit ſeitens des Ministers des Innern unterm 21. Sum 
1977 (®. MB. &. 259 f.) eine genaue Anitruftion ergangen, welde wir ibrer 
hohen Wichtigkeit halber im Anhange wörtlich wiedergeben. 
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Titel V. 


Don den Geſchäften des Magiftrats. 
8 56. 
56 W. 8 53 und 74 Rh. 8 58, 59, 60, 75 SchL-Holft. 5 63 Franff.) 
Der Magiftrat Hat als Ortsobrigfeit und Gcmeinde-Berwaltungs 
behörde in&bejondere folgende Geſchäfte: 
1. die Gejege und Verordnungen, ſowie die Verfügungen der ihm 
vorgejegten Behörden auszuführen; ‚ 
2. die Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Verfammlung vorzubereiten 
und, fofern er ſich mit denſelben einverftanden erklärt, zur 
Ausführung zu bringen. 
Der Magijtrat ijt verpfligtet, die Zuftimmung und Aus 
führung zu verfagen, wenn von den Gtabtverordneten ein 








die Beitreibung zu bewirken. 

1. In Städten, deren Verfaffung gemäß $ 72 eingerichtet ift, werden die im 5 
dem Magiftrats-Rollegium übermiefenen Rechte und Pflichten ebenjo wie im Gei- 
tungöbereiche der diheiniſchen Ctädte-Drdnung durch den Bürgermeifter allein aus 
geübt, 

2. Den Befehlen und Anordnungen des Magiftrats in defien Eigenicaft ala Dre 
obrigfeit ift die gefammte Ctadtgemeinde und deren Einmohneridaft ohme jede 
Ausnahme, folglic, auch die Stadtverordneten- Berjammlung, Unterworien; auch 
Yiegt e8 in der Befugniß des Magiftrats, ſowohl die Stadtverordneten-Berlarmm- 
Tung im Allgemeinen als fpegiell deren Vorfigenden bezüglich der Erfüllung ihrer 
Amtspflichten zu Tontroliren und dieſelben ev. dazu anzuhalten. Troß der weit 
gehenden Befugniffe, melde der Stadtverordneten-Berfammlung in Angelegenheiten 
des Stadtyaushalts eingeräumt find, ift diejelbe dod immerhin aud in Die 
Beziehung dem Magiftrat nur gleihgefteltt, und es würde eine vollftändige Ser 
Tennung und Ueberihägung ihrer dienftlichen Stellung fein, wenn die Stadı- 
verordneten»Berfammmlung fid, etwa als Dienftherrin des Magiftrat8 geriven wollte. 
(Pin.Refer. vom 18. April 1825, Ann. S. 396, vom 19. September 18%, Ann. 
&.371, vom 17. März 1841, ©. M«BL. S. 110, und vom 9. Januar 1843. 
B.MBL. ©. 4) 

3 (gu Ar. 1). Der Magiftrat iſt Organ ber Staatsgewalt und hat in dieſer Eigemfchuit 

Die Gejege und Verordnungen der vorgeſehten Behörden auszuführen. Ex handelt 

in diefer Beziehung felbftftändig und ohne jede Mikvirtung der Stabtverordneten- 

Verjammlung und ift für die forrefte Uusführung nur der vorgefepten Etaats- 

behörde verantwortlich. 

(su Nr. 2). Bei Berathung des Gefeg-Entwurfs in der Rommiffion der I. Kammıner 

wurde der Antrag geftellt, die gejeglice vorjchrift dahin zu formultzen, dab die 

Stadtverorbneten.Verfammlung überhaupt nur über jolhe Gegenftände berathen 

umd bejehliehen dürfe, welde bei ihr durch den Magiftrat in Anregung gebracht 

worden find. Die Kommiffion nahm jedod an, dah allerdings der Regel nad} 

Magiftrat alle Berathungsgegenitände der Stadtverordneten vorzubereiten reio. 

den Stadtverorbneten zur Beihlubfaflung zu überweifen babe; andererjeits jullc 

der Stabtverordneten-Verjammlung nicht vollitändig die Möglihfeit veriränft 
werden, in bejonderen Fällen auch ihrerjeits eine Angelegenheit beim Magittrat 
in Anregung zu bringen. 

Die Vorbereitung der Vorlagen für die Stadtverorbneten-Berfännnlung muß eine 

erihöpfende und für Sedermann verftändfiche fein. Das in vielen, namentlich 

größeren Kommunen neuerdings bielfad; eingeführte Verfahren, wichtigere Bor- 

Tagen nebft den Motiven des Magiftrats für diefelben zu druden und den eitt« 

zelnen Mitgliedern vor der Berathung zuguftellen, hat ſich in der Praris aufer« 

ordentlich bewährt und Tann auch fleineren Städten, namentlich bezüglich der 

Gtatsvorlagen, nur zur Nachahmung empfohlen werben, da gerade, ıwo e& fd 

um Zahfen handelt, der Mann von Fach mır mit Mühe, der Ichlicte Bürger 

aber gewiß nur in feltenen Fällen im Stande ift, fich beim bloben verieſen der 
jelben ein richtiges und volitändiges Bild zu veranfhaulichen. s werden, die 

Vollftändigkeit der Vorlage vorausgefekt, auf diefe Weile die Iangathmrigen Der 

batten über diejen Gegenftand wefentfich abgefürzt werben. Die Vorlagen find 

den Stadtverorbneten auch rechtzeitig, d. H. früher zu unterbreiten, als Magiftrat 
in ber qu. Sache bereits Cehritte gethan, durch welde er die Gtadtgemeinde 
rechtlich oder moraliſch gebunden reſp. verpflichtet hat. 

Der Magiftrat Hat das Recht, Über die Art der Wublifation feiner Beſchiaffe zu 

heftimmen, und madjt die dem entjprechend erfolgte Veröffentligjung derjelben 

diefe Beihlüffe für alle Gemeinde-Angehörigen retsverbindlid. 

. Alle Beihlüffe der Stadtverordneten Berjaminlung, welde fi auf die ftädtiihe 

Verwaltung beziehen, bedürfen der Zuftimmung des Magiftrats, dem die Aus 
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— orfentunye gweue veguuyen, werven un weinupyen ver 
. Januar 1845 und des Min.«Kejer, vom 11. März 1815 

&. M-Bl. ©. 33 und 59) verwaltet, 

ie Ansübung der Patronatsrehte und «Pflichten, namentlich die Ausübung bes 

Zahl: und Berufungsrehts in geiitlihe Meinter, die Wahl und Berufung der 

Schultehrer, fowie die Verleijung von Ckipendien, bezüglich deren der Ctifter 

nicht ausdrüdlic Veftimmung getroffen hat, ift lediglich Sache des Magiftrats, 

ohme jede Mitwietung ber Stabtverorbueten. Berfommlung, (Min,-Bejr, vom 

Januar 1821, Ann. ©. 79.) 

12.80 Gemäßgeit der Verordnung vom 9. Februar 1849 errichteten Gewerbe 
zäthe find Konmunal+Snititute und unterliegen als foldje der Aufficht des Mar 
güftrats. (Min.Neier. vom 20. April 1852, 8. M.Bl. ©. 113.) 

Die hier einiclägigen Beftinmungen der Gewerbe-Orbnung find nacıftehende: 


1. Marktverkehr. Gewerbe Ordnung $ 64 ff) 


$ 64. Der Beſuch der Meilen, Jahr und Mocenmärtte, ſowie ber 
Kauf und Berfauf auf denfelben fteht einem Jeden mit gleichen Befug- 
niffen frei. Wo jedod nad) der bisherigen Orlögewohnheit gemifle Hand 
werferwaaren, welche nicpt zu den im $ 66 bezeichneten Gegenftänden ger 
hören, nur von Bewohnern des Marktortes auf dem Wocheninarkte verfauft 
werden durften, Tann die höhere Verwaltungsbehörde auf Yntrag der Ger 
meindebehörde ben einheimiichen Verfäufern die Fortiegung des herfömm 
lichen Wocenmarftverlchrs mit jenen Handwerferaaten geftatten, ofne 
auswärtige Verfäufer derfelben Waaren auj dem Wocenmarkte zusufaflen. 

VBeichränfungen des Marftverlehrs der Ausländer als Enviderung der 
im Ausiande gegen Bundesangehörige angeordneten Beichränfungen bleiben 
dem Bundesvathe vorbehalten. 

[Den Bearifi des Marktes erläutert die Gewerbe-Ordnung nicht. Der geieh- 
tiche Unterichied des Wochen und Jahrmarft$ liegt in dem Imfang des zuläffigen 
Ferfehrs (88 66, 67). Für Meiien Hat das Geiep eine Untericheidung nicht aufe 
geitelt; fie werden zu den Sahımärkten zu zechnen jein, jomeit fie ni i 
Epezialmärtte fallen ($ 70). Auch, Krammärkte find Jahrmartle. 
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darf es jedoch der Genehmigung ber Ortspolizeibehörde. 
$ 68. Der Marktvertehr darf in Feinem Falle mit anderen 
Abgaben belaftet werden, welche eine Vergütung für den über! 
Kaum und den Gebrauch von Vuden und Geräthichaften bilden. In den 
Beftimmungen darüber, ob und in welchen Untfange Abgaben dieier Art 
erhoben werden dürfen, wird durch gegemmärtiges Geiek nichts gehindert. 
Ein Untericied zwiichen Einheintifchen und renden bezüglich der Zahlung 
der Abgaben darf nicht ftattfinden. 
[Hierzu bejtinmt das Gefeg vom 26. April 1872, Gef.-Samml. S. 513: 
„Ss 1. Für den Gebraud Öffentlicher Pläge amd Straben zum 

















gevrugpen, uver umveruun yevuevenen Wegenpunden werven peut 
aufgehoben. Der Eingelverfauf folder Gegenftände außer der Marktet 
ift jedoch nur unter denſelben Bedingungen zuläffig, unter weichen berielte 
fatthaft fein würde, wenn bie Gegenftände nicht auf dem Markt gebradt 
wären. (fo Regitimations- und Haufirgewerbefhein.) 


I. Zaren. (Gewerbe-Ordnung $ 72.) 


$ 72. Polizeiliche Taren follen, joweit nidt ein Anderes nachſtehend 
angeordnet worden, Hinftig nicht vorgeſchrieben werden; da, wo fie gegen“ 
wärtig beftehen, find fie in einer von der Ortäpoligeibehörbe zu beitin- 
menden, hödftens einjährigen Friſt aufzuheben. 

8 73. Die Väder und die Verläufer von Badwaaren ldnnen durh 
die Drtspoligeibehörde angehalten werden, die Preife und das Gemict 
ihrer verihiebenen Badıvaaren für gewiſſe von berfelben zu beftimmiende 
Zeiträume durch einen von außen fihtbaren Anfglag am Berfaufslolale 
zur Kenntnih des Publikums zu bringen. 

Diefer Anjhlag ift Toftenfrei mit dem polizeilichen Stempel zu ver 
fehen und täglich während der Derkaufspeit auszuhängen. 

874. Wo ber Verfauf don Bagwaaren mur mad den von den 
Bädern und Verfäufern an ihren Verfaufslofalen angeihlagenen Preicn 
erlaubt ift, Tann die Ortspoligeibehörde die Bäder und Verkäufer zuglcih 
anhalten, im Berfaufslofale eine Waage mit den erforderlichen geaichten 
Gewichten aufzuftellen und die Benupung berfelben zum Nadhwiegen da 
verfauften Baawaaren zu geftatten. 

$ 75. Die Gaſtwirthe können durch die Ortöpoligetbehörbe angehalten 
werden, das Verzeichnib der don ihnen geftellten Preiſe einzureichen und 
im ben Gaftzimmern anzufclagen. Diefe Preife dürfen zwar jedereit ab 
geändert werben, bleiben aber fo Tange in Kraft, bis die Abänderung da 
Voligeibehörde angezeigt und das abgeinderte Verzeicnik in den Gafr 
immern angeilagen ift. Auf Veihwerden Meiiender wegen Mehr: 





entgegenitehen, befügt, bie Kehrbezirle aufzuheben oder zu verändern, ohne daß 
deshalb den Bezirks» Schornfteinfegern ein Wideripruchsrecht oder ein Aniprud) 
auf Entihädigung zufteht.] 

8 78. Hinfihtlih der Zaren für jolche gewerbetreibende Perfonen, 
welche nad) den Bejtimmungen im $ 36 von den Behörden zu beeidigen 
und anzuftellen find, wird durch das gegenwärtige Gejeh nichts geändert. 
Die nad) $ 36 zuftändigen Behörden find befugt, für dieje Berjonen auch 
da Zaren einzuführen, wo dergleihen bisher nicht beftanden,. 

[Der $ 36 lautet: Das Gewerbe ber Feldmeffer Yuftionatoren, Derjenigen, 
weiche den Yeingehalt edler Metalle oder die Beihaffenheit, Menge oder richtige 
Berpadung von Waaren irgend einer Art feitjtellen, der Güterbejtätiger, Schaffner, 
Wäger, Meiler, Brader, Schauer, Stauer u. |. w., darf zwar frei betrieben wer⸗ 
den, e8 bleiben jedoch die verfaffungsmäßig dazu befugten Staats oder Kom ⸗ 
munalbehörben oder torporationen aud) ferner berechtigt, Perjonen, welche diefe 
Gewerbe betreiben wollen, auf die Beobachtung der beitehenden Voricriften zu 
beeidigen und öffentfid, anzuftellen. 

Die Veitimmungen der Geſehe, welde den Handlungen der genannten Ger 
werbetreibenden eine bejondere Glaubwürdigfeit beilegen oder an dieſe Hand» 
Iungen bejondere rechtliche Wirkungen Mnüpfen, find nur auf die von den ver- 
faflungsmäßig dazu befugten Staats oder Kommunalbehörden oder Korporationen 
angeitellten Berjomen zu beyiehen.] 

8 79. Die in den 88 73 bis 78 genannten Gewerbetreibenden find 
best, die feftgeftelften Preife und Zaren zu ermähigen. 


II. Innungen. ($ 81 ff. der Gemwerbe-Drdnung.) 


$ 89. Verträge der Innungen über die Erwerbung, Beräukerung 
oder Verpfändung unbeweglicher Sachen und über Darlehen, für welde 
das unbewenlihe Vermögen der Smmung oder die Nugungen deffelbert 
auf länger als ein Jahr baften follen, bedürfen zu ihrer Nechtsgültigfeit 
der Benepmigung der Gemeindebehörde, Diefelbe darf jedoch nicht veriagt 
werden, wenn nachgewiejen wird, dab die Erfüllung aller beitehenden 
Verpflichtungen der Innung fowie der für den Fall der Auflöfung durch 

$ 94 getroffenen Vonchriften nefichert bleibt. 
[Beihiwerden über die Gemeindebehörden in dieſet Beziehung gehen den ger 

wöhnlien Inftanzenzug.] 
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Eine Vertheilung des Hiernad) verbleibenden Reinvermögens unter die 
zeitigen Mitglieder Tann die Inmung bei ihrer Auflöfung me foweit be 
lieben, als daſſelbe aus Beiträgen dieſer Mitgliever entjtanden ift. Der 
Reft des Vermögens wird, fofern in bem Giatute oder in den Landes: 
geſetzen nicht ein Anderes ausdrüdlic beftimmt ift, der Gemeinde, in 
weldjer bie aufgelöfte Innung ifren Sit hatte, zur Benugung für ge 
werblid;e Zivede übermwiefen. B 

Entitehen aus ben vorftehenden Beftimmungen Differenzen zwijden 
der Ortsgemeinde und ber Iumung, fo fteht die Entigeibung darüber der 
Hößeren Bermaltungsbehörde zu. "Lepterer fteht auch bie Befugnib zu, 
den bisher mit der Snnung verbunden gewmejenen UnterridptSanftalten, 
Hütfstaffen oder anderen Smftituten zu öffentlichen Zwecen nad) der Auf 
fung der Innung Korporationsreäte zu ertheilen. 

Die vorftehenden Vorſchriften Tommen aud; im falle des Erldichens 
einer Innung durch Ausfterben ihrer Mitglieder zur Anwendung. 

[&ine Abiehnung der Uebernahme des ihnen zufallenden Innumgs-Bermögens 
fteht den Gemeinden nicht zu.) 

$ 95. Die Gemeinbebehörbe übt die Aufficht über die Junungen aus 
Sie enticjeidet Steeitigteiten über die Aufnahme und Musichliekung von 
Genoffen, über Die Mahl ber Vorftände und über Die Rechte und Prlicten 
der Iepteren. Gegen ihre Entideidung fteht der Returs am die höhe 
Berwaltungsbehörbe offen, welcher binnen einer pratiufiviſchen Frift von 
dier Wochen bei der Gemeindebehörbe anzubringen ift. 

Inmungs-Berfammlungen, in weldjen über Abänberungen bes Statut: 
ober über die Auflöfung der Innung Beſchluß gefaht werden foll, wohnt 
die Gemeindebehörde durch eines ihrer Mitglieder ober einen Beauftragten 
bei. An anderen Berathungen der Innung mimmt fie nicht Theil Die 
Beftätigung der Wahl der Borftände fteht ihr fortan nicht au. 


IV. Streitigteiten in Gewerbe-Angelegenheiten. 
($ 1208 ff. der Gewerbe-Orbnung.) 


$ 120 a. Streitigkeiten der jelbftftändigen @ewerbetreibenden mit 
ihren Arbeitern, die auf den Antritt, die Fortjegung oder Aufhebung bee 
Ürbeitsverhältniffes, auf die gegenfeitigen Teiftungen aus bdemfelben, auf 
bie Ertheilung oder den Inhalt der Arbeitsbücher ober Beugniffe fid) be 
diehen, find, foweit für dieje Angelegenheiten bejonbere Behörden beftehen, 
bei dieſen zur Enti—jeidung zu bringen. 

Inſoweit folde befondere Behörden nicht beftehen, erfolgt bie Ent 
ſcheidung durch die Gemeindebehörbe. Gegen dieje Eniſcheidung fteht die 
Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen offen; die vorläufige 
Volftredung wird durch die Berufung nicht aufgehalten. 

Durd) Ortsitatut Können an Stelle der gegenwärtig hierfür bejtimmten 
Behörden Schiedsgerichte mit der Entſcheidung betraut werden. Dieſelben 
And durch die Gemeindebehörde unter gleihmäßiger Bugiehung von Ar 
beitgebern und Arbeitern zu bilden. 


V. Ortsſtatuten. Vergl. Noten zu $ 11. 





bei der Eröffnung ihres Gewerbebetriebe das Lotal deffelben ſowie jeden 
fpäteren Wechjel des Iepteren fpäteftens am Tage feines Cinkritts ber zur 
änbigen Behörde ihres Mohmortes anzugeben. 
u 15, Die Behörde beiheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang 
inzeit 
(Bergl. auch Sr. 1, 2, 18 und 14 der Inftrution vom 21. Juni 1869.) 


VI. Eihungsämter. 


Die Eigungsämter find mit Ausnahme derjenigen Orte, wo Eichungs · 
Iufpeftoren ihren Sit baben, Gemeinde-Anftalten, Gie beftehen aus 
&inem Zorfigenden, einem Renbanten und einem Eihmeifter, beffen Oua- 
Hfifation vom Cicungs-Inipeltor fetgeftellt fein muß. Zur Errichtung 
eines Cijamtes ift zwar bie Genehmigung des Handelsminifters erforder» 
Tidj; biefelbe Darf aber nicht verfagt werben, fofern bie Gemeinden bie er» 
forderlichen Tofalitäten, Normalen u. f. w. beicaffen und .einen qualifi- 
äirten Eigungsmeifter nachweiſen Die Ciungstoften Hat bie Gemeinde 
daffe, der au die Eiungsgebühren zufließen, zu tragen. ($ 1, 3 u. 5 
des Gefeges vom 26. November 1869, Ge.-Samml. ©. 1465, Eihungs- 
Sehmung vom 28. Zufi 1869, B-G-B1. Anhang, und Nadträge vom 
21. Dezember 1869, '8. Juni 1871, 15. April und 3. Muguft 1872.) 


VII. Säulaufliät. 


Den Gemeinden fteht bie Theilnahme an der Schulaufficht zu, und ift 
in diefer Beziehung dur) das Gefek vom 11. März 1872 nichts geändert 
worben. ($ 3 des Gefeges vom 11. Mär 1872, Gel-Samml. ©. 183.) 

14. Cine allgemeine Inftruftion für das ſtadtiſche Kaſſen. und Rechnungsweſen ift 
nicht vorhanden. “Der $ 124 der Stäbte-Drbmung von 1831 überlich ben Rer 
gierungen den Erlaß derartiger Inftruftionen. 

15. Städtiihe Spartaffen dürfen ihre Veftände nur in volftänbig fiherer Weife an⸗ 
Tegen. Staatlich nit garantizte Eijenbahn-Prioritäts- Obligationen eignen ſig 
nicht zue Belegung von Sparkaffenbeftänden. (MinRefer. vom 8. April 1871, 
B. M-BL. ©. 150) 

16.63 empfiehlt fih, eine ſtandige Kaffen-Revifions-Kommiffion zu bilden ($ 59) 
und die Revifions-Berhanblungen der Stabtverorbneten-Berfammlung zur Kennt« 
nignahme mitzuteilen. 

17 Qu Ar. 5). Magiftrat ift zwar gemäh Nr. 8 ohne Weiteres legitimirt, Progeffe 
Namens der Stadtgemeinde bei Gericht zu führen; er wird aber vor Anftrengung 
des Peozeffes in feinem eigenen Snterefie fi) der Zuftimmung. der Ctadtver« 
ordneten-Berfammlung zu_vergemilfern Haben. 

18. Die Wahrnehmung des Sntereffes bei der nad) $ 18 des Grundfteuer-Entjh”" 
gungsgefeges vom 21. Mai 1861 den Kommunalbehörden zugewiejenen Welch 





u ty wu, wen run wur werk 

vom 8. Dezember 1861.) 

. Unter medjanifchen Dienitleiftungen find ſoiche zu verftehen, welche feine befondere Vor 

Bildung erfordern, aljo fünlid alle Unterbeamtenitellen, wohin Boten, Kaſtellane 
Erefutoren und unpweifelhaft auch die Poligeidicner zu rechnen find, da ja aus 
der Staat Schutzmänner häufig mur auf Kündigung anſtellt. Es "it Diele Ber 
ftinımung, von der die Kommumen nicht in dem Mae Gebrauch machen, wie es 
ihe Interefte erheiicht, eine hochwichtige für die Stadtgemeinden, da die bon der 
feiben anf Kündigung angejtellten Verforgungsberegtigten feinen Anipruc auf 
Penfion erwerben, vielmehr nad) ihrem Ausiceiden aus dem Kommunaldienit: 
wieder in den Genuß des ftaatlichen Gnadengehalts treten. 

23. Der definitiven Anftellung Tann eine beliebig zu bemeiiende Probedienitjeit voran“ 
gehen, während welder der betreffende Unterbeamte, ſofern er den am ihn zu 
ftellenden Aniprüchen nicht genügt, jederzeit entfafien werden fann. 

24. Alle Magiftrats-Unterbeamte find entweder definitiv, d.h. auf Lebenszeit, oder 
auf Kündigung anzuftellen. Die Annahme don Beamten unter beliebigen Kor 
traftsbedingungen, alio beiipielöweife unter dem Vorbehalt jederzeitiger Entlafung 
ohne Kündigung, ohne Disziplinar-Berfahren und ohne gerichtliche Unteruhung, 
ift unyuläjfig. (Min.:Rejer. vom 27. März 1843, ®. MB. ©. 124.) 
. Zede Anitellung, bei melher die gefeglihen Vorichriften verlegt find, iR von 
vornherein ungültig. Diejelbe hat für den derart Angeftellten ebenjo wenig Br 
rechtigungen gegen bie anjtellende Gemeinde wie für letztere Verpflihtumgen gegen 
den Yngeftellten zuc Folge. (Min.cRefer. vom 29. Zuni 1833, Ann. ©. 437.) 
. Sinfictlich der Delaffung oder Ginjiehung und reip. Wieder 
Gnadengehalts ber im Givifdienft angeitellten oder bejchäftigten Mi 
ordnet der Staatsminifterial-Beihlub vom 30. Mai 1844 (B. M.BL. &: 298) 
Nachſtehendes an: 





2 


8 














2: 


8 












2 


8 





I. Bei der Anftellung oder Beſchäftigung im Givildienft. 
1. In Betreff von Invaliden, welche ein Gnadengehalt beziehen. 


a) Bei Anftellungen. 


$ 1. Sobald ein mit einem Gnadengehalt entfaffener Militär-Fnvalide 
in einer etatsmäßigen oder einer anderen beftimmten Stelle angeitelt 
wird, hört die Zahlung feines Gnabengehalts ſogieich auf. 

$ 2. Diefe feitfebung besieht fi jedod nım auf derartige Anftel- 
ungen im unmittelbaren Staatsdienfte, im Dienfte einer ftädtiihen Kom: 
mune, eines ſtändiſchen Inſtituts, bei einer ganz oder theilmeiie and 
Staatsfonds, aus den Fonds einer ftädtiihen Kommune, eines ftändiiher 
Iuftituts unterhaltenen Behörde oder endlich in Unterbedienungen bei din 
Vürgermeifterei-Verbänden in den weitlichen Provinzen. 









im vorigen Paragraphen gedachten Beftimmungen überhaupt zuläffig it, 
erit nad; Ablauf der erſten ſechs Monate der Beihäftigung erfolgen. 

$ 11. Wird ein Imvalide zwar zur Hülfsleiftung bei einer der im 
$ 2 bezeichneten Behörden, jedod als Privatgehülie eines etatsmähigen 
Beamten, gegen eine von diejem auögejegte und aus feinem Eintommen 
zu zahlende Remuneration angenommen, jo verbleibt er im Genuffe feines 
Gnadengehalts. 


c) Bei vorübergehender Beihäftigung im Eivildienfte, 


$ 12. Imvaliden, welche nur vorübergchend gegen ftüchveife Bezah- 
lumg oder Boten oder Zager oder Wocenlohn oder die Erehutions- 
gebühren zur Hülfsleiftung angenommen werden, behalten ihr Gnaden- 
gehalt unerfürzt, 3. 8. Hülfoihreiber mit Ymveilung auf Sopialien- 
Werbienft, Gülfsboten und Hülfserefutoren, melde von Zeit zu Zeit zu 
Dienftleiftungen herangezogen werden, Hülfsauficher bei Bauten und 
ambulante Hülfsauffeher im der Forit-, Steuer und Poitverwaltung 2. 











zu einer anderen gleichartigen Beihäftigung, fo bezieht er alsdann fein 
Önabengehit von Neuem während der erften ſechs Monate feiner Ber 
gung. 
$ 20. Wenn ein im Staatsbienfte in einer etatsmäßigen oder einer 
anderen beftimmten Stelle angeftellter vormaliger Milität-Invalibe 
3) aus der ihm auf Rebenszeit verliehenen Civilftelle entlaffen wird und 








wurweguuene, juopenunie, ve Seunugung ze. uptcuung purer un 
vielmehr Fonjolidiren meiitentheil$ derartige prefäre Verhältnifie, wenn fie 
haupt fortbeitehen, ftillihweigend durch ihre Daner ober hödjitens durch eine 
änderung des Einfommens, indem beifpielsweile in einzelnen folder Fülle it 
der anfangs bewilligten 1,50 Mark täglicher Diäten fpäter, der Beſtimmung > 
Etats konform, 45 Mark monatlicher Diäten bewilligt werden. 

Die Frage, ob und inwieweit die Zahlung der Invaliden-Penfton im 
mäßheit des Staatsminifterial-Beichlufes vom 30. Mai 1844 einzuitellen iit, » 
aber zugleich; mit der Berufung des Invaliden enticieben und durd die en 















der Verufungsordre Mar geitellt werben. Es ift ebenjo wenig zuläflig, fe hinter 
: 





mad) der wirflichen Dauer und der fattiihen Geitaltung des Verhälmi 
beurteilen, alö c$ andererfeits auf die bloke urfprüngliche Abficht einer danern 
oder nur temporären Berufung anfommen Tann, fofern biefe Abficht nicht de 
die Faffung der Verufungsordre fonftatirt und in diefer Weife dem Beruic 
ein Recht auf die Dauer gewährt ift. 

Diefen Grforderniffen entjpricht das Verfahren der Behörden nicht, wenn — 
ftatt ihre Ausdrucsweile in den Berufungs»Ordres nach den Kategorien 
Stoatsminifterialbeihluffes zu iceiden, auch Fälle, die unzweifelhaft als mirt! 
Anftellungen auf Probe ober auf tünbigung gelten follen, in der vorenmi 
Art und Weife bejeihnen, ober wenn fie von der Meinung ausgehen, das — 
ofme Nüdjicht auf die fonftige tepniiche Vedentung und Wirkung jener vehen 
mungen, nur daranf anfonune, ob es den Umftänden nach in der bjicht lan v 
nicht, den Imvaliden in der vorläufig oder fommiffariich übertragenen 
fpäterhin definitiv zu beftätigen oder zu beioſſen 

Die Miniiter des Innern, der Finanzen, für Handel ac. und für die Int 
wirthicaftlicen Angelegenheiten Haben deohalb Weranlafung genommen, m 
Girhular- Eriaifes vom 20. Oftober 1864 (®. M.- Bl. ©. 265) auf die 
wendigfeit Hinzumeiien, dah die anftellenden Behörden fich in Zukunft bei 
Verufungen von Militär» Invaliden zur Anitelung oder Beihäftinung im 
dienft der beftiminten, im Staatsminifterial»Beichlufie vom 30. Mai 18H x 
brauchten Ausdrüde zur Untericheidung ber dort in den $$ 1, 4, 9, 10 um ! 
aufgeftelten Kategorien bedienen. Zur näheren Erläuterung wind noch Folgen“ 
bemerkt: 

1. Sn deu 8 1 bis 8 handelt der Staatsminifterial»Beiclub von der Wr 
ftellung eines Miitär-Invaliden in einer etatsmäbigen oder anderen t.- 
ftinmten Stelle, d. h. einer ſoigen Cielle, die entweder in dem hetrefienter 
Berwaltungs-Gtat aufgeführt ift oder, was mur in jeltenen füllen ver 
Tonmen wird, obivohl fie dort nicht verzeichnet fteht, nleidhwohl mit einen 
beftinmten Stelleneinfommen (im Gegeniage zu blos biätarifcer Remunc: 
ration) verbunden ift, mag diejes Einfommen auch, wie 3. ®. bei der Ar 
weifung auf Gebühren, ein in quanto ungemoiffes fein ($ 7). Sobald da 
Zuvalide in einer jolhen Stelle angeftellt wird, Hört die Bahlung dt 
Juvalidenpenfion fofort auf, vhne Unterihied, ob die Anftellung auf 
Vevenzgeit, auf Kündigumg ober auf Probe erfolgt ift ($ 4). Cs Inn 
daher in diefer Beziehung nur auf die Natur der Stelle felbft als ent 
etatsmäßigen ober andern beftiminten, nicht aber auf bie Modalitäten der 
Antellung an. 




































mag die Dauer derjelben fid) im Voraus beftimmen laſſen oder nicht, fein 
Ende erreicht, danıit das Bedürfnig der Dienftleitung aufhört und der 
Hierzu angenommene Militär Jnvalide, aud wenn jeine Leiftungen und 
feine Führung durchaus befriedigen, wieder entlaffen werden muR. «Hierher 
gehört ferner die einjtweilige Herangiehung von Invaliden zur Verwaltung 
jolher Etellen, welde nad den beitehenden Vorſchriften mit Beamten 
anderer Kategorien gu beiehen find, bei denen daher eine dauernde Beir 
behaltung der Invaliden aus diejem Grunde nicht ftattfinden ann. Der 
Umjtand, dab eine ihrer Natur nach vorübergehende Beihäftigung ohne 
Unterbredung über jechs Monate andauert, macht fie noch nicht zu einer 
an fich fortdauernden und tegelmäßigen im Cinne des $ 9 und fchlicht 
daher die Anwendung der Vorichrift des $ 12 nicht aus. 
Bon dem Ermefien der auitellenden Behörden hängt es zunächſt ab, 
die Art und Weife der Anftellung oder Beicjäftgung, zu welder fie im 
einem gegebenen Falle einen Militär Snvaliden berufen wollen, zu ber 
ftinmen. Cie Haben aber glei) bei der Berufung nad Mahgabe der 
vorftehend amgedeuteten Gefichtspunkte zu prüfen, unter welhe der drei 
im Staatsminiiterial-Beichluffe vom 30. Mai 1844 unterichiedenen Kater 
gorien die fragliche Beihäftigung fällt, und demnächſt in der die Berufung 
enthaltenden Verfügung ſich der in dem mehrerwähnten Staatsntini 
Beihlufte zur Beyeichnung. jener Kategorie gebrauchten Nusdrüde zu bes 
dienen. 

2". Die Benfionsverfältliffe der Militärperjonen find durch das Gejeh vom 27. Juni 
1371 (R.-6.-B1. ©. 275) geregelt. Rach 8331. c. ruht das Recht auf den Bezug 
der eigentlihen Penfion, mean und jo lange ein Penfionär im Reihe, Staats» 
oder im Kommmmmaldienjte ein Dienfteinfommen bezieht, infowveit, als der Betrag 
Nies neuen Dienfteinfommens unter Hinzurehnung der Penfion, ausihliehlich 
der Penfionserhöhung (88 12, 13), den Betrag des vor der Penfionirung bes 
jogenen venfionsfähigen Dienfteinfonmens überfteigt. Bei Anitelung im Civils 
dienft verbleiben die Penfionserhöhungen dem Penfionär neben den font zu 
tändigen Kompetenzen ($ 34). Mit der Gewährung einer Givilpenfion aber 
aus Reichs oder Staatsfonds fällt bis auf Höhe des Betrages derjelben das 
Recht auf den Bezug der früheren Militärpenfion weg. Die Penfionserhöhung 
verbleibt jedoch dem Einpfänger. Hat die Civildienitzeit weniger als ein Jahr 
terragen, fo wird für den Tall des Burüdteetens in den Nuheftand die volle 
Wilttärpenfion wiedergewährt ($ 35). Erdient ein Miltärpenfionär, welcher in 
eine an fich zur Renfion berechfigende Stellung des Rommunaldienftes eingetreten 
it, im dieſer Stellung eine Penfton, jo findet neben derjelben der Yortbejug der 
auf Grund diejes Gejeges erworbenen Militärpenfion mır in dem dunh $ 33c 
begrenzten Umfange itatt. Die Penjtonserhöhung verbleibt jedod) dem Empfänger 
45 36). Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Benfion auf Grund 
der Beitiinmungen in den $$ 32 bis 36 tritt mit dem Beginn desjenigen Monats 
ein, melcher auf das eine folde Veränderung nad, fid) zichende Ereignik folgt. 
in Falle vorübergehender Beichäftigung im Neicht«, Staats: oder im Kommunale 
dienſte gegen Zagegelder oder eine anderweite Entihädigung wird die Penfion 














Die Frage, ob und inwieweit die Zahlung der Invaliden ⸗Penſton in 
mäßpeit des Staatsminifterial-Vefäfuffes vom 30. Mai 1844 einzuftellen ift 
aber zugleich mit ber Berufung des Snvaliden entichieben und durch die ruf 
der Berufungsorbre Mar geftellt werben. ES tit ebenjo wenig zufäffig, fie binterh 
mad; der wirftichen Dauer und der faltiihen Geitaltung des Verhältnifies 1 
beurtheilen, als es andererjeits auf bie bloße urfprüngliche Abfict einer Bauern:= 
oder nur temporären Berufung anfommen Tann, foren biefe Mbficht nicht d 
die Faffung der Berufungsorbre Tomftatirt und in diefer Weife dem Beruterer 
ein Reit auf die Dauer gewährt it. 

Diefen Erforderniffen entipricht das Verfahren der Behörden nicht, wenn fr 
ftatt ihre Musdrudsweie in den Berufungs+Ordres nad; den Kategorien d: 
Staatsminifterialbeiäfuffes zu ſcheiden auch Fälle, bie unzweifelhaft als wirft. 
Anftellungen auf Probe oder auf Kündigung gelten follen, in der vorermähn 
rt und Meife bezeichnen, ober wenn fie von der Meinung ausgeben, das « 
ofme Rüdficht auf die fonftige kechnijche Bedeutung und Wirkung jener Bereic: 
mungen, nur darauf anfomme, ob e8 den Umftänden nach in der Abficht Tag vnct 
nicht, ben Snvaliden in der vorläufig oder Lommiflarifch übertragenen Ziel. 
fpäterhin definitid zu beftätigen oder zu belaffen. 

Die Minifter des Innern, der Finanzen, für Handel 2c. und für die ları. 
wirthicjaftlichen Angelegenheiten Haben deshalb Weranlaffung genonmen, mite'* 
Cirkular« Grlafies dom 20. DOftober 1864 (®. M.»Bl. ©. 265) auf di ; 
wenbigfeit Hinzuweifen, daf die anftellenden Behörben fi in Zufunft bei ihrer 
Berufungen von Mititär« Invaliden zur Anftellung oder Beihäftigung im Liv: 
dienft der beftimmten, im Staatminifterial-Beichlufie vom 30. Mai 18H xc 
brauchten Ausdrüde zur Untericeidung der dort in den $8 1, 4, 9, 10 um 
aufgeftelften Kategorien bebienen. Zur näheren Erläuterung wird nod) Folgen 
bemerkt: 

1. In ben $$ 1 bis 8 Handelt der Gtaatsminifterial-Beidjlub von der An- 
felfung eines Mititär-Invaliden in einer elatsmähigen oder anderen t:- 
ftimmten Stelle, d. h. einer foldhen Stelle, bie enttweder im dem betrefien 
Verwaltungs-Gtat aufgeführt ift ober, iwas nur in jeltenen fällen acı 
Tommen wird, obwohl fie dort nicht berzeichnet fteht, gleichwohl mit eincu 
beftimmten Stelleneintommen (im Gegenfape zu dios diätarticher Reminc: 
tation) verbunden ift, mag diejes Einkommen aud, wie 3. 3. bei der An- 
weifung auf Gebühren, ein in quanto ungeiiffeß fein ($ 7). Sobald dır 
Invalide in einer ſoichen Stelle angeftellt wird, Hört die Zahlung dır 
Invalidenpenfton fofort auf, ohne Unterjcjied, ob die Anftellung auf 
Tebenzpeit, auf Kündigumg ober auf Probe erfolgt ift ($ 4). 8 Tommi 
daher in diefer Beziehung nur auf bie Natur der Stelle jelbft als ein 
etatsmäßigen oder andern beftimmten, nicht aber auf die Modalttäten der 
Anftellung an. 































Gwen yegevenen une een Annan znouwen vesupn wuucu, gu ver 
jtimmen. Sie haben aber gleich bei der Berufung nad Maßgabe der 
dorftehend angebeuteten Gejtchtspunfte zu prüfen, unter welche der drei 
im Staatsminiterial-Beichluffe vom 30. Mai 1844 untericiedenen Kater 
gorien die fragliche Beihäftigung fällt, und demnächſt in der die Berufung 
enthaltenden Verfügung ſich der in dem mehrerwähnten Staatsminifteriale 
Beichlufie zur Bezeichnung jener Rategorie gebraudten Uusbrüde zu ber 
dienen. 

2% Die Penfionsverhältiliie der Militärperfonen find durch das Geje vom 27. Juni 
1871 (R-G.Bl. &. 275) geregelt. Nach 8331. c. ruht das Recht auf den Berug 
der eigentlichen Penfion, wehn und jo lange ein Penjionär im Reiche», Staats« 
oder im Kommunaldienfte ein Dienfteinfommen bezieht, infoweit, als der Betrag 
dieſes neuen Dienfteinfommens unter Hinzure_hnung der Penfion, ausihliehlich 
der Penfionserhähung ($$ 12, 13), den Betrag bes vor der Penfionirung ber 
jogenen penfionsfähigen Dienfteinfommens überfteigt. Bei Anftellung im Civil: 

ienft verbleiben die Penfionserhöhungen dem Penfionär neben den 

händigen Kompetenzen ($ 34). Mit der Gewährung einer Civilpenfi 
aus Reichs: oder Etaatsfonds fält bis auf Höhe des Betrages derielben das 

Recht auf den Bezug der früheren Militärpenfion weg.” Die Penfionserhöhung 

verbleibt jedoch dem Einpfänger. Hat die Civildienftzeit weniger als ein Jahr 

berragen, fo wird für den Fall des Zurüdtretens in den Mubeftand die volle 

Vilitärpenfion twiedergewährt ($ 35). Grdient ein Militärpenjionär, welder in 

eine an fich zur Penſion berechtigende Stellung des Kommunaldienſtes eingetreten 

ih, in bieier Stellung eine Penfion, jo findet neben derjelben der Fortbezug der 
auf Grund dieſes Gejeges erworbenen Militärpenfion nur in dem durch $ 33c 
begrenzten Umfange ftatt. Die Penfionserhöhung verbleibt jedoch dem Empfänger 

6 36). Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penjion auf Orund 

ter Beitimmungen in den $ 32 bis 36 tritt mit dem Beginn desjenigen Monats 

ein, welder auf das eine folde Veränderung nach fid) zichende Ereigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beihäftigung in Reicht, © ü 

dienfte gegen Tagegelder oder eine anberweite Enticäi 















ng wird die Penfion 


„Die zur Klaſſe der Unteroffiziere und Gemeinen gehörenden Perio:-- 
des Coldatenjtandes haben Anſbruch auf Inpalidenverjorgung, wer. = 
durch Dienftbeihädigung oder nad) einer Dienitzeit von mindenens 
Jahren invalide geworden find. 

‚Haben dieſelben achtzehn Jahre oder länger aktiv gedient, jo ft 
Begründung ihres Berforgungsaniprudes der Nachweis der Anvali 
nicht erforderlich ($ 58). Die Invaliden find etweder Halbinvaliden, b 
folche, welche zwar zum Feld: oder Seedienjt untauglid, aber zum 6 
nijondienit nod) fähig find, oder Ganyinvaliden, welche zu feinerlei Mi: 
dienjt mehr tauglic find ($ 61). Als Invaliderveriorgung gelten Ber’ 
und Penfionszulagen, ber Civilverforgungsicein, bie Aufnahme im 
validen«Znititute, die Verwendung im Garniiondienft ($ 64). Tie 
derforgungsberechtigt anerfannten Invaliden erhalten, werm fie hd 
geführt haben, einen Givilverjorgumgsicein. Die Ganzinvaliden erhair: 
diefen Schein neben der Penfion, den Halbindaliden wird berielbe — 
ihrer Wahl an Stelle der Renjion verliehen, jedoch nur dann, mern fc 
mindeitens zwölf Jahre gedient haben ($ 75). Invaliden, melde an 
Epilepfie leiden oder wegen anderer Gebrechen zu Teinerlei Verment 
im Civildienft tauglih find, dürfen feinen Civilveriorgungsihein era 
& 76). Die Subalterne und Unterbeamtenitellen bei den Reihe un 
Staatsbehörben, jedoch ausichliehlic des Forftdienites, werben nad 
gabe der von dem Yundesrathe darüber feitzuitellenden allgemeinen & 
fäge vorzugsmeile mit Invaliden bejegt, melde den Givilveriorgung 
befigen (8 77." 

31. Das Recht des Magiftrats in Anftelung der Gemeindebeamten ift ein beichri 
denn e8 müffen bei Anftelung derjelben die Beitimmungen über die Anteli 
don Militär Jnvaliden beachtet werden: (Min.Znitr. d. 20. Juni 1853, Art. X. 
Die bezüglicgen, in dem Reglement vom 16. Suni 1867 (. MB. ©. 280, ern 
haltenen Beftummungen find nacjtchende: 

1. Militärperionen des ftehenden Heeres un® der Marine vom jeltm 
abwärts fönnen den Anſpruch auf Civilveriorgung und die Ausint 
Anftelung im Civil- Subaltern · und «Unterbeamtendienite erwerben. 
eriteren Falle wird ein Civilverjorgungsidein, im legteren alle ein Ci 
anitellungsihein ausgefertigt. Inhaber von Scheinen beider Koatego— 
werben mit dem Namen „Militäranwärter“ bezeichnet. 

2. Zu jeder Verjorgung reip. Anftellung im Givildienfte ift die Quatittz 
für die betreffende Stelle unbedingtes Grierderniß. Sofern für einy 
Dienititellen die Ablegung einer bejonderen Prüfung vorgeichrieben ft I 
haben fid) dieſer aud die Militiramvärter, welche fi) um die au. 2 
bewerben, zu unterzichen. 

3. Die für Mititäranmärter beitimmten Stellen kdnnen auch bejegt merdir! 
a) mit Martegeldempfängern, denen vor allen anderen Unmärten d= | 

Vorzug gebührt; 

b) mit ſolchen Givilbeamten, welche früher auf Grund ihrer Aniprüce at! 
Mititäranwärter angeftellt gewejen und für ihre bisherigen Zilin 
dienitunfähig geworden find; 

©) mit Peronen, welchen mittelft beionderer Kabinets · Ordre die An 
fteltungsfähigfeit beigelegt it. Die Verleihung derielben fol jerh 
nur für eine beitimmte Ztelle oder für beitimmte Rategerien de⸗ 
























































Dr wu zur en weigu. wie wie zug av; zu a 

Senn die Etadtbehörden bei Ginrichtung des Argivs den Nath eines Lahr 

verftändigen wünichen, fo haben fie die Beihülfe des Königl. Brovinzial-Arhirar: 

nachyufuchen, auch fönnen fie wichtige ftädtiihe Urfunden dem Wrovinzial ode 
dem Staats-Arhid gegen Quittung zur Aufbewahrung übergeben. Das jtädtiitk 

Archiv muß gegen Feuerönefahr, Yeuchtigleit u. f. w. gehörig geficpert und über 

fichtlich geordnet fein. (Din.efer. vom 30. November 1821, An. &. 802, von 

30. Suni 1837, Yun. ©. 425, 0. 3. Wün 1832, Ynn. ©, 666, und v. 17. dn 
1859, 9. MB. ©. 89) 

38. Das Win Refer. vom 3. September 1836 (Ann. ©. 362) empfiehlt ben Gemeint, 
weiche bieryu in der Lage find, die Anlegung von Ctadtbibliotgefen mit den 
möthigften Hitiömitteln für die Verwaltung, deren fih Jeder, der bei der Kom 
munalvenvaltung mitzivirfen hat, ev. auch jeder Bürger bedienen fünne. fals 
der Vürgenmeiiter Vırreaufoften bezieht, fo fann ihm wohl zugenmuthet werden, 
dafür die erforderlichen Hülfsbücher für feinen eigenen füglihen Gebrauch, nicht 
aber größere und foitipieligere Werke anzuicafien. 

39 (u Nr. 8). Magiftrat_ vertritt in allen Rechtsgeſchäften die Stadtgemeinde ohne 
Speyialvollmact der Stadtgemeinde. (Min.-Neier. d. 11. Jumi 1861, 8. Mdl. 

Anhang 847 zu $ 40, Zit. 3, Ihl. 1, Allg. Ger.-Drdn.) In privatrehte 

licven Ungelegenheiten Tann fi Magiftrat dutch Bevollmächtigte vertreten lan, 

deren Zabl in Progchiachen nicht mich als drei betragen darf. Im Auseinander 
fetungsfachen muß Wagiftrat, fofern er mehr als fünf Mitglieder zählt, Benol- 
mächtinte beitellen. Sntereflit die Etabtacmeinde bei einen Auscinanderfegungd: 
verfahren und follibiren die perfönlichen Intereffen der Magiftratsmitglieder mit 
denjenigen der Stadtgemeinde, fo Hat die Regierung einen Spezialfommiflarins 



































41. Es yt micht nothwendig, daB den Urtunden der genehnugende Stadtverordnetens 
Beichluß beigefügt wird. Der Mangel eines folden, aud wenn die Einholung 
deitetben nad den geſehlichen vorſchriften nothwendig geweſen wäre, entlaftet 
auch die Stadtgemeinde feineswegs von ben durch ben Magiftrat eingegangenen 
Verpflichtungen; denn bie Stadtgemeinde muß dritten Perjonen gegenüber die 
Veriehen und Berjäumniffe ihrer Beamten vertreten. (Ober+ Trib.»Erf, von 
6. Aprit 1848 und vom 3. Juli 1855, Striethorft Bd. 4, ©. 1, und Bb. 17, 
2. 317.) 

12. Gu Nr. M. Die Feitfegung des Repartitionsmodus ſowohl wie des aufzubrin« 
genden Eteuer-Colls unterliegt der Mitwirkung der Stadtverorbneten- Berfamm- 
lung; die Repartition der Gejammtjunme auf die einzelnen Steuerzahler da» 
asgen iſt ledigiich Sache des Magiftrats reſp. der zu diejem Behufe einzufegenden 
Einſchãtzungs⸗Koinmiſſion. 

4% Die Gemeinde-Abgaben und die Geldbetrage der Dienſte ($ 54) ſowie die Ab⸗ 
gaben für die Theilnahme an den Nugungen ($ 52) und bie fonftigen Ge 
meindegefälle werden von den Cäumigen im Gteuer-Exefutionswege beige: 
trieben ($ 69). 

4. Die Gemeinden find nicht befugt, auf Grund der 88 5 und 7 des Geſetzes dom 
25. Juni 1868 die Untervertheilung der Quartierlajt, joweit dieielbe in natura 

hu erfofgen hat, lediglich nach Mahgabe der Steuern und ohne Rüdfiht darauf 

zu bewirfen, welche zur Belegung mit Cinguartierung geeigneten Räumlichfeiten 
die einzelnen Cteuerpflichtigen befigen umd welcher Theil derjelben ihnen jelbft 

unentbehrlich ift. (Min.Nejer. vom 12. Januar 1870, ®. MB. ©. 79.) 

5. Die Kojten der Armenpflege in Gejammt + Armenverbänden ($$ 9 bis 18 Gefeh 

vom 8. März 1871) find nicht direlt auf die Einwohner des Gefammtbeztrks, 

jendern auf die einzelnen Gemeinden deffelben zu tepartiren. (Min. » Refer. vom 

30. Auguft 1871, B. M.Bl. ©. 250.) 

46. Die Zunehaltung der gefeglihen Vorihriften über die Maße und Gewichte it 
dur, periodiice Nevifionen zu Iontroliren. (Min.Nefer. vom 26. Februar 1873, 

VNBL ©. 67.) 

fionirte Gendarmen und Oberwachtmeiſter erhalten bei ihrem Ausſcheiden 

aus dem Givildienite die Gendarmerie-Benjion aus dem Gendarmerie-Benftons- 
jonds gezahlt. (Dlin.-Refcr. vom 23. Februar 1872, V. M.-Bl. pro 1873, ©. 11.) 

48. Die Einziehung der Invalidenpenfionen bei Anftellung im Eivilbienfte und nad) 
Ablauf von jehs Monaten hat nur in dem Falle zu unterbfeiben, wenn ben 

fiondr, während ihm die Eigenfcaft eines Beanten wicht zufteht, feine died- 

fälligen Dienftverrihtungen nur jtüchveife veip. durch Boten, Tage: oder Wocens 
ihn oder Kopialien begahll werden. (Min-Refer vom 1. April 1873, ®.MBt. 
) 

















113. 

49. Jivaliden, welche im Cipildienſt beichüftigt werden, Haben Anfprud) auf den 
Sortbezug der Invalidenpenfion für volle je Monate. (Min.Rejer. v. 9. Febr. 
1873, 8. M-Bl. ©. 26. cfr. aud Min-Refer. vom 1. April 1873, V. MB. 
©. 113) 

D. Bei vorhandener Dualififation zangiren die Militäranwärter biufictlid der 
Neifenfolge ihrer Anitellung im Civildienfte, wie folgt, unter fich: 

1. die Inhaber des Givilverforgungsicheins, 
2. die Inhaber des Civilanitellungsiheins. 


Rode, Stäbte-Orknung. 22 


Die Impfürzte vermerfen in den Liften, ob bie Impfung mit oder 
ohne Crfolg dollzogen oder ob und weshalb fie gang oder borläuin 
unterblicben ift. 

Nac) dem Schluffe des Kalenderjahres find bie Liften der Bchörde 
einzureichen. 

Die Einreihung der Liſten wird durch den Bundesrath feitgeftelt. 

Hierzu beftimmt das Ausführungsgefeg vom 12. April 1875: 

$ 1. Die Kreiſe, in den Hohenzollernicen Landen die Amtivcr- 
bände, Haben die Fmpibegirfe zu Bilden, Die Smpfärzte anzuftee 
und die Koften zu tragen, welche durch die Ausführung des Jı 
geieges vom 8. April 1874 entitehen, mit Yusnahme jedoh d:r 
Koften für die Herftellung und Unterhaltung der Smpf » Snftiture. 
«9ı.c) 

$ 2. Bu den don den Kreifen und Amtsverbänden zu tragenden 
Koften gehören die Nemumeration der Smpfärzte, die Kojten der er 
forderlichen Bureauarbeiten ſomie Die Koften für ben Druc der nöthiacn 
iiten, Scheine und Beugniffe. Dafür fallen den Kreifen und Anırs- 
verbänden aber auch die Gebühren für die in den Impfterminen er 
tHeiften Bejdpeinigungen zu, foweit biefelben nad) $ 11 des Reich? 
mpfgefeges nicht gebührenfrei find. Alle Impficeine find übrigens 
ftempelfeei. 

Außerdem iſt von ben Gemeinden, in deren Beirk öffentliche Inpi- 
termine ($ 6 Gele vom 8. April 1874) abgehalten werden, hierüür 
ein geeignetes Cofal bereit zu ftellen und bem Smpfarzte bie datei 
erforderliche Cchreibhülfe zu gewähren. 

$ 3. Die vorjtchenden Bejtimmumgen finden aud; Anwendung 
auf die bei dem Ausbruch) einer Podenepibemie angeordneten Zmanzs- 
Impfungen. 











Die auf die Städte bezüglichen Befimmungen der Areis- Ordnung 
som 13. Dezember 1872, der Provinzial-Ordnung vom 29. Juni 1875 
und des Kompelenzgefeßes vom 26. Juli 1876, foweit diefelben 
nicht bei den einzelnen Paragraphen der Städte-Ordnung 
erörtert worden find. 


Bon den Streistagswaßlen. 


Die reistagswahlen ber ftäbtiicen Abgeorbneten werben im Geltungsbereidje 
der Kreis-Orbnung dom 13. Dezember 1872 dur Magiftrat und Stabtverordneten- 
Berfammlung gemeinfhaftlic) vollzogen. 

Die bezůglichen Vorſchriften Iauten: 


Von der Zuſammenſetzung bes Kreistages. Zahl ber Mitglieder des Kreisſtages. 
58. 

Die Kreisverfammlung (der Kreistag) befteht in Kreifen, welche unter Ausſchluß 
der im aktiven Militärdienfte ftehenden Perjonen 25,000 oder weniger Einwohner 
haben, aus 25 Mitgliedern. In Kreifen mit mehr als 25,000 bis zu 100,000 Ein 
wohnern tritt für jede Bolgahl von 5000 und in Kreifen mit mehr als 100,000 Eins 
mohnern für jede über bie Iehte Zahl überihiehende Volzahl von 10,000 Einwohnern 
ie ein Bertreter Bingu. 


88. 
Zum gwede der Wahl des Kreistags · Abgeordneten werben drei Wahlverbände 
gebildet ımb zwar: 
a) ber Wahlverbanb der größeren landlichen Grunbbeftper; 
b) der Wahlverband der Sandgemeinden und 
©) der Wahlverband ber Städte, 
Im Reifen, in melden feine Stadtgemeinde vorhanden ift, ſcheidet der Wahl⸗ 
perband der Städte aus. 
Für reife, welge nur aus einer ober mehreren Städten beſtehen, gelten die 
Xoricriften ber 98 169 und 171 biß 175 biefes Gefehes. 


22° 


neuer veruunye wu 

Nach Grlab der ProvinyialOrdnung bleibt den Probinzialvertretungen übertaren 
für ihre Provinz oder and für einzelne Kreife derjelben ben Betrag von 75 Zhlr. au‘ 
den Betrag von 100 Ihle. u erhöhen oder bis auf ben Betrag don 50 Zhlr. u 
ermäßigen. 

Für einzelne Kreiie der Probinz Sachſen darf die Erhöhung bis zu dem Beträge 
von 150 Thle. erfolgen. 

Dem Wahlverbande der gröberen ländlichen Gutsbefiger treten diejenigen Ge 
werbetreibenden und Bergiverfsbefiger Hinzu, welche wegen ihrer auf dem platten Yande 
innerhalb des Kreiies betriebenen gewerblichen Unternehmungen im der Rlaite A. ] der 
Gerwerbefteuer mit dem Mitteliage veranlagt find. ($ 14, Abi. 4.) 


887. 


Der Wahlverband der Candgemeinden umfaht: 
1. fünumtlide Landgemeinden des Kreiſes; 

mintliche Beſitzer jelbititändiger Güter, mit Einſchluß der jurii 
fonen, Aftiengejellihaiten, Kommanbitgejellihaften anf Aktien, welde mict 
zu dem Verbande der größeren Grundbejiger ($ 86) gehören; 

3. diejenigen Gewerbetreibenden und Bergwerfsbefiker, weldhe wegen ihrer auf 
dem platten Lande innerhalb des Kreifes betriebenen gewerblichen Unter 
nehmungen in der Kaffe A. I unter dem Mittelfape veranlagt find. 


& 88. 
Der Wahlverband der Städte umfaßt die Stabtgemeinden des Sreijes. 


88. 


Die nach $ 84 dieies Geiepes jedem Kreiſe nach Mahgabe feiner Bevölterungs 
äiffer zuftehende Zahl von Kreistags-Abgeordneten wirb_auf die drei Wahlverbänte 
der gröheren Grunbbejiper, der Landgemeinden und der Städte nach folgenden Grund: 
fägen bertheilt: 

1. Die Zahl der ftädtiichen Abgeordneten wird nach dem Berhäftnifie der 

ühen und Ländlichen Bevölferung, wie daffelbe durch die leute al 

gemeine Volfszäblung feftgeftellt worden ift, beftimmt. Die Zahl det 

ftäbtiichen Abgeordneten darf die Hälfte und in denjenigen Kreiien, in 

welpen mr eine Stadt vorhanden ift, ein Deittel der Gejammtgaht aller 

Abgeorbneten nicht überfteigen. 

2. Bon der nad) Abzug der ftäbtifchen Abgeorbneten übrig bleibenden Zatt 

der Kreistagd« Abgeordneten erhalten die Verbände der gröheren Grund 
befiger und der Candgemeinden ein jeder die Hälfte. 


59. 

Bleibt die vorhandene Zahl in dem Mahlverbande der gröheren Grundbeiiter: 
Wahlberestigten ($ 86) in einem Kreife unter der ihrem Werbande mad $ 89 w- 
lommenden Abgeordnetenzahl, jo wählt diejer Verband nur fo viele Abgeordnete, als 
Wähler vorhanden find, und füllt die denfelben hiernadh abgehende Zahl don Ab- 
geordneten dem Wahlverbande der Qandgemeinden zu. 











Grgeben fi) bei den nad) Mahgabe. der $$ 89 bis 92 des Geiehes vorzunehe 
menden Berenungen Bruchtheile, fo werden diefelben mur infoweit berüdfichtigt, als 
fie fi, erreichen ober überfteigen. 

Veberfteigen fie Y;,, fo werden fie für doll gerechnet; Tonmen fie ',, gleich, fo 
immt das 2008, welchem der bei der Verteilung beiheiligten Wahlverbände und 
Wahlbegirke, beziehungsweile welher Stabtgemeinde ber Bruchteil für voll derechnei 
werden fol. 








$ 104. 


Die Mahl der ftäbtiichen Kreistagsabgeordneten erfolgt in denjenigen Städten, 
welche für fi) einen ober mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durd) den Magiftrat 
und die Stadtverorbnetenverjammlung, besiehungsweife das bürgericaftliche Reprär 
ientantenollegium, welde zu dieſem Behufe unter dent Vorſihe des Bürgermeifters 
zu einer Wablverfanmlung vereinigt werden. 

In denjenigen Städten, welche mit anderen Stäbten bes Kreifes zu einem Wahl 
besiefe vereinigt find, haben der Magiftrat und die Stadtverorbneten, besiehungsmeife 
die bürgerfhaftficen Nepräfentanten in vereinigter Gigung auf je 250 Einwohner 
einen Wahlmann zu wählen. Durch, ftatutarifche Anordnung des Kreistages Tann 
jene Zahl erhöht werden. 

Die Wahlmänner des Wahlbezirts treten unter Zeitung des Landraths an dem 
von dem NKreisausfhufie zu beftimmenden Wahlorte zur Wahl der Abgeorbneten 
Auiammen. 


$ 105. 


Die nad) den vorftehenden Beftimmungen vorzunehmenden Wahlen erfolgen nach 
ndherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. 


8 106. 


Mähfbar zum Mitgliede des Kreistages und beyiehungsweife zum Wahlmanne it: 

1. im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner der im Kreife belegenen 
Stäbte, welcher fi im Befige des Bürgerrechts befindet; 

2. in den Wahlverbänben der gröheren Grundbefiper jowvie der Landgemeinden 
ein jeber feit einem Jahr in dem Kreiſe angefefjene ländliche Grundbefiger, 
ſowie ein Jeder, weicher in einer Berjammlung biefer Verbände ein Wahl: 
zeit ausübt und feit einem Jahre in dem Kreife feinen Wohnfi hat. 

Für die Wählbarkeit zum Mahlmanne und zum Ibgeorbneten gelten die im 
596 für die Wahlberehtigung gegebenen Bejtimmungen. 








wenemwen umu auugiorgenen von 


Bo in ftädtiichen oder ländlichen Wahldezirten die Wahl von Wahlmännern 
durch, diejes Gefeb dorgeichrieben iſt ($$ 100 und 109), erfolgt biefelbe aufs Nez 
vor jeder Wahl, mit Ausnahme der Griagiahfen, bei welden die früheren Mat 
männer fungixen. 

Der Erfagmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Fahre In Thätigeit, 
für welche der Ansgeihiedene gewählt war. 


$ 10. 


Die bei der regelmäßigen Ergängung neugewählten Kreistagsabgeorbneten treten, 
ſofern nicht durch ftatutarliche Anordnung ein anderer Termin beftinmt wird, ihr 
Amt mit dem Anfange des nächftfolgenden Jahres an; die Ausiceibenden Bleiter 
is zur Einführung der neugemählten Mitglieder in Thätigfeit. Die Einführung der 
Gewählten erfolgt durch ben Vorfigenden des Kreistages. 





111. 


Die Vertheilung der Kreistagsahgeordneten auf die einzelnen Wahlverbaͤnde 
(&$ 89 und 90), die Bildung von Mapibesirfen für die Sandgemeinden und die zum 
Verbande derielben gehörigen felbititändigen Gutsbegirte Gewerbetreibenden und 
Vergwerksbefiger, fomie die Vertheilung der Abgeordneten der Yandgemeinden au 
diefelben ($_9D), ingleichen die Vertheilung der ftädtifchen Abgeordneten auf dir 
einyelnen Städte, beziehungsweile die Bildung von Städtewahlbegirfen ($ 92), eriolat 
auf den Vorſchlag des Kreisausſchuſſes durch dem Kreistag, und ift durch das Kreis, 
begiehungsweife Amtsblatt jur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$ 112. 


Die nad) den Vorichriften des $ 111 feſtgeſtellte Vertheilung der Abgeordneten 
bleibt das erite Mal für drei Fahre, fodann für einen Zeitraum don je wwdif Zahren 
maßgebend. Nach deſſen Ablauf wird fie durch den Kreisausichub einer Nevifion 
unterworfen und der Veichluß des Kreistages über die Awa nad) Mahgabe der Zur 
{öriften der 55 84. 80 Dis 93 mothiwendigen Abänderungen eingeholt. In der 
Biwihenzeit erfolgt eine Revifton nur: 

1. wenn die Zahl der Städte des Kreiſes fi, vermehrt oder verminden, we 
wenn eine Stadt iu Gemäßheit des $ 4 aus dem Sreisverbande aus 


zeyanen nuchnehenbe Zuſtruttivnen ergangen: 


%. Girfular-Berfügung vom 10. März 1873, betreffend bie Inftruftion für 
Ausführung ber die Zufammenfegung deo SKreiötages betreffenden Vorſchriften 
der Kreid-Orbnung vom 13. März 1872. 

8. MB. ©. 81) 

Zu Artitel 7. 

Die Beſtimmungen unter Nr. da und b beruhen auf folgender Erwägung. 

„ Ermittelt man behufs der Untervertheifung der jtädtiihen Abgeordneten auf bie 
einzelnen Städte durch Tivifion mit der Zahl der Iepteren in die Gefammt 


Stadt, bez. derjenige Städte · Wahlbezirt den übrig bleibenden Ab» 
geordneten, für welde, bezw. für welchen die Berehnung den größten, 
7, am meiiten fi nähernden Bruchtheit ergeben hat. 

db) Wenn die Anrechnung der !, erreihenden oder überfteigenden Bruch- 


teile für vol zur Folge Hat, daß die Zahl der auf die eingelnen 


















begixfe zu vereinigen. 
&s beregnet fi dann die Zahl der Abgeordniten für 
die Stadt 2. auf 10 pure (meniger ade Vi, ao 2 


„on 4 " — — 
—— (besgl. 1 

" Siäpte & ie. und SE it aufammen 4509 Gh 
wohnerm auf 1194315 (mehr als 7), alfo . . 2 
Summa 16. 


Da aber der Wahlverband der Städte 17 Abgeordnete zu ermählen 
Hat, fo erhält die Stadt R., welde den größten, '/, fi am meiften 
mähernden Bructfeil aufgumeifen Hat, 4 Ubgeorbnete. 

Hätte jedoch bei gleicher Gefammtzahl der ftäbtifcen Bevöfferung und 
bei gleicher Geiammtzaßl der vom berjelben zu erwählenden Ubgeorbneten 

nenn 24965 Einwohner, 
EEE 37 
Wo... BR on 
SL, Pr. und R5. zufommen. 349 
Summa 40392 Einwohner, 
fo mirde zu eatten Haben: 


10 1205/2279 (über Yo), alſo. . . . . 11 Abgeordnete, 
RM BEL) m dom 
1 ya (desgl.) 2 J 
BL, Br. und RG. 1 —E "unter yo, alfo_ 1, 


Summa 18 Abgeordnete, 
es würde alfo ein Wbgeorbneter zu viel vertheift fein, und würden bem- 
gemäß, da ®L., Pr. und Rh. mindeftens einen gemeinfhaftlichen Wbger 
oxdneten erhalten müffen, ber Stadt D., melde von ben übrigen Städten 
den Heinften Bruchteil aufgumeifen Hat, ftatt 11 nur 10 Abgeordnete zu 
überweifen fein.“ 

. Unter Benupung des unter E_ beigefügten Formulars ift ein Verzeidinik 
ber Städte-Wahlbezirte aufzuftellen, in welem die zu jebem Mahlbezirte 
gebörigen Städte nebft ihrer Einwohnerzahl und ber Zahl ber von jeder 
Stabt in Gemäßheit des $ 104, bl. 2 zu wählenden MWahlmänner (je 
einer auf 250 Wähler) anzugeben find. 


Artikel 8 beftimmt: 








Eobald die Aufitellung der Verzeichniffe der Wahlberechtigten (Art. 1) beendigt 
it, werden diejelben nach $ 110 durd; das Kreisblatt oder, wo ein foldjes nicht ber 
ftch, dur) das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß, gebradit. 

Anträge auf Verihtigung diefer Verzeiniffe find binnen einer Friſt von vie- 





wu wi zcemwasmgeysiue muncayuer av zuge muss wie sage u sm Su 
Bezirls« Berwaltungsgerichte einzureichen. In der Öffentlichen Befanntmadhung it 
hierauf Hinzumeifen. 





Artitel 9. 

In gleicher Weife wird nad) $ 111 die Vertheilung der Kreistags-Abgeordneten 
auf die einzelnen Wahlverbände (Urt. 5) das Verzeichniß der Wahlbezirte für die 
Landgemeinden und die zum Berbande derielben gehörigen jelbititändigen Gut: 
begirfe, Gewerbetreibenden und Bergwerfbefigers (Art. 6, Nr. 7) fowie die Bertheilung 
der geordneten auf die einzelnen ländlichen Wahlbezirte (Art. 6, Nr. 6) und ver 
ftädtiihen Abgeordneten auf die einzelnen Städte (Urt. 7, Nr. 1—3), beim. dıs 
Berzeihnib der Ctädtewahlbegirfe (Art. 7, Nr. 5) durch das Kreis: bezw. Amtsblatt 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. J 

Pinnen einer Friſt von vier Wochen nad; Ausgabe des betreffenden Blattes it 
die Klage bei dem Vertvaltungsgerict zuläifig. Diejelbe iit dem Begirts-Vermaltung: 
gericht einzureichen. In der Öffentlichen Befanntmadung it hierauf ausdrüdlic bir- 
auweifen. 





Artikel 14. 


Nach Beendigung der Wahlen in dem Berbande der Landgemeinden werden 
zur Wahl der von dem Wahiverbande der gröheren Grundbefiger zu mählenen 
Kreistags » Abgeorbneten die zu diefem Verbande gehörigen, in dem Berzeichnife I, 
Art. 1, Nr. I aufgeführten Grundbefier, Gewerbetreibenden und Bergwerköbeiiger 
durch den Landrath mindeſtens acht Tage vor dem Wahltermine mitteljt fcpriftliher 
Einladung gegen Empfangsbeiceinigung nad) der Kreisitadt Juiamınenberufen. Tie 
Einladung mub das Colal, den Tag und die Etunde der Wahl genau beftimmen. 
Zur Benugung bei der Wahlhandlung wird auf Grund des Berzeihnifies I uch 
Anleitung des unter K beigefügten Formulars eine Wählerlifte angefertigt, in welder 
die wahlberehtigten Grundbejißer, Gewerbetreibenden und Bergmerlsbefiger in alpher 
Beier Ordnung zu vereihnen, auch der Wahlort und der Waplvorfteher anyı- 
geben find. 

Die Lite ift in dem Geihäftslofale des Landraths zu Jedermanns Cinfiht 
außzulegen unb die erfolgte Auslegung durch das Kreisblatt befannt zu machen. 

Auf die Wahl felbit finden die Bejtimmungen des Art. 13 finngemäße Anwendung. 


Artikel 15. 


Gleichzeitig mit den Wahlen der Mahlmänner in dem Wahlverbande ber Lant- 
gemeinden it vom dem Landrathe die Bonahme der Wahlen der ftädtifcjen Kreis 
tags-Abgeordneten anzuordnen. 

Dieielben erfolgen nad) $ 104 in denjenigen Städten, welche für fi einen orer 
mehrere Abgeorbnete zu wählen Haben, durd den Magiftrat und die Stabtverorbnetet- 
Berfammlung, bezw. in Neuvorpommern und Rügen das bürgerfhaftfiche Repräin: 
fanten-Rollegium, welche zu biejem Behufe unter bem Worflge des Bürgermeiftens ju 
einer Wahlverfamnlung vereinigt werden. 

Zu denjenigen Etädten, welhe mit anderen Staͤdten des Kreiſes zu einem 
Wahlbeyirle vereinigt find (Art. 7), Haben der Magiftrat und die Gtadtverorbneien, 
bey. die bürgerihaftfichen Nepräfentanten in vereinigter Gihung Die ihnen nad dım 
Vergeicpniffe der Etadtwahlbegirfe zufommende Zahl von Wahlmännern zu wählen. 
Die Wahlmänner des Wahlbezirls treten unter Xeitung des Tandratf8 an dem von 
dem $reisausihuffe beitimmten Wahlorte zur Wahl der Abgeorbneten zufammen. 
Die Einladung der Wahlmänner erfolgt nad den Beftimmungen im Art. 14. 

Zur Benugung bei der Mahldandlung wird nach dem unter L- beigefügten 
Formular eine Wählerlifte angefertigt, in weldher bie von den einzelnen Gtäbten ge. 
wählten Wahlmänner in alpbabetif—er Ordnung zu verzeichnen, au ber Mahlert 
und der Mahlvorfteher anzugeben find. 





Die Wahlprotofolle‘ find na $ 1IB von dem Sandrathe zu prüfen und dem 
reistage nebit fämmtlicen auf die Wahl begüglichen Drud- und Schriftftüden vor⸗ 
legen. Der Kreistag Tann in ber erften Verfammlung, nachdem die Wahlprotofoffe 
eingegangen find, die Mahl beanftanden. Die Entjeidung über eine beanftandete 
wahl erfolgt durd das Verwaltungsgericht. 

Bis zu diefer Entigeidung Hat dasjenige Mitglied, um deſſen Wahl es fich 
handelt, Ei und Stimme im Kreistage. 
Die Namen der Gewählten find durd das Kreis» bezw. Anıtsblatt befannt zu 
machen. 





Artifel 17. 

Die in den voritehenden Art. 1-16 für die eriten Mahlen der Kreistags- 
Abgeordneten gegebenen Veltimmungen gelten aud für bie jpäteren nad) $$ 108 
und 112 vorzunehmenden Grgänzungs- und Erfagwahlen mit der Mahgabe, daf bie 
in dem erften Abichnitte des dritten Titels dem Kreisausfhuffe, bezw. dem Kreißtage 
ütertragenen, für die eriten Wahlen aber an Ctelle diefer nad; $ 184 von dem 

trathe wahrzunehmenden Beiugniffe bei den jpäteren Wahlen von dem Kreise 
i&ufie, bezw. bem Kreistage felbft wahrzunehmen find. 

Weitere Inftruftionen für Die Vornahme der fpäteren Wahlen bleiben vorbehalten. 
Berlin, den 10. März 1873. 
Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 





© Virkular · Verfüguug bed Minifter8 bes Innern, betreffend bie Wahlen zur 
Ergänzung ber Kreistage. Bom 1. Mai 1876. 
(M.-BL. ©. 121.) 
In Erledigung des Vorbehaltes am Schluffe meiner Inftruftion vom 10. März 
1873 beftimme ich hiermit Folgendes: 

1. Behufs Vorbereitung der zur regelmäßigen Ergänzung der Kreistage nach 
$ 108 der Kreis- Ordnung erforderlichen Wahlen fowie zum Zimede der 
Neuwahlen, welde in doige der nah $ 112 von den Areisvertretungen 
aufzuftellenden Vertheilungspläne nothwenbig werben, find gemäß $ 110 
Verzeichnifte der Wahlberechtigten aufzuitellen. 

2. Die Aufitellung der Verzeicpniffe der Wahlberechtigten erfolgt nad) Vor ⸗ 
{chrift der Art, 1 bis 4 ber Snitruftion vom 10. März 1873 und der zu 
denfelben durch Girfular-Berfügung vom gleigen Datum erlaffenen Zuſah - 
beitimmungen mit folgenden Maßgaben: 

a) die Aufftelung der Verzeichnifie dewirlt der Kreisausſchuß ($ 110); 
b) die Beträge der Grund und Gebäubdefteuer in den Verzeichniſſen I 
bis IIT find in Reihswährung anzugeben; 
die Reihenfolge der Landgemeinden in dem Verzeichniſſe IIT (Axt. 4) 
wird bejtimimt nad) der durch die Volfsyählung vom 1, Dezember 1875 
ermittelten ortsanweſenden Bevölferung, mit Ausiglub der im aftiven 
Militärdienite ftehenden Perfonen. (5 84, 89, Mr. 1.) 
Das Königlie ftatiftiige Bureau ift von mir veranlaßt worden, die 


q 


\8 aav wre winurn nen, 
Gegen die Beiclüfie Entiheidungen) des Kreisausjufies findet inner: 
Halb zehn Sagen die Klage bei dem Bezirfsvermaltungsgerichte ftatt 

(& 98, Mr. 2 des Gejeges vom 3. Juli 1875.) 

4. Mit der Aufftellung der Verzeichniffe der Wahlberechtigten ift ſofort zu 
beginnen und Mes fo weit vorzubereiten, dad e8 nad dem Eintrefien der 
Mitteiluugen des ftatiftiihen Bureaus mir ber Rebifion des Berjit 
miffes III bedarf und bie Dffentliche Belanntmndung nach Nr. 3 unmittei« 
bar erfolgen Tann. 

Mit der Ausführung diefer Verfügung werden die Koniglichen Regie 
rungen betraut. 

5. Wegen weiterer Ausführung der $$ 111 und 112 der Areis-Ordnung in 
Verbindung mit $$ 107 und 108 wird bemnädjt befondere Berfüguns 
ergehen. 

Berlin, den 1. Mai 1876. 
Der Minifter des Innern. 


Graf zu Eufenburg. 









d. Girkular-Perfügung des Minifters des Innern, betreffend die Wahl der 
- Kreistags:Abgeordneten. Vom 21. Juli 1876. 
(M-BL ©. 223.) 


Im Anjhluffe an meine Cirfularverfügung vom 1. Mai er. beitimme ich 
weiteren Ausführung der $$ ILL und 112 der Kreis-Ordnung vom 13, Dezember 181: 
in Verbindung mit $$ 107 und 108 Folgendes: 

1. 

1. Nachdem die Belanntmachung ber Verzeicpniffe ber Wahlberechtigten I bis III 
in Gemäßeit meiner Girfularverfügung vom 1. Mai er. erfolgt ift, Hat ber Kreis 
ausfcjuß nad) $ 111 die geeigneten Worihläge an den Streistag 

über die Verteilung der Kreistags« Abgeordneten auf die einzelnen Bahı- 
derbände, 
über die Bildung von Wahlbezirlen für die Landgemeinden und bie zum Ber- 
Bande berjelßen gehörigen jelbjtitändigen Gutsbeirfe, Gewerbetreibenten 
und Bergwerfsbejiger, 
über die Vertheilung der Abgeordneten ber Landgemeinden auf die einzeluen 
Wohlbeitie 
über die Vertheilung der ſtädtiſchen Abgeordneten auf die einzelnen Ctidte, 
bezw, die Bildung von Ctädtewahlbesiefen 
ausjuarbeiten. Hierbei find die verichiedenen Eventualitäten, welche in Folge dei 
Zoojens auf dem Kreistage eintreten Können ($ 93), entipreend zu berücffichtigen. 
2 Wenn Anträge auf Berichtigung der Berzeichniife der Wahlbereätigten ($ 110) 
nit eingegangen oder die geftellten Anträge vom Kreisausihuffe berüdjictigt oder 
die Klagen gegen die Entiheidungen des Kreisausichnfies endgültig enticieden (Geick 





2 












Der Kreistag verteilt die dent Kreife mac) der Bolfszühlung vom 1. Dezember 
1875 zuftehende Anzahl von Kreistags-Abgeorbneten auf die einzelnen Wahlverbände 
nah Maßgabe des Artifels 5 der Inftruftion vom 10. März 1873 und der Bulaps 
keitimmungen ber Girtularberfügung von demfelben Tage. 

2. Der Kreistag bildet die Wahlbesirfe für den Wahlverband der Sandgemeinden 
und vertheilt die Abgeordneten ihrer Zahl nad) uf, die eigenen Bahldesirte nad; 
Watgabe des Wrtifels 6, Nr. 1 bis 3 und Nr. 6 der Inftruftion und der Bufag- 
beitimmumgen der Girtularverfügung. 

3. Der Kreistag vertheilt die von dem Wahlverbande der Städte zu wählenden 
Abgeordneten auf die einzelnen Städte und bildet die Stäbtemahlbesirie nah Mahr 
gabe des Net. 7 der Initruftion und ber Zufagbeftimmungen der Girkularberfügung. 

4. Nach Bertheilung ber Kreistags- Abgeordneten auf die Wahlverbände und nad; 
Widung der Wahlbeyirte gemäß Nr. 1 bis 3 erfolgt die Ausloojung der Ubgeordneten 
eines jeden Wahlverbandes nad $ 107. 

. Der Kreistag vertheilt die nicht ausgelooften Kreistags · Abgeordneten aus 
dem Bahlverbande der Landgemeinden auf die gemäß Nr. 2 gebildeten MWahlbezirte 
in der Art, dab die neuen MWahlbezirfe an die Stelle derjenigen früheren Wahlbestrte 
festen, welchen fie nad) der Seelenzahl der in ben neuen Wahlbezitfen verbliebenen 
Trtihaften der früheren Wahlbegirle am meiften entiprechen. (vent. enticheibet zwifchen 
den bei der Verteilung der einyelnen Wbgeorbneten in Froge kommenden Wahl 
brjirten daS 2oos, welchen Wahlbezirlen die einzelnen nicht ausgelooften Abgeordneten 
als Vertreter zu überweiien find. 

6. Wird bei der Vertheilung gemäb Nr. 3 ein früherer Staädtewahlbegirt auf 
aelöit und tit der Abgeorbnete defielben bei der Musloofung nach Ir. 4 nicht auße 
gelooit morben, fo wird derjelbe als Abgeordneter derjenigen Stadt überwiefen, In 
melcher er jeinen Wohnfig hat. Event. eutiheidet das Loos darüber, für weiche Stadt 
derielbe als Abgeordneter weiter fungiren joll. 

Gehören zum Wahlverbande der Städte eines Kreifes mehrere Städte, und ent» 
fiüt nad) der neuen Vertheilung ($ 92, Abi. 1) auf eine diefer Städte eine geringere 
Anyahl don Abgeordneten als früher, jo ift die Nusloofung der Hälfte der Ubgeord« 
meten des Wahlverbandes ber Städte ($ 107) fo einzurichten, bab jedenfalls fo viel 
Abgeordnete ber betreffenden Stabt ausgelooft werben, al$ berieben gegen früher 
weniger zuftehen. Hierbei ft nach folgendem Beifpiele zu verfahren: 

In dem Kreije E befinden fid ſechs Städte mit 17 Mbgeorbneten. Rad; 
der früheren Seelenzahl entfielen auf die Städte D. und ©. je 4, nach der 
jegigen 3 beym. 5 Wbgeordnete. 

9 Abgeordnete des Ctädterwahlverbandes werben ausgelooſt. Befindet ſich 
unter den 3 zunächit ansgelooften Abgeordneten fein Vertreter der Stadt D., 
fo wird der 9. Abgeordnete, weldher ausicheidet, nur unter den Vertretern der 
Stadt D. ausgelooft. 

IR bereits vor Erlab diefer Cirkularverfügung in der Weiſe verfahren worden, 

dab Bei der Ausloofung der Hälfte der ftädfiihen Abgeordneten fo viel Abgeorhnete 





1. Rad) Ablauf der Friften, Nr. 3 der Eirfufarverfügung, bezw. nad) Erledigung 
der gegen bie Derzeiäjnifie I bis V erhobenen Unträge oder nad; Entfceibung ter 
Klagen und Verufungen, weldje gegen bieje Wergeichniffe oder gegen die vom Kris 
tage beiirkten Vertheilungen und geitftellungen angebraht morben find, fomie nat 
event. vorheriger Bericptigung der Verzeicinifle unb Pertbeilungspläne buch den 
Kreisausihub ft zur Vollgiehung der Erganzunge · bezw. Neuwahlen zum Kreistane 
au (reiten, und zwar: 

a) im Wahlverbanbe der größeren Grundbefiger feitens aller Wahlberechtigten, 
b) in ben Wahlverbänden der Sandgemeinden und Gtädte feitens derjenizc 





fönitt 9, Rr. 7 und 8, bezw. nad) der Entiheibung des Königl. Beyirts 
Ba Oberverwaltungsgerichts Ergängungs» bezw. Neuwahlen vorzunehmen 
ben. 
Die Wahlen im Verbande der Landgemeinden erfolgen vor den Wahlen Im Ver. 
bande ber größeren Grundbefiger. ($ 108.) 
2. Zunädhft wählt jede Landgemeinde der nach Nr. 1 ermittelten Wahlbezirke die 
ihr nad) dem Vergeichniffe III zufommende Anzahl von Wahlmännern. Für das Wahl 











Art. 14 ber Inſtruktion und der Zufahbeftimnungen. 
5. Gleicgeitig mit ben Wahlen der Wahlmänner im Wahlverbande der Land 
gemeinben ift dom Landrathe die Bornahme der Wahlen im Verbande der Gtäbte 
anzuorbnen. ®iejelben regeln fi nad) Urt. 15 der Inftruftion mit der Maigabe, 
das der Malort für Gtädtewahlbezirte vom Kreisausicuffe beftimmt wird. ($ 104.) 
6. Die MWahlprotofolfe find nad $ 113 von dem Kreisausichuffe zu prüfen 
und dem Kreistage vorzulegen. 


v. 
Mit der Ausführung dieſer Verfügung werden die Königlichen Regierungen 
betraut. J 


Bezüglich der Kreistagswahlen ift das nachſtehende Wahlreglement ergangen. 
1. 


At Tage vor ber Wahl werden bie Wähler zu den Wahlen mittels ſchriſtlicher 
Ginladung oder dur ortsübliche Velanntmadung berufen, Die Einladung und 
Arfanntmahung muß das Lofal, den Tag und die Stunde der Wahl genau ber 
seinen. Hinfihtlich der von bem Kreistage vorzunehmenden Wahlen beiwendet e& 
bei den für Die Berufung bes Rreistoges Bargeribenen Siften. 


82. 

Der Wahlvorftand befteht aus dem nach ben beſtehenden Vorſchriften zur Leis 
tung des Wahlaktes berufenen Beamten als Vorfigenden und aus zwei ober bier 
von der Wahlverfammlung aus der Zahl ber Wähler zu wählenden Beifipern. Der 
Xorfigende ernennt einen der Beifiger zum Protofollführer. In den fällen der 
5 23, 51 Ar. 1 und 100 der Kreisordnung fann aud) eine nicht zur Wählerver- 
jammlung gehörige Verſon zum —— ernannt werben. 


s3 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wohllotale weder Distuffionen ftatt» 
finden, nod nfpraden gehalten, nod Beicjlüffe gejaht werden. Ausgenommen 
bieroon find Disfuffionen und Bejcläffe des Wahlvorftandes, welde durd) die Leir 
tung des Wahlgeihäftes bedingt find. 


54 
Jede Wahl erfolgt in einer befonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel. 
5 


Die Wähler werben in der Reihenfolge, in welcher fie in der Wählerlifte ver« 
xichnet find, aufgerufen. Zeber Nufgerufene legt feinen Stimmzettel uneröffnet in 
die Wahlurne. 

Die während der Wahlhandlung erieinenden Wähler Tonnen an der nicht ger 
islofienen Wahl Theil nehmen. 

Sind teine Stimmen mehr abzugeben, fo erflärt der Mahlvorftand die Wahl 
für geiäloffen; ber Borfigende nimmt die Gtimmettel einzeln aus der Wahlurme 
und berlieft die darauf verzeichneten, von einem Beifiger, welden der Vorfipende 
ernennt, laut zu zähfenden Namen. 6 

sc 


Ungältig find: 
1. Stimmzettel, welche nit von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeihen verjehen find, 


$1. 

Jede Provinz bildet einen mit den diechten einer Korporation ausgejtatti 
Kommunalverband zur Selbjtverwaltung jeiner Angelegenheiten. 

Bum Konmnmalverbande der Provinz (Provinzialverband) gehören alle int 
Hatb der Grenyen derjelben belegenen Kreife und alle zu dieſen Kreifen gehörenden 
Drticaften. Diejenigen Kreite und einzelnen Ortichaften, welche bisher gu cinn 
anderen provinzialftändiichen Verbande gehört Haben, treten aus diejem Berbunde 
aus und in den Kommunalverband derjenigen Provinz ein, imerhalb deren Grenin 
fie belegen find. 

$2 


Die Haupt und Nefidenzitadt Berlin jdeidet ans dem Kommumalverbande dir 
Provinz Vrandenburg aus. Die Bildung eines bejonderen Konmmunalverban 
aus der Haupte und Refidenzitadt Berlin und angrenzenden Gebieten jowie die 
Regelung der Verfaſſung und Verwaltung defjelben bleibt einem bejonderen Gicht 
vorbehalten. 

$ 10. 


In den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern und Sachſen werden fir 
jeden Kreis zwei Abgeordnete, in der Provinz Echlefien für jeden Kreis mit weniger 





Raragraphen enthalten. 





1. 

Den Provinziallandtagen bleibt es überlajjen, durch ftatutariiche Anordnung in 
sseiqneten älfen zwei derjenigen angrenzenden Landfreife, welche nur je zwei Abe 
geordnete zu mählen haben, unter Zuſtimmung der betreffenden Kreistage zu Wahl« 

ten zu verbinden und die Mahlorte zu beftimmen. 
In der Provinz Schleſien fünnen außerdem in gleicher Weije zwei Landkreiſe, 
teren einer nur einen und der andere nur zwei Ubgeordnete zu wählen hat, fowie 
{wei ober Drei derjenigen Pandfreife, welde nur je einen Abgeordneten zu wählen 
taten, zu Wahlbezirken verbunden werden. 

Die Wahlbezirk wählen diejenige Zahl der Abgeordneten, welde gemäß $ 10 
auf die zufanumengelegten Kreife trifft. M 


Die Abgeordneten der Landlreiſe werden von den Streistagen gewählt. Crfolgt 
die Bildung von Wahlbegirfen, fo treten die Kreistage der zu dem Wahlbezirfe ger 
hörigen Sandfreife unter dem Borfige des von dem Oberpräjidenten zu ernennenden 
Wahlfommiflars zu einer Wahlverfammlung zufanmen. 











"515. 

Die Abgeordneten der Stadttreiſe werden von dem Magiftrat und der Stadt: 
verorneten-Berjaminlung, bey. dem bürgerigaftlihen Repräfentanten-Kollegium in 
gemeinfhaftlicer Cifung unter dem Borlige des Bürgerneifters, die Abgeordneten 
des Stadtfreifes Magreburg werden von dem Kreistage gewählt. 

8 16. 

Die Vollziehung der Wahlen der Rrovinzialfandtags-Abgeorbneten erfolgt nad 

möherer Vorihrift des diefem Gejepe beigefügten Wahlreglements. 
s 17. 

Wahlbar zum Mitgliede des Provinziallandiages ift jeber ſelbſtſtandige Ange ⸗ 
Nirige des Deutichen Reichs, welcher das 30. Lebensjahr vollendet Hat, jic im Ber 
se der bürgerlichen Chrentechte befindet unb feit mindeftens einem Jahre ber 
Frooiny durch Grundbefig oder Wohnfik angehört, 

As jelbitftändig gilt Derjenige, weldem das echt, über fein Vermögen zu 
verfügen und daflelbe zu verwalten, nicht durd) gerichtliche Anorbnung entzogen üt. 








s 18. 

Die Wählbarfeit geht verloren, fobald eines der im $ 17 gedachten Erjorder. 
tife bei dem bis dahin Mählbaren nicht mehr zutefit. Sie ruht während der 
Dauer eines Konfurfes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unterfuhung, 
wenn diejelße wegen Berbreien ober wegen folder Vergehen, welde den Verluft 
der bürgerlichen Chrentedhte nad) fi ziehen müflen oder Können, eingeleitet oder 
wenn die gerichtliche Haft verfügt ift. 


Die Abgeordneten zum Propinziallandtage werben auf ſechs Jahre gewählt. 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit den gänge 
liten ober geitweijen Aufhöten einer ber für die Mählbarleit vorgeföriebenen Ber 
iryungen. Der Provinialfanbtag Hat darüber zu beitlichen, ob einer bieer Gülle 
ngetreten ijt. 


20. 
Die Vornahme der Wahlen zum eovinfatfanbtage wird durch ben Oberpräfie 
raten angeordnet. 


Kose, Stadte · Ordnung. 23 


Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Wahlveriaun- 
kung innerhalb zehn Tagen Einſpruch bei dem Vorfipenden des Wahlvoritande 
heben. Die Veichlubfaflung über den Einfprud, über melden die Betheiligtr 
vorab zu Hören find, fteht dem Provinzial-Landtage zu. Im Uebrigen pri dr 
Provinzial-Landtag die Tegitimation feiner Mitglieder von "Amts wegen und di 
Ächlieht darüber. 


824 

Gegen bie nad Maßgabe der 88 19 und 23 gefahten Beſchluſje des Provinz 
Sandtages findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberbermaltu 
richte ftatt. Die Klage bat feine auffiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur 
iheidung des Oberverwaltungsgerichts Eriagmahlen nicht ftattfinden. 

Die Beitimmungen in den $$ 62 bis 86 der Provinzialordnung find durd 
neuere Beftinmungen des Organifationsgefeges und der Streisordmung cricht, beit 
aufgehoben. — Die neueren Veftimmungen der Kreisordnung Lauten : 











549. 

Die Bildung der Amtsbezirle ſowie die ehva erforderliche Abänderung deriiten 
erfolgt nach Anhörung der Vetheiligten, auf Vorſchlag des nad) dieſem Beiegt ge 
wählten Kreistages, dur den Minifter des Sumern. 

Die Revifion md endgültige Geititellung fowie jede fpätere Abänderung dt 
Anntsbezirte erfolgt durch den rovinziafrath im Ginvernehimen mit dem Min 
des Zumern nad) vorheriger Anhörung der Vetheiligten und des Kreistages. 

Die endgültige Feititellung der Aıntsbegirke darf erft nach Ablauf einer Öfcnt 
lic) befannt zu madhenden angemeffenen Sriit ftattfinden. 

Veränderungen folher Gemeinde oder Gutsbesirkögrenzen, welche zugleich Ant 
bezirfsgrengen find, ziehen die Verandernug der Ichteren ohne Weiteres nad} it 

849.2. 

Dem Provinzinlrathe fteht die Bejugniß zu, im Einvernehmen mit dem Miniter 
des Innern Iändlije Gemeinde und Outsbezirfe, welde innerhalb der Felt! 
einer zu einem Pandfreife gehörigen Stadt belegen find oder unmittelbar an dic 
angrenzen, besüglid; der Verwaltung der Polizei nad; Anhörung der Betheilinten 
und des Kreistages mit dem Bezirfe der Stadt zu vereinigen, fofern bies im dient 
Hichen In tereſſe mothiwendig. it. 

Zn Ermangelung einer Ginigung unter den Vetheiligten wird der Beitrag der 
betrefjeuben Xandgemeinde, besiehungsiweile des betreffenden Gutshezirtes zu den 
Koften der ftädtiicpen Polizeiverwaltung von dem Bezirfsrathe feitgefeht. 

Der Provinzialrath Tann im Einvernehmen mit dem Minifter des Innern it 
den Fällen des eriten Abfahes gleichzeitig die Ausiceiung der betreffenden Yandı 
gemeinden und Gutsbezirfe aus dem Antsbeiele, welchem fie bisher angehörten, 
ausfprehen. Ueber die Hierdurd) notwendig werdende AuSeinanderjegung with 
den Beteiligten beihlieht der Kreisausichuß. Gegen den Veichluß findet innert 


zwei Wochen der Antrag auf miündli oſtreiwer: 
di Bose 9 auf mündliche Verhandlung Im Beriwaltungsftrei 
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gr gemaiten ou. Sie DISYerIGE terrubriate Berwaitungseintheuung m Yros 
en, Regierungäbezirfe und Kreiſe — die Örtliche Verwaltung bleibt unberührt 
— mird beibehalten, beyw. aud in der Provinz Hannover durdhgeführt, Damit iit 
die mehrfach ventilirte Frage, ob die Negierungsbegirke beizubehalten feien, im ber 
enden Sinne entihieden. Der Verwaltungseintgeilung entipriht die Reihenfolge 
Vchörben: die Oberpräfidenten, Regierungspräfidenten und die Candräthe bilden 
Sttändige Injtanzen. Cie find die allgemeinen Organe der Staatsregierung in 
den Provinzen, den Negierungsbezirfen, den Kreifen für alle Angelegenheiten der 
gemeinen Sandesverwaltung, welche nicht bejonderen Behörden übertragen find. 
© führen die Geichäfte mit voller perjönliier Berantwortichfeit. Zur kollegiafiihen 
ung einzelner Gejchäfte werben die ben genannten Ginzelbeamiten beigeordneten 
tistießenden Drgume der obrigfeitlichen Selbitverwaltung (Provinziatrath, Beyirks- 
th, Nreisausihuß) beibehalten, beym. aud) für diejenigen Provinzen, in welchen fie 
ur Zeit noch nicht beftchen, als Theile des Verwaltungsorganismus im Prinzipe 
irfung diejer Organe im den Geichäften der allgemeinen 
ür die Kreisordnungsprovinzen bereit durch mehrere Geiege, 
beiondere durch das Zujtändigfeitsgefeh vom 26. Juli 1876 (Titel V), in vielen 
wtchungen geregelt; die vollitändige Regelung und zwar für den ganzen Umfang 
der Monarchie jollte durch das neue Zuftändigfeitögeieg erfolgen, welches indeffen 
"ice m Stande gefommen it. Im olge des Iehten Unitandes ift aud) für bie 
Rreisordnungsprobingen eine weientliche Lücte geblieben, welche durch den eriten Titel 
s neuen Zuftändigfeitsgejeges (Angelegenheiten der Stadtgemeinden) ausgefüllt 
den follte. In Betreff der Kommunalangelegenheiten der Etadtgemeinden it 
ramlich bis jegt weder eine Mitwirkung der Beihlußbehörden noch auch eine © 


23° 
























"Die Einführung derjelben erfolgt dur den Borfigenden bes Probingiallan!: 


tages. 
$ 22. 

Die Eriapwahlen für die im Laufe der Wahlperiode Muögeihiedenen werden 
von Denjenigen Cand- und Stadtfreiien, bezw. Wahlbejirfen vorgenommen, vom ben 
die Ausgeichicdenen gewählt waren. 

Die Volljiehung der Criagwahlen muß innerhalb Tängftens ſechs Monaten um 
momdglic vor dem Zufammentritte des näciten Provinzial-Candtags erfolgen. T 
Grjagmänner Bleiben nur bis zum Ende desienigen Zeitraumes in Tpäfigfeit, 
welchen die Ausgeicicdenen gewählt waren. 

23. 

Gegen das ftattgehabte Wahlverfahten Tann jedes Mitglied der Wahlveria: 
Tung innerhalb zehn Tagen Einiprud) bei dem Vorfigenden des Mahlvorftand 
Heben. Die Leihlubfafiung über den Einivruh, über melden die Betheiligten 
vorab zu hören find, iteht dem Provinzial-Yandtage zu. m Uebrigen prüft der 
Krovinzial-Sandtag die Cegitimation jeiner Mitglieder von "Amts wegen und be 
ſchließt darüber. 

824 


Gegen die nad Maagbe der 85 19 und 23 gefaßten Beichlüfle des Proringial. 
Landtages findet innerhalb zwei Moden die Klage bei dem Obervermaltungsse 
richte ftatt. Die Klage bat feine auficiebende Wirkung; jedoch dürfen bis yur Ent 
iheidung des Oberverwaltungsgerichts Griagwahlen nicht ftattfinden. 

Die Beiſtimmumgen in den $$ 62 bis 86 der Provinzialordnung find durch 
neuere Beftimmungen des Organijationägeieges und der SKreisordnung eriegt, bejm 
aufgehoben. — Die neueren Beitimmungen der Kreisorbnung lauten: 

. 409. 

Die Bildung der Amtsbezirke ſowie die etwa erforderliche Abänderung derjelben 
erfolgt mad Anhörung der Vetheiligten, auf Vorſchlag des nach dieſem Geiepe ge 
wählten Kreistages, durd den Miniiter des Imern, 

Die Nevifion und endgültige Feftſtellung ſowie jede fpätere Abänderung dır 
Amtsbegirfe erfolgt durch den Provinzialtath im Cinvernehinen mit dem Miniitr 
des Innern nach dorheriger Auhörung der Betheiligten und des Kreistages. 

Die endgültige Feititellung der Aıntsbejirfe darf erjt nad) Ablauf einer öfient: 
lic) befannt zu macjenden angemefienen Friſt ftattfinden. 

Veränderungen ſoicher Gemeinde oder Gutsbeyirfsgrengen, welche zugleich An 
beirfägrengen find, ziehen die Veränderuug der Ichteren ohme Meiteres nad) fh. 

$49 a. 

Dem Provinzialrathe ſteht die Befugniß zu, im Einvernehmen mit dem Miniiter 
des Innern ländliche Gemeinde und Gutsbejirfe, welde innerhalb der Feldmarl 
einer zu einem Landfreiie gehörigen Stadt belegen find oder unmittelbar an dieiclie 
angrenzen, bezüglich der Verwaltung der Polizei nad; Anhörung der Berheilinten 
und des Kreistages mit dem Bezirfe der Etadt zu vereinigen, fofern dies im Öifent- 
Hichen Intereife nothwendig üt. 

In Ermangelung einer Einigung unter den Betheifigten wird der Beitrag der 
betreffenden Landgemeinde, besiehungsweile des betreffenden Gutöbezirtes zu den 
Koften der jtädtiichen Polizeiverwaltung von dem Beyirfsrathe feitgeiegt. 

Der Provinzialvath fann im Einvernehmen mit dem Vinifter des Innern in 
den Fällen des eriten Abjates gleichzeitig die Ausicpeidung der betreffenden Yard 
gemeinen und Gutsbejirfe aus dem Amtsbesirfe, welhem fie bisher angehörten, 
ausfpreden. Ueber die hierdurd nothwendig werdende Auseinanderjegung yiicen 
den Betheiligten bejchlicht der Kreisausſchuh Gegen den Beichlub findet innerbilb 


wei Boden der Antrag auf mündliche Verhandlung im Wenvaltungsftreitver 
jahren jtatt. 
































won, 10 Hat Der KTEIAUSIWUB DIE Steuvertrerung einnweuen EIMEM oer vengch 
tarten Amtsvorfteher oder, nad; vorherigem Einvernehmen mit ber ftädtiien Ver ⸗ 
tung, dem Bürgermeifter einer benachbarten Stadt zu übertragen. ine gleiche 
orpmung erfolgt für den Fall des gleicheitigen Abganges oder ber gleichzeitigen 
Xehinderung des AmtSvorftehers und feines Stellvertreters. 

Sit der Amtsvorfteher bei der Erledigung eines Amtsgeſchaͤftes perfönlid, ber 
theitigt, To Hat der Kreisausfhuk den Ckellvertreter oder einen der benachbarten 
Auntsvorfteher, besiehungstweife Yürgermeifter damit zu betrauen. 
gli) der Veltimmungen des Urganifationsgefepes — Gejeh über die 
fation der allgemeinen Candesverwaltung vom 26. Zuli 1880 — giebt der 
veritorbene Geh. Dber-Reg.-Nath W. von Brauchitſch in feinem vortrefilihen Werte: 
„Die neuen Preußiichen Berivaltungsgefege” nachitehenden Weberblid. 

„Das Geiek hat zunädjit eine praftiihe Bedeutung mm für die Provinzen Ofte 
amd Meitpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlefen und Sachſen und für bie 
Hohenzollernſche Lande, für welde es mit dem 1. April 1881 in Kraft getreten iſt. 
der erite Titel des Gejehes giebt ein Gelammtbild der Organifation, wie fie fich 
mnmehr geitalten fol. Die bisherige territoriale Verwaltungseintheilung in Pros 
Dünen, Regierungtbejitfe und Kreife — die örtlide Verwaltung, bleibt unberührt 
— wird beibehalten, bezw. aud in der Provinz Gannover durchgeführt. Damit ift 
die mehriach ventilirte Frage, ob die Regierungsbezirle beizubehalten ſeien, im ber 
ichenden Sinne entihieden. Der Verwaltungseintheilung entſpricht die Reihenfolge 
der Behörden: die Dberpräftdenten, Regierungspräjidenten und die Candräthe bilden 
vtbjtitämdige Snitangen. Sie find die allgemeinen Organe der Staatsregierung in 
den Provinyen, den Regierungsbezirfen, den Kreifen für alle Angelegenheiten der 

gemeinen Zandesverwaltung, weiche nicht befonderen Behörden übertragen find. 
ie führen die Geichäfte mit voller perjönlicher Verantwortlichfeit. Zur kollegialiſchen 
Elledigung einzelner Geichätte werden die den genannten Einjelbeamten beigeordneten 
beihtiehenden Organe der obrigfeitlihen Eelbitverwaltung (Provinzialrath, Bezirks- 
tath, Rreisausichuß) beibehalten, bezw. auch für diejenigen Provinzen, in welden jie 
für "Zeit mod) nicht beftchen, als Theile des Verwaltungsorganiomus im Pringipe 
vigeitelt, Die Mitwirkung Diefer Organe in den Öeichäften ber allgemeinen 
Yandesvermaltung ift für die Mreisordnungsprovinzen beveit® durch mehrere Geiege, 
A beiondere durch das Zuftändigfeitsgeieg vom 26. Juli 1876 (Titel V), im vielen 
hungen geregelt; die vollitändige Regelung und zwar für den ganzen Umfang 
der Monarchie folte durh das neue Zuftändigfeitönefeh erfolgen, weldes indeffen 
richt zu Stande gekommen it. In Folge des letzten Umjtandes ift auch für die 
Rreiserdnungsprobingen eine weſentiiche Lücke geblieben, welche durch den eriten Titel 
ds neuen Buftändigfeitsgefeges (Angelegenheiten der Etadtgemeinden) ausgefüllt 
werden follte. In Betreff der Scommunalangelegenheiten der Stadtgemeinden ift 
tintich bis fehl weder eine Mitwirkung der Beihluchörden nod, aud) eine Ber: 
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gilt von dem Xerhältnik der vorfigenden Einzelbeamten gu den beigeort 
Kollegien und von dem Verfahren der Icpteren. (WgL 88 10f., 27, 45ff. des Gei 

„Die Verwaltungsgerichtöbarteit wird in ihrer bisherigen Geitalt als integrite 
Xeitandtheil in dem Gejammtorganismus der Verwaltung beibehalten. Dieiclh 
nicht, wie 3. ®. in Deſterreich nur durch einen oberiten Kaffationshof, jondern 
wirflie Gerigtsbarkeit in Ctreitjahen über Anfprüche und Verbindiichteiten & 
dem Öffentlichen Redte (vgl. ©.-2.+®. $ 1) injtanzenmäßig von unten auf ge 
werden, und zwar in der mittleren (Bezirts-) und oberiten Inſtanz durch unckt 
gige, von der Verwaltung getrennte Gerihtshöfe (Bezirlsverwaltungsgerichte, 
verwaltungsgericht.) Dies ift die Bedeutung des $ 7 ded Geieges. 

„In Bezug auf die Verfailung der Höheren Verwaltungsbehörden enthält ? 
Geieg dauptfaͤchlich folgende Abänderungen. Die Verbindung, in weldjer der Ö 
präjident bisher mit der an feinem Amtsjig befindlichen Regierung, deren Prähtt 
ex gleichzeitig führte, ftand, wird gelöft; an die Etelle der Vicepräfidenten mei: 
Regierungs« (Chefs) Präjidenten wie bei den übrigen Regierungen ($ 16). 
tollegialiiche Verfaffung der Renierungsabtheilung des Innern wird beieitigt, w 
diejenigen Gegenjtände ihres Gejhäftstreiles, welde eine Tollegialiihe Behand: 
exheiichen, auf die Beihlubbehörden und die Berwaltungsgerichte übergegangen N 
(besiehungsweile, wie die Mitwirkung bei der Aufficht über die ftädtiihe Komm 
verwaltung und die Gutjcheidung in Streitigfeiten der Stadtgemeinden durch du 
neue Zuftändigfeitsgefeg übertragen werden follten). Der verbliebene Reft der © 
fhäfte geht auf den Negierungspräfibenten über, welder an die Stelle der ar: 
hobenen Abtheilung des Sunern tritt ($ 17). Aug, die Landwirtbicaftlighen Abtıc 
dungen der Regierungen und die Spruchtoliegien für Iandwirthicaftlide Angel 
heiten, wo folde beitanden, werden aufgehoben; ihre Geicäfte geh 
Generalfommiifionen über. Die Regierungen, mit Ausnahme derjenigen zu 
fund und Sigmaringen, bei welden eine Abtheilungsbildung überhaupt nicht hatt 
gefunden hat, beftehen aljo fortan nur aus zwei Abtheilungen, der Abtheilung 
Kirchen» und Schuiweſen und der Abtheilung für direfte Steuern, Domänen 1: 
Foriten. Für den Stadtkreis Berlin, welder nad) $ 1 des Geiehes aus ber 
ding Brandenburg, aus deren fommunalem Verbande er fon durch $ 2 der Tır 
dinzialoxdmung losgelöft war, ausicjeidet und einen Verwaltungsbezirt für ſich bilre: 
find hinfichtüch der Vehörden bejondere, von ben allgemeinen abweidende Ve 
finmungen getroffen. (Zweiter Titel, IV. Abjgnitt.) 

„Im Bezug auf das Verfahren (Titel III des Gefehes) find folgende Ar 
änderungen hervorzuheben. An die Ctelle der veridjiebenartigen Frijten (von 1 
14, 21 Tagen) für die Anbringung der Beſchwerde oder Klage, und der weit 
Rechtsmittel in Verwaltungs, Beihfuße oder Ctreitfachen iſt die gleihmäßige 
von zwei Wochen eingeführt ($ 42). Die Befugniß der Vorfigenden der Bei 
behörden, Namens des Kollegiums Verfügungen und Beiheide zu erlaffen, 
weitert worden ($ 50). Die Belchrungspfliht ($ 29 des Zuft..©.) ift im Bar 
gefommen, dagegen die Wiebereinjegung in den vorigen Stand für Fallen 
ichuldeter Friftverfäumniß eingeführt ($ 43, Abf. 2) und zugleich Borforge getrvi 
worden, dab die voririftswidrige Anbriugung der Veihwerde bei derjenigen Pe: 
börde, welde darüber zu beihliehen hat, dem Vefhwerbeführer nicht zum Schaden 
gereicht (8 56, Abf. 5 und $ 65, Abi. 5). 

„Die bisher in dem vierten Titel des Zuſtändigkeitsgeſetes verbunden 
gewefenen BVoricriften über die Nechtsmittel gegen poligeilice Verfügungen ut 
über das Siwangsverfahren find gefondert worden und bilden mit mehrjacen 
Abänderungen jegt den Inhalt des vierten, bezw. des fünften Titels des Gries 
Die eriteren find ergänzt worden durch Beitimmungen über die Redtsmittel nenen 
polizeiliche Verfügungen des Negierungspräfidenten ($ 66); die bisher auf $ 30 il. 
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und 91, Abſ. 2 des Gejeges).“ 
8 108. 

In den einyenen Sands und Staͤdikreiſen erfolgt die Aufbringung der auf fie 
rfenden Antheile an den Provinzial-Abgaben gleich den übrigen Kreise, beym. 
Semeindebebürfniffen nach den Worichriften der Kveis-Ordnung vom 13. Dezember 
1872, bezw. der Städteordnung für die ſechs dſtlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853 und des Gejehes, betreffend die Verfafjung der Städte in Neuvorponmern 
und Rügen, vom 31. Mai 1853. 








$ 109. 
Mo gegenwärtig mit Tandesherrlicher Genehmigung zu beftimmten Zweclen 
inial-Abgaben nad) bejonderer Vertheilungsart erhoben werden, behält de dabei 
bis zum 31. Deyember 1879 jein Bewenden; «8 bleibt jedoch dem Propinzial-Yands 
iage Überlafien, icon in der Zwifchenzeit die Vertheilung auch dieer Provinzial-Ub- 
guten nach Maügabe der $$ 106 und 107 zu beiclieben. 
$ 110. 

Soiern es fih um Provimial-Einrictungen handelt, welche in bejonders her- 
Borragendem oder in bejonders geringem Maße einzelnen Tyeilen der Provinz zu 
Guie onmen, fann der Povinzial-Yandtag beichfiehen, für die betreffenden Kreife 
eine noch Quoten ber direften Staatsiteuern zu bemefiende Mehr: der Mindere 
keioftung eintreten zu laffen. 

Die Mehrbelaftung fann nach Maßgabe der Beihlüfe des Provinzial-Landtages 
durch Naturalleiftungen erjept werden. 

$ 11. 

Die Vertheilung der Provinztal-Abgaben auf die einzelnen Land und Stadt: 
freie fiegt dem Provinjial-Yusihuile ob. 

Der Betrag der von dem Provinzial» Landtage 
“gaben fowwie die Vertbeilung derjelben auf die Streife find durd die Anıtsblätter 
der Provinz öffentlich bekannt zu machen. I dem Ausidreiben Hit der Bedarf für 

























Die Zahlung der Provinzialabgabe darf durd) die Neflamation, beyw. Klage 
nicht aufgehalten werben, muß vielnehr mit Vorbehalt der fpäteren Nüderftattung 
des etwa zu viel Bezahllen in den beitimmten Terminen erfolgen. 


Wahlreglement. 
$1 


Der BWahlvorjtand beitcht aus dem Vorſitzenden des Provinzial-Landta: 
bezw. dem dom Ober-Präjidenten ernannten Wahlfommifjar, dem Landrathe, 
Bürgermeifter oder deren Stellvertreter als Borfigenden und aus zwei oder vie: 
Beifigern, welche von der Wahlverfammlung aus der Zahl ber Wähler zu wählen 
find. Der Vorjigende ernennt einen der Beijiger zum Protofollführer, 

2 





Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllotale weder Diskufgonen ftar- 
finden, noch Anfprachen gehalten, noch Beiclüfie nefaht werden, 
Ausgenommen hiervon find die Disfuffionen und Vefcjläfle des Wahlvoritantıs, 
welche durch die Leitung des Mahlgejcjäfts bedingt find. 
3 


Die Wahl erfolgt durch Stimmt, 
f 


Die Wähler werden in der Neihenfolge, in welcher fie in der MWählerlite ver 
zeichnet find, aufgerufen. 
Jeder aufgerufene Wähler Iegt den Stimmzettel unerdffnet in die Wahlume. 


5. 

Die während des Wahlalts erſcheinenden Wähler können an der niht ge 
ſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind feine Stimmen mehr abzugeben, fo erflärt der Wahlvoritand die Wahl 
für geſchloſſen; der Worfigende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne 
und die darauf verzeichneten, von einem Beiſiher, welchen der Vorfihende 
ernennt, laut zu zählenden Namen. 

8:6. 








find: 
. Stimmpettel, welche feinen oder feinen Iesbaren Namen enthalten, 
2. Stimmjettel), aus welhen die Perſon des Gemählten nicht ungweifeihait 
erfennen it, 
Stimmyettel, auf welchen mehr Namen als zu wählende Perjonen oder 
der Name einer nidjt wählbaren Perfon verzeichnet Üft, 
4. Stimmzettel, welche einen Proteft oder Vorbehalt enthalten. 

7. 






Ungülti 
1 





87. 
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgeneben betrachtet. Ueber die 
Gültigfeit der Stimmgettel entiheidet vorläufig der Wahlvorftand. Die Stimmzettel 
find dem Wahlprotololle beizufügen und fo lange aufzubewahren, bis über die gegen 
das Wahlverfahren erhobenen Einjprüge rechtskräftig entichieden ift. 
8. 


at aus gewählt find Diejenigen zu betrachten, melde die abſolute Etimmeniehr- 
rit (mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten Haben). 





Lm__ 


vemamunmg in Den durch Die Weicge Dejeimnten Fauen der Nam den Borſchruten 
der 58 30 ff. des Geſebes über die Organifation der allgemeinen Sandesverwaltung 
gebildete Stadtausihuß. 








en yerupt. In eine gerube Hahl von wWEIRgLIeDerm auweſeno, ſo nimmt vas 
dm Yebensalter mad; jüngfte gewählte Ditglied an der Abftimmung nicht Theil. 
Tun Verichterjtatter fteht jedoch in allen Fällen Stimmtest zu. 
Beſchlußverfahren. 
1. Eingangobeſtimmung. 

45. 





Für das Verfahren des Provinzialraths und des Bezitlsraths ſowie des Kreis. 
tadte) Ausfchufies in allen Ungelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung, ., 
nit im Verwaltungsftzeitverfahren zu erledigen find, gelten die nachfolgenden 
Rerimmungen. 








2. Dertliche Zuftändigfeit. 
46. 


* 
Die örtliche Zuftändigfeit der im $ 45 bezeichneten Behörden beſtimmt ſich, 
wie folgt. 
Zuftändig in eriter Inſtanz ift: 
1. für Beichtüffe, welche fid) auf Grundftücke beziehen, die Behörde der beler 
genen Sade; 
2. für alle jonftigen Fälle die Behörde desjenigen Bezirks (Streis, Regierungs- 
bezirt, Proviny) in welchem die Berfon wohnt oder die Korporation ihren 
Sig hat, auf deren Ungelegenheit ſich die Beihluhfafiung bezieht und, 
wenn die Korporation ihren Sit auberhalb ihres räumlichen Bezirks hat, 
diejenige Behörde, welcher der Leftere angehört. 


Sind die Grundftücte in mehreren Vegirfen belegen, oder ift es zweifelhaft, zu 
weißem eyirfe fie gehören, fo wird die zuftänbige Behörde durch den Regieruingse 
erifidenten, den Oberpräfidenten oder den Minifter des Innern beitimmt, je nachdent 
ie beirefienden Bezirfe demielben Negierungsbezitfe, derfelben Probinz, aber ver- 
isiedenen Negierungsbezirfen oder verichiedenen Provinzen angehören. 

Taffelbe findet jtatt, wenn bie Perjonen oder Korporationen, deren Angelegenheit 
den Gegenftand der Beihluhfaifung bildet, in mehreren Begirten wohnen oder ihren 
Zip haben. 

48 


it bei einer Angelegenheit, welche den Gegenſtand der Beihluhfaffung des 
(Stadt) Ausichuffes bildet, die betreffende Kreisforporation (Stadtgemeinde) 
iotche betfeifigt, jo wird von dem Negierungspräfidenten, für Berlin von dem 
Serpräfidenten, ei anderer Kreis oder Ctadtausihuß mit der Beihlubfajlung 
Benuitragt, 











Der Vorfigende beruft das Kollegium, leitet und beauffihtigt den Gefhäftsg 
And forgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte Cr bereitet die Beihlüffe der 
ürde vor und trägt für deren Ausführung Sorge. Ex vertritt die Behörde nad) 
Sıben, verhandelt Namens derjelben mit anderen Behörden und mit Privatperjonen, 
führe dem Schriftmechiel und zeichnet alle Cehriftfticte Namens der Vehdrde. 

50. 









Der Vorfihende bes (reis, Ctodt:) Ausiehuffes üt befugt, in Fällen, weiche 
‚  Äkinen Aufepub zulaifen, oder in weljen das Sad» und Nechteverhältuiß Kar Tiegt 


deren Verwandte und Verſchwägerte in auf und adfteigender Linie oder bis zum 
dritten Grade der Ceitenlinie, fo bfirfen biefelben an der Berathung und Abftinmuns 
nicht theilnehmen. Cbenjowenig darf ein Mitglied bei der Berathung umd Beihlus: 
faffung über folche Angelegenheiten mitwoielen, in welden e8 in anderer als dient 
Ticper Gigenfcjaft ein Gutachten abgegeben hat oder als Geicäftsführer, Beauftragter 
ober In anderer als ffentiger Stelung Mätig gemefen I 


Wird in Folge des gleihjeitigen ducföciens mehrer Mitglieder gemäß $ 53 
eine ber im $ 45 begeichneten Behörben beihluhunfähig, und 8 Tann die Beidlui: 
fähigkeit auch nit duch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter Hergeftellt werden, 
jo wird von dem Regierungspräfidenten, beziehungsmeife Oberpräfidenten ober ir 
nifter des Innern, je nachdem ed ſich um einen Kreis. (Stadt) Musiguß, Beyirs: 
vath) oder Provinzialtatt) Handelt, ein anderer Kreis oder Stabtausichub, Begirlsrat) 
oder Provinziaftati) mit der Beistutelung beauftragt. 


Gegen die Beſchluſſe des Kreis» ekabın Ausſchuſſes findet innerhalb zmet 
Wochen die Beſchwerde an den Verirfsrath, gegen die in erfter Inftang ergebenden 
VBeichlüffe des Vezirksrathes innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an ben Provin 
sialrath ftatt, jofern nicht nach ausdrüdlicer Vorichrift des Gefebes 
1. die Befhlüffe enbgättig find, 
2. die Beihlubfaflung über die Beſchwerde anderen Behörden übertragen it. 
Die auf Veichwerden gefabten Beichlüffe des Vezirfscathes umd des Provinzial: 
zathes find endgültig. 
Die in erjter Inſtanz gefabten Beſchtügfe des Provinzialrathes find endgültig, 
feiern das Gefeg nicht ausdrüdlich die Veſchverde an die Miniiter zuläht, 








IM die Friſt gewahrt, und ift eine Gegenpartei vorhanden, jo wird bie Be- 
ihmerdeichrift mit ihren Anlagen zunädsit Diefer zur jcpriftlichen Gegenerflärung inner- 
halb zwei Wochen zugefertigt. 

Abichrift der eingegangenen Gegenerflärung erhält der Bejchwerbeführer. 

Zur näheren Begründung der Beſchwerde fowie zur Gegenerflärung kann in 
nicht fhleunigen Eadjen eine angemeifene, der Regel nach nict über zwei Moden 
tu eritrediende Nacfift gewährt werden. Kierauf werben die Verhandlungen mittelft 
Verißtes derjenigen Behörde eingereicht, weicher die Veichlubfaffung über bie Ber 
iwerbe zuftebt. 

Wird die Beihtwerde der Vorſchrift des erften Abjapes zuwider bei derjenigen 
Behdrde angebracht, welche zur Beihluhfaffung darüber zuftändig ift, fo hat diefe 
Behörde die Beichiverdeihrift an bie im Abiag 1 begeinete Vehörbe abzugeben, 
ohne dab dem Befchwerdeführer bie Smifhenzeit auf die Frift anzuredinen if. 








8 57. 

Die Einlegung der Beſchwerde fteht in den Fällen des $ 55 aus Gründen des 
örenttichen In ereſes aud) den Vorfihenden der Behörden zu. 

Mill der Vorfigende von dieſer Befugniß Gebraud) madjen, fo Bat er dies dem 
Kollegium fofort mitzutfeilen. 
Die Zuftellung des Beichluffes bleibt in diefem (alle einſtweilen, jedoch lang ⸗ 
fens drei Tage, ausgeiegt. Cie erfolgt mit der Cröffnung, daß im öffentlichen 
Intereife die Veſchwerde eingelegt worden fei. Sit die Zuftellung ohne hiefe Er⸗ 
öfnung erfolgt, fo gilt die Vefwerde als zurüdgenommen. 
Die Gründe der Beſchwerde find den Betheiligten zur ſchriftlichen Erklärung 
innerhalb zwei Wochen mitzutfeilen. 

Nach Ablauf diefer Frift find die Verhandlungen ber Behörde einzureichen, 
welder die Berhlufaflung über die Beſchwerde aufteht. 

Eine vorläufige Volftredung des mit der Beihtwerbe angefochtenen Beſchluſſes 
64) ift in diejen Gällen ausgeichloffen. 


$ 58. 
Die dienſtliche Auffiht über die Geihäftsführung des Kreis. (Stadt) Aus- 
itufes wird von dem Regierungspräfidenten, in Berlin don dem Dberpräftbenten, 
die Aufficht über die Geichäftsführung des Bezirlsrathes von dem Dberpräfidenten, 
die Aufficht über die Geichäftsführung des Provinzialrathes von dem Minifter des 
Imern geführt. 

Voritellungen gegen die geſchäftlichen Auffichtsverfügungen des Regierungspräfie 
denten unterliegen der endgültigen Beicplubfaflung des Begirfscathes, Vorftellungen 
gegen die Auffichtsverfügungen des Oberpräfidenten der endgültigen Beihluhfaffung 
des ropinzialrathes. 

Die Auffihtbehörden find zur Vornahme allgemeiner Geichäftsrevifionen befugt. 





9. 
im $45 beeichneten Behörden Haben ſich gegenfeitig Nectshüffe zu Teiiten. 
en den geihäftlicen Aufträgen und Amweijungen der ihnen im Inſiamen. 
Jüge vorgejeßten Wehörden Foige zu Leiiten. 





Sehorde uberſcreuen oder oie Wejeye Deriegen, wie Zinſehtung erfoige min.“ 
Klage im Verwaltungsitreitverfahren. Zuftändig in erſter Inſtanz iſt, wenn die 
Klage genen den Kreise (Stadt) Ausihuß gerichtet ift, das Begirlspermaltun 
gericht, in den übrigen Fällen das Oberverwaltungsgeriht. 
Die Behörde, deren Beicjlub angefochten wird, üt befugt, zur Wahrnehm 
ihrer Rechte in dem Verwaltungsitreitverfahren einen bejonderen Vertreter zu wäh) 
861. 
Soweit Geihäftsgang und Verfahren des Provinzialrathes, des Bezirfäraties 
und des Kreise (Stadt) Ausihufies nicht durch die vorftehenden oder durch beion- 
dere gejegliche Beitinumungen geregelt find, werben diefelven durch NRequlative gr 
ordnet, welche der Minifter des Innern erläht, 
Negulativ zur Ordnung des Gejhäftsganges und des Verfahrens bei 
den Kreis: (Stadt) Ausicüjien, 
An Stelle des Negulativs zur Orbmung des Geihäitsganges bei den Kreis . 
ausſchũſſen vom 20. November 1873 treten gemäß dem $ 166 der Kreisordnuog 
vom 13. Dezember 1872 und dem $ 17, Abiat 2 des Gefeges, betrefiend die Zur 
ftändigfeit der Verwaltungsbehörden und der Venvaltungsgerichtsbehörden 2. vun 
2%. Zufi 1876 die nachjtchenden Beſtimmungen. 
Sibungen des Kreis« IS tabt-) Ausſchufſes. 



























81 
Der Kreis · (Stadt) Ausſchutz verfammelt ſich auf Berufung feines Vorhenden 
Dem Vorfihenden bleibt es Überlaffen, im Voraus regelmäßige ESihungetage zu ber 
ftimmen, 
Anzeige von Behinderung. 
2. 


32 
Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder durch ſonſtige nicht zu beieitigende 
Umſtãnde verhindert ift, einer Sihung des Kreis · (Stadt:) Ansicujfes beiguwohnen 
oder füch der Wahrnehmung der ihm fonft obliegenden Geihäfte zu unterziehen, hat 
Dies dem Borfigenden fofort anzuzeigen. 
Befugniſſe des VBorfigenden, Leitung des Verfahrens. 
3. 





$ 

Der Vorfigende Teitet und beaufihtigt den geſammiten Geihäftsgang bei dem 
Ausſchuſſe ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 

Gr eröffnet die eingehenden Schriftjtüde und vermierft auf denſelben ben Tan 
des Gingangs. Im Falle der Behinderung des Vorfigenden des Kreis- (Etat) 
Ausſchuſſes, beziehungsweile deſſen Stellvertreters im Vorſitze kann ein bereidigter 
Bureanbeamter des Kreise (Stadt) Ansihuifes mit der Eröffnung und Präfentatier 
der eingehenden Schriftitüde beauftragt werden. 

Hat in ftreitigen Verwaltungsjaden eine Partei den der Gegenpartei mityuther 
Ienden Schriftitücen Tein Duplifat beigefügt, jo verfügt der Vorſihende die Anfer 
tigung defielben auf ihre Kojten. 

84 


Der Vorſthende vertheilt bie Geichäfte unter die Mitglieder des Kollegiums. 
In den zur Tollegialiichen Belhluhfaflung oder Entiheidung des Ausichuffes arları 
genden Sachen bejtellt der Vorjigende aus der Zahl der Mitglieder einen Neferenten 
md nach Xefinden einen Korreferenten; aud fann er fid) jelbit und da, wo ein 
CS ymdius angeftelit ift, and diejen zum Referenten oder zum Korreferenten ernenten. 

Gr zeichnet die Konzepte aller Verfügungen. 

$5 

Abgeichen von den Fällen, in welchem das Ge} — $ 157 Abjag 3 der Krei 
orduumg 8837 und 55 des Geſehes vom 3. Juli 1875 (Gefeplanmlung Seite 375) 
— den Vorfigenden des Kreise (Stadt) Ausjaufies ermägtigt, Namens des Ichteren 


























6. 
Der Vorſihende leitet die Verhandlungen in den Situngen des Kreis: (Stadt) 
ichuffes, wobei derielbe namentlich in Gemähheit des $ 41 des Gefepes von 
Juli 1875 auf die vollitändige Aufflärung des Sachverhalts forie darauf Hinzu 
mieten hat, daß die fachlichen Anträge von den Parteien geftellt werden. 

Bei den Veratgungen des Wusihuffes ftellt er die ragen und fammelt die 
men — vorbehaltlich, der Entiheidung des Kollegiums, falls über Die Frage: 
itetung ober über das Ergebniß der Abftimmung eine Meinungsverjchtebenheit entiteht. 

Mündlige Berhandlung 











Die zur mündlichen Verhandlung Gelangenden Sadjen werben im ber durch 
den Vorfigenden beitimmten, durch Aushang vor dem Sigungssimmer befannt zu 
machenden Reihenfolge erledigt. 

In der Borladung an die Parteien iſt die zur mündlichen Verhandlung ber 
fimmte Etunde anzugeben. Bleiben im Termin zur mündlichen Verhandlung beide 
Tarteien aus, jo wird das Cadverhältiß durd) den Meferenten vorgetragen. Das- 
ftbe geichieht, wenn nur eine Partei eriheint; ber Iebteren ift nad) dem Vortrage 
des Referenten da8 Wort zu geben. SJubeffen hängt e8 von bem Grmeilen des 
Teräenden ab, aud in dem alle, wenn beide Parteien erihienen find, den Bor- 
rigen derjelben Die Darftellung des Samverhältniffes durch den Referenten voran« 
gehen zu Laffen. 


68. 
Durch Aufnahme in das Prototoll über die mundliche Verhandlung find ins 
beiondere feitzuitellen: 
a) neue thatjächliche Erfärungen und neue Anträge der Parteien, 
b) Anertenntniffe, DVerzictleiftungen und Qergleihe, durch weiche der 
geltend gemachte Unfpruc ganz oder theilweiie erledigt wird, 
die Ausjagen der Zeugen und Sacverjtändigen, welde tm Termine 
zur mündlichen Verhandlung vernommen werden, 
die erfolgte Verlefung der Cchriftitüde, welde, ohne einen Theil der 
über das Etreitverfahren verhandelten Akten zu bilden, ihrem Inhalte 
nad) zur Aufflärung des Sadverhaltes mitgetheilt werben, 
das Ergebniß eines im Termin eingenommenen Augeniheins. 
Das Donchu ift in fo weit, alg es bie sub_a) bis e) bezeichneten Gegen“ 
itände betrifft, den Betheiligten vorzulefen oder zur Durdficht borzulegen. In dem 
VLrototoll ift gu bemerken, dab dies geichehen und bie Genehmigung erfolgt Jei oder 
wilde Einwendungen erhoben find, 
Den Betheiligten ift auf Antrag Abichrift des über die mündlige Verhandlung 
aufgenommenen Protokolls zu ertheilen. 


D 
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Der Borfigende handhabt die Ordnung in den öffentlichen Eigungen des Kreis» 
(Ztabt:) Ausfcuffes in Gemähheit des $ 42 des Geiehes Über die Werfaflung der 
Vermaltungsgerichte ac. vom 3. Juli 1875, und führt erforderlichen alles einen 
!eitluh des Kollegium über den Austhlub der Defentlichteit herbei. Nur in den 
isuigen gewerbepolieifichen Angelegenheiten, auf welche der $ 21 ber Gewerbeordnung 
dom 21. Juni 1869 Ummendung finde, Darf die Defntiihteit nicht ausgeistofen 
werden. 


— were ww wenyuunes un wir Armes 

Nur in denjenigen gewerbepoligeilichen Angelegenbeit, auf welde der $ 21 dir 
Gewerbeordnung vom 2]. Juni 1869 Anwendung findet, mub die Verfündig: 
der Gnticeibung oder des Beichluffes ftets in öffentlicher Cigung erfolgen. Eridwint 
in derartigen Sachen die Ausiegung der Cmtideibung oder des Beichlufes nots- 
wendig, fo erfolgt die Verkündigung in einer weiteren Zigung, welche ſofort amu- 
beraumen und den Parteien befannt zu machen it. Die Entſcheidung oder der Ye: 
Klub find demnägjt ſchriftlich abzufaflen. 

Verfahren in nit ftreitigen Verwaltungsfachen. 
1. 





* 

Für die muͤndliche Verhandlung vor dem Kreis- (Stadt:) Ausichufe in mist 
ftreitigen Verwaltungsjahen finden außer den Vorſchriften dieſes Regulativs die Be 
ftimmmngen ber 88 39. 41 bis 43 und 45 des Geiches, betreffend bie Beriehum 
der Verwaitungsgerichte ac. vom 3. Juli 1875 finngemäße Anmendung. 

Im denjenigen gemerbepoligeilichen Angelegenheiten, auf welde der $ 21 der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 Anwendung findet und melde bem Krı 
(Stadt) Ausihufe zur Veihlubiafiung überwiefen find, regelt fi das Verfahren 
nad) den 88 16 bis 25 der Gewerbeordnung, den Nr. 28 bis 51 der zur Ausführu 
der Gewerbeordnung erlaffen Initruftion vom 4. September 1869 (Minijt..Bl. S. 
und der in Abänderung und Grgänzung bieier ognrition ergangenen Girtatar« 
Verfügung vom 28. März 1877 (Minift- Bl. ©. 97). 

Urjgriften und Ausfertigungen. 
Pe 











Alle Verfügungen, Beihlüffe, Entiheidungen 2c. des Kreis (Etadt:) Ausihun: 

werben in der Ausfertigung mit der Untericrift: 

der Kreisausihuß des Kreiies N. N. oder der Stadtausſchuß für N. N. 
verſehen und von dem Borfigenden vollzogen. Dieje Form genügt auch für die 
auf Grund der $$ 37 und 55 des Geieges über die Verfaffung der Vermaltungs 
gericte ic. vom 3. Juli 1875 ergehenden Beſcheide 

Verfügungen, welde der Vorfipende auf Grund des $ 137 Abiap 3 der Krriir 

ordnung erläßt, find mit der Unterſchrift: 

Namens des reisausihuffes des Kreiſes N. N. oder des Etatte 

ausicufies für N. N. 

zu derjehen und von dem Vorfikenden zu vollziehen, Die Uxicriften der von d 
sten Veihlüffe oder getroffenen Entjeidungen find bon wenigi 
iedern mit Ginihluß des Do i 
eitigen Verwaltungsiahen find die Ausfertigungen aller Enticheidungen, 
welche in öffentlicher Cigung nach mündlicher Verhandlung unter den Parteien er 
faffen worden find, mit der Ueberjchrift: 

Im Namen des Königs 
und nit dem Siegel des Kreis (Stadt) Ausſchuſſes — Preubiicer Adler mit der 
Umjchrift: „Streisausihuß deg Kreiſes N. N." — oder „Stabtausihuh für N. N.“ 
— zu erfehen. Diefelben müffen im Cingange den Sihungstag, an welden die 
Gnticjeidung getrofien worden iſt und die Mitglieder des Kreis (Stadt) Ausihufict, 
welche an der Abjtimmung Theil genommen haben, erſchen laffen. 






























$ 13. 

Die gemäß $ 29 des Gefehes vom 26. Zuli 1876, beziehungsweije $$ 37 und 

55 des Gefetes vom 3. Zuli 1875 den Parteien zu eriheilenbe Belehrung über die 
Rectomittel, Die Friſten zur Einfegung derfelben und über die. Folgen der Ye | 


\ 
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7 zuunc, Suw uns zwuyuwi ver purseny vguyuuysunıe Mey 
führer, 
€) der Gegenitand des Etreites oder der Beſchwerde, 
4) der Werth des Streitgegenftandes, falls ein Endurtheil ergangen ift, 
©) die Aftenfolien, welche die Verfügung, den Beiheid, den Beichluk 
ober das Gmdurtheil, weiche angegrifien find, bie Beihwerder, Bes 
ufungs» oder Revifionsfchrift, die etwaigen Gegenerflärungen und die 
Vollmahten der Mandatare enthalten. 
In den durch eine Verfügung der höheren Inftanz veranlaßten Berichten ift auf 
dieie Derfügung unter Angabe der Sourmal-Rummer Bezug zu nehmen. 


In allen Berwaltingsftreitfällen, in weten gemäß 544 Abfah 2 des Geſebes, 
betrefiend die BVerfaflung der Verwaltungsgerichte ıc. vom 3. Juli 1875, ein Koms 
mifar des Regierungspräfidenten zur Wahrnehmung des dffentfichen Sntereffes an 
ter mündlichen Verhandlung in zweiter Inftanz vor den Begirfsvenwaltungsgerihte 
Theil genommen Hat, und in welchen demnäcit genen bie ergangene Enticheidung 
Siitens einer Partei ein Rechtsmittel eingelegt wird, hat der Kreis- (Stadt) Aus- 

5 hiervon dem egierungspräfibenten Anzeige zu madien, und war gleichzeitig 
mit der Einforderung der Gegenerflärung auf die Anmeldungs und diechtſertigungs 
Ährift. Mbichrift bieier Schriftfäge ft dem Negierungspräfidenten auf Verlangen 
mitzutheilen. 











217. 
Die Einziehung der Koſten und baaren Auslagen des Verfahrens hat nad) 
Naögabe ber hierüber befonders ergangenen, beziehungsweile nad) ergehenden Ber 
himmungen yu geichchen. 
Die Feitiegung der einer Partei zu erftattenden baazen Auslagen erfolgt auf 
Antrag der Partei, erforderlien Falles nad Anhörung des Gegners. 
Geihäftsfontrole. 


$ 18. 

Die Einrichtung der erforderlichen Gejcäftsfontrolbücer für die Kreis (Stadt) 

usshüffe erfolgt durch den Renierungspräfidenten, für den Etadffreis Berlin durdh 
den Cberpräfiventen im Ginbernehmen mit dem Vesirfsvermaltungsgerichtes 





btatt, besichungsmeite das zur Aufnahme freispolizeificher Befanntmahungen beitimic 
Blatt yur Örentliben Kenntniß zu bringen. 
Hährend der Ferien dürien in önientliher Cigung des Kreis« (Stadt) As: 
{Gufies der Regel mac nur ihlcunige Sachen zur Berhandlung gelangen. 
Auf den Kauf der geieglihen Hriiten Steben die Serien ohne © nik. 
—* 
⸗ ber Ausigüfie [äuft vom MN Dezember bis 








zum 30. November. 

Am Zabresighufe hat der Vorüigende des Kreis (Etadt:) Ausihufies dem A 
gierungspräfiienten (ür Berlin dem Tberpräienten) eine Ucberficht der Done 
n Geichäite berictlic einzureichen. In berielben ift die Zahl der von dext 
Stadt) Ausihuiie als Kreisverwaltungsbehörde oder als Kreisverwaltung: 
gericht im Yaufe des Jahres abgehaltenen Zigungen, ſowie nad den Sauprfategonen 
geiondert, die Zahl der anhängig gemachten, erledigten und unerledigt geblichenen 
Zachen anzugeben, — unter Hinyurügumg derjenigen gutahtlichen Bemerkungen, vw 
denen die bei Handhabung der materiellen und der progelualijden Veftimuner, 
der einihlagenden Geiengebung gemachten Eriahrungen Anlab bieten. 

Abihrift des Zahresberihts umd jeiner Anlagen ift dem vorgejegen Bejirt: 
dermaltungsgerichte einzureichen. 

Sqhlußbeſtimmung. 














$ 21. 

In den Fällen, in denen das Geiek eine Beihluhfaifung ober eine Entiheitin; 
an Selle des Areisausicufies dem Magiitrate einer Stadt übertragen bat, finder 
die im dieſem Negulative für bie Etadtausihüfle gegebenen Lorjepriften mit der 
Mahgabe Anmendung, dab die Ausfertigungen ($ 12) mit der Unterichrift des Mosi: 
ftrats und die Ausferfigungen der Endurtheile mit dem Magiftratsiiegel zu beriehen 
find. 

Berlin, den 2. April 1878. 
Der Minitter des Innern. Graf zu Eulenburg. 


8 57. 
G. 5 57. RH. 575. Schl.Holſt. $ 49. Frantf. $ 64) 

Der Magiſtrat kann nur befchliegen, wenn mindeftens die Hälfte, 
in Stadtgemeinden, welche mehr als 10000 Einwohner haben, min: 
deftens ein Drittheil feiner Meitglieder zugegen ift. 

Die Befchlüfje werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit ift die Stimme des Vorfigenden entfcheidend. Den Borik 
führt der VBürgermeifter oder fein Stellvertreter. Der VBorfigende it 
verpflichtet, wenn ein Beihluß des Magiftrats deffen Befugniffe fiber 
ſchreitet, geſetz, oder rechtswidrig ift, da® Staatswohl oder das Gt: 
meinde-Intereffe verlegt, die Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes zu 
beanftanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. Der 
Beigeordnete nimmt aud) außer dem Falle der Stellvertretung am den 
Verhandlungen und Befchlüffen Theil. 

Bei Berathungen über ſolche Gegenftände, welche das Privat- 
Intereffe eines Mitgliedes des Magiftrat oder feiner Angehörigen 
herren, muß daſſeibe ſich der Theilnahme an der Berathung uud i 


meifter die dem WMagiftrat o obfiegenden Geſchäfte vorläufig allein beforgen, 
jedoch dem letzteren in der nächſten Sitzung behufs der Beftätigung 
oder anderweitigen Beſchlußnahme Bericht erftatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin fteht dem Burgermeiſter 
das Recht zu, den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern 
und außerdem den unteren Beamten Arreftftrafen bis zu drei Tagen 
aufzufegen (8$ 15, 19 und 20 des Gejeges vom 21. Juli 1852, 
8.5. ©. 465). 


1. Rah Art. XII der Min.-Inſtr. vom 20. Juni 1853 ift für den Geidäftsgang 
bei der jtäbtiichen Verwaltung noch heut die Inſtruttion für die Stadt-Magüütrate 
vom 25. Mai 1835 (Ann. ©. 733) maßgebend. 

Diefelbe Iautet, unter Weglafjung einzelner obioleter Beftimmungen: 

$ 1. Der Geihäitsfreis des Magiſtrats umfaßt die Verwaltung 
a) der eigentlichen Kommunal-Angefegenheiten und 
b) derjenigen Angelegenheiten, welche die Staatöbehörde dem Magiftrat 

überträgt. 

Nur auf die Verwaltung der zuerſt gedachten Angelegenheiten bezieht 
fich die vorliegende Geihäftsanweilung. Für die sub b bejeichneten Une 
gelegenheiten gelten zunächjit die bejonderen Borichriften der Stantöhehörbe, 
Soweit aber diejelben den Bejtimmungen des vorliegenden Negulativs 
nicht entgegenitehen, fann nad) den Iepteren ebenfalls verfahren werben. 

$ 2. Die Geihäfte werden entweder 
a) von dent Magütratsfollegium in der Gejammtfeit oder 
b) von den für einzefne Geihäftsgweige gebildeten befonderen Deputas 

tionen beiorgt, 

$ 3. Bor das Plenum des Magiftrats gehören: 

diejenigen Gegenitände, welche denelben nad der Ctähte- Ordnung 

beionders überwiejen find; ferner diejenigen Vermögens-Ungelegenheiten, 

über welche die Stadtverordneten Gutachten, Crllärung oder Geneh, 
migung abzugeben Haben; 

die Unftellung aller Unterbeamten jowie die Annahme zeitweiler Hülfs- 

arbeiter gegen biätariiche Remuneration; 

die Ausübung der der Ctabtfommume in Firclichen Angelegenheiten 

duftehenden Patronato- und Ehrentechte, insbejoudere die damit der- 

bumdenen Ynitelfungen der Geiftligen und der fonftigen Kirchen- 
bebienten, ingleihen die Vejegung der Lehrerſtellen; 

die Ertheilung von DieniteJnftruftionen fr die Vitqlicher bes Kollenit, 

teten Unterbeanten, desgl. für die ſtädtiſchen Verwaltungs-Deputar 

tionen und Kommiftonen und deren Beamten, 

Ale dieſe Iuftwuftionen dürfen jedoch den in diefer Verordnung ent: 


Royce, Gräbte-Ortuung. 2 
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renden Gegenjtände muß der Dirigent an bafielbe, die vor die Deputatien— 
gehörigen an_dieie lebteren gelangen Lafien. Was die eriteren berirtt, 
ernennt der Dirigent die Dezernenten, in wichtigen Füllen aud Kodezer— 
nenten und jehreibt ihnen die Sachen zu. für Sagen, die einen beitinmnt: 
Geihäftsnang haben, kann der Dirigent ein für alle Mal einen Try 
nenten ernennen. 

Der Dirigent bat auch die Verugniß, in den zu den Deputationen 
gehörigen Angelegenheiten die Dezernenten zu ernennen, darf jedoch 
Ausübung diefer Vefugniß_aud dem jpejiellen Dirigenten der Deputationer 
übertragen. In Heineren Orten, wo es ohne Beihäftsüberhäufung möalıo 
md zu befferer Neberficht des ganzen Geihäftsganges rathiam it, dar 
bie Regierung dem Bürgermeitter auch die Verteilung der Sachen cr 
die einzelnen Mitglieder der Deputation als Pflicht auflegen. 

$ 6. Der geiammte Geihäftöbetrieb beim Magiftrats-Kollegio wir! 
durch ein Dauptjournal fontvolixt, in welches jede eingehende Sadıe eır. 
getragen und darin fo Lange fortgeführt wird, bis fie erlebigt ift. 

8.7. Die eingetragenen Sagen gelangen zur Negiftratur und werden 
von dort niit den vollitändigen ten, wenn ein Kodegernent ernannt it 
zunächjt dieſem zur Einſicht und ehwaigen Veifügung jeiner Bemerkungen. 
bierauf aber dem Dezernenten vorgelegt. 

$ 8. Alle blos einleitende oder vorbereitende Berfügungen, al 
Sachen, die ihren angewieienen Gang haben, alle unerheblichen Gear: 
ftände, bei denen die Entipeidung auf unzweifelhaften und ausdrüdlicer 
Zeitimmungen beruht, werden ohne Vortrag abgemacht Nur diejen 
tonnmen zum Vortrage, die entweder dom Dirigenten zum Vortrage av 
ſchrieben worden oder bei denen die Dezernenten erhebliche Bedenten had: 
oder die fie wegen ihrer bejonderen Wigtigieit zur Kenntniß des Rollen 
zu bringen wünjhen. Nur vom ernannten Dezernenten Tönnen die Sad: 
zum Vortrage gebracht werden. Glaubt ein Mitglied, dab eine nicht w 
feinem NReijort gehörige Sache eine Berathung im Koflegio bedürie, 
muß daſſeibe den Dirigenten hierauf aufmerfiam machen, dem es 
Iafien bleibt, eine fcpriftliche Anzeige zu erfordern. Sehr ſchleunige zum 
Vortrage geihriebene Sachen muß der Dejernent nöthigenfalls mit 
Dirigenten jofort berathen, auch kann lepterer die dringenditen Ve 
gungen fofort erlaffen; dem Magiftrats « Kollegio ader muß dann it 
nächfter Eigung von dem Verfügten Nachricht gegeben und zu den bereit: 
erlajienen Verfügungen das etwa noch Nöthige ergängt werden. 

$ 9. Die gewöhnlichen Vorträge werden ein fr alle Mal dur der 
Dirigenten an bejtimmten Iagen und Stunden angeordnet. 

Gr beruft, wenn es die Umjtände exheiichen, außerordentliche Sihungen 
zu welden die Mitglieder des Kollegiums unter Anveutung des Zuste 
der Zufaummenfunft, wenn diefer feine befondere Geheimbaltung erjordern 
dorgeladen werden. — Die Mitglieder müijen ſich gur beitimmte 
au den Cipungen einfinden. Behinderungen mühfen dem orfigendet 
unter Anführung der Gründe jehriftlich oder in Perfon angezeigt werden. 
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Sprecher, Jorge vupue, wup ensure wer Wpiciyenue 1 woupunviger 
Auseinanderjegung feiner Anficht nicht unterbrochen, anbererfeits aber un 
nüge und ermüidende Abihweifungen vermieden und fremdartige Gegen 
ftände nicht eingemifcht werden. Nad) Anhörung der verjcjiedenen Meir 
mungen ftelft er die Streitfeagen zur Abjtimmung feit; er berüdfichtigt 
hierbei die ihm etwa Hierüber gemachten Vemerlungen und verfügt ſobann 
die Abjtimmung. Cr fammelt die Stimmen von unten herauf nad; dem 
Dienftalter der Mitglieder, er zählt die Stimmen und fpriht nad; der 
Mehrheit derjelben den Veihlub des Kollegii aus. Bei Gleichheit der 
Stimmen entjceidet bie des Dirigenten. Diejer muß überhaupt darauf 
fehen, dah die Debatten mit Gründlicfeit, Ordnung, Ruhe und Leiden- 
f&aftstofigteit geführt werden und bie Mitglieder müflen feinen biesfälligen- 
Anordnungen Yolge leiften. Sollten feine Ermahnungen ohne Erfolg 
Bleiben, fo hat er die Befugniß, die Diefuffion des betreffenden Gegen« 
ftandes gänzlich abzubrehen und deſſen weitere Erörterung zur nädften 
Sigung zu verlegen; aud Tann er, mad) Bewandtniß der Umftände, die 
gange Sidung auf einige Zeit fiftiren oder Diejelbe gänzlich fchließen. 

$ 11. Auf Verlangen der Majorität oder mad) dem bejonderen Er- 
mefien des Dirigenten müffen Beihlüffe von Wichtigfeit, bei denen es auf 
eine befondere Berantwortlicteit der einzelnen Mitglieder anfommt, nieder« 
geichrieben und in der aufjunehmenden Verhandlung, für welde der 
Dirigent die Konzipienten ernennt, die Zahl der Anwejenden fomie in 
Berantwortlicteitsfällen die Stimmen dafür und dawider namentlich, ver- 
zeinet, aud muß die Verhandlung dem Kollegium zur Genehmigung 
vorgelefen und zur Beglaubigung vom Dirigenten, dein Deernenten und 
mod) einem andern vom Dirigenten zu bezeihnenden Mitgliebe unter- 
{chrieben werben. . 

Sollte das Kollegium nur in geringer Bahl vorhanden fein, fo hat 
der Dirigent bei wichtigen Angelegenheiten, wenn es die Umftände ge- 
itatten, die Verathung bis zur mächten Verjaminlung auszufegen und 
darauf zu Halten, daß diejelbe durch die möglichit vollftändige Zahl der 
Mitglieder erfolge. 

$ 12. Sagen, in melden von Unterbehörden oder Perſonen blos 
Ausfunft erfordert wird, werden, jo weit e8 thunlich üft, dieſen durch einen 
blogen Vermerk auf die betreffende Zonrmalnummer (brm.) vorgelegt. 

Die übrigen Verfügungen des Kollegiuns, welche an bie Bittfteller 
oder an bie Unterbehörden gelangen, werben im der Megel durch be 
ieriften der Dehrete erlafien, weldhe nad) der von dem Dirigenten zu 
treffenden Einrichtung entweder gleidh den Ausfertigungen zu dollgiehen 
oder von einem dazu zu beftimmenden WBeamten zu beglaubigen find. 

Diejenigen Verfügungen, die ſich nicht dazu eignen, insbefondere Be - 
richte an die Vorgeegten und Eghteiben an audere Behörden u. |. w. 
müffen im Konyept entworfen und jodann förmlich) ausgefertigt werben, 

$ 13. Alle blos einleitende und borbereitende Detrete an die Bureaut 
und die Beamten des Kollegiums und die zur Crperition beftimmten 
Detrete gehen in der Regel unter der alleinigen Zeichnung des Dezernenten; 


24° 








Letzterer entjcheidet bei Bebenken über die Form der Verfügung. Fit 
der Kodegernent mit dem Materiellen der Verfügung nicht eimberjtanden 
fo Tann er die Sache zum nohmaligen Vortrage im Kollegium befördern. 

$ 14. Die Befugniß des Dirigenten bei der Revifion der Dei 
und Konzepte beihränft ſich auf die Aenderung in Korm und Fafung 
ah dieje pafiend und jhidlic erfolge, darauf Hat er bejonders zu ſeben 
‚Hält er die Faffung materiell für unrihtig, fo muß er die Verfügumg dem 
Degernenten mit feinen Bemerkungen zurüdgeben, fann au; zur weiteren 
Prüfung der Cache einen oder mehrere Koderzernenten ernennen; die 
Sade muß fodann, wenn keine Einigung ftattfindet, im Kollegium vor- 
getragen werden. Bei dem hierauf gefahten Entihluffe muß cs (die 8° 
al. 2 der Ctädte-Drbnung bezeichneten Fälle ausgenommen) verbleiben 
und ift der Dirigent daS biefem gemäß gefahte Koncept zu vollgiehen 
verpflichtet. 

Ohne diefe Vollgiehung darf fein Beſchluß oder feine Verfügung dei 
Kollegiums in Neinihrift und zur Ausführung gebracht werden. 

$ 15. Auf Verlangen des Kollegiums oder des Dezermenten oder 
nad) Befinden des Dirigenten mähfen wichtige Ausarbeitungen, nachdem 
fie zuvor zur Revifion gefommen find, dem Kollegium vollitändig ver 
gelejen und die etma bei der Revifion entjtandenen, noch nicht erlehigten 
Bedenken hierbei erörtert werden. Die Vorlefung ändert jedoch nichts in 
ber Verpflichtung und Befugniß des Dezernenten und Reviſors, für eine 
voffftändige, pafjende und ſchicliche Faffung zu forgen. 

$ 16. Die Magiftrats-Kanzlei fertigt die Reinſchriften der vollzogenen 
Dekrete und Konzepte, infofern nicht etwa beitallungsmäßig dem Bürger 
meifter aufgelegt ift, für Fertigung der Ab und dieinfchrijten zu ſorgen. 
©ie werden mit der bisher üblichen Firma des Magiftrats verjehen. 

$ 17. Die Reinjchriften der Konzepte werben in der Regel von dr 
Mitgliedern des Kollegiuns, einihließlic des Dirigenten, in gay eiligen 
Fällen aber, wenn es zur Förderung dient, vom Dirigenten allein unter 
fchrieben. 

$ 18. Jedem Mitgliede des Kollegiums foll ein möglichft beitimmter 
abgegrenzter Wirkungskreis zugetheilt werden: bei den bejoldeten mit 
vorzüglicer Beobachtung der Gleichheit unter den einzelnen Mitgliedern, 
bei den unbefoldeten aber auch mit billiger Verüdficgtigung ihrer bürger 
tigen und fonftigen Berhältniffe. Jedes Mitglied it in dem ihm ang“ 
wieſenen Gejcäftsfreife möglichit frei und felbftitändig zu wirfen befugt. 
muß denſelben mit Wärme und innerer Teilnahme auffaffen, mit Umfict 
behandeln, fern von Leidenſchaft und perjönlihen Rücjihten. Cs mub 
fid) nicht blos anf die zugeichriebenen Sachen beicränfen, fondern aus 
eigenem Antriebe ſich in fortwährender Kenntnib der ihm übermiejenen 
Verwaltungsgegenftände halten und bie angegebenen Verfügungen in ihrer 
Ausführung verfolgen, da, wo dieje ftodt, forthelfen und die Säumigen 
erinnern, Die Mitglieder find daher auch verpflichtet, die Geihäftsführung 
der unter ihnen arbeitenden Beamten zu beobachten, fie zurechtjumeiien 
und möthigenfalls dem Dirigenten zur Beitrafung anzuzeigen. 

Auch die unbefoldeten Mitglieder mühfen nad und mad) bei den ver: 
ſchiedenen Deputationen beicjäftigt werden, bamit fie Gelegenheit erhalten, 














den Weitritt des Kollegiums bei dem gehaltenen Wortrage nicht befreit, 

Er haftet für eine volitändige, richtige und aftenmäßige Darftellung des 

Sadperhättnifies, für den weiteren Betrieb der Sade und für eine awed- 

und orbnungsmähige Ausführung des Beichluffes. 

Die Kodezernenten Tonnen, wenn fie es für nothwendig erachten, und 
müflen, wenn c& vom Dirigenten verlangt wird, ihr feriftliches Botum 
über den Gegenftand abgeben; fie haben darauf zu jehen, da fein fattifcher 
Zretfum bei der Sache obwalte, dab die Expedition auf die zum Bor« 
frage gelangten Sadjen dem Beichlufie des Kollegiums gemäß, ferner an 
fich "ihiclih, Mar und beitimmt abgefakt, mit den nötigen Gründen 
unterftügt und dab feine Sache ohne Vortrag abgemacht werde, melde 
dazu hätte gelangen jollen. Wird ein Mitglied vom Kollegium über: 
ftimint, fo darf e8 dieien Beihluß nicht vertreten, wenn es fein Votum 
friftlih, unter Anführung der Gründe, zu den Alten gegeben ober ſich 
bei der über den Behhlus aufgenommenen Verhandlung ($ 11) für biffen- 
tirend erflärt Hat. Der Dezernent und Jeder, der die Sache zur Mit- 
zeichnung und Reviiion erhält, fann fein abweihendes Votum der ans 
gegebenen Verfügung gleich beilegen; jedes andere Mitglied veicht daffelbe 
dem Dirigenten ein. 

$ 19. Den Reinichriften der nach den Beſchlüſſen des Kollegiums 
anzujertigenden Verfügung dürfen zwar feine Vota der eingelnen Mit: 
glieder, felbft nicht das des Dirigenten beigelegt werden, bei Berichten 
an die vorgejegten Vehdıden Tann jedoch die Minorität, felbft wenn fie 
aus wenigen oder aus einem einzelnen Mitgliede befteht, nach ihrer Wahl 
verlangen, entweder, da ihre bei der Berathung aufgeftellten Gründe in 
den Bericht aufgenommen werden oder daß, wenn die Minorität ober 
einzelne Diffentienten es vovziehen, die Dariteflung ihrer Anfichten bios 
gu den Aften zu geben, biejes Umftandes im Bericht erwähnt und babet 
der Oberbehörde die ev. Einforderung anheimpegeben werde. 

$ 20. Der Dirigent (Bürgermeijter oder Dberbürgermeifter) tie der 
unmittelbare Vorgejegte der Mitglieder des Kollegiums und feiner Amer. 
beomten, jowie der mittelbare Vorgefepte jänmtlicher übrigen Kommunale 
beamten. Alle diefe Beamten find cbenjo wie bie Mitglieder des Magt- 
ftrats-Stoffegiums verpflichtet, ihm in den zu feinem dieſſort gehörigen Ans 
gelegenheiten folge zu leiiten und ihm auf Verlangen jede amtliche Aus 
Funft über die zu ihrem Geihäftstreiie gehörigen Gegenitände miünblich 
oder ſchriftlich zu ertheilen. 

Zu feinem Reifort gehören insbefondere folgende Gegenitände: 

1. Gr leitet den formelten Geidäftsgang bein Magiftrate-Rollegium; ex 
trifft, fo weit es nicht ſhon im der gegemoärtigen Verordnung ges 
fhehen, die zu dieſer Leitung ſowie zur Regelmähigfeit, zum ununters 
brodenen Fortgange und zur Kontrole des Geichäftsganges nöthigen 
Anordnungen und die hierzu erforderlichen Snitruftionen. 

2. Ex verteilt die Beichäfte unter die Mitglieder des Kollegiums fo, dat 
iede Sache in der Regel von dem gewöhnlichen Deyernenten bearbeitet 
wird. Aud) fich felbft darf er, foweit es ihm die Direktion des Ganı 





* 


orterung der Gegenitände halten, hinhaltende Verfügungen verbüten, 
für baldige Veiheide forgen und überhaupt darauf fehen, dab ein 
zeges Leben in der Verwaltung berriche, dab die dem Magiftrat od 
liegende materielle Zeitung berieben die nöthige Einheit umb den a 
forderlichen Zufammenhang erhalte, bab diejelbe dem Beiten der Km 
mune gemäß Alles, was die Kenntnib der Stabtverordneten und dem 
Mitwirtung nad) der Städte-Ordnung erheifct, vor die Stadtverordneter 
Berfammlung gebracht und ihr nichts davon entzogen werde. 

&r muß die ftädtiichen Kommunal-Anftalten von Zeit zu Zeit rer 
diren und darauf halten, daß fie ihrem Bimede entipredhend vermaltt 
werden. Eingeihlicienen Mihbräuchen und fund gewordenen Mänaıtt 
hat er, ſowen fie im bloßen Geihäftsgange liegen, unter Zugiebung 
der betreffenden Beamten jelbft abzubelfen, joweit fie aber das Mar 
terielle der Gegenftände betreffen, bei den betreffenden Deputationen 
und erforderlichen Falls beim Kollegium felöft zur Eprache zu bringen. 


. Er muß fih um die Geicäftsführung jämmtliher Deputationen und 


Kommiffionen genau befümmern und dieje Geihäftsführung revibiren. 
Gr hat in diefer Bezichung gleiche Befugniffe und Verpflichtungen, wie 
fie ihm vorftehend für die Mevifion der Kommunal» Angelegenheiten 
bezeichnet worden. Zu diefen Behufe muß er auch den Cigungen der: 
jenigen Deputationen, denen er nicht unmittelbar jelbit vorjteht, von 
Zeit zu Beit und erforderligen Falls auf längere Zeit beitwohnen. Vei 
feiner Amvejenheit in denfelben ift er befugt, den Morfik zu über 
nehmen, mitzuftinmen und anzuordnen, welde Sachen in jeiner Gegen- 
wart borgetragen werden follen. 

Die vorjtehenden Bejtimmungen gelten aud von borübergehenden 
Teputationen und Berathungen. 


. Er führt die Oberaufficht über die gefammten ſtädtiſchen Kaflen und 


das Rechnungsweſen jowie über das Kämmereis-Depofitorium und die 
Kaffen der unter dem Magiftrat ftehenden Snititute. Gr ift befvnt, 
extraorbinäre Kaffentevifionen für feine Perfon zu deranfaffen, und mis 
dafür forgen, dab jede unter der Aufficht des Magiitrats ftchende Role 
{owohl monatlid) ordinär als jährlich einmal ertraorbinär renidirt wird. 


. Er hat darauf zu ſehen, daß der Magijtrat und die Kommune ihren 


Verpflichtungen gegen den Staat und defien Behörden gebührend nad 
Tonmen. 


. Er ift verpflichtet, dafür zu forgen, dak die Mitglieder und Unter 


beanıten des Kollegiums ihren amtlichen Verpflichtungen nachtommen. 
Beſchwerden über ihre Amtsführung gehören zunächjt vor ihn, nicht 
vor das Kollegium. Wenn Grinnerungen, Ermahnungen und enit- 














tommen. 

8. Er iit verpflichtet, daffır zu fornen, daß Me auge = 
Geanıten des Kolfegiums ihren amtlichen Verpflichtungen nadfomnen- || 
Beichwerden über ihre Amtsführung gehören unääft dor ih, mt 4 i 
vor das Kollegium. Wenn Erinnerungen, Ermahnungen und emit: | 





$ 21. In Städten, wo außer dem Oberbürgermeijter noch ein Bürger 
meifter befteht, ift lehterer das erfte Magiftratsmitglied nad dem Ti 
bürgermeifter. Er Hat mit den übrigen Magiftratsmitgliedern gleiche Ae 
und Pflipten, infofern durch biefe Orbnung uichts Näheres beftimmt in 
Gr it der Stellvertreter des Oberblrgermeifters in Gemähheit ber 
vorigen Paragraphen Nr. 12 enthaltenen Beftimmungen und tritt als jol 
in deffen Rechte und Pflichten. Doch darf er in der bisher beobad: 
Ordnung und in den vom Oberbürgermeifter getroffenen Cimrigtunar 
ſowie in der Geihäftsvertheilung nichts ändern. In eiligen Fällen, met. 
eine Aenderung exheiihen, müffen die Gründe davon zu den Alten b 
werben. Aud) außer ben Stellvertretungsfällen ift der Bürgermeitter 
Oberbürgermeijter in feinen Funktionen bei dringenden Umftänden n% 
deffen Aufforderung zu unterftügen verpflichtet. 

$ 22. Der Kämmerer, infofern er als Magiitratsmitglich fun 
führt außer feinen Geſchäften als Rendant, falls ihm die Rendant 
ftäbtifcher Kaflen übertragen worden, bie Aufficht Über das ganze Ms 
mungsiwefen der Kommune und bearbeitet in der Megel die Ctaiß ı 
Generalien in Kaſſen und Rechnungsſachen. Er muß fih in fortdauem! 
Ueberfiht von der gefammiten Verwaltung des Kummunalvermögens & 
halten und dem Kollegium die Ueberfichten fiber die Yage des Stadthru 
halts und der ftäbtiihen Finanzen auf Erfordern geben ſowie auh bi 
eiten die nötigen Anträge zur Veſchaffung der Gelder maden, Inn 
weit derfelbe noch fonftige Geichäfte zu bearbeiten hat, hängt von N 
Umfange der Kafiengeihäfte, von der bei feinem Gintritte ihn ertheiltın 
Belaftung und nöthigenfalls von ber Entfeidung der Regierung ab. 

823. Wo ein Synditus als Magiftratsmitglied angejtellt iſt 
demjelben außer den allgemeinen Pilichten eines folden und neben den 
ihm befonders zugetheilten Arbeiten ob, als Redhtsfonfulent des Magiftrat: 
denfelben mit feinem Rathe zu unterjtügen, damit nichts Gefehtoidriges be 
ſchloſſen werde. Cr ift zur Bearbeitung der Progehiahen als Save 
ftändiger verpflichtet, Hat bie für die Mandatarien erforderliche Iuformatior 
anzufertigen und überhaupt dahin zu jehen, daß die Brogeije der Kommun: 
mit Gründlichfeit geführt werden. 

E bat für bie gehörigen Formen affer rechtlichen Verhandfungen des 
Magiftrats zu jorgen und die Stonzepte oder andere Auöfertigungen, wo 
durch das Kollegium Rechte erwirbt oder Verbindlichfeiten eingeht, wit 
zuzeichnen; dabei ift er nicht für das Materielle, welches ber Dezernent 
gunächft zu vertreten hat, wohl aber für die deutliche und richtige Baflına 


























Pläne und Anſchläge umd leitet nad dem Beſchluß des Kollegiums die 
Austügrung; er muß diefe fleibig befihtigen und hierbei auch den Requi« 
fitionen der unteren Rommunalbehörde, zu deren Refurt die betreffenden 
Bauten gehören, genügen. 

Shm Tiegt die Revifion aller Anſchlage, die Aufnahme der Reviſions- 
protofolle über Die gefertigten Vauarbeiten' und die Revifion der Bereg 
nungen nicht allein hinfihtlid der Preije, fondern auch Hinfihtlich ber 
tichfigen und untadelhaften Ausführung der Arbeit ob. 

In Feuerocietäts-YUngelegenheiten Hat er bei ftattgefundenen Brand- 
ſchaden mad) den in dem für den betreffenden Drt geltenden Reglement 
enthaltenen Qeftinmungen zu verfahren. 

$ 25. Die Unterbeamten des Magiftrats find biefen umd deffen Mit 
gliedern fowie insbefondere dem Dirigenten Achtung und Solgfamteit 
fchudig. Cie müffen nach den oben angegebenen Beftimmungen ($ 3, 
litt. e, $ 20, Nr. 1) mit Dienftanweifung verichen werden. 

Ordnungoſtrafen find nach $ 15 des Gefeges dom 21. Zuli 1852 (Gef.-Sammt. 
9.465): 1. Warnung, 2. Verweis, 3. Geldbuße, 4. gegen untere Beamte auch 
rreitftrafe, welche jedod; nur in folcen Räumen zu volfitreden ift, die den Ber» 
hältniffen der zu beitrafenden Beamten angemefien find. 

Zu bieier Beantenflaffe werden im Allgenteinen nur gerechnet: Erxelutoren, 
Boten, Kaitellane, Diener und die zu ähnlihen fowie die blos zu mecanifcert 
Funktionen bejtimmten Beamten, 


* 


$ 59. 
GIB. 851 Rh. 566 bis 70 Shl-yolit. $ 66 Frank.) 

Zur dauernden Verwaltung oder Beauffichtigung einzelner Ge- 
ſchäftszweige ſowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge können 
bejondere Deputationen entweder blos aus Mitgliedern des Magiſirats, 
oder aus Mitzliedern beider Gemeindebehörden, oder aus Iegteren und 
ftimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur Bildung gemifchter De- 
putationen aus beiden Stadtbehörden ift der übereinftimmende Beſchluß 
beider erforderlich. 

Zu diefen Deputationen und Kommiffionen, welche übrigens in 
alten Beziehungen dem Magiſtrate untergeordnet find, werden die Stadt- 
verordneten und ftimmfähigen Bürger von der Stadtverordneten -Ver⸗ 
fammlung gewählt, die Magiftratsmitglieder dagegen von dem Bürger- 
meifter ernannt, welcher auch unter legteren den Vorfigenden zur ber 
ihnen hat. 

Durch ftatutarifche Anordnungen können nach den eigenthümlichen 


geſchanen zu unterziehen, Das Kouegium ader Der Dregrerung ateige 
zu erftatten. 

Es wird vom Dirigenten erwartet, dab derielbe bei Ausübung der 
ihm in biefer Inftruftion derliehenen Rechte und Pflichten Billigfeit 
und Schonung mit Kraft und Energie vereinigen und ebenfo wenig den 
Bomaus übertriebener Strenge als ungeitiger Nachficht auf ſich laden 
werbe. 
$21. In Städten, wo außer bem Oberbürgermeiiter nod ein Bürger 

meifter befteht, ift Iehterer das erite Magiftratsmitglied nad dem Der 
bürgermeijter. Er hat mit den übrigen Magiftratsmitgliedern gleihe Reor⸗ 
und Pflichten, injofern durch dieſe Ordnung nichts Näheres beitimmt it 
Gr ift der Gtellvertreter bes Oberbürgermeifters in Gemäßheit der ir 
vorigen Paragraphen Nr. 12 enthaltenen Beftimmungen und tritt als folder 
in deffen Rechte und Pflichten. Doc darf er in der biher beobachteten 
Ordnung und in den vom Oberbürgermeifter getroffenen Einriptumaer. 
ſowie in der Gejchäftsvertheilung nichts ändern. In eiligen Fällen, weis: 
eine Aenderung erheiſchen, müffen die Gründe davon zu den Akten bemerfi 
werben. Aud) ander ben Stellvertretungsfällen iſt der Bürgermeifter der 
Oberbürgermeifter in feinen funktionen bei dringenben Umftänder nac; 
deffen Aufforderung zu unterftüßen verpflichtet. 

$ 22. Der Kännnerer, infofern er als Magiftratsmitglied fungirt, 
führt außer feinen Geihäften als Rendant, falls ihm die Rendantur 
ftäbtiicher Kafien Übertragen worden, bie Aufficht über das ganze Res 
nmungswejen der Kommune und bearbeitet in der Megel die Etats un 
Generalien in Kaffen- und Redinungsiaden. Ex muk jic in fortdauernder 
Ueberfiht von der gefamniten Verwaltung des Kommunalvermögens er: 
halten und dem Sollegium die Ueberfichten über die Tage des Stabthau:. 
balts und der ftäbtiihen Finanzen auf Erforbern geben fowie aud ve 
Zeiten die nöthigen Anträge zur Veſchaffung der Gelder machen. Inmic 
weit derfelbe noch fonftige Geicäfte zu bearbeiten hat, hängt vom dem 
Umfange ber Kafjengeihäfte, von der bei feinem Cintritte ihm ertheilten 
Belaftung und nöthigenfall® von der Entjheidung der Regierung ab. 

823. Wo ein Synditus als Magiitratsmitglied angeftellt ift, liegt 
demjelben außer den allgemeinen Pflihten eines jolhen und neben den 
ihm befonders zugetheiften Arbeiten ob, als Nedtötonfulent des Magiftrars 
benfelben mit feinem Rathe zu unterjtügen, damit nichts Gejepwidriges be 
fhloffen werde. Gr ift zur Bearbeitung der Prosehiahen als Sadver- 
ftändiger berpflichtet, Hat die für die Mandatarien erforderliche Information 
anzufertigen und überhaupt dahin zu fehen, dab die vrozeſſe der Kommune 
mit Gründlihfeit geführt werden. 

Er Hat für die gehörigen Formen aller rechtlichen Verhandlungen des 
Magiftrats zu jorgen und die Stongepte oder andere Ausfertigungen, ıno- 
dur, das Kollegium Nechte erwirbt oder Verbindlickeiten eingeht, mit: 
äugeichnen; dabei ift er nicht für das Materielle, welches der Dezernent , 
3unächft zu vertreten Hat, wohl aber für bie deutliche und richtige Faffung 











Ausführung; er muß diefe fleihig befictigen und hierbei auch ben Requi- 
fitionen der unteren Kommunalbehörde, zu deren Neffort die betreffenden 
Bauten gehören, genügen. 

Sm Tiegt die Revifion aller Anſchlage, die Aufnahme der Reviſions - 
protofolfe über die gefertigten Bauarbeiten und die Reifion der Verech- 
mungen nicht allein Hinfihtlic der Preife, ſondern auch Hinfichtlich ber 
ritigen und untaelhaften Ausführung der Arbeit ob. 

In Fenerjocietäts-Angelegenheiten Hat er bei ftatigefunbenen Brand- 
ſchaben mach den in dem für den betreffenden Ort geltenden Reglement 
enthaltenen Beftinmungen zu verfahren. 

$ 25. Die Unterbeamten des Magiftrats find diefem und deſen Mit: 
gliedern fowie insbefonbere dem Dirigenten Adhtung und Folgfamteit 
feuldig. Cie müffen nad den oben angegebenen Beftimmungen ($ 3, 
litt. e, $ 20, Rr. 1) mit Dienftanweifung verfehen werben. 






. Orbnungsftrafen find nad) $ 15 des Gefehes vom 21. Zuli 1852 (Gei.-Sammf. 
S.465): 1. Warnung, 2. Verweis, 3. Geldbuße, 4. gegen untere Beamte auch 
Arreititrafe, welche jedoch nur in jochen Räumen zu vollftrecfen ift, die den Ber» 
hältniffen der zu beitrafenden Beamten angemefjen find, 


Zu biefer Beamtenflaffe werden im Allgenteinen nur gerechnet: Grefutoren, 


Boten, Kaftellane, Diener und die zu ähnlichen ſowie die blos zu mehanifhen 
Funktionen bejtimmten Beamten. 


$ 59. 
GIB. 554 Rh. 566 bis 70 Shl-Holit. $ 66 Franff.) 
Zur dauernden Berwaltung oder Beauffihtigung € 


ſchäftszweige jowie zur Erledigung vorübergehender Aufı 
befondere Deputationen entweder blos aus Mitgliedern det 
oder aus Mitzliedern beider Gemeindebehörden, oder aus 
ftimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur Bildung gı 
putationen aus beiden Stadtbehörden ift der übereinftimm 
beider_ erforderlich. 


Zu diefen Deputationen und Kommiffionen, welche 


alien Beziehungen dem Magiftrate untergeordnet find, werd 
verordneten und ftimmfähigen Bürger von der Stadtver 
ſammlung gewählt, die Magiftratsmitglieder dagegen von 
meifter ernannt, welcher auch unter legteren den Vorfig 
zeichnen hat. 


Durch ftatutarifche Anordnungen können nach den ei 


1. Die Verwaltung der Armenangelegenfeiten it in den Städten gewöhnlich k 
fonderen Verwaltungsbeputationen (Urmendeputation, Yrmendireftion 2c) üte: 
tragen und die meiftens weitgehenden Kompetenzen berjelben durch Snftruttionen, 
ftatutartiche Beftimmungen geregelt. 

2. Die in diefer Beziehung (Urmenmeien und Verwaltung der Armenangelegenheitr) 
aur Anwendung zu bringenden Beftimmungen find in dem Heichögelege ven 
6. Zuni 1870 umd dem dazu ergangenen preukifhen Ausführungsgeiee vor. 
8. Märg 1871 enthalten. 

Es beftimmen Die $$ 3, 4, 9, 10 ımd 22, Geſet vom 6. Juni 1870: 

$ 3. OriSarmenverbänbe Tonnen aus einer ober mehreren Gemeinter 
und, wo bie GutSbegirle außerhalb ber Gemeinden ftehen, aus einem vr 
mehreren Qutsbegirten bew. aus Gemeinden und Outsbegirten yujammen“ 
gelegt fein. Ale zu einem Ortsarmenberbande vereinigten Gemeinden un 
Sutsbegirte gelten in Unfehung ber durch bieies Gefeß geregelten Ta 
Hältmiffe als eine Einheit. 

$ 4. Wo räumlich abgegrengte Ortsarmenverbände noch nicht beiteben, 
find diefelben bis zum 1. Juli 1871 einzurichten. Bis zum gleigen ie: 
mine muß jedes Grundftüd, welches noch zu Teinem Ortsarmenverbante 
gehört, entweder einem angrenzenden Ortsarmenverbande zugeiäjlagen ot 
fefbftftänbig als Ortsarmenverband eingerichtet werben. 

$9. Der Unterftügungswohnfig in einer Gemeinde wird erworben dur: 

a) Aufenthalt, 
b) Verehelihung, 
c) Abftamnung. 

8.10. Wer innerhalb eines Ortarmenverbandes nach zurhdgeleiten 
24. Lebensjahre zwei Jahre Lang ununterbrochen feinen gemöhnliön 
Sufenatt gehabt hat, “erwirbt dadurch in demfelben den Unterjtäun 
wohnfig. 

$ 22. Der Berluft des Unteritügungswohnfiges tritt ein durch: 

1. Erwerb eines anderweitigen Unterftügungswohnftges, 
2. weijährige ununterbrochene Ahwejenheit nach zurüdgelegtem 24. Leber: 


jahre. 
Hierzu beftimmt das Preubifhe Ausführungsgefeg vom 8. März 1871: 

$ 1. Zedem Hülfsbebürftigen Deutien ift von dem zu feiner Untr 
ftügung verpflichteten NArmenverbande Obdac;, der unentbehrliche Lebens: 
unterhalt, die erforderliche Pflege in Kranfheitsfällen und im Kalle feine: 
Ablebens ein angemefjenes Begräbnik zu gemähren. 

Die Unterftügung fann geeigneten Falls, fo lange diefelbe in Aniprub 
genommen wird mittelft Unterbringung in einem Wrmen- oder Kranter 
haufe ſowie mittelft Anweifung der den Kräften des Hülfsbebürftigen en! 
fpregenden Urbeiten außerhalb oder innerhalb eines ſoichen Haufes ge⸗ 
währt werden, 

Gebühren für die einem Unterftügungsbebürftigen geleifteten geiftliten 
Amtshandlungen find die Armenverbände zu entrichten nicht verpflichtet 

$ 2. Jede Gemeinde bildet für fid einen Ortsarmenverband, jeim 
fie nicht einem mehrere Gemeinden oder Gutsbegirfe umfaffenden einhen 
fichen Orts-Armenverbande (Gefammt-Irmenverbande) ſchon angehört oder 
nad) den folgenden Beftimmungen einzuverleiben ift. Die Verwaltung der 
Öffentlichen Armenpflege fteht in den Gemeindebezirfen überall den für dit 
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten dur die Gemeindeverjaſſungẽ 
gejege angeordneten Gemeindebehörden zu. Die Beitimmungen der Ge 
meindeverfaffungsgefege über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten, 
inöbefondere die Beitimmungen über die Zuftändigfeit bes Gemeindevor- 





gemeinden dee Broving Weitfalen der Amtmann oder ein dazu von ihm 
abgeorbnetes Mitglied des Gemeindevoritandes. Wo Fein Bürgermeifter 
Amtmann) an der Spige der Geimeindevermaltung fteht, tritt am feine 
Stelle der Gemeindenorfteher. 

Bei den fonftigen näheren Beftimmungen ber Gemeinbeverfaffungs- 


gefege über bie Zujammenjegung und Geiäftsführung befonderer Be-- 


waltungsbeputationen hat es fein Bewenden; die Wahl der in bie Iepteren 
zu entjendenden Mitglieder der Gemeindevertretung und anderer Orts: 
einwohner fteht jeboch fortan überall, joviel den Gegenftand biejes Geſehes 
betrifft, der Gemeindevertretung zu. . 

Drtspfarrer oder deren Stellvertreter, deren Pfarrbezirt über die Grenzen 
der politiihen Gemeinde ihres Wohnorts fid) erftredt, find Hinfihtlid des 
in der auswärtigen Gemeinde belegenen Kixchfpieltheiles den dortigen Orts 
einwohnern gleich zu achten. 

$ 4. Jedes zur Theilnahme an den Gemeindewahlen berechtigte Ge- 
meindemitglieb ift berpflichtet, eine unbefoldete Stelle in der Gemeindes 
Armenverwaltung zu übernehmen und drei Jahre oder bie fonft in den 
Gemeindeberfaffungsgefegen vorgeichriebene längere Zeit hindurch fortzu⸗ 
führen. Bon biefer Verpflihtung befreien nur folgende Gründe: 

anhaltende Kranfheit; 

Geichäfte, bie eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit mit ſich 
bringen; 

ein Ulter von 60 oder mehr Jahren; 

die Verwaltung eines anderen Öffentlichen Amtes; 

fonftige beiondere, eine gültige Entiguldigung begründende Verhält- 
niffe, über deren Vorhandenfein, fofern die Gemeindeverfaffungsgeiege 
nicht etwas Anderes beitimmen, von ber Geimeinbevertretung zu ber 
ihließen iſt. 

Ber eine unbefoldete Stelle die geſetlich vorgeſchriebene Zeit hindurch 
wahrgenommen hat, ift während der nädjtfolgenden glei langen Zeit 
von der Wahrnehmung einer ſolchen Stelle beiteit. 

$ 5. Wer ofne gefeblichen Grund die Uebernahme oder fernere Wahr ⸗ 
nehmung einer unbejoldeten Steile in der Gemeindeverwaltung verweigert 
ober fich diefer Wahrnehmung entzieht, kann auf drei bis ſechs Jahre bes 
Rehts zur Theilnahme an den Gemeindewahlen und zur Wahrnehmung 
unbefofdeter Stellen verfuftig erflärt und um ein Achtel bis ein Viertel 
ftärfer zu den diretten Gemeindeabgaben herangezogen werden. Die Ber 
ihluhfaiung Hierüber fteht, fofern die Gemeindeverfajlungsgeiehe nicht etwas 
Anderes bejtimmen, der Gemeindevertretung zu; der Beihluß bedarf der 
Genehmigung der Aufiichtsbehörde. 

86. Die Voriteher von Korporationen und anderen juriitiichen Per 
fonen find verpflichtet, den Gemeindebehörden auf deren Erfordern Aus 
tunft über den Betrag der Unterftügungen zu ertheilen, welche einem Hülfi 
bedürftigen des Gemeindebegirfs aus den unter ihrer Verwaltung ftehende 


spe Bu 


$ 52. Dem Vormundſqhaftogericht 
Öxttich abzugrengende Gemeindetheile ein oder mehrere Gemeindermitglieder 
als Waifenräthe zur Seite zu ſehen. 

Für benachbarte Gemeindebezirke Können diefelben Perjonen zu Wai 
rathen beftellt werben. 

Das Amt eines Waijenraths ift ein unentgeltlihes Gemeindeamt. 

Durch Beſchiuß der Gemeindebehörde Tann das Anıt des Waifenrarh: 
bejonderen Abtheilungen der Gemeindeverwaltung übertragen ober mu: 
ſchon bejtehenden Organen der Gemeindeverwaltung verbimden werden. 

$ 53. Der Waiſenrath Hat die Auffict über das perjönlihe 
des Mündels und über deijen Erziehung zu führen, insbejondere W: 
oder Pflichtwibrigfeiten, welche er bei der förperlihen oder fittlichen Cr. 
stehung des Mündels wahrnimmt, anzuzeigen, aud auf Erfordern üre. 
die Perfon des Mündels Auskunft zu ertheilen. Gr hat diejenigen Ber 
fonen vorzuichlagen, weiche im eingelnen Falle zur Berufung als Bormun 
oder Gegenvormumd geeignet ericeinen. 

$ 54. Das Bormundihaftsgericht Hat dem Watjenrath des Beyirts, 
weldem der Mündel wohnt, von der einzuleitenben Bormundidaft Tor 
in den Fällen des zweiten Abjapes $ 12 und des $ 13 von der gr' 
üchen Vormundicaft Kenntniß zu geben und den Bormund namhart u 
machen. 

Von einer Verlegung der Wohnung des Mündels in eine ander 
Gemeinde oder einen anderen Bezixt Hat der Vormund den Wailenrarh zu 
benagrichtigen. Dieſer hat dem Waijenrath des neuen Aufenthaltsores 
Kenntniß zu geben. 

4. Betreffs der Einſetung von Waifenräthen iſt nahftchende Cirkularverfügung te: 
Minifters des Innern vom 3. November 1865 (8. M«BL. S. 269) ergangen: 

„Mit der am 1. Januar 1876 in Kraft tretenden Vormundicaits 
Ordnung vom 5. Juli d. 3. (Gef.-Samml. ©. 431) Hat aub das nı& 
$ 52 derjelben zu errichtende Amt der Waifenräthe als ein umentaeit 
liches Gemeindeanit feine Wirkfamteit zu beginnen. Damit in der Hand 
habung der Bormundieaften nicht Verzögerungen und Störungen eintreten. 
wird die Ernennung der Waifenräthe bereit$ vor dieſem Beitpunfte a 
gefühet werben müflen. Es erſcheim daher ratffam, die Ausführung dieic 
Mabregel zeitig in Angriff zu nehmen, da mit derjelben bei größeren Ge 
meinden aud) die Abgrenzung ber Bezirke mehrerer Waifenräthe und unter 
Umftänden eine anderweite, 3. 8. Tollegialiihe Organifation des Waiien- 
athsamtes verbunden it. 

Bei Erlaß der Vormundjhafts- Ordnung ift es im Hinblid auf das 
Hervorragende Zntereffe, welches jede Gemeinde an der Erziehung und an 
der frperli—en fowie an ber fittlichen und inteffeftuellen Yusbildung ihrer 
fünftigen Mitglieder hat, als ſelbſtverſtändlich angeſehen worden (cfr. Drud- 
ſachen des Herrenhaufes Nr. 7 ©. 39, Nr. 39 ©. 66, veip. des Hauier 
der Abgeordneten Nr. 311 ©. 13), dab die Bormumndidaftsgerichte, melde 
mit den Waifenräthen in fortdauerndem Verlehr ftehen follen, jomohl von 
den in biejer Beziehung zuerit bergeftellten Cinritungen und der Er. 
nennung der Waifenräthe ald aud von alfen jpäteren, hierin eintretenden 

& Veränderungen fofort in Kenntnik gejegt werden 2." 
5. In der von der Königlichen Staatsregierung begüglid) der Errichtung von Watien . 
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mehrere Fleine Gemeinden im Falle des Bedürfniffes einen und denfelben Waifen- 
rath zu beitellen. 

Bon bieien Gejihtspuntten aus entjchied ſich bie Kommiſſion des Herrenhaufes 

für nacjitehende Amendements: 

1. bas Amt des Waifenrathes ift ein unentgeltlihes Gemeindeamt; 

2. je nad) den Iofalen oder perjönli;en Werhältniffen Tann auch ein Ge» 
meindemitglieb nicht allein für feine, ſondern auch für benachbarte Ger 
meinden zum Waifenrathe beftellt werden; 

3. in Orten, in welden für einzelne Zweige der Gemeindeverwaltung ber 
fondere Organe beitehen, Tann auf Beichluß der Gemeindebehörde das Amt 
des Gemeinde · Waiſenraths mit einem jener Organe verbunden werben. 

Das Plenum trat dem im Wefentlihen bei. Bon mehreren Rednern iſt auch 

bei diejem Anlah als Zwed ber bezügligien Abänderungsvorihläge deutlich, der 
Wunih ausgeiprogen worden, den bei Kreirung der Gemeinde Maifenräthe in 
eriter Linie betheiligten tommunalen Körperichaften möglihit freie Hand zu Laffen 
und denjelben insbejondere Gelegenheit zu geben, entitehende Detailfragen (über 
Amtsdauer, Ablehnungsgründe, Verbindung mit der oßnehin auf verwandten Ge 
bieten beftehenden Tommunalen Berwaltungsorganifation 2.) autonomifch im Wege 
des Gemeindebeihlufies, Gemeindeftatuts u. |. w. zu ordnen. Die jomit den 
$ 51 und 53 des Gtatuts im jeigen $ 52 gegebene Fafung ift vom Haufe 
ter Abgeordneten genehmigt worden. Die Waifenräthe find fonad in Städten 
durch die Stadtvertvetung zu wählen. (Min.:tejer. vom 9. Dezember 1875, 
2. M.-Bl. S. 274.) 

6. Die Frage, ob und event, in welder Form die Waifenräthe zu verpflichten find, 
üt mach Mabgabe der bezüglicren Gemeindeverfafjungsgeiehe zu beantworten, 
ine eidliche Verpflichtung üt nicht vorgejchrieben eine Verpflichtung mittelft 
Handihlages am Eidesftatt ericheint durchaus zwedentipre—hent. (Min. « Rejer, 

Februar 1876, B. M-Bl. ©. 16.) 

3. Seiftliche fönnen die Funktionen als Waifenräthe übernehmen. Erl. des Ober- 
Rirpenraths vom 14. März 1876, ©. MB. ©. 68 und Vin.-Nejer, vom 
A. Aprit 1876, V. MıBl. ©. 97.) 

8 Ter Cervis-Deputation liegen nadjtehende Funktionen ob: 

3) die Örtliche Vertheilung der Quartierleiftung in Gemähheit des $ 5 bes 
Gejeges vom 25. Juni 1868, B..G.-Bl. ©. Eu und $6 der Initeuftion 
vom 31. Dezember 1868, B..©.-Bl. 1869, 








ws ua verummeen yumewucn, wmwy cu ven cingeuen euuyenmugen 1 
Regierungen. In Hleineren Stäbten wird ein Vedürfniß zur Bildung derarti 
Deputationen nicht vorliegen; diefelben würden nur eine Verichleppung im « 
Ääftsgange Herbeiführen und bie nothwenbige Ginwirtung des Bürgermeit: 
auf Die gejammte Verwaltung fehwächen. (Min.»Inftr. vom 20. Juni 165: 
Art. ZU, ©. M-Bl. ©. 142.) 

10. Mille früher aus der Verſchiedenheit des religidfen Befenntniffes Hergeleiteten 2- 
fhränfungen bes Vürgerrehts find aufgehoben. Die Befähigung zur Theilnat:: 
an ber Gemeindevertretung und zur Befleidung Öffentlicher Aemter ift vom x: 
gen & Belenutniß völlig unabhängig. (Geiep vom 3. Zuli 1869, 8..&.:% 











11. Magiftrat fann wider feinen Willen nicht gezwungen werben, einzelne Zmeine !. 
Verwaltung Deputationen zu übertragen und folde fomit feiner direkten Kerr. 
tung entzichen zu laffen. Cbenfo wenig fann die Stadtverorbneten-Berjam 
gezwungen werden, wider ihrey Willen Mitglieder zu Verwaltungs-Deputatir. 
zu wählen, welche fie für überflüffig oder unzwedmähig erachtet. 

12. Zur Einjegung von Deputationen genügt der überftimmende Beichlub der bei” 
fädtiichen Behörden. Cine Genehmigung der Regierung ift nicht erforderlid 
13. Die ftändigen (dauernden) Verwaltungs-Deputationen find öffentliche Der. 
im Sinne des Gefehes, ihre einzelnen Mitglieder öffentliche Beamte. { 

Trib.Ert. vom 27. Mai 1839 und vom 4. Mai 1864.) 

14. Der Bürgermeiiter ift befugt, in allen Deputationen ſowohl felbit den 
zu übernehmen, wie benjelben an andere Magiftratsmitglieder zu über: 
Die Schuldeputation macht Hiervon Teine Ausnahme. Der Bürgermeifter ii 
befugt, allen Sigungen ber Deputationen, denen er nicht angehört, mit de 
Stimmrecht beizumohnen und event, den Vorfig perjönlich zu übernehmen. ( 
Refer. vom 12. Auguft 1870, B. M.Bl. ©. 264) 

15. Wenn in Städten, in denen Magiitrat das Kirchenpatronat ausübt, be 
Kirhendeputationen eingefept werben, jo gehört denielben ex oft 
erfte Geiftlihe mit vollem Stinmmegt an. Ihre Funktionen find ledigiich Sıt 
liche. (Min-Refer. vom 21. April 1809 umd 25. Juli 1811, Rumpf, 21 
Ordnung ©. 170, MinNefer. vom 15. März 1823, Ann. ©. 374, und» 
9. Mai 1842, B. M.Bl. ©. 189.) 

16. Die ftädtihen Schuldeputattonen Hängen zwar einerjeit mit der Kommunı 
verwaltung eng zuiammen; fie find aber andererſeits befondere, in ſich geihlo 
ihrem Bwede nach der Unterrichtsperwaltung angehörine Inftitutionen, dere 
glieder durchweg, im Gegenſahe zu den Mitgliedern der übrigen Deputatisır 
der ftaatlichen Sing bedürfen. (Min. Refer. vom 19. Dftober I 
B. M.BL. 1869, ©. 12) 

17. Die Städte- Ordnung don 1808 enthielt wegen Bildung der Deputationen 
ftimmnte Vorſchriften Wenngleid) diejelben heut felbftverjtändlih nicht mebt Fe 
jebedlraft haben, fo Lönnen fie doch immerhin zum Anhalt dienen. 

18. Für die Gejhäftsführung der Deputationen enthält die Inftruftion vom 25.3 
1835 (Ann. &. 733) nacjitehende Beltimnungen: 

$ 26. Die Deputationen und Kommiffionen führen unter Leitung ı 
Aufficht des Magtitrats die ihnen übertragenen Verwaltungen; fie fir 
weder mit den Ctabtverorbneten« Verjammlungen noch nut anderen S 
hörden in birefter Verbindung, und Tönnen in Iegterer Beziehung ni 
oͤrtliche Verhältniffe mit Zuftiunmung der Ortsbehörde eine Ausnahme 


































erforderlich ii; 

bei Abweiungen von den angenommenen Berwaltungs-Grundjägen 
ober beftehenden. Einrichtungen; 

in allen gällen, wo «3 auf Verichterftattung an bie Höheren Behörden 
entommt. In folhen Fällen maſſen fie den Bert mit allen er- 
forberlichen Materialien verjehen, gleic; im Namen des Ma 

Konzept entwerfen und ihn dem Iehteren zur weiteren Weranlaffung 
einreichen; . 
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d) in Fällen, wo bei einer Sadje mehrere Deputationen betheiligt find 
und feine Einigung ftattfindet; 
©) bei Anftellungen der zu ihrer Verwaltung gehörigen Gubalternen, 


deren Bejoldung, deren Merbeflerung im Gehalte, ingleichen bei An« 

nafme von Diäterien zu dauernder Beichäftigung; 

N in Dispipfinar-Angelegenheiten ihrer unbejoldeten Beamten, wenn Ber- 
weile und Rügen des Vorfigenden nicht ausreichen. 

8.27. Den Vorfik in den Deputationen führt das ältefte oder alleinige 
Magiftratsmitglied. Gehört ber Magiftratödirigent zu einer Deputation, 
fo führt diefer den Vorfig. Bei Behinderungen bes DVorfigenden tritt das 
dem ®ienftalter nach folgende Magiftratsmitglied, fei es bejoldet ober 
unbefodet, hiernachſi aber das im Dienfte ältefte Deputationsmitglied an 
feine Stelle, infofern nicht der Magiftratsdirigent diejen Vorfih, felbft einft« 
weilen überninunt. Bei längerer Abweienheit oder Srankheit jorgt der 
Magiftratsdirigent, falls er die Direktion der Deputation nicht jelbit be+ 
forgen will, für die Stellvertretung dadurch, daß er ein anderes Magir 
ftratsmitglied. deputict, 

Die Rechte und Pflichten des Vorfigenden find dieſelben, wie die des 
Dirigenten beim Magiftrat, jedod mit den aus dem fpeziellen Geihäfts- 
freiie der Deputation, aus ben zwijſchen ihr und dem Magiftrat ftatt- 
findenden Geihäftsgange und den fid von felbft ergebenden Mobdifita- 
tionen, fo daB er in Allem, was den formellen Geichäftsbetrieb zum 
Gegenftande hat, der Aufiicht des Magiftratd-Dirigenten untertvorfen bleibt 
und deſſen Anordnungen befolgen muß. 

5.28. Die Rechte und Pflichten der einzelnen Deputationsmitglieder 
find in dem der Deputation anvertrauen Verwaltungäfreife diejelben, wie 
fie für die Magiftratsmuitglieder beftimmt find. 

$ 29. Bei den Deputationen findet derſelbe Geihäftsgang ftatt, wie 
bei dem Plenum des Magiftrats. Diejenigen Sachen, welche an iebteres 
gelangen, müflen gehörig vorbereitet, zur Beihlußnahme reif und mit 
ihrem motivirten Gutachten über die zu erlalende Verfügung verjehen 
fein. Sie werden dann in der Negel brm. beim Plenunt vorgelegt und 
mur in befonderen Fällen, wo es die Umjtände erheifhen, mit bejonberen 
Schreiben begleitet, 

Es fönnen jedod zur Abfürzung des Geihüftsganges, befonders im 
den fleinen Städten, die beim Magiftrat erforderlichen Anfragen, foweit 


Ein Schriftwechſel zwiihen den verihiedenen Deputationen it nicht zu⸗ 
Yäfjig. Cie theilen ſich ihre Beihlüjfe br. m. mit, erörtern dieſelben bi 
Verihiedenheit der Meinungen gemeiniaftli und berichten nöthigeniali: 
an das Plenum des Magiftrats. 

$ 30. Gehen Beihwerben über bie Geichäftsverwaltung der Derutz- 
tionen beim Magiftrat ein oder gelangt derfelbe jonft zur Kenntnis o 
Unregelmäbigfeiten und Mängeln in deren Geiäftsführung, jo ift er di: 
jelben zu unterjugen und feitzuitellen verpflichtet. 

Der Dirigent ernennt bierzu nöthigenfalls bejondere Rommiharer. 
welche ſich der Nevifion jener Mängel unterziehen und dem Magiftrar zız 
weiteren Beſchludnahme Bericht erjtatten müffen. 

Beſchwerden über einzelne Verfügungen der Deputation muß der 
giſtrat in der Art zu erledigen fuchen, daß er jie auf dem fügeiten 
unteriut, prüft, ob bie Verfügung den bejtehenden Gefegen und Beror 
mungen jowie jeinen daraus hergeleiteten Verwaltungsgrundjägen gemi* 
ift, und, falls die Beihwerde gegründet ift, der Deputation die erforderte 
Weifung zu deren Abhilfe ertheilt, and den Beihwerbeführer hiervon be 
nadrihtigt, falls aber die Beſchwerde ungegründet befunden wird, der 
Beichwerdeführer ſelbſt zurechtweiſet. Die Deputation muß aljo in F 
wo fie gefehlt Hat, unter Teitung des Magiftrats die Sache jelbit mic 
in das richtige Gleis bringen und ein förmlider Suftangenzug möglich 
vermichen werden. 

19. Die Shuldeputationen find, wie bereit$ früher auseinandergeſetzt, dejon 
in fi) geichloffene, mit der Kommunalverwaltung zwar zufammenhängende, i 
Zwed nad aber der Unterritsverwaltung angehörige Snititufionen. Desbalt 
bebürfen ihre Mitglieder, abweichend von denjenigen aller anderen Verwaltung: 
deputationen, der Betätigung der Regierung, und ift biejes Beftätigungärent d 
Regierung nicht ein Austlub ihres Auffihtsrechtes über die Stadtgemeinden, vo 
dern vielmehr über die Schulen. 

Die Organifation, der Wirkungstreis und die Geihjäftsvermaltung der Sch 
deputationen find geregelt durch die Min.-Inftr. vom 26. Juni 1811 (Urn. ®r. 17. 
©. 659), weiche der Hauptjahe nad; noch heut zu diecht befteht. (Wal. & 
oxbnung für die Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845, Gej.-Sammı. 184 
©. 1, Min.-Snftr. vom 20. Juni 1853, ©. M+Bl. ©. 142, Min-Ree. vor. 
17. Febr. 1854, V. M.Bl. ©. 46, und Min.-Rejer. vom 21. Dezember 1564, 
B. MB. 1865, ©. 23) Den Wortlaut der Injtruftion j. weiter unten. 

20. Zu der Inſtruktion ift zu bemerfen: 

Zu 88 2 und 5. Da die Geiſtlichen nicht mehr ex officio ald Schul 
Infpeftoven fungiren, jo ift guch die bezügliche Bejtunmung betrefis der 
tehnifchen (fachverjtändigen) Mitglieder nicht mehr maßgebend. 

Zu 89. Die Echulveputation ift die einzige Tolalbehörde für die 
äußeren ud inneren Schulangelegenheiten ihrer Stadt; Magüitrat ift feine 
Schulbehorde. Urlaubsgefuhe u. |. w. der Lehrer find fonad an dic 
Schuldeputation zu_ richten. (Min. + Rejer. vom 19. Oktober 1808. 
V. MB. 1869, ©. 12) 

In $ 12. Unter den größeren Schulen find die anerfannten höherer. 
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2. Für die 


Vegammgen Werummverunmg vro Sruu verwen umv 1) DEE anoberweuen AUTO: 
momen Regelung, namentlich; im Wege des ftäbtifchen Ctatutarrechts, entziehen, 
io fönmen bie ftäbtifchen Kötpericaften micht fiir befugt erachtet werden, am die 
Stelle des dem Dürgermeifter nah $ 59, Ubi. 2 1. c. zuitehenden Neihtß ber 
züglich der Ermenmung der Magiftratsmitglieder der Schuldeputationen ein Wahl- 
tet des Magiftrats zu jeben Die Befugnib zu ftatutariihen Anordnungen in 
Gemähheit des Schluhlages des $ 59 1. c. beicränft fih) nad dem Wortlaute 
des Gefeges auf diejenigen Fälle, in welchen eigenthfmliche Örtliche Verhältniffe 
beiondere Feitjegungen über die Zuſammenſebung der Verwaltungs: Deputationen 
erforderlich madhen. Die Frage, ob die fraglichen Peputationen vom Biürger- 
nieifter zu ernennen oder vom Dagiftrat zu wählen jeien, liegt nad) der dieferhafb 
in Abi. 2 des $ 59 getroffenen ausdrüdlicen Beitimmung außerhalb der im 
$ 11 sub 1 ber Stähle» Ordnung ebenda den ftatutarifchen Anordnungen ge30- 
genen Schranfen. (MinNefer. vom 18. Mat 1875, 8. MB. ©. 205.) 


5. Mitglieder jtädtijcher Verwaltungs-Deputationen, Bezirksvoriteher u. f. w. haben 


feinen, Antpruc auf Befreiung vom jtäbtifchen Feuerlöfädienfte. (Min, » Refer. 
vom 27. Zuli 1876, ®. Mt. ©. 231.) 
ti den Ehuldeputationen ift im Weſentlichen noch heut das Min. 
eier. vom 26. Zuni 1811 maßgebend. 

Daffelbe lautet: 


I. DOrganifation der ſtädtiſchen Schuldeputationen, 


$ 1. Die Ehuldeputationen follen nad) Maßgabe der Größe der 
Städte und des Umfanges ihres Schuhvejens beitehen: 
. aus einen bis hödjftens drei Mitgliedern des Magiftrats, 
aus ebenjo viel Deputirten und Ctadtverordneten, 
. aus einer gleichen Anzahl des Schul« und Erziehungsweiens kundiger 
Männer und 
. aus einen bejonderen Vertreter derjenigen Schulen, welche, ungeachtet 
fie nicht ftädtiihen Patronats find, den ftädtiihen Schuldeputationen 
werden untergeordnet erden. 
In der Regel werden daher in den großen Städten 9, in den mitt» 
feren Städten 6 und in den kieineren Ctädten 3 Perfonen und die 
igen Bertreter derjenigen Schulen, welche nicht jtädtihen Patronats 
Schuldeputation bilden, 
Außerdem jollen in den gröheren Städten die Superintendenten, in« 
foferu fie micht ſchon zu ordentlichen Mitgliedern in der Epuldeputation 
ernannt find, das Recht haben, in derielben die Schulangelegenheiten 
ihrer Didcefen, jomeit diefe dor die daſige Schuldeputation gehören, vor⸗ 
autragen und darüber ihre Ctimme abzugeben. 
X 086, Srädte-Srtnung. 2 
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34. In Stadten, wo es mir der Squidepuramon ım Berdmnoung 
ftehende Geiertenjgulen giebt, wird e$ zwedmähig fein, daß unter dr 
jachtundigen Mitgliedern immer ein Reftor oder einer ber eriten vebra 
bei derjelben ſich befinde. 

$5. Pie mit ſachverſtändigen Mitgliedern zu bejegenden Stelm 
dürfen zwar nit ausſchließlich Geiftlihen, fondern können aud andern 
würdigen und einfihtsvollen Männern übertragen, müflen jedod jo vil 
ais möglich mit Geiftlihen bejegt werben. 

$ 6. Die ftädtiihen Behörden haben bei der Wahl der Mitglieder 
der Schuldeputationen dahin zu jehen, daß nur rechtſchaffene, verſtaͤndize 
für die gute Sache des Schul und Erziehungsweiens erwärinte und vor 
ihren Mitbürgern geachtele Männer in die Schuldeputationen gejekt werte. 

$ 7. Die Verhältniffe der Mitgliever der Schulbeputationen une 
einander bejtimmen ſich nad; $ 176 der Städte-Drdnung von 1808. 

$ 8. Die Etellen in den Schuldeputationen werben glei den Selen 
in den übrigen ftäbtiichen Deputationen nad $ 181 der Städte-Drdnun 
immer auf ſechs Jahre bejegt. Nach Verlauf biefer Zeit werden die Te 
putationen auf diefelbe Art wie zu Unfang erneuert, und es Tönnen jmat 
Die vorigen Mitglieder wieber deputirt und gewählt, müffen aber fämmti:s 
der geiftligen und Shuldeputation der Regierung aufs Neue zur Belt 
tigung vorgeilagen werden. Es fteht jedoch jedem Mitgliebe frei, nos 
drei Jahren abzutreten. 





U. Birkungstreis und Amtsverwaltung ber Rädtifgen 
Säuldeputationen. 


$ 9. Die Behörden für die inneren und für bie äußeren Angelouen 
Heiten des Schulweieng ber Städte im Allgemeinen follen nidst abgefonert 
von einander beftehen, fondern e8 foll bie ftäbtiihe Schulbeputation, um 
das Gange unter eine einfade und harmonifce Leitung zu bringen, nut 
eine einzige Behörde ſowohl für die inneren ald für die äußeren Ange 
Tegenheiten des Schulwejens ihrer Ctabt bilden. 

$ 10. Der Mirfungsfreis der ftäbtifchen Schuldeputation dehnt i6 
gunägft auf fänmtlihe Lehr und Grziehungsanftalten innerhalb dt 
Städte und deren Vorftäbte aus, melde ftädtiichen atronats find, oh 
ũnterſchied der Konfeifionen und der derſchiedenen Mrten und Grade dt 


\ 





worge fur daneide, um es in gusen Stano zu ormgen uno oarın zu er» 
Halten, geredinet. Cie haben daher dafür zu forgen, dak jeber Drt die 
feiner Bevölferung und jeiner Bebeutfamfeit angenieffene Anzafl und Art 
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mama ungugeugen, 

Die Vertreter der Eulen, welche nicht ſtädtiſchen Patronats find, er- 
nennt bie Regierung ohne borhergegangene Wahl der ftädtiihen Behörden. 

$ 3. In Städten, wo es Schulen verſchiedener Konfeifionen giebt, 
welde alle ftäbtiihen Patronats find, ift bei ber Zufammenjegung der 
Schuldeputation hierauf Rüdficht zu nehmen, um das gehörige Verhältnis 
zu beobachten. 

$ 4. In Ctädten, wo eö mit der Schuldeputation in Verbindung 
ftehende Gelehrtenihulen giebt, wird es zwedmäßig fein, daß unter den 
jachtundigen Mitgliedern immer ein Rektor ober einer der erſten Lehrer 
bei derjelben ſich befinde. 

$5. Die mit facverjtändigen Mitgliedem zu beſehenden Stellen 
dürfen zwar nicht ausſchließlich Geiftligen, ſondern können aud anderen 
würdigen und einfihtsvollen Mänmern übertragen, müfien jedo& jo viel 
als möglich mit Geiftlien bejept werben. 

8.6. Die ſtadtiſchen Behörben haben bei der Wahl der Mitglieder 
der Schuldeputationen dahin zu fehen, daß nur rechtichaffene, verftändige, 
für die gute Sade des Schul- und Erziehungsweiens erwärmte und von 
ihren Mitbürgern geachtete Männer in die Schuldeputationen gejegt werden. 

$ 7. Die Berhältnife der Mitglieder der Schuldeputationen unter 
einander beſtimmen fih nach $ 176 ber Gtädte-Drbnung bon 1808. 

$ 8. Die Stellen in den Schuldeputationen werden gleich den Stellen 
in den übrigen ftäbtifen Deputationen nach $ 181 der Stäbte-Drpnung 
immer auf ſechs Jahre bejegt. Nach Verlauf diefer Beit werden die De 
putationen auf diejelbe Art wie zu Anfang erneuert, unb e8 Tonnen zwar 
bie vorigen Mitglieder wieber deputict und gewählt, müffen aber jammtlis 
der geiſtlichen und Sähuldeputation der Regierung auf Neue zur Beitä- 
tigung vorgeichlagen werben. (8 fteht jebod; jedem Mitgliede frei, nas 
drei Jahren abzutreten. 


MM. Wirkungskreis und Amtsberwaltung der ftädtiigen 
Säulbeputationen. 


$ 9. Die Behörden für bie inneren und für die äußeren Angelegen- 
heiten des Schulwejene der Städte im Allgemeinen follen nicht abgeiondert 
von einander beftehen, fonbern es fol bie ftäbtiihe Eduldeputation, um 
das Gange unter eine einfache und harmonifge Leitung zu bringen, nur 
eine einzige Behörde ſowohl für die inneren als für die äußeren Ange 
Tegenheiten des Schulweiens ihrer Etadt bilden. 

$ 10. Der Wirkungsfreis der ſtädtiſchen Schuldeputation dehnt ſich 
zunaͤchſt auf ſaͤmmtliche Lehr- und Crziehungsanftalten innerhalb der 
Städte und deren Vorjtädte aus, welde ftädtifhen Patronats find, ohne 
unterſchled der Konfeilionen und der veridiebenen Arten und Grade der 


\ 


aupeyuny verrewen unouv. 
Das den Säuldeputationen zugeſtandene Recht erftreit fih 

dahin, daß fie auf genaue Befolgung der Gefehe und Anordnungen des 
Staats in Unfehung des ihn untergebenen Sculweiens Halten, auf bie 
amedmäßigite und den Sofalverhäftniffen angemeffenfte Urt fie auszuführen 
fuchen, darauf jehen, ba das Perjonal Derer, bie am Säulweien arbeiten, 
feine Pit tHut, und baffefbe dazu anhalten, daß fie daS Streben zum 
Bellen in bemfelben anzufadjen unb enblid; einen regelmäßigen unb 
ordentlichen Schulbefud; fämmtlicher jhulpflichtigen Kinder des Orts zu 
beimirfen unb zu befördern fuhen. Sie haben deswegen nit nur bie 
Befugniß, den Prüfungen und Genfuren der Säulen begumohnen, fons 
dern finb aud) verpflichtet, biefe von Zeit zu Zeit auferordentlich zu ber 
fuen und fi) aufs genauefte in ununterbrodiener Kenntniß ihreß gangen 
inneren und äußeren Zuftanbes zu erhalten. Borzüglid) Tier‘ *'°" * 
fagfunbigen Mitgliedern der Schuldeputationen ob. 

$ 12. In Begiehung auf die Reftoren ber größeren Sch 
aber die Deputationen den Gefichtspunkt falfen, daß biefen in 
dur; bie Gejehe und Worichriften des Staats gezogenen oder 
ftimmenben Gefcäftskreifes bie freiefte Mirffamfeit zu Laffen fei 
fid) daher einer pofitiven Einmifhung in deren amtlichen R 
gänzlich zu enthalten. 

$ 13. Die Spezialaufficht, welde Prediger und Squlvon 
den Deputationen ausüben, wird übrigens durch die Gr 
Tegteren nicht aufgehoben, fondern nur mit der allgemeinen 
derielben in Verbindung gefeht. 

$ 14. Bei der Aufficht über die Lüchterfchulen werben 
deputationen die verftändigften und achtbarften Frauen aus 
denen Ständen zu Mathe ziehen, ihnen meientlicen Untheil 
befuden, Prüfung und Beurtheifung der beiten, der Ex; 
Unterweifung geben und bie Hausmätter bes Orts auf all 
Die Berbefferung der weiblicien Erziehung zu intereffiren fuche 

Sie dürfen deshalb zu den Schulbefudjen nicht immer diefe 
einladen, fondern Können darin abmedieln. Die Speyiale 
einige Mädihenfhulen dürfen fie Frauen, welde vorzüglig 
Eifer für Beförderung einer guten Erziehung an den Tag ! 
fragen unb fie zu Mitvorfteferinnen derfelben ernennen. 

$ 15. Cbenfo fehr aber, wie auf die Thätigfeit der Schul 
in der Aufficht über das Cchulweien, wird auf ihren Cifer 
forge für daffelbe, um es in guten Stand zu bringen und 
Salten, geredinet, Sie Haben daher dafür zu forgen, dab jı 
feiner Bevöfferung und feiner Bebeutfamfeit angemefiene Anyı 
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Suisse zus un Veymesspuunenen un ven Wiwwisng $ ISIpEIEpL, vuB 
der jebesmalige Superintendent, wenn die Gtabt der Ci einer Euper« 
intendentur ft oder jonft der erite Prebiger des Orts hon don Amts 
wegen zur Stelle des fahtundigen Mitgliedes der ftätifgen Schuldepu- 
tation beftimmt ft, .umd falls irgendwo eine Abweichung hiervon möthig 
wäre, von dem Mintfterio nad) Voriegung der Gründe anders verfügt 
werden foll. Nad) einer mehrjährigen Erfahrung und in Erwägung, daß 
den Euperintenbenten vermöge ihrer Gtellung als perpehuirliche Kom 
miflarien der Königlichen Regierung die Aufficht über die Verwaltung bes 
Schulwefens aud; der Städte obliegt, fieht fich das Minifterium veranlapt, 
bie obige Seftiegung dahin zu mobifigieen, baf in den Stäbten, wo mehrere 
Geiftli;e vorhanden find oder an einer Kirche ftehen, nicht der Super» 
intendent, fondern der biefem zunagſt folgende Geiitliche der ftädtifchen 
Schuldeputation als ſachtundiges Mitglied beigeordnet werben foll. Hin« 
gegen foll der Superintendent in den Städten, wo er der einzige Geiftliche 
ift, der ftäbtife5en Schulbeputation bei ihren regelmäbigen Verfammlungen 
in jeiner Qualität als Ortögeiftlicher au fernerhin angehören. Durch 
biefes Berhältniß, des Superimtendenten als Ortsgeiftlichen zu ber ftädtifchen 
Säuldeputation fol aber jeine Befugnik, als Superintendent die betreffenden 
Schulen zu zevidiren und die erforderlichen Anträge an die Königliche Rer 
gierung zu machen, Teineswegs beihränft werden, wie e8 denn auch ber 
Regierung nad} wie or frei fteht, den betreffenden Guperintendenten in 
wichtigen Fällen zu außergerwöhnlicen Zufammenberufungen der Ehuls 
beputation, wo die Berathung unter feinem, ais des KRönigl. Rommiffartus 
Vorfige ftattfinden wird, mit bejonderem Nuftrage zu veriehen. Uebrigens 
bemertt das Minifterium, daß in den Städten, wo, ber obigen Beftime 
mung gemäß, Tünftig nicht der Superintendent die Stelle des fahfundigen 


Mitgliedes in den Schuldeputationen einnehmen wird, es die Piligt der _ 


au demfelben gehörigen Geiftlichen iit, ſowohl über das Yeuhere als das 
Innere der ihrer Mitaufficht untergebenen Schulen regelmäßige Jahrese 
berichte und über einzelne wichtige Vorfälle und Beichlüffe auferorbent» 
Hiche Ungeigen, unabhängig von der Shuldeputation an ben vorgeorbneten 
Superintendenten zu erftatten, fowie e8 dem Ieptern vorbehalten beißt, 
in Folge der bei den Schulen vorgenommenen Rebifionen oder auf Grund 
der eingegangenen Berichte der Ortsgeiftlicen die Schuldeputationen zu 
auberorbentlichen Berathungen zufammenzuberufen und darin das Nöthige 
zur Sproche und zum Beihluffe zu bringen, wobei e8 ſich von jelbit der» 
fleht, daß ihm in folden Fällen als Kommiflarius ber Königl. Behörde 
der Borfih gebührt. (Ann. 8b. 11, ©. 960.) 

2. Die bezüglich der Sähuldeputationen beftehenden Beftimmungen, namentlich 
das Recht ber Regierung, die Mitglieder berfelben zu beitätigen, behalten 
aud) nad; Exlaß der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 Geltung. Min. 
Reier, vom 17. Sebruar 1854, B. M-Bl. ©. 46.) 


2%. An Stelle der Superintendenten und Cropriefter find neuerdings großentheils 
weltliche KreisigulZnfpeltoren getreten. 





Polizei; 


Deile “pied für "sen deu der Verhinderung” De Bezirfövorftehere vi ein 

Stelivertreter deffelben angeftellt. 

Die Bezirksborſteher find Organe des Magiftrats und verpflichtet, 
feinen Anordnungen Folge zu leiften, ihn namentlich in den örtlichen 
Gefchäften des Bezirks zu unterftügen. 

1. Welche Gefhäfte die Begirfsvorftcher fpegiell zu beforgen Haben, bleibt nahent 
Seftiegung des Magiftrats überlaffen und wird fi nach ben örtlichen Berhir- 
niffen zu tigten Haben. ®Die Stäbte-Orbnung von 1808 bezeidjnete als jun 
Wirkungskreife der Begirksvorfteher gehörig namentlich die Auffict über Etraien, 
Brüden, Brunnen, Wafferleitungen 2c., Reinigung und Reparatur berieltz, 
Kontrole der Straßenbeleuhtnng und der Radtwade, Mufficht über Straser 
reinigung 2c. 

2. Begirtsvoriteher Haben feinen Anſpruch auf Beelung dom Feuerloſchdienſt. (Min: 
Refer. vom 27. Zuli 1876, O.M-Bl. ©. 231.) 








8 61. 
61 W. 556 Rh. 8 87 Schl.⸗Holſt. 5 68 Frankf.) 


Jedes Yahr, bevor ſich die Stadtverordneten-Verfammlung mit 
dem Haushalts⸗Etat beſchaftigt, Hat der Magiftrat in öffentlicher 
Sigung derfelben über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde: 
Angelegenheiten einen volfftändigen Bericht zu erftatten. Tag und 
Stunde werden wenigftens zwei freie Tage vorher in der Gemeinde 
befannt gemacht. 


1. Der Verwaltungsbericht Hat alle Verhältniffe der Stadtgemeinde, bie politi 
wie bie Tate, gleigmählg zu erörtern, und zwar fo ausführlich und jo über 
fihttich, dab ſich Sedermann ein kiares Urteil über ben Stand der Gemeinde: 
Ungelegenfeiten daraus Bilden Tann. 


2. Da wohl alle Stäbte ihr Etatsjahr auf die Zeit vom 1. April bis 31. Mi 
verlegt haben, fo wird der Verwaltungsbericht fi) am beften auf das abgelaufent 
Batenderlabe eftreden, da der Haushaltsetat im Kaufe des Januar vor 
legen 

3. Es empfiehlt ſich, den Verwaltungsbericht durch ben Drud zu verbielfältigen und 
jedem Bürger zugänglih zu maden. Ebenjo empfiehlt fich der Austaufc der 
Berwaltungsberihte ziwiigien den Magiftraten. 

















Kartoffeln u. .w. Marktverkehr im Ullgenteinen. 

4. Generelle Ueberficht über bie Verwaltung bes Gemeinbevermögens, Squlden - 
weien der Stadt, Gemeindebauten, Verlauf und Ankauf von Ländereien, 
Holpperfäufe, Urfprung, Befimmung und PBermaltung der ftädtifden 
Stiftungen. 

5. Schulweſen. Kirchliche Angelegenheiten. 

6. Stand der Armenpflege. Sparkaſſe. 

7. Poligeiverwaltung. Unglüdsfälle, Verbrechen, durchſchnitiliche Anzahl der 
Berhafteten. Buftand ber Gefängniffe, Betrag ber Strafgelber. 


8. Gewerbe, Anzahl und halbjähriger Zu und Abgang der Gewerbetreir 
benden. Anlage und Fortgang wichtiger Fabriken. Handelsverkehr. 


9. Greigniffe von allgemeiner hiſtoriſcher Wichtigkeit oder von beionberem 
SInterefje für die Stadt. Edle Handlungen, Verlufte ausgegeihneter Männer. 
Berfonal-Chronif. 


10. Verſchdnerungen der Stadt und ihrer Umgebung. Bemerlenswerthe Er- 
zeugniffe der Kunft, Bauten von Privatperjonen. 


5. Die in der Nengeit weſentlich veränderten Verhältnifie Haben naturgemäß aud) die 
Sifprühe an Die Bemaltungsberiite 
begüglien Aufläge in der Deutfgen Gemeindezeitung, Zahrgang 1855, 
und 1866, Rr. 40 und 41 beadtenswerth. 


6. Die Belanntmachung bes Tages, an welchem der Berwaltungsbericit zum Bor- 
trage gelangt, erfolgt dur den Magiftrat. 


8 62. 
662 W. 5 57 Rh. 55 89 und 90 Shl-Holft. 63 65 umd 69 Frantf.) 
Der Bürgermeifter hat nach näherer Beftimmung der Gefege 
folgende Gefchäfte zu beforgen: 
I. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Be— 
hörden übertragen ift: 
1. die Handhabung der Ortspolizei; 


2. die DVerrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen 
Polizei; 


angemefjene Entfhädigung übertragen werben, in deren 
Hinſicht nähere Beſtimmungen vorbehalten bleiben. 


IL. Alle örtlichen Geſchäfte der Kreis, Bezirks-, Provinzial: und 
alfgemeinen Staatöverwaltung, namenilich auch das Führen 
der Berfonrenftands-Regifter, fofern nicht andere Behörden dazu 
beftimmt find. 

Einzelne diefer unter I und II erwähnten Geſchäfte können mit 

Genehmigung der Regierung einem andern Magiftratsmitgliede über 
tragen werben. 


1. Das Gejeh vom 11. März 1850 über die Poligeiverwaltumg beftimmt (Ger 
Sam. ©. 65): 

$ 1. Die örtliche Polizeiberwaltung wird von den nad den Ber 
föriften der Gemeinde-Drdnung (Städte und Kreis-Drdnung) day ber 
ftimmten Beamten (Bürgermeiftern, AmtSvorftehern) im Namen des K 
geführt, vorbehaltlich der in $ 2 des gegemwärtigen Geſetzes vorgeſehenen 
Ausnahıne. 

Die Ortspoligeibeamten find verpflichtet, die ihnen don der vorg 
Staatsbehörbe in Polizei-Angelegenheiteu ertheilten Anordnungen zur 
führung zu bringen. (cfr. Kompetenzgefeh $ 39.) 

Jeder, der fi in ihrem Verwaltungsbegirte aufhält oder bajeltit ar 
fäffig ift, muß ihren poligeilihen Anordnungen Folge ieiſten. 

$ 2. In Gemeinden, wo fid) eine Begirfsregierung, ein Lande, ©: 
oder Kreisgeriht befindet, ſowie in Feftungen und in Gemeinden von 
als 10.000 Einwohnern kann die Örtliche Poligeiverwaltung durch Beisl:s 
des Minifters des Innern befonderen Staatsbeamten übertragen weiden 
Auch in anderen Gemeinden kann aus dringenden Gründen diejelbe ir 
zihtung zeitweife eingeführt werben. 

$ 3. Die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung find, mit Ausnahme 
der Gehälter der von der Staatsregierung im alle der Anmeudung dee 
$ 2 angeftellten bejonderen Beamten, von den Gemeinden u beitreiten 

$ 4. Ueber die Einrichtungen, welche die örtliche Poligeivermalt 
erfordert, Tann die Bezirksregierung befondere Voricriften erlaffen. 
für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln beftehenden act 
fijen Beftimmungen wegen Anftelung von Bolizeitommijfarien wert 
hierdurch night berührt. Ebenſo bleiben vorläufig die Diftriftsfommilleriet 
in Pofen in Wirfamfeit. 

Die Ernennung aller Polizeibeamten, deren Anftellung den Gemeint 
behörden aufteht, bedarf der Veftätigung der Staatsregierung (cfr. Komb- 

Geſetz 88 26 und 46.) 

$ 5. Die mit der örtlichen Poligeiverwaltung beauftragten Behörter 
find befugt, nad) Berathung mit dem Gemeindevorftande ortspoligilis 
für den Umfang der Gemeinde gültige Vorferiften zu erlaffen und gei 
die autbefolguing derjelben Geidſtrafen bis zum Betrage yon 9 But 
anzubroßen. 



























$ 19. Die bisher erlaffenen polizeilichen Vorſchriſten bleiben jo lanze 
in Kraft, bis fie in Gemäßheit biejes Gefehes aufgehoben werden. 
$.20. Die den Poligeibehörben nach ben bisherigen Gefegen ufleherse 
Gestutionsgemalt wird durd) die vorftehenden Beftimmungen nit 
it. 


Dazu: 

3) Erelutionsandrofungen Tönnen nur gegen beftimmte Berfonen, ist in 
Allgemeinen exlaffen werben. Allgemeine Strafandrohungen gehösen 
in das Gebiet ber Polgeiverorbnungen. (Min.-Refer. vom 23. Arril 
1859, ®. MBl. ©. 130) 

b) Die gefegliche Erekutionsgewalt, zunächft ber Regierungen, ift feftgetet: 
durch $ 11 der Reg.-Inftr. vom 23, Oftober 1817 und 55 39, 
Verordnung dom 26. Dezember 1808, die mit den erforderliden Ei 
{hränfungen fpäter auch auf die Poligeibehörben Überhaupt überkare: 
wurden. Die neuere Gefeßgebung regelt die Erekutinbefugnife v 
Woligeibehörden in den $5 33 biß 36 des Rompetenggefeges. 

©) Die erelutioifgje Beitreibung von Gelbftrafen 2c. erfolgt nad) Mabı:ht 
bes Geieges vom 30. Zuli 1853, Ge.,Samınl. ©. 909. 

&) Gretutioftrafen dürfen nicht zu dem Swede angewandt werden, dire 
durch das Gefek oder Moligeiverorbnung angebrofte Etrafe will 
zu erhögen. (Diner, vom 15. März 1869, B. M.Bt. &. 1) 

©) Die Zuläffigteit eines poligeificen Zmwangserjahrens ift davon 1: 
Hängig, dab bie zu erziwingende Handlung nodh geföpehen Tann. N 












Dber-Berwaltungsgerichts vom 31. Januar 1877.) 
2. Bezuglich des Rechts ber Poligelverwalter zum Erlaffe von Strafverfügungen de 
fimmt das Gejeg vom 14. Mai 1852 (Ge.SammL ©. 245): 
$ 1. Wer bie Polisevermaltung in einem beftimmten Bert m 
quüben hat, ift befugt, wegen der in biefem Bezirte verübten, jein R 
betreffenden Hebertretungen die Strafe dortäufig dire Verfügum 
feben. Wied Gelbbube Teigeieht, fo ift qugleid) bie für ben Ba des In 
bermögens bes Verurtfeilten in Gemähheit der $$ 28 u. 29 bes Struigett 
Buchs für das Deutiche dieich an die Stelle der Geldbuße tretende Hat 
ftrafe zu beftimmen. 
Die vorläufig feftzufegende Strafe darf fünfzehn Mark Geldbuße eda 
breitägige "Haft nicpt überjejreiten. Graditet der Bolizeivermalter cit: 
Höhere Steaje für geredtfertigt, fo mub die Verfolgung dem Poli 
Anwalte überlaffen werben. (Das Minimum ber Gelbftrafe beträgt 1 2 
da8 Minimum der Haft einen Tag.) 
3. Bel den Umtsgericten und Schöffengerichten wird das Amt ber StaatSanwaltis: 
burd) einen ober mehrere Amtsantwälte ausgeübt. (Ger.-Berf..Gef. $ 143.) 
4. Die AmtSanwälte find Beamte der Stantsanmaltiäaft und Haben die Antsor 
tichtungen derjelben wahrzunehmen. (Geicäfts-Amw. vom 28. Yuguft 1879, Arl.1) 
5. Die Umtsanwälte ‚ind Se Ihren Ainttvereigtungen von ben Geräten unabhangu 


(8.8.6, 5 1: 

















teines Urlaubs. (Geig.-Anw. Art. 8.) 

9. Bei Behinderung eines Amtsanmalts ift dem Stellvertreter möglihft zeitig Nach - 
richt zu geben. (Gei.-Anm. $ 66.) 

10. Der Verkehr der Amtsanwälte mit dem OberftaatSanwalte, dem Oberreichsanwalte 
und dem Zuftizminifter Hat, wenn nicht dirette Verichteritattung angeorbnet ober 
Gefahe im Berzuge ift, ftets durch der erften Etaatsamwalt zu geichehen. 
Geſch.Anw. $ 12.) 

11. Zomeit der Aıntsanmalt zu feinen Amtsverrichtungen die Hülfe öffentlicher Ber 
hörden in Anfpruch nimmt, Hat foldes im Wege des Erſuchens zu gefchehen. — 
Die Behörden und Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienftes, fomeit fie zu 
Beamten ber Staatsanwaltiaft beitellt worden find, haben bie Verpflichtung, 
dem auf Austunftsertheilung und Ermittelungen jeder Art, mit Ausichluß eib⸗ 
licher Bernehmungen, gerichteten Erſuchen des Amtsanmwalts zum Zwede der Ex- 

jihung des Sachverhalts einer zu jeiner Zuftändigfeit gehörigen ftrafbaren 
Yandlung zu genügen. 

Im Weigerungsfalle Hat der Amtsanwalt, wenn er nicht von der Maßregel 
Abjtand nimmt, fofort die Vermittlung des erften Staatsanwalt des Landgerichts 
nachzuſuchen (@.-Berf.«Gej. $ 153, Strafprog..Ord. $ 159.) 

12. Das Ausführungsgefeg vom 24. April 1878 beitimmt: 

$ 62. Die Umtsanwälte werden auf Widerruf ernannt. 

$ 63. Die Geihäfte des Aıntsanwalts Tonnen von dem Zuftizminifter 
einem Staatsanwalt, einem Gerichtsaffeflor, foferm berfelbe nicht gleichgeitig 
mit richterlichen Geihäften in Strafiagen betraut wird, oder einem Refer 
vendar übertragen werden. Snfoweit dieſe Befugnib niet zur Anwendung 
tommt, erfolgt die Ernennung des Amtsanwalts durch den Oberftants 
anmwalt nad; Anhörung des Regierungspräfidenten (Tandbroften). 

$ 64. Vorſteher der Gemeindeverwaltung am Sige des Amtsgerichts 
find verpflichtet, die Geſchäfte eines Amtsanwalts zu übernehmen, fofern 
might die örtliche Poligeiverwaltung Königlichen Behörden übertragen iſt. 
Wird von der Gemeindebehörde eine andere geeignete Berjon in Vorſchlag 
gebracht, weiche zur Hebernahme biejer Geichäfte bereit üft, fo fällt die Ber« 
pflichtung des Vorftehers der Gemeinbeverwaltung fort. 

Neben dem Vorſteher der Gemeindeverwaltung iſt auf Antrag der Ger 
meindebehörde eine von diefer vorgefcjlagene geeignete Verſon zum Gtell- 
vertreter des Amtsanwalts zu beftellen. Ueber die Vertheilung der Geſchäfte 
entigeitet der Vorfteher der Gemeindeverwaltung. 

Die Koften, welde aus der Führung der Amtsanmaltegeitäfte 

emesfen, fallen in jedem Falle dem Staate zur Laft. Die nah 5 64 

nannten Amtsamvälte erhalten für ihre perſönliche Mühmaltung und u 

Dedung der fähligen Koſten eine ald Paufgguantum feitzufegende Ent- 

fhädigung. 





uderreuen, hat Der Bornehet vet Wemeinoe (Ourgermenger, Schuliden 
‚Ortvorfteher oder deren gefeplicher Stellvertreter) die Gefchäfte des Stan. 
Beamten wahrzunehmen, fofen durd die höhere Bennaltungsbehörde 
ein bejonderer Yeamter für diejelben beftellt ift. Der Vorfteher ift i 
befugt, diefe Gefchäfte mit Genehmigung der Höheren Berwaltungsseni-": 
anderen Gemeindebeamten wiberruflich zu übertragen. Die Gemeir 
behörde Tann die Unftellung beionberer Standesbenmten beidjlieben. 7: 
Ernennung ber Stanbesbeamten erfolgt in biefem Kalle durh den (x 
meindevorftanb unter Genehmigung der Höheren Vermaltungsbehörd:. 

In der gleihen Weie erfolgt die Beftallung der Stellvertreter. 

Die durd) den Gemeinbevorftand ernannten bejonderen Standesbeainter 
und deren Stellvertreter find Gemeindebeamte.“ 


14. Der Bürgermeifter iſt Standesbeamter, ohne dab es hierzu einer beſonderen Br- 
rufung oder Beftallung bedarf. PDemgemäß tft in Städten aud ohne Me 
der Veigeordnete rejp. Die Beigeorbneten befugt, in Vertretung bes Bürgerme 
die Standesamtsgejhäfte wahrzunehmen, fofern der Bürgermeifter dauernd ct 
vorübergehend Hieran, verhindert if. Einer Befonderen Genehmigung ober 
nennung hierzu bedarf es nicht. (Min.Nefer. vom 13. April 1874, vom 2 
und 6. November 1875.) nders dagegen, wenn, abweichend von der geiezt 
Regel, die Wahrnehmung der Standesamtögeihäfte an Stelle des Bürger: 
einem anderen Gemeinbebeamten teip. einem bejonderen Standesbeaniten iv 
tragen ift; in diefen Fällen cefiirt aud) das Stellvertretungsrecht bes Beigeord 

15. Die zur Anſtellung befonderer Standesbeamten befugte Gemeinbebehörde it ı7 
Städten mit folfegialifhem Geimeindevorftande der Magiftrat, in allen an 
der Bürgermeiiter. 


16. Es lann ein befonderer Stellvertreter des Standesbeamten auch in dem 
angeitellt werben, daß fein bejonderer Standesbeamter beitellt ift; es Tann e 
3. 8. anftatt des Beigeorbneten ein befonderer Beamter al Stellvertreter N 
Bürgermeifters in deſſen Eigenſchaſt als Standesbeamter angeftellt werben. 
17. Das Preubiihe Geſeß vom 9. März 1874 beftimmt im $ 2: Im den Stert 
gemeinden find die Geihäfte des Etandesbeamten von dem Bürgermeifter we 
zunehmen. Der Bürgermeifter ift jedoch befugt, biefe Geichäfte widerruflic ein 
Veigeorbneten oder einem fonjtigen Mitgliede des Gemeindevorjtandes zu 
tragen. ud) Tönmen bie Gemeinbebehörben die Anftellung eines beion 
Standesbeamten beichlichen. Derjelbe wird in diefem Falle auf den Noriel 
des Geimeindevorftandes vom dem Oberpräfibenten ernannt. $ür jeben mit & 
nehmung der Geichäfte des Standesbeamten Beauftragten ift in gleichen 
wenigftens ein Stellvertreter zu beitellen. Auf Beihluß des Geimeindevarita 
Tonnen nad) Anhörung der Gemeindevertretung größere Gtadtgemeinden mit € 
nehmigung des Oberpräfidenten in mehrere Standesamtsbeztefe geheilt me 
Unter Zuitimmung der betreffenden Stadtgemeinde fönnen Sandgemeinden ev 
Sheile derfelben einem ftädtiihen Standesamtshegirfe zugetheilt werden. ($ 3 
In Stadt und Landgemeinden erliicht für Gemeinde und Vegirksbeamte 
aefttung u zum Standesbeamten gleichzeitig mit dem Verlufte des Gemeinde 
amtes, ($ 4. 


18. Die — ?* der nad) $ 4 bes Geſehes vom 6. Februar 1875 angeitchr: 
beſonderen Standesbeamten fällt den Gemeinden zur Saft. ($ 7. c) 
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Wenenmigung des Menitery Des Innern vorvehaiten. CQueim.Iteſer. vom 1. Wat 
und 31. Auguft 1874 und vom 31. Zuli 1377.) Remunerirte Standesbeamte 
haben ber Regel nad; ihre Stellvertreter nad) Verhältniß der von denielben aufe 
genommenen Stanbesatte aus ihrem Bauichauantum felbit zu entihädigen. (Min. 
Neier. vom 20. November 1874.) Diefe Grundfäge finden aud) auf die don dei 
emmeinden remunerirten Standesbeamten Anwendung. 
jãchlichen Kojten der Standesämter werden in allen (Fällen von den Ger 
veinden getragen. ($ 8 1.c.) Hierzu gehört auch das Porto (MinNefer. vom 
22. Februar und 4. Juni 1875) fowie etwaige Reifefojten. (Min.-Nefer. vom 
27. November 1976.) 
+2. Die Nebertragung der Standesamtsgefhäfte an ein unbejoldetes Magiii 
it von der Genehmigung der Aufjichtsbehörde abhängig. (Min.-Neler. v. 22. Febr. 
1875, 8. MB. ©. 78) 
le Kreis-Ordnung vom 13. Dezember 1872 beftimint im $ 58: 

„Iſt nad) der Erklärung des Kreistages für einen Amtsbezirk weder 
eine zum AmtSvorfteher geeignete Perſon zu ermitteln, noch bie jeitweilige 
Wahrnehmung der Amtsvermaltung dur den Vorjtcher eines benad)- 
arten Gemeindebezirts oder duch den Bürgermeifter einer be- 
nahbarten Stadt thunlic, fo beftellt der Oberpräfident auf Bor 
flag des Kreisausſchuffes einen kommifſariſchen Amtsvorjteher. 

Für die Nebernahme der Verwaltung eines benachbarten Amtshezirkes 
durch einen Bürgermeifter iſt die Zuftimmung der ftädtiichen Vertretung 
erforderlig." 

4. Der Bürgermeifter fann, jedod nur mit feiner Zuftimmung, zum Stell- 

vertreten des Voritehers eines benachbarten Amtsbezirts ernannt werden. ($ 32, 
Areis- Ordnung dom 13. Dezember 1872 und Art. 4, bi. 3 der Inftr. vom 
18. Juni 1873.) 


























gs 68. 
R6 63 W. 557 Rh. 90 Schl.Holſt. $ 70 Frank.) 


In Betreff der Befugniß der Stadtbehörden, ortspolizeiliche Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, kommen die darauf bezüglichen Geſetze zur An- 
wendung. 

Vergl. Roten zu $ 62. 

Der Erlaß poligeificher Verordnungen geſchieht nit durch Die Stadtbehörde, 
sondern duch die Poligeibehörde reip. durd ben die Poliyeiverwaltung hand» 
habenden Würgermeifter nad) vorheriger Berathung mit dem Ma, Die 
adlderordneten · verſamm iung it nur vor dem Eriatz von PoligeisVerordnungen 
über Gegenitände der landwirthicaitlicen Poligei zu hören. Der Polizeivermalter 
führt in diefem Falle bei der Berathung den Vorfig in der Berjammlung. 








worfen und von den Gtabtverordneten” feftgefegt. Iſt ein Normal- 

Befoldungs-Etat überhaupt nicht oder nur fir einzelne Theile der Ber: 

waltung feitgeftellt, fo werden die im folder Weiſe nicht vorgefehenen 

Befoldungen vor der Wahl feſtgeſetzt. 

Hinſichtlich der Vürgermeifter und der befoldeten Magiftratsmit- 
glieder unterliegt die Feftfegung der Befoldungen in allen Füllen der 
Genehmigung ber Regierung. Die Regierung ift ebenfo befugt als 
verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen die zu einer zwedmäßigen Ber- 
maltung angemefjenen Befoldungsbeträge bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, infofern ihnen nicht eine Beſoldung befonders 
beigelegt iſt ($ 31), können mit Genehmigung der Regierung fefte Ent. 
Thäbigungsbeträge bewilligt werden. Schöffen und Stadtverorbnete 
erhalten weder Gehalt noch Remuneration, und ift nur die Vergütung 
baarer Auslagen zuläffig, welche für fie aus der Ausrichtung von Auf- 
trägen entftehen. 

1. Es Tann, wie dies thatjachlich aus praltifKen Gründen in den bei weitem mei 
Städten auch geicjieht, von der Aufftellung eines Rormal-Etats ganz abavenır 
werben. Cine ftrifte Durchführung deffelben wird nur felten möglich, es mertr 
vielmehr in den meiften Wällen bweihungen von bemfelben nicht zu ze- 
meiden fein. 

2. Einer Genefmigung der Regierung bedarf der Rornal-Etat nicht. 

3. Im Laufe der Amtsperiode eines befoldeten Magiftratsmitgliedes Tann gegen der 
Willen der Stabtverorbneten- Berfammlung eine Gehaltserhöhung defielben do 

die Regierung nicht angeordnet werben; eine derartige Anorbnung ift mur 

der Befegung eines folden Amtes zuläffig. (Min.-Refer. vom 14. Mai 

28. Juni 1861, ®.M.Bl. ©. 116 und 162.) Bevor zur Neumahl eines 

giftratsmitgliebes geicpritten, tefp. bevor bie qu. Stelle dffentlich ausgeicriccr 

wird, ift nit allein der Beihluk der Gtabtverordneten-Berfammlung über ve 

Höhe der dem Neuanzuftellenben zu gewährenden Beoldung, fondern aub Nr 

etwaigen fonftigen Wahl und Unftellungsbebingungen der Regierung zur Genc- 

migung vefp. Kenntnimahme einzureichen. Die Regierung Hat dieje Bedinaun ger 
au prüfen und für Musfgeidung folder Sorge zu tragen, weldhe ettwa gegen Yir 

Gefepe ober gegen das Öffentliche Wohl verftoßen. Wahlen, melde auf un 

Täffige Bebingungen hin vorgenommen worden find, Tönnen nicht beftätigt merter- 

Die Regierungen haben fi) bei diachſuchung der Alerhöchften Beftätigung ist 

die Wahlbebingungen auszulpregen und etwaige in biefer Beziehung noch od: 

waltende Bebenten geltend zu madjen. (Min.Rejer. vom 28. November INS 

1. B. 8763, ungebrudt.) 

Aus den Motiven zur Gtüdte-Ordnung (Stenographifcher Bericht der I. Kamına 

1852/53, ©. 963) geht bervor, daß der Regierung überhaupt bezüglich 

Gemeindebeamten ein Mitwirkungsret bei Feititelung der Vefoldung zuft 
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erforderlichen Mittel, fo entſcheidet bie Regierung auf Grund $ 36 der Stadte ⸗ 

Tronung. 

en die Entjcheidung der Regierung in Gehaltserhöhungs » Angelegenheiten 

itäntifeher Beamter iſt der Nedtsweg unguläffig und aud in dem Falle ausger 

ihloffen, baß der Regierung eine Weberichreitung ber Grenzen ihrer Auffichts« 
befugnib zur Saft gelegt wid. (E. K. vom 13. November 1858, Z.M.Bl. 

=. 151, ©. M.-Bt. 1859, ©. 121.) 

Feite Entihäbigungsbeträge fönnen nur für einzelne, den Beigeorbneten ertfeilte 

Aufträge bemilligt werden. 

Für Vertretung des Bürgermeifters in Erlrankungs · und anderen Behinde · 
tungsfällen fteht dem Beigeorbneten, welder biejelbe zu übernehmen verpflichtet 
it, ein Anfprud auf Entihäbigung nicht zu. Wird demfelben jebod) eine folde 
aus Billigleitsgrünben gewährt, jo hat bie Nuffichtsbehörbe dies zu geftatten. 
Min.Refer. vom 4. Juli 1837, Ann. ©. 687.) 

9. Sin Anfprug auf. Critattung baarer Auslagen wird auch den Mitgliedern der 
fräbtifchen Werialtungs-Deputationen, ben Wegirfsvorftehern u. f. w. zuftehen, 
fofern die betreffenden Xufträge von Magiftrat dirett ober mit deffen Zuftimmung 
erteilt worben find. (Win.Rejer. vom 10. Januar 1839, Ann. ©. 117.) 

10. Es wird fi empfehlen, Die ben Mitgliedern ber ftäbtiichen Behörden und Ber: 
waltungs+Deputationen zuftehenden Reifefoften und Diäten ein für alle Mal 

durd) Beihlub der beiden Stabtbehörben feitzuftellen. 

Sind derartige Beſchiaſſe nicht gefaht, fo idnnen die Rommunalbeamten für 
Dienitreifen im Kommunal» ntereffe nur die Grftattung der baaren Auslagen 
berlangen; bie gejeflien Beftimmungen über bie Höhe der Reifeloften und 
Tagegelber Haben nur auf diejenigen derartigen Koften Bezug, welche bie Staatd« 
Tale zu erftaten verpflichtet ift. (DinWefer. vom 14. September 1838, Ann. 
©. 673.) 

. Vürgermeifter in Städten über 10,000 Einwohner erhalten bei Dienftreifen in 
Staatsangelegenbeiten die Diäten und Neifefoften ber Poligeidireltoren größerer 
Städte. (Min.-Weer. vom 5. Februar 1872, ©. MB. ©. 75.) 

2. Bürgermeifter, weldhe außerhalb ihres Wohnortes als Zeugen vernommen werden, 
haben nur Unfpruch auf Reife und Zehrungstoften, nicht aber auf bie im $ 2, 
Nr. 6 der Verordnung vom 29. März 1844 begeidhnete Bergütung. (Min.-Refer. 
dom 10. Zult 1855, 8. ML. ©. 180.) 

13. Geichenfe "und ambere Vorteile für Amtsverricptungen dürfen Beamte nur mit 
Genehmigung bes Reflortminifters annehmen; anderenfalls unterliegt die Annahme 
den Beitimmungen des $ 331 des Strafgefepbuchs. (Min.Refer. vom 8. März 
1856 und vom 15. Zuni 1856, 3. M+Bl. ©. 116 und 219.) 

14. Den Borfigenden bee Innungs-Prüfumgsfommiffionen fteht ein Anſpruch auf 
Entihäbigung aus ben Prüfungsgebüßren niht zu. (Min.-Refer. vom 29. Junl 
1858, 8. MB. ©. 135) Nur wenn biejelden neben ber Leitung ber Prüfungs 
verhanblungen auch bie Ausführung ber erforderlichen Gehreibarbeit übernommen 
Haben, Tann ihnen mit Zujtimmung der Innungen ein entiprehendes Paufc- 
quantum aus den Prüfungsgebühren bewilligt werben. (Min. » Refer. vom 
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worfen und von den Stadtverorbneten feitgefegt. Iſt ein Normal- 
Befoldungs-Etat überhaupt nicht oder nur für einzelne Theile der Ber- 
waltung feftgeftellt, fo werden die in folder Weiſe nicht vorgeſehenen 
Befoldungen vor der Wahl feſtgeſetzt. 

Hinfichtlich der Vürgermeifter und der befoldeten Magiftratsmit- 
glieder unterliegt die Feſtfetzung der Befoldungen in allen Fällen der 
Genehmigung der Regierung. Die Regierung ift ebenfo befugt als 
verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen die zu einer zweckmäßigen Ber 
waltung angemefjenen Befoldungsbeträge bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, infofern ihnen nicht eine Beſoldung befonders 
beigelegt ift ($ 31), können mit Genehmigung der Regierung fefte Ent 
Tchädigungsbeträge bewilligt werden. Schöffen und Gtadtverordnet: 
erhalten weder Gehalt noch Remuneration, und ift nur die Bergütung 
baarer Auslagen zuläffig, welche für fie aus der Ausrichtung von Ari 
trägen entftehen. 


1. Es Tann, wie bies tHatjächlich aus prattiſchen Gründen in den bei weitem meit.: 
Städten au geicieht, von der Aufitellung eines Normal-Etats ganz abacecı- 
werben. Gine ftrifte Durchführung deffelben wird nur felten möglich, es m: 
vielmehr in den meiften Wällen Mbiweijungen von deinfelben nicht zu 
meiden fein. 

Einer Genehmigung der Regierung bedarf der Normal. Etat nicht 

3. Iın Saufe der Amtsperiode eines bejoldeten Magiftratsmitgliedes Tann gegen ver 

Willen der Stabtoerorbneten- Berfammlung eine Gehaltserhöhung defielben durt 
die Regierung nicht angeorbnet werben; eine derartige Mnordinung ift mur pc: 
der Befehung eines folgen Amtes zuläffig. (Min.-Nefer, vom 14. Mai ur: 
28. Juni 1861, ®. MI. ©. 116 und 162.) Bevor zur Neumahl eines 
giftratsmitgliebes geicritten, zeip. bevor bie qu. Sielle Öffentlich ausgeihriscr 
wird, ift nicht allein der Befcjluk der Stadtverorbneten-Berfammlung üter v: 
Höfe der dem Neuanzuftellenden zu gemwährenden Bejoldung, fondern aub N 
ehvaigen fonftigen Wahl und Anftellungsbedingungen der Regierung Zur Genc- 
migung xefp. Kenntnißnaßme einzureichen. Die Regierung Hat diefe Bebingun.c 
zu prüfen und für Ausfcpelbung folder Sorge zu fragen, weldhe etwa gegen di: 
Gefege oder gegen das öffentliche Wohl verftopen. Wahlen, welde auf u 
Täffige Bedingungen Hin vorgenommen worben find, tdnnen nicht beftätigt mer! 
Die Regierungen Haben fi bei Nacfuhung der Allerhöchften Beftätigumg ur 
die Wahlbebingungen auszufpredgen und ehvaige in diefer Beziehung mod ct 
waltende Bebenfen geltend zu madjen. (Min.-Nefer. vom 28. November Ist 
1. B. 8763, ungebrudt.) 
. Aus den Motiven zur Stüdte-Drdnung (Stenopraphiicher Bericht der I. Kamnc 
1852,53, ©. 963) geht beror, daß der Megierung überhaupt bezüglich atc 
Semeindebeamten ein Mitwirkungsrecht bei Feitftellung der Bejoldung zuftc 
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17. Zur Uebernahme von Nebenämtern und vemunerirten Nebenbeihäftigungen ber 
dürfen die Gemeindebeamten der Genehmigung der borgeießten Dienjtbehürte. 
Diefe iſt für Unterbeamte der Magiftrat, für Magiftratsmitglieder die Regie 
Min. Refer. vom 31. Degemiber 1845, ©. M.-B. 1846, ©. 3.) Eine al 
Genehmigung ift für diefelben bei Uebernahme einer Vornundicaft erfor 
Allg. Sande. Th. II, Zit. 18, $$ 161 und 162) 

18. Der Bürgermeiter darf nicht Verwalter einer jtädtiichen Kaffe oder Receptor ncı 
Stontsteuern fein. Aud der Syndifus darf feine Stadtfafle verwalten. ( 
Refer. vom 21. Januar, 8. März und 28. April 1836, Ann. ©. 131 und 

. 8 65. 
665 W. SEI NH 5 78 und 79 Schl.-Holſt. $ 72 Franff.) 

Den Bürgermeiftern und befoldeten Mitgliedern des Magiſtrats 
find, fofern nicht mit Genehmigung der Regierung eine Vereinbarung 
wegen der Penſion getroffen ift, bei eintretender Dienftunfähigkeit, oder 
wenn fie nad) abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt werden, 
folgende Penfionen zu gewähren: 

Ya de8 Gehalts nach Giähriger Dienftzeit 
= e 0:12 * . 
ee ch - . 

Die auf Lebenszeit angeftellten bejoldeten Gemeindebeamten er- 
halten, infofern nicht mit dem Beamten ein Anderes verabredet worden 
ift, bei eintretender Dienftunfähigkeit Penfion nad denfelben Grund: 
fügen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
Tonımen. 

Ueber die Penfionsanfprüde der Vürgermeifter, der beſoldeten 
Magiftratsmitglieder und übrigen befoldeten Gemeindebeamten eniſcheidet 
in ftreitigen Fällen die Regierung. Gegen den Beſchluß der Regierung, 
foweit derfelbe fi nicht auf die Thatſache der Dienftunfähigteit oder 
darauf bezieht, welcher Theil des Dienfteinfommens als Gehalt anzı 
fehen fei, findet die Berufung auf richterfiche Entſcheidung ftatt. Lin: 
geachtet der Berufung find die feitgefegten Beträge vorläuftg zu zahlen 

Die Penſion fällt fort ober ruht infoweit, als der Penfionirie 
durch anderweitige Anftellung im Staats: oder Gemeindedienfte cin 
Einfommen oder eine neue Penfion erwirbt, melde mit Zurechnung 
der erften Penfion fein früheres Einfommen überfteigen. 
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ftellen Teineöwegs immer die Beiten, bie fie hätten erlangen fönnen, fondern 
häufig die Minbeitfordernden gewählt Haben; ferner, dab die Magiitratsmitglieder 
und beionders die Würgermeifter fi gegen das Ende ihrer Wahlgeit oft auf 
Koſten ihres Amtes gegen die Stabtverorbneten gar zu gefällig bezeigt Haben, 
um ſich ihrer Stimmen zu verfihern. Es ift aber dem bejolbeten Magiftratd» 
mitgliedern eine Penjion zugefichert worden, theils um ihnen bei event. Ungunft 
der Stadtverordneten ihre Subfiftenz zu fihern und fie dadurch von lehteren un» 
abhängiger zu machen, teils um die Stabtverordneten von anderweiten Wahlen 
abzuhalten, welde aus bloßer Kuft zum Wechiel unter rüdfichtstofer Befeitigung 
der jeitherigen Beamten getroffen werden mödjten. — Die Regierung wird fonach 
eine gänzlige Verzichtleiftung auf die gefeplihe Penfion nur dann genehmigen 
önnen, wenn bie äußere Tage des Kandidaten zweifellos von der Beicaffenheit 
daß fie im allen Fällen die volftändige Unabhängigkeit deijelben von der 
Stabtverordneten«Berjammlung verbürgt. (Min.Nejer. vom 13. Januar 1834, 
Ann. €. 110.) u 
Tas Min.-Refer. vom 30. November 1839 (Ann. S. 849) ordnete an, daß 
Vereinbarungen, dur welde Bürgermeifter volitändig auf alle Benfionsanfprüce 
verzichten, ausnahmslos die Beitätigung verjagt werden folle. Won biejem 
Grundjage kann abgewichen werden, wenn bemittelte Perfonen zu Bürgermeiftern 
gewäblt werden und das mit diejem Amte verbundene Dienfteinfonumen jo gering 
dab die nad) demfelben zu bemeffende Penfion zur Euftentation des Bürger: 
ters nad jeinem Ausiheiden aus dem Amte dod in feinen Falle genügen 
würde. (MinRefer. vom 9. Juni 1845, V. MB. ©. 159.) 
. Bern eine Stadt freiwillig und aus Danfbarkeit die geſehliche Penfion ihres 
ausigeidenden BVürgermeifters erhöhen will, fo ift dagegen nichts zu erinnern. 
Min.Refer. vom 13. Januar 1840, V. MB. ©. 147.) 
Zer Zwed der Beitimmung, dab die bejoldeten Magiftratömitglieber Penfionen 
beziehen follen, ift in erfter Linie der, die Unabhängigfeit derjelben zu fihern. 
Nur wenn Teptere auch ohne Penfion vollftändig gefichert erſcheint, Tann die Rer 
wierung die Verzichtleiftung eines Gewählten auf Penfion genehmigen. (Min. 
Keier. vom 28. Juni 1842, ®. MB. ©. 255.) 
Einem Magiitratmitgliede, weiches nad, Ablauf feiner Dienitperiode nicht wieder · 
gewählt wird, muß aud in dem Kalle Penfion gewährt werben, daß fid) daifelbe 
um die Stelle nicht aufs Neue beworben Hat. (Min.Nejer. von 15. April 1837, 
Ann. ©. 437.) 
5. Auch in dem alle, dah ein beſoldetes Magiftratsmitglied eine ihm angebotene, 
aber noch nicht vollzogene Wicherwahl ablehnt, weil ihm die Bedingungen der- 
feiben nicht zuiagen, dafiebe feine bis dahin erworbenen Penfionsaniprüde, 
Rgl. Wallmann Zeiticrift für Gemeinde und Etüdtereht 1868, ©. 35.) 
Wird ein Dagiftratsmitglied nach Yblauf feiner Dienftperiode von der Gtabt- 
verordnetensVerammlung aufs Neue gewählt, feitens der Staatsregierung aber 
nicht beftätigt, jo ift demielben bie bejtimmungsmägige Penfion von der Etadt: 
gemeinde zu gewähren. (MinZnitr. vom 20. Juni 1853, Art. XI, 2. M.Bt. 
©. 138.) 
Kar ein Magiitratsmitglied wegen einer daffelbe treffenden Verſchuldung aus 
geieglichen Gründen micht wiedergewählt werden, jo hat die Stadtgemeinde feine 
Verpflichtung, dem Ausiheidenden Penfion zu zahlen. (Präjudiz des Ober-Trib. 
vom 11. Aprit 1837, Nr. 210.) 
AUS penfionsfähiges Gehalt gelten die feite Beſoldung einſchliehlich etwaiger 
Note. Stadte · Otdnung. 26 
































ſpruch auf Penſton aus Der Stadttayge. (Win.Kercr. vom 19. Wovember INH. 
B. MB. 1845, ©. 2) Beamte aus der Kaffe der Militär-Invaliden treicı 
in Diefem Galle wieder im den Genub ihrer Militärpenfion. (cfr. Roten zu $ su.) 

11. Elementarlehrer an den ftädtiihen Schulen gehören nicht zu ben Gemein 
beamten. (E. R. vom 23. Juni 1858, ®. M.Bl. ©. 156.) 

12. Vereinbarungen über die Benfionen der ftädtichen Subaltern- und Unterbearter 
bedürfen der Veftätigung der Regierung nicht. Der Regierungsentwirf natın 
ein derartiges Genchmigungsret für die Regierung in Unfpruch; bie Kammıaır. 
Tehnten baffelbe aber ab. 

13. Ueber die Benfionsanfprüche der ftäbtiicen Beamten ſowie über event. Einwen 
dungen berjelben gegen bie Penfionirung und deren Modalitäten enticpeidet di: 
Regierung. Gegen die Enticjeidung derfelben fteht der Beidhwerdemeg im gecı 
meten Snftongenguge (& 76) ofen. (Min-Wefer, vom 3. Mal 1855, D. Mt 








14. Die unfreimillige Benfionirung eines vor Eintritt dee Benftonsberedtigung dicrt 
unfähig gewordenen Beamten Tann nur nad Mafgabe des $ 95 des Weite 
vom 21. Zufi 1852 (Gei.-Samml. ©. 486) und unter Beobadjtung der in die“ 
Sefeg für Disziplinaw-Unterfuhungen vorgeihriebenen Formen erfolgen *: 
jedod dem zu penfiontrenden Beamten der volle und unverfürzte Betran 
ihm event, bei Gintritt der Penfionsberehtigung zu gemähtenden Ruhener..: 
bewilligt, fo ift die Derfepung in den Rubeftand nad) Magabe der eininerrr: 
Vorjepriften der 9589 bis 92, Gejeh vom 21. Juli 1852, auläifig. Mint‘: 
vom 3. Mai 1855, ©. M-BL. ©. 92, und vom 14. Deyember 1868, ®. W- 
1869, ©. 15.) 

15. Die Beftimmung des Gefehes vom 24. Mai 1861, wonad; über die F 
weder Theil des Dienfteintommens als penfionsfähiges Gehalt anzufehen, 
Rechtsweg zuläffig ft, bezieht ſich nur auf die unmittelbaren Staatöbeamten, 
aber auf bie Gemeindebeamnten, auch; nit auf diejenigen, welde vor Gria 
Städte » Ordnung von 1853 angeitellt find. (C. N. vom 14. April Is 
B. MB. 1861, ©. 130) 

16. Der Redjtömeg, foweit er in Penfionsangelegenheiten ſtädtiſcher Beawnter üt« 
Haupt zuläffig ift, fteht nicht nur den betreffenden Gemeindebeamten, iv 
aud) der Stadtgemeinde offen. (E. R. vom 23. Juni 1858, JMD. & 

17. Die Benfion ruht nur in dem Falle, wenn ein ehemaliger ſtadtiſcher Ve 
nad) feiner Benflonirung wiederum ein Amt übernimmt; fie ruht aber 
wenn der betreffende Beamte ein Amt, weldies er gleichzeitig mit feinem ftänı 
Amte befleibet Hat, nad) Niederfegung des Iepteren weiterhin beibefält. Tic 
Krib.-Exf. vom 1. Mai 1863.) 

18. Das Einfommen, weldies ein Benfionär als Rechtsanwalt ober Rotar beyicht. 
als ein Ginfommen im Staatsbienfte zu betradhten (Ober-Lrib..Ext. vom 2U. 
1853, I-M-BL. ©. 320); ebenfo find die Emolumente, welde ein im 
oder Gemeinbebienfte wieber angeiteliter Benfionär in feinem neuen Amte te 
auf das Fortfallen oder Ruben der Benfion von Einfluk. (Min. + Beier. 0. 
9. Zunt 1855, ©. M+Bl. ©. 135.) : 

























Beamten auf Dienftentlaffung lautende Ertenntniß gieht von felbft den % 
der Penftonsaniprüde nah fih. Die Disziplinarbehörde Tann jebod, m: 


Zt Yinerievenen eineo PENNOMTIEN gaotyhen Deamten Haven deim xD» 
Icben_de8 Iegteren Aniprudh auf die Penfion des Berftorbenen für den auf 
den Sterbemonat folgenden Kalendermonat. 

Als „Hinterbliebene* im voritejenden Sinne, find nur bie Mittwe, die 
Kinder und die Entel des Veritorbenen, ohne Nüdfiht, ob fie die Exben des» 
feben ind, zu berfthen. (RabDrbre von 22. Samısc 1826, Gej-Samıml, 
2. 18. 

Das Gejep vom 27. März 1872, betreffend die Penſionirung der unmittelbaren 
Ztantsbeamten fowie der Lehrer und Beamten an höheren Sehranftalten (Gef.r 
Samml. ©. 268), disponirt: 

a) Jeder unmittelbare Staatsbeamte, welqher fein Dienfteinfommen aus der 
Staatstaife bezieht, erhält aus berjelben eine Iebenslängliche Penfion, 
wenn ec nach einer Dienitzeit von wenigitens 10 Jahren in Folge eines 
Torperlicen Gebredens oder wegen Cepmäce feiner Törperlicen oder 
geiftigen Kräfte zu ber Grfülmg feiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ft und deshalb in den Nubeitand berjekt wird. 

If die Dienftunfähigteit die Folge einer Aranffeit, Verwundung oder 
fonftigen Befhäbigung, welde der Beamte bei Ausübung des Dienftes 
oder aus Veranlafiung deffelben ohne eigene Verihuldung fich ; 
hat, fo tritt die Penfionsberehtigung and) bei füryerer als zehm 
Sienftzeit ein. ($ 1) 

b) Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeitellten 
Beamten haben einen Linſpruch auf Penfion nach Mabgabe diefes Geſehes 
mır dann, wenn fie eine in den Vefoldungsetats aufgeführte Stelle ber 
Tleiden. ¶ Es tan ihnen jedoch, wenn fie eine foldhe Celle nicht beffeiden, 
bei ihrer Verjegung in den Nuheitand eine Penfion bis auf Höhe ber 
durch das Geieg vom 27. März 1872 beitimmten Säge bewilligt werden. 
2) 

©) Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geichäfte 
mur nebenbei in Anfprud genommen oder welde ausdrüdtic; nur auf 
eine beitimmte Zeit oder für ein feiner Natur nad; vorübergehendes Ger 
ihäft angenommen worden, erwerben feinen Anfprud) auf Penjion. 
Darüber, ob eine Dienititellung eine ſolche iit, daß fie bie Zeit und 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anfprudh ninmt, enticeidet mit 
Ausihluß des Nehtsweges die dem Beamten vorgefepte Dienjtbehörde. 
5) 

Die Penfion beträgt, wenn die Verſehung in den Ruheſtand nad; voll 
endetem zehnten, jedod vor vollendete eliten Dienitjahre eintritt, "/on 
und jteigt von da ab mit jedem weiter zurücgelegten Dienjtjahte um 
Ya des in den 85 10 bis 12 beitimmten Dienfteinfommens. \ 
Meber den Betrag don % 4, diejes Eintommens hinaus findet eine Steiger 
zung nicht Statt. 

In dem im $ 1 Abjah 2 erwähnten Falle beträgt die Penfion og, 
in dem Falle des $ 7 höjitens '%/,, des vorbegeichneten Dienjteintommend. 

& 8 nad) der Saflung des Gel. vom 31. März 1882.) 

Bei jeder Penfion werden übericiehende Thalerbrüche auf volle Thaler 
abgerundet. ($ 9.) 
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e) 


26· 


Weioverrage ais anrechnungojahig vezeichnet in. 
. Dienftemolumente, welche ihrer Natur nad} fteigend und fallend fin). 

werben nad) der in den Befoldungsetats ober fonft bei Berleit: 
des Rechts auf dieſe Emolumente deshalb getroffenen eftierung 
und in Grmangelung folder Seftiegungen nad; ihrem durhiänittlicen 
Vetrage während der drei Iepten Kalenberjahte vor dem Zahte, i1 
weldem bie Penfion feftgefept wird, zur Anrechnung gebradt. 
B1o8 zufällige Dienfteinkünfte, wie wiberrufficje Tanticıne, Komm 
gebühren, außerordentliche Reinunerationen, Gratififationen u. 
Tommen nicht zur Berechnung. 


» 





” 








Stelle darf den Betrag bes höciften Normalgehalts derjenigen 

Tategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht überiteigen. 
Ohne diefe Beiräntung Tommen jedoch foldhe Gehaltstheile 

Befoldungsgulagen, weldje zur Ausgleigung eines von dem betreien“ 

Beamten in früherer Stellung begogenen Dienfteintommens demicit 

mit Penfionsberegtigung gewährt find, zur bollen Anrechnung. 

Wenn das nach diefen Beftimmungen ermittelte Einkommen ein: 

Beamten insgefanmt mehr als 12.000 Mark beträgt, jo wird de 

bem überiiepenben Betrage nur bie Sälte in Anegming ger 

($ 10.) 

@ Das mit Nebenämtern oder Nebengeicjäften verbunbene Einkommen b: 
gründet nur dann einen Anfprud) auf Penfion, wenn eine etatsmis: 
Stelle bleibend als Nebenamt verliehen ift. (& 12.) 

h) Die Vienftzeit wird vom Tage der Ableiftung bes Dienfteides gerei: 
Kann jedoch ein Beamter nacmeilen, bab feine Bereibigung erft nas X 

Beitpunft feines Cintritt8 in den Dienft Raligefunden Hat, fo min N 

Dienftyeit don diefem Zeitpunkt am gerednet. 

Zum Erweife der Dienftunfähigteit eines jeine Bern in den Nah: 

ftand nacjfuchenden Beamten ift die Erklärung ber demfelben unmitt 

vorgefegten Dienitbehörde (bei ftädtifchen Gemeindebeamten alfo des 
giitrats) erforderlich, daß fie nach pflictmäßigem Grmeffen ben Bean: 
für unfähig halte, feine Amtspflicten ferner zu erfüllen. 

Zi wie weit nod andere Beweismittel zu erfordern oder ber rllinr: 
ber unmittelbar borausgefegten Vehörde entgegen für ausreichend zu exe 
find, Hängt von dem Crmeffen der über die Werfegung in den Nutei 
entiöjeibenden Behörde ab. ($ 20.) 

Die Berjegung in den Nuheftand teitt, fofern nicht auf den Antrag o\: 

mit ausbrüdlicer Zuftimmung des Beamten ein früherer Zeitpunlt 

gefegt wird, mit dem Ablauf des Bierteljahres ein, welches aui 

Monat folgt, in welchen dem Beamten bie Entjceidung über feine 

febung in den Nuheftand und die Höhe der ihm ebent. zufte 

Benfion befannt gemacht worden üit. ($ 24.) 

1) Die Penfionen werben monatlich im Voraus gezahlt. ($ 23.) 

m) Das diecht auf den Bezug der Penſion Tann weder abgetreten nod tr 
»fändet werden. ($ 26.) 

wm Das Net auf den mau der Penfion ruht 
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Tegung beftehenben Termine entjprechend abzuändern. Alle bem entgeaen - 
ftehenden gefepliien Beftimmungen werben dierburch aufgehoben.” 


8 67. 
G67 W. 5 61 Rh. HH 81, 82 und 83 Schl.Holſt. $ 74 Frank.) 


Der Magiftrat hat dafür zu forgen, daß der Haushalt nad dem 
Etat geführt werde. 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiftet werben follen, bebürfen 
der Genehmigung der Stabtverordneten. 


1. Die Kommiffion der I. Kammer ſehte voraus, dab den Magiſtraten zur Betrii 
gung unvorhergefehener Bebärfniffe ausreiiende Crtraorbinarien zur Dispoftior 
geftellt werben würben, bamit biejefben nicht in bie Rothwenbigleit verjegt merter. 
bie Gtabtverorbneten-Werfammlung bezüglich ber Bewilligung unbermeitliet 
außeretatlicher Ausgaben allzu Häufig zu behelligen. 

2. BWeigert ſig die Stabtverorbneten-Berammlung, eine ber Stadt gefehlich obliexrk 
Seiftung auf den Etat zu bringen, jo tritt das im $ 78 vorgeiipriebene Kr 
fahren ein. 


g 68. 
68 W. 562 RH. $ 84 Schl.Holſt. 3 75 Kranfi.) 


Die Gemeindeabgaben und die Geldbeträge der Dienfte ($ 54) 
fowie die Abgaben für die Theilnahme an den Nugungen ($ 52) und 
die fonftigen Gemeindegefälle werden von den Säumigen im Steur- 
exelutionswege beigetrieben. 


1. Zorderungen der Stadtgemeinden, welde auf privatrechtlichen Titeln berußen, mit 
Erbpaditfanon, Pachtgelder u. f. iw., Tonnen nicht im Erekutionsiwege, fondem nır 
im Recptöwege eingezogen werden. (Min-Reier. d. 31. Degbr. 1843, 8. MdL 
1844, ©. 4, E. 8. vom 29. April 1854, J.M.Bl. ©. 371 und v. 22. Sentir. 
1855, I.M.-Bl. 1856, ©. 4.) J 

2. Zinfen und Abgaben, welde einer Stadt als Gutsherrſchaft über eine Dorhsct 
Auftehen, Zönnen im Wege der Erefution beigetrieben werben. (Min«Nei 
24. Mai 1842, V. W.Bl. ©. 184, und dv. 19. Auguft 1844, V. M. Bi. S. 
Allg. Cor. I. II, Sit. 7, $ 484) 

3. Das Grefutionsverfahren ift durch die Beftimmungen der Verordnungen 9 
24. November 1843 (Gej.-Sammt. ©. 351) für die Rheinprovinz, vom 30. 
1845 für die Provinz Weitfalen (Gei.-Samnıl. ©. 444), vom 30. Juli IN 
(Ge.-Cammt. ©. 909) für die jehs öftlihen Provinzen, vom 1. Febenat 18 
(Gei,Samml. ©. 85) für Nenorpommern und Rügen geregelt. Diejelben fin 
im Weientlichen gleihlautend. (cfr. Anlagen.) 

4. Zur Ausführung der vorftehenden Verordnungen find Inftruftionen ergangen, 10% 

denen diejenige vom 15. November 1853 im Anhange wiedergegeben ift. 

. Ueber Streitigfeiten, betreffend die Berpflichtung zur Zahlung öffentlicher Ahgatcı, 
ift der Rechtsweg ausgeichloffen, mit Nusnahıne derjenigen Fälfe, in denen Jemam 
auf Grund jpezielter Nechtotitel feine gänzliche oder theilweife Befreiung behaurtt 
oder dieſe Behauptung auf den Nayweis einer Abweichung von dem zur Anni 
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adgaven nur im dem Falle maßgebend, Daß es ſich um ältere als dreimonatuche 
Rücftände Handelt, 

SP In Unterfugungsiagen wegen Zuwiderhandelns gegen die Vorſchriften über Ent- 
Ticptung ber Gemeinbeiteuern fteht ber zur Bermaltung derjelben berufenen Ger 
meindebehörbe das Reit der Etrafverfolgung zu. (Ob.-Lrib.-Ert. vom 9. Juni 
1871, 8. ML. ©. 202.) 


8 69. 
KEIM. 563 Rh. 8 85 Sof. $ 76 Frankf.) 


Die Jahresrechnung ift von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des 
folgenden Jahres zu legen und dem Magiftrat einzureichen. Diefer Hat 
die Rechnung zu revidiren und ſolche mit feinen Erinnerungen und 
Bemerkungen den Stadtverordneten zur Prüfung, Seftftellung und Ent- 
faftung vorzufegen. 


1. Die Rechnung muß feitens des Magiftrats ſowohl in kalkulatoriſcher mie in mar 
terieller Beziehung dorrebibirt werben. (Min.-Refer. vom 14. September 1885, 
Ann. &. 750. 

2. Die Stadtverorbneten-Berfammlung kann behufs eingehender Prüfung der ftädtifcjen 
Redimungen zur Revifion derjelben fid) auf Koften der Stadt ber Beihälfe vom 
Sacverftändigen bedienen. (Min.Refer. vom 15. Mär 1833, Ann. ©. 112 und 
vom 4. Mär 1840, ®. M.Bl. ©. 80) 

. ma Küche auf die Verlegung des Etatsjahres tritt an Stelle des 1. Mai der 

. Auguft. 

. Auf die Beratfungen ber Renungsrenifions-Rommiffion finden die Beftimmungen 
des $ 37 Anwendung, und ift Magiftrat berectigt, fi) Bei benfelhen vertreten zu 

en. 

. Der Recnungsieititellungs- und Degargebeihlub der Stabtverorbneten-Berfamm- 
tung bedarf gemäß $ 36 der Beitätigung des DMagiftrats. 

6. Defelte bei den ftädtiicen Kafen werden in Gemähheit der Verordnung dom 
24. Januar 1844 (Gej.-Sammi. 5. 52) feitgeitellt. Diefe Beftimmungen find aud) 
in dem Falle maßgebend, dah es jih um Defelte eines bereits ausgejcjiedenen 
Beamten handelt. (MinRefer. vom 17. April 1844, B. MBt. ©. 122, und 
dom 20. Kuguft 1845, 8. M-Bl. ©. 282.) 


8 70. 


G 70 W. 564 Rh. 586 ShL-Holft. $ 77 Frantf.) 
fen Die Feftftellung der Rechnung muß vor dem 1. Oftober bewirkt 


— 
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gu. 
G7u W. 3 65 Rh. $ 19 Schl-Holſt. $ 78 Frank.) 

Ueber alle Theile des Vermögens ber Stadtgemeinde hat der Ma 
giftrat ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorkommenden Berände: 
rungen werben den Stabtverordneten bei der Rechnungsabnahme zur 
Erffärung vorgelegt. 

1. In das Lagerbuch gehören auh alle im Beſitz der Stadtgemeinde befinbliser 


Segenftände von befonberem tiffenfeaftlichen, Hiftorifcjen oder Kunftiwerth. (Min, 
Refer. vom 5. Movember 1854, 8. Mt. 1855, ©. 2.) 


Titel VL 


don der Einrichtung der ſtädtiſchen Verfaffung ohne kollegialifchen 
Gemeindevorſtand für Städte, welche nicht mehr als 
2500 Einwohner haben. 


g 72. 
6 72 W. 55 28 bis 33 NH. $5 94 und 95 Schl-Holft.) 


In Städten von nit mehr als 2500 Einwohnern kann auf 
Antrag der Gemeindevertretung unter Genehmigung der Regierung die 
Einrichtung getroffen werden, daß 

1. die Zahl der Stadtverordneten bis auf ſechs vermindert, und 

2. ftatt des Magiftrats nur ein Bürgermeifter, welder den Bor- 

fit in ber Stadtverordneten -Verfammlung mit Stimmredt 

zu führen hat, und zwei ober drei Schöffen, welche den Bürger: 

meifter zu unterftügen und in Verhinderungsfällen zu vertreten 
haben, gewählt werden. 

“Einwohnerzahl ift aud) in dieſem Falle gleichbedeutend mit Seelenzahl. Min: 

jr. vom 12. Yuguft 1850, I. B. 11188; ungebr.) Cs ift dabei das Refultut 

© vorhergehenden Voltszäplung mahgebend. (Min.-Refer. vom 3. Mai 1566, 








Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem 
Ausſcheiden aus denfelben wegen Derluftes des Bürgerrecht. 
g 74. 
6 74 W. HTIRH 95 9 und 10 Shl-Holit. I7 und 18 Fran.) 
Ein jeder ftimmfähige Bürger ift verpflichtet, eine unbefoldete 
Stelle in der GemeindesVerwaltung oder - Vertretung anzunehmen 


versypugen ur ſorgtuvt wisjwyuviguuyopsunuee 

1. anhaltende Krankheit; 

2. Geſchäfte, die eine häufige oder Lange dauernde Abweſenheit 
mit ſich bringen; 

3. ein Alter über fechzig Jahre; 

4. die früher ftattgehabte Verwaltung einer unbefoldeten Stell: 
für die nächſten drei Jahre; 

5. die Verwaltung eines andern öffentlichen Amtes; 

6. ärztliche oder wundärztliche Praxis; 

7. fonftige befondere Verhältniffe, welde nad) dem Ermeſſen der 
Stadtverordneten- Verfammlung eine gültige Entſchuldigung 
begründen. 

Wer fi ohne einen diefer Entfchuldigungsgründe weigert, eine 
unbefoldete Stelle in der Gemeinde-Berwaltung oder «Vertretung anzu- 
nehmen oder die noch nicht drei Jahre lang verfehene Stelle ferner zu 
verfehen, ſowie Derjenige, welcher ſich der Verwaltung folder Stellen 
thatfächlih entzieht, Tann durch Bechluß der Stadtverordneten auf drei 
bis ſechs Jahre der Ausübung des Bürgerrechts verluftig erflärt und 
um ein Adhtel bis ein Viertel ftärfer zu den direkten Gemeindeabgaben 
herangezogen werden. Diefer Beichluß bedarf der Beſtätigung der 
Auffitsbehörde ($ 76). 

1. Die Verpflichtung beſchränkt fich nicht auf bie Annahme unbefoldeter Aemter — 
den ftäbtiichen Kollegien, als Begiefsvorfteher 2c.; die ftimmfähigen Birger fi? 
vielmehr verpflichtet, auch einzelne, borübergehende Aufträge, fomeit fie zu Lex 
jelben befähigt find, zu übernefmen. Zur Uebernahme von Kaflengeihäften kırı 
dagegen ein Zurget nicht gesmungen werben, da ein derartiges Geihäft eine x- 
fondere techniſche Bildung erfordert und zu denjenigen gehört, welhe von du 
Zürgern unentgeltlich nicht gefordert werden Lönnen. Die fortgejegte Führuri 
einer folgen Kafle ſes Handelt ji) im fpegiellen Falle um die Führung 
Sähulfafle) Tann bei den regelmäßig wieberfehrenden Geichäften und der de 
verbundenen Verantwortlichfeit nicht als ein einzelner Auftrag, fondern als 
wirkliches ftäbtifches Amt betrachtet werden. (Min-Refer. vom 27. Rovbr. IN 
Ann. ©. 660.) 

2. Als eine thatjächliche Entziehung von den Üibertragenen und übernommenen 3 

pflicptungen ift es anzufehen, wenn ein Bürger ein übernommenes ftädtiiches % 

in fo ungenügender und untegelmähiger Weife verfieht, daß der Bmed des 
verloren geht. Gegen Magiitratömitglicder, welche fi) in dieſer Weife ihren ver 
pflihtungen entziehen, fann nur im Disciplinarivege borgegangen werden. 
. Unter Gemteindeabgaben find nur die gemäß $ 53 ausgeichriebenen allgemiir 
Kommunalfteuern zu verftehen. Cine Erhöhung folder Leiftungen, welche Jem: 
aus einem fpegiellen Redjtstitel der Etabt gegenüber obliegen, zum Zioedt der 3 
ftrafung iſt unzuläffig. (MinRejer. vom 22. Yuguft 1826, Ann. ©. 762) 
Der Verluft des Bürgerrechts und die ftärfere Heranziehung zu den Gemeine 
Abgaben brauchen nicht gleichzeitig, e8 fann vielmehr jede Diefer Strafen auc ir: 
fi, unabhängig von ber andern, verhängt werden. 
5. Jeder im Beige des Burgerrechis befindliche Bürger einer Stadt im Get 
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maltung folder Uemter, trot vorhergegangener Aufforberung feitens des 
Kreisausfchufies, thatjäcjlich entzieht, Tann für einen Zeitraum von drei 
bis ſechs Jahren der Ausübung feines Rechts auf Tfeilnapme an der Ver» 
tretung unb Berwaltung des NKreifes für verluftig erflärt und um ein 
Actel bis ein Biertel ftärter als Die Übrigen Freisangehörigen zu ben 
Rreisabgaben Herangezogen werben. 

Die Entfjeidung erfolgt, fofern der Kreistag den Ablehnenden für 
nicht entihufbigt erflärt, duch) den Kreisausihub mit Vorbehalt der Ber 
zufung an daS Verwallungsgericit, In dem Verfahren nimmt ein vom 
Kreistage gewählter Kommiffarius bie Obliegenheiten des KHägers wahr. 

6. Es tann ber Berluft ſowohl des aktiven wie des paffiven Wahlrechts oder beider 
zugleich ausgejproden werden. Nach; den WBorverhanblungen über die Kreiß- 
Ordnung läßt fid annehmen, dab die Ehrenftrafe nothwendig auf eine 
ungerechtfertigte Weigerung, ein unbefoldetes Amt zu übernehmen, — die Geld» 
fra, Dagegen mu unter Umftänben, nad dem Crmeflen des Sreisausfgufet, 
eintreten {ol 

7. Die höhere Geranziehung Renitenter zu den ſtädtiſchen und Kreislaften ſoll feine 
eigentliche Strafe, fondern eine Entihäbigung ber Stadt zeip. des NKreiies für 
derbe wider entgogene Dienite fein. (Stenogr. Verh. d. Herrenhaufes 
1872, ©. 418.) 


g 75. 

75. 53 80 Rh. 66 10 und 47 Schl.Holſt. $$ 18 bis 20 Frantf 

Wer eine das Bürgerrecht vorausfegende Stelle in der Verwaltung 
oder Vertretung der Stadtgemeinde befleidet, fcheidet aus derfelben aus, 
wenn er des Bürgerrechts verluftig gebt; im Falle des ruhenden Bürgers 
techts tritt die Suspenfion ein ($ 7). 

Die zu den bleibenden Verwaltungs-Deputationen gewählten ftimm- 
fähigen Bürger ($ 59) und andere von ber Stadtverordneten -Ver- 


ung eines des Bürgerrechts verluftig gegangenen Stadtverordneten u. 
verfügen. Diefe Verechtigung fteht zwar zweifellos aud der Stadtveroipneir- 
Verfammlung und fpegiell beren Voriteher zu, diejelben fönnen jedoch nicht mirer 
fpredien, fofern Magiftrat ihnen in_diejer Besiefung zuborlomint. Min. 
vom 9. Zanuar 1843, ®. M.Bl. ©. 4.) 

2. Mit dem Verlufte der bürgerlichen Ehrenrechte ober ber zeitweijen Mnteria 
derfelben geht auch das Recht zur Führmg ober Grlangung ftäbtiiher Bir! 
Zitel und Chrenzeicpen verluftig. ($ 12 und 22 des Straigeiepbuds.) 

3. Der Schluhpaffus des $ 75 wird namentlich auf folde unbeioldete Gememde 
beamte Anwendung finden, welche bei gutem Willen dennoch feine genigerse 
Braubarleit an den Tag Tegen. 


Titel X. 


don der Oberanfficht über die Stadtverwaltung. 


g 76, 
(85 76 und 77 W. 58 81 umd 82 Rh. 5 91 SchlHolit. $ 79 Trank) 


Die Auffiht des Staates über die ftädtifchen Gemeindeangelsgen 
heiten wird, foweit nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Andere 
ausdrücklich beftimmt ift, von der Regierung, in höheren Juſtanzen von 
dem Oberpräfidenten und dem Minifter des Innern ausgeübt. &- 
ſchwerden über Entſcheidungen in Gemeindeangelegenheiten müflen in 
allen Inſtanzen innerhalb einer Präkfufivfrift von vier Woden nat 
der Zuftellung oder Belanntmachung der Entſcheidung eingelegt werden, 
infofern nicht die Einlegung des Rekurſes durch dieſes Gefeg an ein 
andere Friſt gefnüpft ift ($ 20). 

1. Die ſtaatliche Aufficht über die ftädtiichen Gemeinde-Angelegenbeiten, melde nat 
$ 76 der Regierung und in höherer Inſtam dem Oberpräfidenten zuitcht, it & 
Gemäßheit der Inftruftionen vom 23. Oftober 1817 (Gef.-Samml. 1817 &. 2 
und von 31. Dezember 1825 (Gef.-Samml. 1826, 5. 1 und 5) auszuüben. 

Die Regierung Tann, infoweit ihr nicht ausdrüctlich die Enticheidung oder he 
nehmigung in einzelnen Paragraphen der Städte-Ordmung, namentlich % 2, II, 
15, 20, 21, 27, 33, 36, 44, 50, 51, 52, 53, 54, 57, 62, 64, 65, 72, 3, ti 
und 78, vorbehalten it, den Candräthen, als ihren beitändigen Kommiharen. 
nad) Bebürfniß eine Vitwirtung bei Yusfibung ber Aufficht fiber die Kommural- 
angefegenheiten derjenigen Städte, welde feine eigenen Stteije bilden, auf. 
tragen. 

Zu dauernden Einrichtungen, welche in letterer Beziehung bie Regierung je 
treffen beabfictigt, iſt zuvor, burdh Vermittelung bes Oberpräfibenten, die Gt 
Genehmigung des Minifters des Innern einzuholen. 

Berichte, weiche von den Gemeindebehörben in Städten von nicht mehr ale 
10,000 Einwohnern an die Regierungen zu erjtatten find, miüfen aud in den 
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„le Srtfeaften, Die in ben Grengen eines Kreifes Liegen, gehören zu 
demfelben und find der Ianbrätflichen Huffit untergeorbnet; doch jollen 
anfehnlice Städte mit derjenigen Umgebung, bie mit ihren ftäbtifcjen Ver- 
Hältniffen im weſentlicher Berührung ftehen, eigene Kreife Bilden. ($ 36.) 
In einer ſolchen Stadt vertritt ber Boligeidirigent die Stelle des Land- 
zaths." (8 38.) 

3. Rad) der Inftr. vom 23. Dftober 1817 (Gef.-Samml. ©. 248) erftredt fi ber 
Geihäftstreis der Regierungen auf das gelammte Rommunalizefen, infoweit bem 
Staate darüber eine Cinmifdung vorbehalten worden ($ 1, Mr. 5), auf bie 
Säulen und Ergiehungsanftalten ($ 1, Rr. 6). 

4. Die Etaatsbehörden müffen ſich in Poligeljacen an das Landrathsamt der Ber 
rigptsform_ bedienen, während dem Landrat} den Poligeivermaltungen gegenüber 
der Referiptenftil zuiteht. (Dein.-Kefer. vom 29. Dezember 1841, ©. MBl. 
1842, ©. 4) 

5. Die Min.-Inftr. vom 20. Juni 1853 fomohl wie die Inftr. vom 1. Dezember 
1825 (Gef.-Sammt. 1826, &. 1) entfalten Teine bejtimmten Vorſchriſten darüber, 
0b gegen die Entieidung des Oberpräfidenten die Berufung an den Minifter 
des Innern zuläffig oder ob die Entfceidung bes Oberpräfibenten eine endgültige 

In der Praris ift indeffen die Berufung an den Minifter des Innern noch 
mie auf Widerftand geitoßen, jo dab derfelbe wohl aud, in Rommunalangelegen- 
heiten als leßte, endgültig enticeidende Anftanz angefehen werben darf. 

6. Beyüglic) der Verwaltung des Bermögens der öffentlichen Schulen fteht dem 
Staate die Oberaufficht zu. Cin Wideriprud; gegen biefes Hoheitsredit im Prauh- 
wege ift unguläffig. (E. K. vom 13. Yuguft 1870, 8. M.-Bl. ©. 200, 

7. Der Regierung liegt nad) $ 139 der Städte-Drdnung von 1831 ob, 7 x über- 
zeugen, ob in jeder Stadt die Verwaltung nad; dem Gefehe geordnet fel; bafle 
zu forgen, daß die Verwaltung ftets in georbnetem Gange bleibe und event. 
Störungen bejeitigt werben; die Beſchwerden Cingelner über die Verlehung der 
ihnen als Mitglieder der Gemeinde quftehenden Recte zu unterjuchen und zu 
enticjeiben und die Stabtgemeinden zur Crfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 

8. Der Regierung jteht das Net zu Mevifionen der gefammten ftäbtiicen Ver⸗- 
waltung, namenflid) aud) zu außerordentlichen Revifionen der ftäbtifcen Kahen 
au. (MinRefer. vom 9. April 1842, ®. MBl. ©, 182, vom 18. Aug. 1845, 
B. M.-Bl. ©. 249, vom 7. Juli 1847, ®. M.Bl. ©. 191, und vom 4. Auguft 
1853, 8. MB. S. 222.) Cofern ſic bei diefen Nevifionen erhebliche Unregels 
mäßigfeiten ergeben, fo it die Regierung beretigt, für Rechnung ber betreffenden 
Stadt eine Regelung der Berwaltung durch Seiondere Kommiflatien anguocbnen, 
Rin.-Refer. vom 20. Auguft 1840, ®. MB. ©. 343.) 

9.4u8 der im lg. Candreit und der Allg. Gerits-Orbnung für den Staat aus 
gefprocenen Verpflichtung, die Kommunen gegen Erekutionen zu ſwahen, welde 
das Beftehen ihres Haushalts gefährden Können, und die Gläubiger zur Annahme 
von Abihlagszahlungen zu möthigen, geht andererjeits das Recht und die Pilicht 
der Regierung Bervor, auf das Echufvenwefen der Kommunen zu adpten und das 
ziwifcgenzutreten, wenn die Schniden ohne Noth, vermehrt werben follen. TDie 
Thätigfeit der Regierung Im diefer Beziehung foll zunächft lediglich eine vers 
mittefnbe fein; falls bie ftäbtii—hen Wehörden aber den Grinnerungen ber Negier 





mod durd) die Weitjäliihe Städte Drdnnug vom 19. März 1856 eine Ber 
änderung erfahren, und find daher die begüglichen älteren Beitimmungen in Araı 
geblieben. 

Was das Auffichtsreht über die Komnnmalangelegenheiten beteift, fo find 
nad) $ 76 der Weitfälticen Städte-Ordnung allerbings die Regierungen für die 
Städte von mehr als 10,000 Ginmwohnern die unmittelbare nächite Aufict:- 
inftang. Dies flieht jedoch) Teineomeges aus, daß die Regierungen fid bei 
übumg ihres Auffichtsrehts der Mitwirkung der Tanbräthe als ihrer Organe br 
dienen und insbefonbere auch die Korreipondenz mit den Magiftraten bei den 
Landrathsäntern durchlaufen laſſen. Dahingegen würde die gänzliche oder auh 
nur theiltweife Mebertragung des den Regierungen zugewiefenen Auffichtsredhts en 
die Sandräthe zur jelbititändigen Ausübung nad Inhalt und Abjicht des Beieses 
vom 19. März 1856 für zuläffig nicht zu_erampten jein. Wenn der Art, XIV & 
Infte. vom 9. Mai 1856 ®. M.Bl. ©. 144) fi in den beiden Cälı 
Gierüber nicht beftinmt ausgeiprochen und vielleicht jogar einer anderen Auftaflunz 
Naum gelaffen Hat, fo fteht doc amdererfeits weder der Wortlaut der obigen 
Auffaffung entgegen, noch find jeither abweichende Anordnungen getroffen worben. 
Min..Nefer. vom 25. Januar 1860, 3. MB: ©. 16) 

12. Wenn zum Neubau eines Schulhaufes den Mitgliedern der Gemeinde die Seiftuna 
von Spann und Hanbdienften auferlegt worden, fo ift hiergegen nur die Le 
Ähwerbe an bie Regierung zuläffig, welcher die Neberwachung derjenigen % 
pflichtungen der Gemeinden, die dem Öffentlichen Nechte entlehnt find, 
€. 8. vom 13. November 1858, B. M.-Bl. 1359, ©. 121, Min.Reier, vom 
14. Mir 1808, B. M+Bl. © 119, und vom 7. Dftober 1867, ©. MS 

) 

13.8. vierröchenfiche Frift ift auch für die ſtadtiſchen Behörden eine präfufiviice 

Einer Veichiwerde, welche erit nad) Ablauf diejer Sriit eingelegt it, darf nur dam 
von Amts wegen abgeholfen werden, wenn dies ohne die Verlegung der dicche 
Dritter angänglich it. (Min.-Nefer. vom 8. Mai 1855, I. B. 2150; unyedr.) 

14. Bei Befwerden in Kommunalitener-Ungelegenheiten greift gemäh $ 3 des Gr 
feges vom 18. Suni 1840 in allen Snitanzen eine — Präflumrit 
Bag. Min-Yefer, vom 20, Mai 1866, B. MB. ©. 106, 

15. Der Regierung fteht das Recht zu, die Aufbeiferung unaustö if dolce Lehrer 
ftelfen anzuordiren, ohne daß hiergegen der diechtswes zuläffig it. (C. X. vom 
12. Suni 1869, I: W-Bl. ©. 170.) 

16. Dur) die neuere Gejehgebung iſt die Entſcheidung von Beſchwerden den Ric 
Tungspräfidenten übertragen. 

Gegen eine Betheifigung der Negierungsfollegien bei Bearbeitung derartiger 
Sachen fit jedoch micpts einzumenden. (Min.»Wejer. vom 13. Dezember 187%, 
2. MB. 1877, ©. 7) 



























8. 
(5 78. 80 W. 55 83 und 85 NH. 8 92 Schl.-Holſt. & 80 Kran) 
Wenn die Stadtverordneten einen Beſchluß gefaßt Haben, welder 
deren Befugniſſe überfchreitet, geſetz- oder rechtswidrig ift ober das 
Staatswohl verlegt, fo ift die Äufſichtebchörde cbenjo befugt als ver 











Es dünfte_ als felbftverftändlic, angefehen werden, dab ſich die Thatigkeit der 
ed. gemäß $ 79 beftellten Kommiffarien auf bie Erledigung ber dringenbften ein 
gelegenpeiten bejeränfen wirb. 





bleiben die Weitglieder derfelben in ihren Stellen als Stadtverordnete 
bis zum Ablaufe der Periode, für welche fie gewählt woı 

Uebrigen ift ſowohl dort als in allen andern Städten 

diefe Stäbte- Ordnung noch gegeben ift ($ 1), nad den 

derfelben mit der Einführung der ſtädtiſchen Verfafjung 

tung zu verfahren. 


884. 
G 86 W. 58.92 und 93 Rh. $ 100 Schl.Holft. $ 86 i 


Die feitherigen nicht gewählten und nicht ausdrückt 
digung angeftellten Oberbürgermeifter und Burgermeiſten 
Einführung der gegenwärtigen Städte » Ordnung wed 
Aemtern und Einfünften belaffen, noch anderweitig mit 
kommen angeftelt werden, haben, fofern nicht für diefen 
früßer eine andere verbindliche Beftimmung getroffen wor 
Anfpruc auf Penfion. 

Diejenigen diefer Beamten, welde auf Kündigung a 
von welcher jedoch objervanzmäßig niemals oder doch nu 
deren Gründen Gebraud) gemacht worden ift, find den 
angefteliten Beamten gleichzufegen, wenn nicht einer der 
tritt, ans welchen die Kündigung vorbehalten ift. Blos ı 
tommiſſariſch ohne Zeitbeftimmung angeftellten Beamten 
Anſpruch erft nach fechsjähriger Dienftzeit zu. Wenn 
Beamter demnächſt von der Stadt für diefelbe Stelle 
wählt worden ift, fo wird feine Dienftzeit behufs der 

Kose, Stäkte-Drenung. 


Yenftonen werden von den Stadtgemeinden, in Welchen Die Beamten 

gegenwärtig angeſtellt find, geleiftet. 

Alle vorftehend nicht bezeichneten Gemeinde-Beamten find in ihren 
Aemtern und Einkünften zu belaffen und behalten ihre bisherigen 
Benfions-Anfprüce. 

1. Die Gemeinde-Drdnung vom 11. März 1850 behandelte bie Benfionsanfprüde der 
Vürgermeifter und bejolbeten Magiftratsmitglieder nah, benfelben Grundjägen mic 
bie neueren Städte-Ordnungen, enthielt dagegen teinerlei Beftimmungen über die 
Benfiontrung der Gemeinde-Subaltern- und Unterbeamten. 

2%. Sr Gemeindebeamte, weiche auf Grund der Älteren Städte-Drbnung gemähl: 
find, Tommen nachftehende Beftimmungen in Anwendung: 

3) für Städte, in melden die Gtäbte- Ordnung von 1808 eingeführt mar. 
$ 159 Städte-Drdmung von 1808, die Nadhträge Hierzu vom 4. Zul 1 
(Gef. -Samml. S. 188) und die Kabinets-Drdre vom 28. Dezember 1857 
(Ge.-Samınl. ©. 7); 

b) für Städte, in welden bie Städte-Drbnung vom 17. März 1831 ein 
geführt war, die $$ 99, 101 und 102 der genannten Städte-Drdnumg. 


g8. 

G87 W. 5 94 Rh. $ 101 Schl«Holit. 35 84, 88 und 89 Frankf.) 

Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen im $ 83 erwähnten 
Städten die Einführung gegenwärtiger Städte-Drdnung beendigt fein 
wird, ift durch das Amtsblatt des Megierungsbezirks zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. Von diefem Zeitpunfte an treten für die be 
treffenden Städte bie bisherigen Gefege und Verordnungen über die 
Verfaſſung ber Stadtgemeinden außer Kraft. 

ürkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedructtem Königlichen Anfiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 30. Mat 1853. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


von Manteuffel. von der Heydt. Simons. 
von Raumer. von Weftphalen. von Bodelſchwiugh. 
von Bonin. 








der 


einzelnen Paragraphen der verfciedenen Ztüdte-Ordunngen. 








1. Geltungsbereich der Stäbte-Orbnung. | 1 1|- 1 
2. Umfang des Stabtbejiels. Vereinigung 
einzelner Grundftüde eines ländlichen Ger 
meindes ober jelbitftändigen Gutsbezirts 
mit einer Stabtgemeinde. Abtrennung 


einzelner Grundftüde vom Stadtbezirk . 2 2 2 1-3 |4u.5 
3. Begriff der ſtädtiſchen Einwohner und des 
ftäbtiigen Mofnfiges. . s|ls|sj ale 


4. Reste und Pflichten der Einwohner, Ab- 
gabenpjlicht der Forenfen und juriftifchen 
Xerjonen, der mut zeitweiſe in der Stadt 
fid) aufhaltenden und der Mifitärperjonen. 
Veitragspfligt der Waldungen, der zum 
öffentlichen Gebraud beftimmten Grund» 
ftüde, ber Dienitgrunditüde der Geift · 
lichen, Kirgenbiener und Elementarlehrer. 
Zeitweilige Befreiungen von Gemeinder 
abgaben. Ablöjung der nicht perfönli—en 
BVefreiungen. Befreiung der Geiftüchen, 
Kirchendiener und Clementarlehrer von 
Gemeindelaften. Beſteuerung des Biete 
einfommens der Beamten . . . 4 7-12 

5. Bürgerrecht und Erwerbung defielben . 5 5 | 6-8 |13, 14, 

6. Ausnahmsweiie Verleihung des Bürger 16 
vehts. Ghrenbürgerreht . 6 

7. Berluft und zeittweiies Ruben des Bürger: 
rechts. Bürgerbrif . . . 7 

8. Wahlrecht der Forenien und Beiftiien 
Verionen. . . Be 

9. Rechte und Privilegien . _. 

10. Von ber Vertretung der @iivie i im dll. 
gemeinen. . —1 

11. Statutariſche Anordnungen. oo... 


11 115, 22 
12—15,19—21 
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Bon den Gefdäften des Magiftrats. 


56. Gumttionen des Magitals . . | 56 | 36 [68u7458-601 68 
u. 

57. Magiftrats-Giäungen . . ||| 9 | 6 
58. Gunftionen des Blrgermeifters als Ma 

giftratß- Dirigent © © 02 02.) 58 | 58 1 | 6 
59. Bermaltungsdeputationen . . . - | 59 | 59 | 54 166-201 66 
60. Stabtbegiele und Begielövorfteher. . .| 60 | 60 | 55 | 62 | 67 
61. Verwaltungsberiht . eı | 6ı | 56 | 87 | 68 


62. Der Bürgermeifter als Vofipeivermalter.. 62 62 57 189,90) 69 
63. Ortspolizeiliche Verordnungen. . . .| 63 63 57 189,90] 70 


Bon den Gehältern und Penfionen. 





64. Feitſebung der Beſoldungen . 7677] 71 
65. Benftonsanfprüche derbefoldeten Rabtigen | 
Gemeindebeamten . 2 2 2 2 2 « 65 78u.79| 72 








Bon der Grundlage der ftädtifhen Berfaflung. 


Bon dem Umfange bes ftäbtifdjen Gemeindebezirls. 

Von den Mitgliedern ber Stabtgemeinde. 

Bon den Reiten und Pflichten der Einwohner des Stadtbezirls u. f. m. 
Bon dem Bürgerreiite, 

Bon Erwerbung des Bürgerreäjts bei Wohnungswechſel fowie Verleihung 
des Ehrenburgerrechts. 

Bon Verluſt und Wiedererlangung des Burgerrechts. 

Bon ber Teilnahme an ben Wahlen feitens ber Forenſen und juriſthchen 
Berfonen. 

Bon dem Selbftverwaltungsreiit der Stadtgemeinden. 

on ben Reiten ber Gtabtgemeinben. 

Bon dem Reiite ber Städte, bejondere ſtatutariſche Anordnungen zu treffen. 


Batman, Google 
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Bir Friedrich Wilhelm x. Da diejenigen Beſtimmungen, welde in ben 
$$ 2 und 3 ber unterm 11. Dezember 1809 ergangenen Deflaration des $ 44 ber 

ädte-Drbnung vom 19. November 1808 enthalten find, teils mehrfache Zweijei 
veranlaht haben, teils nicht mehr überall zu den gegenwärtigen Verhältniffen paffen, 
io Haben Wir auf den Xntrag Unferes Staatsminifterlums und nach erforbertem 
Gutachten Unfere Staatsraths beihloffen, mit Aufgebung jener Beftimmungen Rad. 
ftehenbeß zu verorbnen: 





sh 


Das Dieniteintommen der Beamten Tann von den Gemeinden, zu welchen Die: 
feiben gehören, überhaupt mur dann befteuert werben, wenn au der Betrag der 
übrigen Einwoßner des Ortes in ber Form einer allgemeinen Cinlommenfteuer er- 
hoben wird. 


82. 


Das Dienfteinkommen fol bei einer folgen Einſchätung fortan im Uebrigen 
swar wie das Ginfommen der Bürger behandelt, darf aber, weil c$ einerfeits feinem 
ganzen Dajein nad; von dem Lehen, der Gefundheit und anderen zufälligen erhält: 
niffen der Perion abhängig und anbererfeits feinem ganzen Betrage nach beftimmt 
ift und dadurch auf der einen Seite gegen Grund» und Rapitaleinfommen unb auf 
der andern gegen Gewerbeeinfommen im Nachtheil fteht, immer mur mit einem 
Iheile feines Betrages zur Quotifitung gebraßt werden, weicher Hierdurch auf die 
Säffte beftimmt wird. 
53. 

Da auch dem Staate daran Tiegen.muß, dab den Beamten, welche als ſole 
ihr infommen durch die den Übrigen Einwohnern vermittelit des ftädtiichen Vereins 
dargebotene Gelegenheit zum Crwerb nicht vermehren Tönnen, ihr Unterhalt unter 
teinerlei Umftänden zu fehr geihmälert werde, fo verbleibt c6 bei ber Beitimuung, 
daß im äußeriten Falle an direften Beiträgen aller Urt und zu fämmtlihen Ger 
meinbebebürfniffen bei Gehalten unter wei Hundert und Funfsig Thalern nicht 
mehr als Gin Procent, bei Gehalten von Zwei Hundert und Funfsig Ihalern bis 
zu Fünf Hundert Thalern ausihlichlih nicht mehr als anderthalb Procent und 
bei höheren Gehalten nicht mehr als zwei Procent des gejammten Dienfteinfommens 
geiordert werben fönmen. 


54 


Zu den jänmtfichen Gemeindebebürfniffen in diefem Sinne find zwar, wie ſich 
von jelbft deriteht, bie Staatsfteuern und Staatslaften, welhe gemeindeweife erhoben 





Nach, dieſen Grunbfägen Haben die fteuerpflictigen Individuen alle diejenigen 
Gemeindefteuerbeträge zu Ieiften, welche innerhalb ber Zeit, da fie ber Gemeinde an- 
gehören, auf biefelben bertheilt und zugleich fällig werden, wenn aud) das Bevüritit 
vor ihrem Gintritte entftanden ft. Dagegen werben fie, wenm fie die Etadt ver- 
Iaffen, aud) von jeber ferneren Beitragsverbinblichleit völlig. befreit. 


57. 
Von ihrem etwaigen beſonderen Vermögen und anderen Einfommen hatır 
aud die Staatsbeamten ihre Beiträge zu ben Gemeindelaften ihres Wohnorts gi.it 
andern Bürgern oder Ccjugverwandten, je nachdem fie daS eine oder das antee 
find, zu entrichten. 
58 
Alles Vorftehende gilt nur von Unferen befolbeten unmittelbaren Staatsdierı 
wohin alfo ftäbtifje Beamte, Die von den Gtäbten befoldeten Poligeibeamten rı 
eingeſchloſſen, landſchaftliche, Wittwenfaffen- und andere Societätsbeamte, Jırtir 
Tommiffarien und Notarien, Zuftitiarien bei Pateimonialgerihten, Aerzte, Kür 
und dergleißen niht zu zählen Ad, &eber CtontSheamte aber, melder einer Br 
horde angehört und bei derfelben feinen beftändigen Wohnfig haben muß, ift unte 
allen Umftänden als ein Gimwohner derjenigen Ctabt zu betrachten, im welder dc 
Behörde Ihren Cip hat. 





9. 
Gioite und Mititärbeamte, niet minder fämmtlihe Empfänger von Wartegelder 
und Penfionen, werben zwar fibrigens nad; gleichen Grundfäpen befanbelt. 


810. 
Jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen zu den Gemeindelaften befreit: 

3) die aus Gtaatsfaffen zahlbaren Penfionen der Wittwen und die Ei 
Hungsgelder für Waifen ehemaliger Staatsdiener; 

b) eben dergleichen Penfionen, ingleichen Wartegelder der Ctaatöbiener kit, 
fofern deren jährlichen Betrag der Summe dom Zwei Hundert un 
Fünfgig Thalern nicht erreicht; 

© die Sterber und Gnadenmonate; 

d) alle biejenigen Dienftemolumente, weldje 6108 als Erfah baarer Auslagen 
au betrachten find; 

©) alle Bejoldungen und Emolumente der beim ftehenben Heere umd bei der 
Sandwehrftänmen in Reihe und Glied befindlichen aftiven Militärperione, 
ingleichen der auf Snattivitätsgehalt gefekten Offisiere; und 

N) diejenigen der Geiftlichen und Schultehrer. 


su. 


Auch werben außerordentliche und einftweilige Gehülfen in den Bureaur der 
Staatsbehörden in Hinfiht der Gemeindelajten ben Staatsbienern richt gleid und 





TOOIELDN DIE wraore · Oronung DOM Ay. JCODember 1000 eimgefugtt ıt. 3m dent 
übrigen Städten bleiben die jeden Orts bisher beftandenen geſetzlichen Vorſchriften 
megen Erfebung ber Gemeinbefteuern in Kraft; wo aber foldhe qweifelhaft find oder 
Yüden haben, find biefelben bergeftalt, wie fie den gegenwärtigen Beftimmungen am 
mädhiten Tommen, bezw. zu deuten umb zu ergängen. 

Uetumbiich unter Unferer Alerhöcften Untericrift und mit Beibrüdung Unferes 
Königlichen Infiegels. 


Gegeben Berlin, den 11. Juli 1822. 
¶. 8) (64) Friedrich Wilhelm. 
(83) Fürft v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: (ge) Frieſe. 


2. Erich an den Königlichen Oberpräfidenten ber Provinz R. R., die Be 
fteuerung bed Dienfteintommens der Beamten zu Gemeindezweden mit Nüdficht 
auf da3 Geſetz vom 11. Juli 1822 betreffend. Bom 31. Januar 1854. 


Ew. Hochwohlgeboren eröffnen wir auf den gefälligen Bericht vom 17. Otbr. v. J. 

ergebenft, bab in Betreff ber wiederholt in Anregung gebraten Frage: 
0b die wegen Beiteuerung des Dienfteintommens ber Beamten in ben 
$5 1 unb 2 des Gefeges vom 11. Zuli 1822 erteilten Borjeriften auch 
in dem Salle zur Anwendung zu bringen feien, wenm nicht eine beſondere 
und allgemeine Kommunal» Eintommenfteuer umgelegt, ber erforderliche 
Bedarf vielmehe nur durd) bejondere und allgemeine Kommunal « Eine 
tommenfteuer gebedt wird, — ° 

nur bei der im dem gemeinfhaftligen Grlaffe vom 27. Januar 1852 getroffenen 

Entjcheidung ftehen geblieben werben Tann, 

Bie fi aus dem Cingange bes allegirten Geſehes felbft und aus den Mater 
viafien zu demfelben ergiebt, ift die weientliche Bedeutung der oben angeführten Bor- 
ißriften darin zu fügen, daß den Beamten durch Diefelben der erforderliche Schug 
gegen die dis dahin in Verfolg der Deklaration vom 11. Dezember 1809 zum $ 44 
der Etädte-Ordnung vom 19. November 1808 ganz allgemein ftattgefundene exceps 
tionele Beiteuerung ihres Dienfteinfommens für Rommunalzwede gewährt werden 
foflte. Nur, wenn aud ber Beitrag ber übrigen Einwohner des Ortes nach dem 
Maßitabe des Einkommens und in der Form einer „allgemeinen Einfommenfteuer“ 
veranlagt und erhoben wird, darf das Dienfteinfommen ber Beamten als Steuer- 
objett behanbelt werden, und nur für diefen Gall ift im $ 2 a. a. O. bie Herftellung 
eines entipredienben Verhältnifies zwiſchen den Beiträgen der Beamten und übrigen 





Zu verlennen tft hierbei nicht, dab die mehrerwähnten Vorſchriften, namentlich 
den weitlihen Provinzen, ihre praftiiche Bedeutung jet faft ganz verlieren werden, 
dem für die Kommunalbehörden nur nod ausnahmöweiie Veranlaffung vorhanden 
ven dürfte, zur Einführung einer beionderen Eintommeniteuer zu icreiten. 

Es genügt aber der Schuß, welcher den Beamten durch den $ 3 a. a. D. ger 
währt wird, um diejenige Schonung zu erreichen, weldhe die Ratur des Gehaltein- 
tommens gebietet; daher aud; ein Bedürfnik nicht anerfannt werden lann, den Weg 
Geiepgebumg zu betreten, um den Beamten in der fraglichen Beziehung eine 
tere Vegünftigung, als fie zur Zeit ſchon genießen, zu ermirfen. 

Berlin, den 31. Januar 1854. 
Der Minifter des Innern. Der Finanz-Minifter. 
(03) v. Weftphalen. (Gez.) d. Bodelihmwingh. 











3. Erlaß an die Königliche Regierung zu R. R., die Heranziehung ber Benmien 
zur Kommunal-Eintommenfteuer betreffend. Bom 21. Mai 1854. 


Dem Mogiftrot zu N. N. eröffne ih auf die Eingabe vom 26. März d. J., 
ich die von dem Herm Oberpräfidenten der Provinz gebilligte Entiheidung der 
gen Königlichen Regierung vom 25. ebruar d. Q., nad) welder diejenigen 
S:omten in ®. R., deren Dienfteinfommen weniger als 600 Xhlr. beträgt, zur 
KommımaldFinfommeniteuer nicht herangezogen werden iollen, für gerechtfertigt erachte. 

Abfiht des Geieges vom 11. Juli 1822 ift dahin gerichtet, die Härten 
sustaleichen,, melde darin liegen, dab das Dieniteinfommen ber Beamten genau 
über, die Ginihägung ber Bürger reip. Gewerbetreibenden aber jehmierig. ift, 
erfarungsmähig meit zu niedrig geariffen wird, und dab die Beamten von 
der Mebrabl der Einrichtungen der Kommunen, in denen fie leben, entmeder feine 
ter feine dauernden Wortheile ziehen. 

Werm man dieie Nbiiht des Geiches in Erwägung zieht und nicht gerade den 
wringer beioldeten Beamten die ihnen dadurch ermieienen Wohlthaten wieder ent: 
n will, io wird der Beitimmung im 8 2 des Geicges vom ]]. Juli 13 

„dab das Dieniteinfommen der Beamten im Üebrigen zwar mic das Fin 
fommen der Bürger behandelt werden joll, dagegen nur mit der Hälfte 
sur Duotiiation gebracht werden dari,“ 
inaeymungener und natürlicher Yuslequng feine andere Bedeutung beigelent werben 
en, als dab nah Serabiegung des Tienjteinfommens der Beamten auf die Hälfte 
Berrages Dicie Hälfte bei der Kommunal-Cinihägung chenio behandelt werden 
A mie das ganze Finfommen der Bürger von gleichem Betrage, oder mit anderen 





























4. Erlaß an den Magiſtrat zu R. R., bie Heranziehung der penfionirten und 
auf Wartegeld geftellten Beamten zu den Gemeindelaften betreffend. 
Bom 25. Juli 1854. 


Dem Magitrat eröffne ih auf die Vortellung vom 10. v. M., dab ic far 
Veranlajfung habe, bie Hierneben zurüdgehenden Entfcjeidungen der Königliben &: 
gierung zu N. N, und des Herrn Oberpräfidenten vom 7. November 185 
19. Mai er., durch welche im Sinne des 54 der Stäbte-Orbnung vom 30. Mai pr 
die Vorihriften des Gefepes vom 11. Zuli 1822, betreffend die Geranyiehung >: 
Stantsdiener zu den Gemeindelaften, für gleihmäßig anwendbar auf Benfionäe ur) 
amd MWartegeld-Empfänger wie auf aftive Beamte erachtet worden find, aufuber” 
Ebenfo wenig bedarf e$ der Herbeiführung einer geſeblichen Dellaration der te: 
figen Beftimmung im $ 4 der Städte-Orbmung, da das Gefeß vom 11. Juli 
wiewohl es Beftimmungen über die aftiven fowohl alS bie penfionirten un 
Wartegeld gefehten Veninten enthält, dennoch, in feiner Ueberfchrift nur den 
Heranziehung der Staatsdiener im Allgemeinen fpriht und ed fih analog daber ri 
felbft veriteht, dab die Veitimmung im $ der Städte- Ordnung vom 30. Rai 
fich gleichfalls nit nur auf die aftiven, fondern ebenfo auch auf bie penfiorhtı 
und. auf Wartegeid geftellten Beamten bejieht. 
Berlin, den 25. Juli 1854. 
Der Minifter des Innern. 


(Gez.) v. Weitphalen. 










5. Erlaß an den Königlichen Oberpräfidenten in der Provinz R. R. und ab 

jcriftlich zur Rachachtung an fämmtliche übrigen Königlichen Oberpräfidenten und 

on bie Königlien Regierungen, die Berhältnife der emeritirten Geiſtlichen und? 
Schullehrer in Bezug auf Gemeindelaften betreffend. Bom 22. Juli 1854. 


Bei Gelegenheit der anliegenden, Em. 2c. zur gefälligen Verfügung hierm w 
gefertigten Veſchwerde des N. N. von 9. November d. 9. ift die Frage, wie em 
der Steitung emeritirter Geiftlicher und Schultehrer zu den Gemeindelaften 

nohnortes zu Halten, einer erneuten Crörterung unterzogen und find dabei yur ve 








zut Anwendung gebracht werben folle, wo die Gemeinde-Ordnung ven 
11. März 1850 nicht eingeführt ei? 
bejaht werben muß. 

Die Vorfepriften des Gejehes vom 11. Juli 1822 werben in foldjen Gemeinden 
wo jene Gemeinde-Orbnung zur Zeit noch gilt, nur fo weit für nod Plafgreicır 
angefehen werben Tonnen, alS bie durch den befonderen biesfälligen Stantsminifteril- 
Beilub vom 19. Yult 1851 (betreffend bie fortdauernde Anwendbarleit der & 1 
und 2 bes Gejehes vom 11. Jun 1822) ausdrüdlich ausgeiproden worden. 

Anders fteht bie Sache in den Gemeinden, wo bie Städte Drbnung vr 
30. Mai 1853, teip. die Gtäbte-Orbnung vom 17. Märg 1831, bie Weitfälite 
Zandgemeinde » Drbnung vom 31. Oktober 1841 und die Rhehriide Gemeint 
Ordnung vom 23. Juli 1845 gilt, ba in allen bieien Gemeinde « Drbmungen tie 
Spesialvoricriften des Gefepes vom 11. Zuli 1822 ausbrüclic aufreht, eat: 
find, fo daß für Kommunen, bie unter der Gerricaft ber gebadhten Gemeinde-Er 
mumgen ftehen, Die weitere Jnterpretation des $ 10 bes Gejepes vom 11. Suti 1822 
wie foldje durch unfer Refeript vom 22. Juli v. 3. erfolgt ift, volftändig Market 
ericheint. 

Bas bie Frage in dem Berichte der Königlichen Regierung betrifft: 

ob das Refeript vom 22. Juli v. 3. au auf die Penfionen der Bittwen 
von Geiftlicen und Schullehrern Anwendung finden jole? 
fo iſt auch diefe infoweit zu bejahen, als bies nad) ben Worfcriften ber Delaratien 
dom 21. Sanuar 1829 (Ge-Samml. ©. 9) teip. bes $ 10 litt. a im Geiepe vor 
11. Juli 1822 (Ge.-Samml. ©. 181 f.) geboten erigeint. 
ag ah vorlehenden Andeutungen Hat die Kdnigl. Regierung in Zukunft mı ve 
jahren. 
Berlin, ben 19. Zufi 1855. 
Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts · und Mediginal- Angelegenheiten. 
(98) d. Raumer. 
Der Finanz-Winifter. Der Minifter des Innern. 
J. %: Gez) d. Pommer-Eſche. I. A: (993) Sulzer. 


7. Beſcheid an den Magiftrat zu N. N., bie Verhältniffe der zur Diäpoition 
geftellten Offiziere in Bezug auf Gemeindelaften betreffend. 
Bom 30. November 1855. 


Der Magiftrat beſchwert ſich in der Vorftellung vom 22. September v. 3. üda 
bie Enticheidung des Herm Oberpräfidenten bom 18. deffelben Monats, monit de 
Penfion des zur Dispofition gejtellten Oberſtlieutenant N. N. auf Grund des $ 10 
litt. © des Geiekes vom 11. Quli 1822 von den Gemeindelaften frei zu Jafen it 
Ich lann dieje Beſchwerde jedoch für gerechtfertigt nicht eracht 

Der 5 4 Abjag 14 der Etüdte-Drdnung vom U. Mai 1853 ertlärt das Cds 
vom 11. Juli 1822 auch fernerhin für amvendbar. 











hin von den Gemeindelajten nur bie jervisberehtigten Militärperjonen des aftiven 
nititandes gang befreit fein, der $ 10 litt. e des Geſetzes vom 11. Juli 1822 
aber die Geltung verloren habe, mithin die zur Dispofition geſtellten Offiziere feine 
meiteren Erleichterungen als diejenigen in Anfprud nehmen könnten, welde das 
eieg vom 11. Zuli 1822 den Beamten überhaupt gewährte. 

Dieie Ausführung ermangelt der Begründung. 

Aus der Beitimmung des $ 3 der Städte-Orbnung, dab alle Einwohner des 
Zradtbezirks, mit Nusnahme der jervisberedhtigten Militärperfonen des aktiven Dienft« 
itandes, zur Stadtgemeinde gehören, folgt weiter nichts, als daß eine gleiche Aus- 
nabme binfichtlic der nicht jerdisberechtigten inaftiven Militärperfonen nicht jtattfindet, 
dieie mithin (jofern fie in dem Stadtbezirk ihren Wohnfig haben) zu den Eimvohnern 
des fegteren zu rechnen find. Und der $ 4, Abfap 1, wonad alle Einwohner des 
Stadtbegirfs zur Theilnahme an den Gemeindelaften nad den Vorjſchriſten biefes 
Vicieges (nämlich der Städte-Ordnung) verpflichtet find, ftelt mur eine Regel auf, 
don weldher in den folgenden Abjäpen (fo namentlich im Abjag 14) mehrfahe Aus- 
nahmen gemadt werden. Aus den $$ 3 und 4 der Städte - Ordnung ift daher in 
feiner Weife die Polgerung zu ziehen, daß der $ 10 litt. e des Gefehes dom 
11. Zuli 1822 feine Geltung verloren habe. Bielmehr verhält fih die Sache fo, 
dab jur Dispofition geitellte Offiziere, wenn fie glei Einwohner der Stadt find, 
doch hinfichtlich ihrer Penfion von allen direkten Beiträgen zu den Gemeindelajten 
befreit bleiben. Der Unterihied aber zwiſchen ihrer Beitragspflicht und derjenigen 
der iernisberegtigten aftiven Militärperjonen ftelft fi dahin, dak jene nur Binfichtlic, 
ihrer Penfion begünftigt, diefe — joweit nicht der Abjap 4 $4 der Siadte · Dednung 
Ausnahmen feitfegt — von den Gemeindelajten überhaupt befreit find. 

Berlin, den 30. November 1855. 

Der Minifter des Innern. 
(Gez.) v. Weitphalen. 








x. Grfenntniß des Königlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz. 
tonflitte, dat gegen die Erhebung ſtädtiſcher Steuern, welde mit Genehmigung 
der vorgeſetzten Regierung von dem Magiftrat der Stadt angeorbnet worden 
find, der Rechteweg unzuläffig ſei. Vom 16. September 1854. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu Breslau erhobenen Kompeteny 
tonditt in der bei dem Königlichen Stadtgeriht dajelbft anhängigen Prozehiahe ı. 
ertennt der Königliche Gerichtshof zur Enticeidung der Kompetenzfonflifte für Net: 
daß der Rechtsweg in dieſer Sache für unzuläfiig und der erhobene Kom- 
vetenzfonflift daher für begründet zu erachten. 
Bon Nehts wegen. 
Gründe 
In der Stadt Breslau wird von den in die Stadt eingeführten Vrenninaterialien, 
Vier oder Wildpret für Rechnung der jtädtiihen Kommune eine Cingangsftener 
erhoben. 


Rode, Stadte · Ordnung. 28 





magung konnen auf dieſe Steuervergütigung nur ſolche Niederlagen und Höndier 
Anfpru; machen, welde über ihren Handel und ihre Verfendumgen Bud; führen 
Der $ 5 diefer Befanntmachung lautet wörtlich dahin: 

„Die vorliegende Begünftigung wird mit bem ausdrülichen Vorbedau 
des "Widerrufs erteilt und Qedem, welher bie Mafregelm zur Ueber. 
vortfeifung ber ftäptiichen Kaffe mißbraudhen folte, fofort entzogen werden.“ 

Der Kaufmann S. treibt einen Handel mit Brennmateriafien und hat bis zur 
1. April 1853 die Steuer für die ausgeführten Materialien erftattet erhalten. Im 
Dttober v. 3. ift jedod vorgefommen, daß ©. bei einem Kohlentransport doppelt 
betlarirt hat, mas aber Durh die Steuerbehörbe noch rechtzeitig entdedt if. Ten 
Magiftrat Hat aus dieſem NWorfall Anlah genommen, von dem Vorbehalt im $ 5 
jener Belanntmadung Gebraud) zu madjen, und verweigert fortan dem ©. bie Gr 
ftattung der Steuer für das von ihm außzuführende Brennmaterial. Die hierüber 
im Berwaltungswege geführte Beſchwerde hat fein für den S. günftiges Reiter 
gebabt; jene Mabregel ift vielmehr, namentlich in dem Veſche ide des Minifteriun: 
des Zunern vom 29. Otober 1853, aufrecht erhalten. 

Im Berfofg deffen iit S. mit der vorliegenden Klage aufgetreten, in weldier cr 
die Gritattung desjenigen Steuerbetrages fordert, welcher ihn für den Monat Sumi v. % 
aurücyugewähren fei. Der Betrag ift auf 112 Chle. 1 Sgr. bereapnet und der Atrıs 
geitellt: 





den Magiftrat ſchuldig zu erachten, ihm 112 Thlr. 1 Sgr. nebit Binien w 
eritatten. 

Die Klage beichränft fi darauf, das Thatjaͤchliche darzujtellen; ein Rechtsgrun, 
aus welden täger jid) beretigt Hält, Crftattung zu fordern, ift nicht angeneh 
€ ift nur geiagt, dab Kläger jid) eines Mikbraud)s nicht ſhuidig gemacht habe un 
darüber den Voweis erwarte. Der verflagte Magiftrat hat mod dor Beantwomun 
der Klage geltend gemacht, daß über diefe im Verwaltungsmwege bereits erledigte Ar- 
gelegenheit eine nochmalige richterliche Entigeidung nicht zuläffig fei. Die Regierung 
zu Breslau hat demmächit aud den Rompetenztonflitt erhoben. 

In dem diesfülligen Beſchluffe wird ausgeführt, dab, nachdem die Zußicherung 
der Steuervergütigung, wie dies dem Magiftrat nad) höherer Genehmigung der 
Staatsbehörden zugeftanden, widerrufen worden, dem S, die Entrichtung der vente: 
mentsmäßigen Brennmaterialiteuer ohne Anſpruch auf Reftitution obliege, über die Br: 
pflichtung zur Entrichtung allgemeiner und ftäbtiiher Abgaben aber der Rechten: 
nur ftattfinde, wenn ein jpegieller Grund für die Befreiung angegeben werde. 

Der hierüber erhobene Kompetenzfonflift muß aud für begründet amerlanm 
werden. 

Das Allgemeine Tandrecht ftelit in den 85 78 und 79, Th. II, Tit. 14 in Yer- 
Bindung mit den 88 2 und 3 a. a. ©. den Grundfag auf, daß über Berbindlicheitcn 
zur Entrichtung allgemeiner Abgaben, denen jümmtliche Eimvohner des Staates oder 
alle Mitglieder einer gewiſſen Klaffe derjelben nach der Landesverfaffung untenworim 
find, ein Prozeh nur dann ftattfindet, wenn die Befreiung von ſoichen aus bejonderen 
Gründen, alfo auf Grund eines Vertrages oder Privilegiuns, behauptet wird. Inter 
diefen Abgaben find insbejondere ſolche Leiſtungen zu verjtchen, weiche vermöge dis 








— 2 Beiteuerungsredhts auferlegt find. 


Eben deshalb fät unter dieſen Begriff auch diejenige Steuer, weldie von da 
Stadt Breslau mit jtaatlicher Genehmigung von den in die Stadt eingehenden Brezr- 
materialien erhoben wird. Bunächit beyieht ſich Mar der in den 88 78 und 79 a.u.D. 
aufgefteltte Grundjag nur auf Staatseinfünfte; derielbe muß jebod nicht minder dus 
auf jtädtifche Kommmunalabgaben angewendet toerden. Cs folgt dies daraus, dak der 
Staat den jtäbtiichen Kommunen, wie fid aus der Städte-Ordnung vom 30. Mit 














Was don dem Kläger in entgegengefepter Wichtung auszuführen berjucht ift, kann 
ihon beöfalb feine Berüdfictigung finden, weil fi diefe Ausführung weder auf 
Vertrag nod) auf Privilegium zurücführen Täßt und Hierauf die bejonderen Gründe 
beicräntt find, wegen weicher Die Befreiung von einer allgemeinen Abgabe im Mege 
des Progeffes ausgeführt werben Tann. Das von dem Kläger Angeführte hat aber 
überhaupt Teine Bebeutung. 

O5 bie ftäbtifche Gemeinde das ihr zuſtehende Beſteuerungsrecht auf Diejenigen 
ausbehnen Tarın, welde dem jtäbtifcjen Gemeindewefen nicht angehören, ımd ob fie 
daber verpflichtet fei, diejenige Steuer zu erftatten, welje von dem aus ber Stabt 
wieber Berauägegangenen Brennmaterial erhoben iſt, darüber ift Hier nicht zu ent 
icheiben; nicht minder zweifellos it aber, daß die Entjgeidung hierüber and nicht 
dem Michteramt zufteht, da biefelbe Frage mit dem Beiteuerungsrecit felbft in une 
mittelbarer Beziehung fteht, folglich dem öffentlichen Recht angehört. Damit zerfällt 
derm and), was darüber ausgeführt worden, dab bie Steuer, melde vom dem in bie 
Stadt eingehenden und aus berjelben wieder ausgehenden Brennmaterial erhoben 
worden, nur als Kaution zu betrachten jei. Denn Dies jelbft augegeben, gehört bie 
Frage: ob bie ftäbtifhe Behörde zur Erhebung einer folgen Kaution bereihtigt und 
zur Exftattung derjelben verpflichtet fei, in das Gebiet der Werwaltung, in ber höheren 
Inftanz alfo vor die Muffichtsbehörde. Und eben dies gilt Hinfichts der Frage, ob 
dem Aläger mit oder ofne Grund die Reftitution der Steuer verjagt wird. 

Berlin, den 16. September 1854. 


Königlicjer Geriätshof zur Entieibung ber Kompetenzfonflifte. 


9. Erlaß an den Königlichen Oberpräfidenten der Provinz R. R., die Heran- 
sichung von Stiftögrundftüden zu ben Gemeinbelaften betreffend. 
Bom 24. Ottober 1855. 


Ew. ıc. Ausführung in dem gefälligen Bericht vom 6. d. M., daß die Ländereien 
des Fräufeinftiftes zu R. nad $ 4, Ubi. 7 der Städte-Drdnung dom 30. Mat 1853 
von Gemeindeauflagen befreit feien, vermag ich nicht beizutreten. 

Der Sinn, welhen die dedachte Veitimmung der Städte-Ordnung Hat, ift 
folgender: 99° 


osperimug tueenmwene, 10 mug gwes @wouwstspisngen gummmmsesuncure 
die Grundftüde müfen einmal zu ben im $ 2 a. a. D. begeicneten ge 
hören, und es müflen zweitens die Bedingungen der Allerhödjiten Kabinets« 
Drdre vom 8. Juni 1834 erfüllt fein. ®ie sedes materiae für bie fras 
welche Grunditüde befreit jein jollen, iſt der $ 2 bes Geiches vom 24. det 
1850; die Bezugnahme auf die Allerh. Kabinets-Ordre vom 8. Juni 18: 
welche in dem uriprünglicen von ber Regierung den Kammern zur Be 
rathung vorgelegten Entwurfe der Städte-Drdnung fich nicht findet, it, 
wie die Kammerverhandlumgen ergeben, nicht alS eine erweiternde, jondern 
- als eine bejchrantende Bejtimmung Hinzugefügt, um zu verhüten, dah 
night etwa Grundftüde von den Abgaben befreit würden, welche feitb: 
dieje Befreiung nicht genofien hätten, und weil man feinenfalls neue Ze 
freiungen zulaijen wollte. Cs hat daher, wie hieraus hervorgeht, weder 
in der Abit der Negierungsvorlage noch in der Abfiht der Kammern 
gelegen, die Berreiung auf andere als die im $2 des Gejeges vom 4. it. 
1850 begeihneten Grundſtũ ge auszudehnen. Und dieier Abfiht entipriet 
auch die Wortfafjung des $ 4, Abiag 7. Bon der Aufrehtfaftung des 
früher vorhandenen Zuftandes, durdh die Bezugnahme auf die Kabine 
Ordre vom 8. Zuni 1834 fann deshalb nur injofern die Rede jein, als 
dadurch, jener Zuftand, foweit er nicht eine Ginfräntung durd den $ 2 
des Geiches vom 24. (yebruar 1850 erleidet, aufrecht erhalten wird. 

Wenn e8 daher auch unbejtritten ift, daß bie Ländereien des Ctiftes zu R. früher 
nah Maßgabe der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 8. Juni 1834 von Gemeinde 
Auflagen befreit gewefen find, jo folgt aus diefem Umftande allein nod nicht, das 
diefe Befreiung auch gegenwärtig fortbauere; vielmehr bedarf es, um hierüber ent 
ſcheiden zu fönnen, noch einer Prüfung der Frage, ob die Gtiftsländereien unter den 
im $ 2 des Gefeges vom 24. Webruar 1850 bezeichneten Grundftüden begriffen feier. 
Tiefe Frage muß aber verneint werden. 

Der $ 2 des Geſehes ihlieht „diejenigen Grunditüde, welche dem Etaate, den 
Provinzen, den reifen oder den Gemeinden gehören, infofern fie zu einem dient: 
lichen Dienft oder Gebrauch bejtimmt find“, von der Beſteueruug aus und führt ge: 
wiffe Arten von Grundjtüden namentlich an, welchen dieje Befreiung „injonderhen” 
zuftchen fol. Nimmt man nun aud mit Ew. ac. an, dab das Wort „injonderhit‘ 
fo viel bedeute als „beiipielsweife” und daß der $ 2 aud) auf milde Stiftungen. 
deren Vermögen nad den $$ 42 und 43, Tit. 19, Th. II des Allgemeinen Land 
techtS die diechle der Sirhengüter Hat, Anwendung finde, fo muß Doc; bei einem 
Grundftüde, für weldes die Cteuerfreiheit beanfprucht.wird, jedenfalls bie Bora 
fegung zutreffen, dab es zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebraudye beftinmt fi. 

Dieſe Voranstegung trifft aber im vorliegenden alle nicht zu, da die nukharen 
Aeder der Kirchen und amderer bevorzugten Znititute als „zum Öffentlichen 
oder Gebrauche beitimmt” im Sinne des $ 2 nicht anzujehen find, wie dies aus da 
Faflung des Paragraphen und insbejondere aus der Wergleihung des borlegten At 
fages mit dem übrigen Inhalt unzweifelhaft hervorgeht. Co wenig daher die tun 
baren Yeder der Kirchen und anderer bevorzugten —8 von den frädtifhen Krk 
lagen zeitlich befreit jind, ebenio wenig Tan die StR. wider ihren Billen 
nnehalten werden, den Aderländereien des Gränleinftiftes die Ctenerfreiheit zumn. 
geitehen. 




















10. Erlaß an den Königlichen Oberpräfidenten der Provinz N. R., die Begrün- 
dung eines Wohnfiges durch Ausländer und bie Heranziehung ber letzteren 
zu ben Gemeinbelaften betreffend. Bom 5. Mai 1857. 


Ei. ıc. erwidere id} auf den gefälligen Bericht vom 15. v. M., betreffend die 
Veihwerde des Magiftrats zu N. N. wegen verjagter Heranziehung des Cifenbahn« 
Airittenten N. R. zur Zahlung des Einzugs- und Kausftandsgeldes, ergebenft Fol- 
gendes 

Ew. x. juchen auszuführen, dab ein Ausländer einen Wohnſitz tm rechtlichen 
Sinne in einer preußiihen Stadt nicht begründen fönne, ohne zuvor die Eigenicjaft 
eines preußiihen Unterthans erworben zu haben. 

Dieje Anſicht wird jedoch durch die Beftimmungen des Gejeges über die Grr 
werbung und den Verluit der Eigenſchaft als preußiicher Unterthan vom 31. Dezember 
1842, auf melde Em. ac. ji) beziehen, nicht begründet. Insbeiondere jteht bevjelben 
ver $ 12 dieſes Gefehes micht zur Seite, weldher voricreibt, daf; feine Gemeinde einen 
Ausländer, welcher nicht zuvor die Cigenihaft als preuhiicher Unterthan erworben 
bot, als Mitglied aufnehmen darf. Die Aufnahme als Mitglied einer Gemeinde ift 
mit der Geitattung des Wohnfiges nicht zu verwechfeln. Cine bejondere Aufnahme 
als Gemeindemitglied Tennt die Städte-Ordmung vom 30. Mai 1853 überhaupt nicht; 
der $ 12 des oben gedachten Gefeßes hat baher, wenn er aud durch die Etüdter 
Drdmung nicht aufgehoben it, dod, hinfichtlich der Städte, in welchen die Legtere 
git, feine praftiiche Bedeutung verloren Menn hiernad weder der $ 12 nod) eine 
fonftige Beitimmung des Gejeges über bie Exwerbung und den Veriuft der Eigen- 
jchaft al preußiicher Unterthan die Annahme unterftügt, dab ein Ausländer im Zn 
lande einen Wohnfig nicht begrlinden förne, fo ergiebt ſich andererfeits die Irrigkeit 
diejer Annahme deutlich aus dem $ 13 biejes Gejehes, welcher feiticht, daß der 
Wohnfik innerhalb der preußiihen Staaten in Zukunft für fi allein die Eigenihaft 
als Preuße nicht begründen joll. Ew ıc. nehmen zwar aut, dab eine ſolche Folge 
rung aus dem $ 13 nicht zu ziehen fei, weil in bemjelben das Wort „Wohnfig“ mit 
„Aufenthalt“ für gleichbedeutend zu erachten fei. Sch fann jedoch nicht zugeben, daß 
die Annahme durch die yaflung des ganzen Gefeges oder durch das Reikript vom 
10. November 19847, welches fi nur auf das Geſetz über die Aufnahme neu an 
siehender Perjonen vom 31. Dezember 1842 bezieht, unterjtügt werde. 

Endlich muß id noch darauf aufmerfiam maden, daß auch der $ 6 des Geſehes 
über die Aufnahme neu anziehender Perionen vom 31. Dezember 1842, indem er 
ausipricht, daß einem Ausländer von der Gemeinde die Niederlaifung verſagt werden 
tonne, deutlih zu erfenmen giebt, daß einem folden Die Niederlaffung geitattet 
werden dürfe. 

Zit hiernach die allgemeine Frage, ob ein Ausländer im Infande einen Wohnſitz 
im rechtlichen Sinne begründen fann, zu bejahen, fo entjtcht die weitere Frage, 
ob im vorliegenden Falle der N. N. in der Ihat einen Wohnſitz in N. R. ger 
gründet Hat. Dies fceint, joweit fih die Sache aus den vorliegenden Verhandlungen 
überiehen läht, feinem Bmeifel zu unterliegen. Dann aber iſt der N. R. na) $ 3 
der Städte-Drdnung vom 30. Mai 1353 als Einwohner des Stadibezirks zu ber 











12. Ertenntniß des Königlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung ber FKompetenz- 
Tonflitte, da über die Verbindlichkeit der Eiſenbahngeſellſchaften zur Entrichtung 
von Kommunalabgaben den betreffenden Gemeinden im Widerſpruch mit ben 
Anordnungen der vorgelegten Auffichtäbehörben der Rechtsweg nicht geftattet 
werben Tann. Bom 11. Mai 1861. 


Auf den von dem Königlichen Eiſenbahnkommiſſariat zu Erfurt erhobenen Kom- 
petengtonflift in der bei dem Königlichen Kreisgericht zu Erfurt eingeleiteten, jeht 
heim Königlichen Obertribunal anhängigen Progebfache erfennt der Königl. Gerichtshof 
zur Entiheidung der Rompetenztonflitte für Reht: 

dab der Rechtömeg in diefer Sache für unzuläffig und der erhobene Kom 
petengtonflift daher für begründet zu erachten. 
Bon Rechts wegen. 


Gründe 


Nach $4, al. 3 der Etäbte-Drdnung vom 30. Mai 1853 (Gef. Samml. S. 261) 
Tonnen zu denjenigen Gemeinbelaften, weldje auf den Grunbbefiß ober ba8 Gewerbe 
oder auf das aus jenen Quellen fließende Einfommen gelegt find, aud) die juriftiicen 
Werionen Herangegogen werden, welde im Ctabtbeziet Grundeigenthum befigen ober 
ein ftehendes Gewerbe betreiben. Zu biefen juriftiichen Perfonen gehören unziweifel- 
Haft auch die Eifenbahngeielligaften, und ein Reicript der Minifter des Innern und 
der Finanzen vom 22. September 1856 (Min.Bl. ©. 256) Hat beftimmt, wie beren 
Beitragspfliht zu der ftädtiichen Kommunal-Einfommenfteuer unb ben derielben beir 
wahienden Kommunalabgaben für jeben einzelnen Stationsort zu beredinen. Rad; 
Mahgabe diefes Neferipts wird feitens ber Stadt Halle von der Shüringiicen Eifen- 
bahngefellihaft ein mod) in separato näher feftzuftellender Beitrag zur Kommunale 
fteuer pro 1857 gefordert. Die Thüringifeje Cifenbahn behauptet, von diefer Steuer 
auf Grumd des Stantsvertrages vom 29. April 1844, Urt. 15 (G.- BI. von 1844, 
©. 448) befreit zu fein, und ber Minifter des Innern at, in Uebereinfunft mit den 
Niniftern für Handel, Gewerbe und öffentlicje Arbeiten und für auswärtige Ungelegen» 
heiten, per rescriptum vom 26. Juli 1858 die in den vorhergehenden Snitangen als 
unbegründet zurüdgemiefenen Reflamationen als wohlbegrändet anerkannt. Dem zur 
folge. farm die Steuer im Wege der Abminiftration nicht eingezogen werden. 

Auf Zahlung der in Rede ſiehenden Cteuern Bat jept die Gtabt Halle gegen 
die Thüringiiche Cifenbahn beim Kreisgericht zu Erfurt — dem Berfonalforum jener 
Geiellicjaft — Klage erhoben. Im Laufe bes Progeffes ift zunädft nur ber Ein« 
wand der Unzufäffigfeit des gerictlichen Werfahtens entgegengejeft und biefer Ein- 
wand burd; Erlenntnib des Areißgeridjts zu Crfurt vom 12. Oktober 1859 ver- 
worfen. Auf Appeltation der Cifenbahngefellicjaft Hat indeh das Mppellationsgerict 





11. Eirfular-Berfügung an ſämmtliche Königlichen Regierungen in ben Ich: 
öſtlichen Provinzen, bie Heranziehung der Eiſenbahngeſellſchaften zu den Kommunal 
abgaben betreffend. Bom 22. September 1856. 


In Betreff der Frage, in welden Kommunen und in weldem Mae die Eier: 
bahngefelligaften zu den Kommunalabgaben herangezogen werden bürfen, haten 
wilgen uns und dem Herm Minifter für Handel ıc. Erörterungen ftattgehinkn 
und biefe zur Seftitellung der folgenden Grundfäge geführt: 

1. Den Stabtgemeinden fteht gemäß des $ 4, al. 3 der Ctähte-Drbnung 
vom 30. Mai 1853 die Befugniß zu, jurftiihe Berfonen, aljo aus Ye 
Gifenbahngefellicaften, in Folge bes Grunbbefiges und tHatfähligen I: 
werbebetriebes ber Ieteren zu denjenigen Gemeindelajten BeranzuyichT. 
melde auf den Grumbbefig oder daß Gewerbe oder auf das aus jenn 
Quellen fließende Einkommen gelegt find. Den Gifenbahngeielliht: 
Tiegt demnach auch die Verpflichtung ob, zu den ftädtifen Kommuncl 
Eintommenfteuern und den denfelben beizuählenden Kommunalabgıter 
beizutragen. 

2. Da der Grundbefig und Gewerbebetrieb der Eifenbahngefellichaften auf da 
gefammten Länge ber Bahn an jedem einzelnen Etationsorte ebenſo ax! 
fattfindet wie an dem Sit der Centralverwaltumg, fo fteht mit al 
derjenigen Rommune, in deren Bereich dia Direktion der Gefelfihaft it 








” 





jomat 
e8 nicht zur Beftreitung ber gefammten Ausgaben des ganzen Giienbıi 
Unternehmens, beftehend in den allgemeinen Betriebs. und Unterhalten 
Toften der Bahn, den Koften ber Gentralverwaltung 2c., verwendet wit 
zur Vefteuerung herangezogen. Der gefammte Meinertrag des Gifenbair 
Unternefmens bildet mithin das fteuerbare ObjeH. 
Zur Geftftellung des fteuerpflichtigen Antheils jeder Station am gelanmm 
Reinertrag der Bahn wird Iehterer auf bie einzelnen Stationen nad Nıb- 
gabe der bei denjelben ftattgehabten Brutto-Einmahmen aus dem iment 
Berlehr vertheilt. Diefe Brutto-Einnahme befteht aus ber Gefammtinnn 
alles im eigenen Veriehr ber betreffenden Eifenbahn in die Gtationdlıter 
fliegenden Berjonengeldes, aller eben dahin gehörigen Pradibehder it: 
Güter ımd der jeder Station eigenthümlichen Rebeneinnahmen an Padtır. 
Miethen u. j. w. Bezeihnet man alfo beifpielsweile ben Gefammkeinan:s 
der Eifenbahn mit a, die Brutto-Einnahme aus dem inneren Derek dr 
Eifenbahn mit b, die Brutto Einnahme aus dem inneren Behr da 


* 





werden Tann. Bom 11. Wat 1561. 


Auf den von dem Königlichen Eifenbahntommiffariat zu Erfurt erhobenen Kome 
petengtonffift in ber bei dem Königlichen Sreisgericht zu Erfurt eingeleiteten, jeht 
beim Königligen Obertribunal anhängigen Brogebfagje erfennt der Königl. Gerichtshof 
zur Entieibung der Kompetenztonflifte für Redt: 

dab der Rehtömeg in diefer Sache für unguläfig und der erhobene Kom 
vetenztonflift daher für begründet zu erachten. 
Bon Reäts wegen. 


Gründe 


Rad) 54, al. 3 der Etädte-Ordnung vom 30. Mai 1853 (Gef-Eamml. S. 261) 
Tonnen zu denjenigen Gemeinbelaften, weldje auf den Grunbbefih ober das Gewerbe 
oder auf daS aus jenen Quellen fließende Einfommen gelegt find, auch bie juriftiicen 
Berionen erangegogen werden, weldie im Ctabtbezirt Grumdeigentbum befigen ober 
ein ftehendes Gewerbe betreiben. Zu diefen juritifchen verſonen gehören ungmeifel- 
Haft aud; die Eifenbahngefelffgiaften, und ein Releript der Minifter des Innern und 
der Finanzen vom 22. September 1856 (Min.-Bl. ©. 256) Hat beftimmi, wie beren 
Veitragspflicht zu der ftäbtiien Kommunal-Einfommenfteuer und ben berielben beir 
zuzählenden Komnumnalabgaben für jeden einzelnen Stationsort zu bereiinen. Nach 
Mabgabe diefes Referipts wird feitens ber Stadt Halle von ber Thüringifehen Eifene 
bahngeiellicjaft_ ein no; in separato näher feitzuftellender Beitrag zur Kommunale 
fteuer pro 1857 gefordert. Die Thringiice Cifendahn behauptet, von diefer Steuer 
auf Grumb des Gtaatsvertrages vom 29. Aprit 1844, rt. 15 (G.+ BL. von 1844, 
©. 448) befreit zu fein, und ber Minifter des Innern bat, in Uebereintunft mit den 
Diniftern für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und für auswärtige Angelegens 
heiten, per reseriptum vom 26. Juli 1858 bie in den borbergehenden Snftanzen als 
unbegrändet zurüdgewiejenen Reflamationen als wohfbegründet anerfannt. Dem zur 
folge tan bie Steuer im Wege der Abminiftration nicht eingezogen werben. 

Auf Sahlung der in Rede ftehenden Eteuen Hat jept die Stabt Halle gegen 
die Thheingifche Eifenbahn beim Kreisgeriht zu Erfurt — dem Berfonalforum jener 
Seielfhaft — lage erhoben. Im Laufe des Mrogefies ift zunädft nur der Eine 
wand der Unzuläffigteit des geriähtlichen Verfahrens entgegengejeßt und diefer Ein- 
ward durch Grienntnik des Kreisgerihts zu Griurt vom 12. Oftober 1859 ver- 
worfen. Muf Appellation der Cifenbahngejellicaft Hat indeh das Mppellationsgeriht 


holung des Kompetenzerfenntnifjes fberreigt. 

Der Kompetenzfonflitt muß als begründet anerfannt werd Denn es it z 
nädjt ein vom Gerihtshofe für Rompetenztonflifte als unzmeitelhaft anerlanzer, 
auch jept im Grunde genommen von feiner Seite beitrittener Say, daß fber iu 
Verbindlichkeit zur Entrigtung allgemeiner Abgaben, jo wenig dagegen ein Pıcit 
äugelaffen werden Tann, ebenfo wenig der Gemeinde im Wideriprud) mit den 
ordnungen der Auffichtsbehörde der Rechtsweg zu geitatten fei. Die Entiheitu 
hangt iediglich davon ab, ob für einen ;yall wie der vorliegende, wo auf Gr 
eines Staatsvertrages eine Befreiung behauptet wird, eine Ausmahıne geieglih x 
grundet ift. Ausgemadit würde nämlich der Thuringijchen Eifenbahngefelligait, mer 
die Befreiung nit anerfannt wäre, auf Grund des gedachten Vertrages, als 
befouderen Zitels, nad $ 79, Tit. 14, Ih. II des Allg. Landrechts ber Rehtsmeı 

i fein, wie er unter ähnlichen Verhältnifien te 
hen Dampfihiiifahrtögeielfigaft auf Grund der Nheinichifffahrtsfonvention ae 
die Städte Köln und Tühleldorf geitattet worden ift. Umgefehrt nimmt die 
Halle gegen die Thäringijche Eifenbahngeiellihait, nahdem das Privilegium von 
Auffihtsinjtang anerfannt worden, diejelbe Bejugnik in Anipruch. 

Es muß indeb, in Mebereinjtinmnung mit dem Appellationsgericht zu Raumdutn 
angenommen werben, dah der Nechtöweg nicht zugelaffen werden fann, weil der $ ’ 
Zit. 14, IH. II allerdings dem Steuerpfli—htigen gegen jede Snjtanz bis zur Gent 
Verwaltungsbehörde hinauf zu Gute Fommt, dem Steuerpffihtigen gegenüter & 
Seiten der Verwaltung aber nur dasjenige in Anwendung fommen fann, ma 
den geordneten Wermwaltungsinftangen beichlofien worden, weil man, mit anden 
Worten, Teinen Zivieipalt in der Verwaltung anerfennen dari. Zn den meit 
Fällen, in denen bisher den Gemeinden der Rechtsweg gegen einzelne Steuermicr: 
derfagt worden, fan e8 allerdings auf die Anwendung allgemein gefeplicher Narr. 
an, jo in de Falle des Magiitrats zu Verlin gegen die Stettiner Eijenbahn. 
in dein durch das Grfenntniß vom 11. Dezember 1852 enticievenen (alle der 
Poſen gegen vericjiedene vermeintlid zur Ginfommenjteuer verpflichtete Peri 
Min.+B. 1853, ©. 260) hatte der Magiftrat den Rechtsweg eingeichlagen, 
äiwar, weil eine Erention anerfannt war, aber weil er fürchtete, bie Auffictsbe 
werde eine Exemtion anerfeunen. 

Gewiß auch iſt, daß das Privilegium, weldes in dem vorliegenden Falle ır 
Seiten des Verpflichteten im Verwaltungswege don der Aufjichtsinitang aner! 
worden und weldes für den Verpflichteten jhlimmften Falls den Rechtsweg 1 
begründet haben, auf Seiten der Steuer erhebenden Gemeinde niht vorhanden ı 
und daß daher das für den Verpflichteten beitehende Mectsverhältnig umgekehrt ? 
den Beretigten Fein analoges bleibt. Die Gemeinde greift die Entſcheidung der u 
vorgeſetzten Inſtanz an, und e8 bleibt bejtehen, was in dem Erkenntniſſe vom 22. Ou 
1853 in Sagen Magiftrat zu Berlin wider Stettiner Cijenbahn ausgeführt worde. 
dab das Enticheitungsregt der höheren Verwaltungsinftanzen, im Wiheriprud mt 
8 76 der Stadte · Oordnung vom 30. Mat 1853 (G.-Bl. ©. 228), würde verlegt werde: 
wenn Streitigfeiten der vorliegenden Art ywiihen der Gemeinde und dem Steuer 
pflichtigen zum gerichtlichen Mustrag gebracht werden. Aus dieien Gründen ift, mt 
geihehen, zu erfennen geweſen 

Berlin, den 11. Mai 1861. 

Königlicer Gerichtshof zur Entjbeidung der Kompetenzfonflifte, 
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itrang in Verbindung; der Betrieb auf deimfelben” hoirb durch Beamte der ©. Ctation 
beiorgt. Die Verhälmifie feinen hiernad) im vorliegenden alle nit unähnlic, 
den auch) fonft in der Prazis vorkommenden Fällen, in denen die näher bei einander 
gelegenen Stationsgebäude und fonftigen Stationsanlagen von einer Gemeindebezirks- 
grenze durchichnitten werden. Zn Wällen jolder Art Tann das aus dem Gtations- 
betriebe hervorgehende Eintommen der betreffenden Gifenbaßngejellihait als Kom ⸗ 
munaf» Einfommeniteuerobjeft nicht füglich derjenigen Gemeinde allein zugeiproden 
werden, in deren Bezirke ſich zufälligermeiie das Stationstaffenlofal oder das als 
jolces "zu begeichnende Hauptitationsgebäube befindet; e8 it vielmehr davon aus« 
wugchen, daß der bie Einfommensquelle budende Gtationsbetrieb in zwei Gemeinden 
ftattfindet, und es ift demgemäß diejen beiden Gemeinden ein Anteil an dem Stations- 
gewinn als Steuerobjeft juguerfennen. Den Umftand, dab bie in der Gemeinde Ct. 
dor jich gehenden Manipulationen, wie die Regierung bemerkt, einen auf fi felbft 
gegründeten oder jelbitjtündigen Transportbetrieb nicht dartellen, Tann id) für ent 
ibeidend nicht erachten. Aud) die gewerblichen Leiftungen derjenigen Ctationen, bie 
in einem und bemjelben Gemeindebegirte Liegen, find feine jelbftftändigen und auf 
fit, felbft gegründeten; — aud) diefe fommen vielmehr, fo viel e8 ſich um bie Koms 
nal-Einfommeniteuer handelt, überall nur infofern in Betracht, als auf ihnen ein 
it des Gejammthetriebes der Eifenbahngeiellihaft ftattfindet — dergeitalt, daß ein 
heil des gewerbligen Geiammteinfommens als in ihrem Gemeindebezirte gewonnen 
anzuiehen ift. Daſſelbe gilt von den Majhinenwerkjtätten der Eifenbahnen. Die 
Gemeinden, in denen folde Werljtätten liegen, werden aud) nur deshalb zur Mit: 
beiteuerung des Cintommens ber Eijenbahngeielligaften zugelaffen, weil der Betrieb 
der ac. Werkitätten als integrivender Theil des gefammten, auf Transportirung von 
Verfonen und Gütern und auf Geitellung des dazu erforderlichen Transportmaterials 
gerichteten Gewerbebetriebes ber Eifenbahngefellihaften betradhtet werden Tann. 

Ew. x. erfuhe ich ergebenft, nad) dieſen Gefichtspunlten die in Rede ſtehende 
Ungelegenheit einer andermeitigen Erörterung unterziehen zu wollen und demmädjt 
gefälligft anderweitig zur Sache zu berichten. 

Soviel das Jahr 1871_betrifft, wird anſcheinend die unter dem 10. Dftober d. 3. 
von Em. x. getroffene Entigeidung allerdings als mahgebend zu betrachten fein. 

Berlin, den 30. Dezember 1872. 

Der Minifter des Innern. 
Zn Vertretung: Bitter. 











werden. Im Gegenfag zu der im $ 4 bag 1 den „Einwohnern® gang allgemem 
auferlegten Verpflichtung zur Sheilnahme an den ftädtii—en Gemeinbelaften ift nch 
der Vorfchrift im Abiap 3 Denjenigen, welche, one im Stabtbezirk zu wohnen, Yu: 
felbjt Grunbeigenthum Haben oder ein fiehendes Gewerbe betreiben, mur die Wer» 
pffichtung auferlegt worden, an denjenigen Lajten Theil zu nehmen, welge auf der 
Grundbefig oder das Gewerbe oder das aus biefen Quellen fließende Einfommer 
gelegt werden, und ift im unfnittelbaren Anjhluß an diefe für Die Zorenfen ertbeitte 
Boririft dann im Abfap 4 a. a. D. — die StäbterDrdnung fir die örtlichen 
Provinzen bereinigt bie gleichlautenden Bejtimmungen fogar in einen Abiag — ul- 
gemein beftimmt, daß biefelbe Verpflichtung aud; juriftiihe Perionen Haben folen, 
welche in dem Stabtbesirfe Grundeigenthunt befigen oder ein jtehendes Gewerbe ter 
treiben. Dabei ift fein Unterigied zwilhen den am Orte aud domhilirten oder 
aber nicht domgilieten juriftifchen Perionen gemacht worden. Wir folgern hieraus 
als ungweifelhaft, dab juriftiiche Perionen in Beziehung auf ihre Beftenerung nit 
mie die (phyfiihen) Einwohner einer ftädtiihen Gemeinde behandelt werden, Bielmehr 
überhaupt ohne Rüdficht auf ihr Domigilverhättniß der Berpflictung zur Theilnatrie 
an den Kommunalfaften nur unter den für die Forenſen ertheilten Beichränkmgen 
unterliegen folfen. Dieier Auffaffung entiprehen auch bie in unferem Grlafle ven 
29. September 1856 (Min.-Bl. ©. 256) Über die Heramiehung der Eijenbahngeicii: 
iaften zu den Kommunalabgaben getroffenen nornungen, denen gemäß ten 
Ctädten das Recht zur Befteuerung derjenigen Gifenbahngefellichaft, melde im deren 
Bereiche eine Station Hat, ohne Rüdficht auf das Domizil der Gefellichaft, mr nıc 
Mahgabe des fteuerpflichtigen Antheils der Station an dem Reineintommen der C- 
jeiffcgaft zuftehen foll. Hiernach erachten wir die Beſchwerde der Pireltion der 
N. Gifenbahn für begründet und erfuhen Em. zc., gefäligft Berfügumg treffen u 
wollen, damit für die Zuunft nut die beiden Stationen der fraglichen Eifenbatn 
Inmerfatn des Stadtbezirts N. zur dortigen Gemeinde-Eintommenfteuer herangezogen 
werben. 
Berlin, den 7. Auguft 1859. 
Der Minifter des Innern. Der Finanz-Minifter. 
Im Auftrage: Sulzer. Im Auftrage: Bitter, 


D. 0. geyor. v. zwerpgaien. 
Der Finang-Minifter, 
v. Bodelſchwingh. 


a. 

Den von dem Direktorium der R, Eiſendahngeſellſchaft und der Verwaltung der 
R. Eifenbahn in der von dem Königlichen Cifenbafn-Komniffariate überreichten 
Borftelung vom 15. Zuli d. 3. zunäcft geltend gemadsten Anfprud;, dab bei Ber 
teinung des Tommunalfteuerpfügstigen Einfommens von den genannten Bahnen der 
im Turehicpnitt ber drei Iepten Jahre beogene Reinertrag zum Grunde gelegt werbe, 
Tann ich im Ginverftändniffe mit den Herren Miniftern des Innern und der dinemen 
nur al begründet anerfennen. Da die Veranlagung einer Einfommenfteuer vor 
dem Beginn bes Ralenderjahres, für welches fie erhoben werben foll, bewirkt, bes 
siefungsweile zum Abicluffe gebradit werben muß, um mit der Cteuererhebung 
tehtgeitig vorgehen zu Tönmen, fo ericeint es burch die Natur dieſes Verhältmiffes 
bebingt, dab, der Veranlagung — foweit e8 ſich dabei nit um ein für alle Mal 
feftftehende oder im Woraus fidher zu überfehende Cinfommensbeträge (Gehälter, 
Penfionen, fefte Renten u. j. m.) Handelt — nicht das wirflie Einfommen, weldes 
der Steuerpfligtige in bem betreffenden Jahre erft beziehen joll, jondern nur das» 
jenige Einfommen zum Grunde gelegt werben Tann, mweldies im im Laufe des ber 
tedjneten Jahres muthmahlich zuftiehen wird, und e8 bleibt die Zeftftellung dieſes 
muthmahligen Cinlommens aus folden Momenten abzuleiten, welhe es möglichft 
wahrfeinfich madjen, dab der Steuerpflichtige diefes Cinfonmen demnädhft auch 
wirflich ergielen werbe. In ber Regel wird zu dem fraglichen Ziwede auf die Ein» 
nahmen der Steuerpflichtigen aus ber Vergangenheit zurüdgegangen, und e8 ift des. 
Halb in dem affen» und Cinfommenfteuergefege vom 1. Mai 1851  beftimmt 
worden, da das ber aljährlichen Veranlagung zum Grunde zu Iegende Eintommen 
aus Grunbeigenthum, Handel, Gewerbe u. f. w. nad; dem im Durdjicnitt ber drei 
legten Jahre erzielten wirflicen Reineinfommen der Gteuerpflichtigen feitgeftellt 
werde. "n demfelben Grunbjage wird aud — fo viel wenigitens nad; den zur 
minifteriellen Genehmigung vorgelegten Regulativen zur Einführung von Kommunale 
Einfommenfteuern belannt ift — begüglid) Dieler und anderer fon um beshalb feft« 
gehalten, weil diejelben der Regel nad) und in Gemähheit ber Unweifung des $ 53 
der Ctäbte-Orbnung vom 30. Mai 1853 (Min.-Bl. 1854, ©. 7) hinfihtlich der Nbr 
ihägungs-Grunbfäge und ber Eteuerftufen an die beftehende Staats-Eintommenfteuer 





meuwug, weine gu ven We wmgenyiupen it, hirriuuch Oenriv Euyecn. 


Berlin, den 8. November 1857. 


Der Minijter für Handel, Gewerbe und Dffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


16. Cirkular an die Königlichen Regierungen und Abſchrift an die herren 

Oberprãſidenten in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Ehleien 

und Sadjien, die Heranziehung der Eiſenbahngeſellſchaften zu ben Sreisahgaben 
betreffend. Bom 8. Juni 1874. 


Nach $ 14, Abfap 2 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 find die Ein 
bahngeiellichaften verpflichtet, zu denjenigen Areisabgaben beizutragen, welche auf du: 
aus Grundbejig und Gewerbe fliehende Einfonmen gelegt werben. 

Was die Einfhägung des Einkommens der Eifenbahngeielffcjaften behiis Kerr 
siehung zu den Kreisabgaben anbetifft, jo wirb dieſe Ginihähung nad; denilter 
Grumdfäben zu erfolgen Haben, welde in dem Girkular-Erlaffe vom 29. Septenter 
1856 (Min.BL. ©. 256) und in den zur Grläuterung deffelben ergangenen jpäteren 
Grlaffen bezüglich der Einichägung des Einfommens der Eijenbahngefellicaften kehrt 
‚Heranziefung zu den ftädtiichen Kommunal-Einfommenfteuern vorgeichrieben find. 

Die Staatseifenbafnen dürfen mit Rüdfict auf die Beftimmung im $ MH. 
Abjag 3 a. a. D., wonad) der Fisfus wegen feines aus Grundbefiß, Gewerbe un 
VBergbaubetrieb fliehenden Ginfommens gu den Kreisahgaben nicht beitragsplittit 
ft, zu der Streis-Cinfommenfteuer nicht herangejogen werden. 

Die Königlichen Regierungen veranlaſſen wir, die Landräthe ihres Verwaltungs 
begirts hiernad) mit entpredjender Aınweifung zu verſehen 

Berlin, den 8. Zuni 1874. 


Der Finanz-Minifter. Der Minifter des Innern. 
Hm Auftrage: Schuhmann. Graf zu Eufenburg. 














27. ©. Mis. Hierdurch feit, daß das Geſetz über die Heranziehung der Staatsdiener 
zu den Gemeindelaften vom 11. Juli 1822 in allen Städten, in welhen bie Kom 
munafabgaben in der Form einer allgemeinen Gintommenfteuer erhoben werben, 
auch auf ftäbtifce, Lanbieaftlide und andere, nad; der Bezeichniß bes Lanbrehts 
5 69, Zit X, 3. II al8 mittelbare Stantsdiener zu betrahtende Beamte in Uns 
wendung gebradt und diernach bie Beftimmung im $ & des gedachten Gejeges, in 
jomeit fie bie vorbegeiineten Beamten betrifft, abgeänbert jein fol. Das Gtaats« 
minifterium Hat diefe Voricheift gefeglidh zu publigiren. 
Berlin, den 14. Mai 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


18. Erlaß an die Königliche Regierung zu Potsdam, betreffend die Kommunal- 
befteuerung ber Beamten ber Poft- und Telegraphen-Berwaltung. 
Bom 23. Dezember 1869. 


Die Königliche Regierung erhält das mit bem br. manu+Berihte vom 16. Der 
zember d. 3. vorgelegte Schreiben der Königlichen Ober-Poftbireltion hierfelbft vom 
11. def. Dis. mebft dem in Sachen des Poftfekretärs N. wider ben Magiftrat in 
Berlin umterm 1. November cr. ergangenen Crienntniffe des Königlichen Kammer« 
gerißt8, nach davon genommener Kenntnik, anbei zurüd. (2.) 


Berlin, den 23. Dezember 1869. 


Der Minifter des Innern. 
In Vertretung: Bitter. 


Beiäluß. 
a 

Der feitens des verflagten Magiftrats gegen das Crienntniß des hieſigen 
öniglien Stadtgerihts, Abtheilung für Civilſachen, Bagatell-Kommiffion I. vom 
8. Zuli d. 3. erhobene Refurs wird ald unbegründet zurücgewiefen. Der Ausfühe 
tung des eriten Richters, daß ber Kläger, der unitreitig Poftiefretär tft, zwar als 
mittelbaver Beamter des Norbdeuti—hen Bundes, aber als ummittelbarer Beanıter des 
Vreußiichen Staats betrachtet werden muß, ift beizutreten. Wenn rt. 18 der Ver 
fung des Rorbdeuticen Bundes beftimmt, „das Präfidium ernennt die Bundes 
beamten“, fo folgt Hieraus, dab alle nicht vom Bunbes-Präfibium ernannten Beamten 
nicht als wirkliche Bundesbeamten betradtet werben dürfen, wenngleich fie den hd- 
heren Bundesbehörden amtlich untergeordnet find. Da nun nad Art. 50 der 
Bundesverfaſſung nur die Ernennung der oberen und der Auffihtsbeamten ber 
Loitwerwaltung dem VBundes-Präfidium zufteht, während die Anitellung der für den 
Iotaen und tehnifhen Betrieb bereits beitimmten, mithin bei den eigentlichen Ber 
triebsitellen fungivenden Beamten den Landestegieruugen verblieben ift, jo folgt 











geren wergierumg cenunnerr Pupgesreue muy wir wur zmunwe vie nunveswer ums 
den Charakter eines unmittelbaren Preußiien Staatöbeanten hat. Aus den vor« 
ftehenden Erwägungen folgt, daß die erftrihterlihe Entjheidung weder gegen die 
Mare Lage der Sache noch gegen alle allegirten Beftimmungen ber Norddentihen 
Bundesverfaffung verjtöht. 

68 find aud) die jeitens des verflagten Magiftrats vorgebrachten Gegengründe 
nicht für ftihhaltig zu erachten. Wenn der Magiftrat zunädjt ausführt, dat die 
Theilung des Poftbeamten-Berfonals in unmittelbare ımd mittelbare Bundesbeamte, 
welde letztere zugleich unmittelbare Beamte des Cinzelitaates feien, mit der durch 
Art. 48 fig. der YBundesverfaffung feitgejehten Einheit der Poftverwaltung im Wider 
ſpruch ftehe, fo iſt anzunehmen, daß dieje Einheit durd) eine gleihmäßige Unterwerrung 
der jänmtlihen Beamten unmittelbar unter das Bunbes-Präfibium ihärfer yunı 
Ausdrude gelangt fein würde. Wie aber die Bejtimmungen des Art. 50 a. a TC. 
zeigen, ift dieſe gleichmäßige Behandlung aller Poitbeamten für ein unbedingtes Er- 
forderniß einer einfeitlichen Verwaltung nicht erachtet, vielmehr für ausreichend an- 
genommen, fie fänmtlic zum Gehorjam gegen das Bundes-Präfidium zu verpflichten, 
getreu dem bei Verathung der Bunbesverfaflung im Meijstage wiederholt als mah- 
gebend ausgeiprodenen Grundfage, den Eingeljtaaten nur diejenigen Rechte zu emt- 
ziehen, deren Vereinigung für die Bwede des Bundes als durchaus nothwendig er« 
fbien. Ebenſo Hinfälfig find die von dem Magiftrate aus andenweiten bundes 
geieplicen Veftimmungen entnommenen Argumente für feine Auffafung. Denn 
wenn in dem Gefehe über die Kautionen der Bundesbeanten vom 2. Jumt d. I. 
Gundes · Geſ · Bl. ©. 161) und in ber dazu erlaffenen Ausführungs-Verordbnung vorn 
29. Zuni d. 3. (©. 285 a. a. D.) aud fiber die Kautionspflit der don den 
Landesregierungen anzujtellenden Beamtenilaſſen disponirt ift, fo zeigt der & 1 di 
gedachten Geſehes, in weldem es heikt: „Bundesbeamter im Sinne dieſes Geiegez 
iſt jeder Beate, welder entiveder vom Bındes-Präfidium angeitellt oder nah Wor- 
{hrift der YBundesverfaiiung den Anordnungen des Yundes-Präfibiums folge zu 
Teiften verpjlightet ijt“, beutlid) die Abſicht des Befeggebers, dem Mibveritändnite zu 
begegnen, als ob alle in diejem Gefege berüdfichtigten Klafien von Beamten allgemein 
als Bundesbeamte zu betrachten feien. Der Gebrauc) des Ausdruds „Bundesbeamter” 
in dem Geſebe präjudizirt aljo nad) feiner Richtung hin. 

Ferner legt der Magifteat Gewicht darauf, dab die dem Preubiigen Beamten 
äugeftandene Befreiung don Penfionsbeiträgen erft durch befonderes Wundesgeich 
dom 30. März 1868 (Bundes-Gei.sdL. ©. 25) auf die Yundesbeamten ausgedehnt 
iſt. Allein der Grund, welcher dieſes bejonbere Geje mothwendig machte, liegt am 














Berlin, den 1. November 1869. 
Givil-Senat des Königlichen Kammergerichts. II. Abtheilung. 
Oelrichs. Hoppe. 


19. Berordnung, betreffend bie Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunal» 
Auflagen in den neu erworbenen Zanbestheilen. Bom 23. September 1867. 


Wir Wilpelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen für die 
durch die Gefege vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit Unferer Monarchie 
vereinigten Sandestheile, mit Ausnahme des Gemeindegebietes der Stabt Franffurt a.M., 
um die Staatöbiener in dieien Sanbeötheilen bezüglich ihrer Beitragspfliht zu den 
Kommunafbebürfnifien den Ctaatsbienern in der übrigen Monarejie nad; Mafgabe 
der Grundfäge des Gefeges vom 11. Suli 1822 gleichzuftellen, auf den Antrag Unteres 
Staatsminiiteriums, was folgt: 

51. 


Bon allen direlten Kommumalauflagen, ſowohl der einzelnen bürgerlichen Stadte 
und Sandgemeinden als der weiteren Tommunalen Körperihaften (Nıntsbezirke, Diftritts« 
gemeinden, rmenbütrifte, Wegeverbänbe u. f. ıw.) und der Treis«, Tommunal« und 
provingiafftändifchen Verbände, find volljtändig befreit: 

1. die jervisberehtigten Militärperfonen des aktiven Dienftftandes jowohl bins 
fchtlich ihres dienftlicen als fonftigen Einfommens; nur zu den auf den 
Grundbefg oder das ftehende Gewerbe oder auf das aus diejen Quellen 
fichende Einkommen gelegten Kommumnallaften müjlen and) jie beitragen, 
wenn fie in dem Kommumalbeziet Grundbejig haben oder ein ftehendes 
Gewerbe betreiben. 

Mititärärgte genießen rüdfigtlich ihres Ginfommens aus einer Civil- 
pranis die Vefreiting nicht; 





diener, wo und foweit den Ichteren eine derartige Befreiung .jeither zedts- 
gültig zugeftanden Hat; 
4. die verabidiebeten Beamten und nit zu der Kategorie unter Ar. 2 ge— 
Hörigen Militärperfonen Hinfits ihrer aus Staatsfonds oder fonitigcn 
Öffentlichen Kaffen zahlbaren Penfionen und laufenden Unterftügungsbeiüge. 
ebenfo die Beamten Hinfichts ihrer Wartegelder, fofern der jährliche Berry 
folcher Bezüge für Einen Empfänger die Summe von 250 Thale niet 
erreicht; 
bie Hinterbliebenen Wittwen und Waifen der unter 1 bis 4 genannten 
Perjonen hinfichts ihrer aus Staatsfonds oder aus einer Öffentlichen Aer- 
forgungsfaife zahlbaren Penfionen und laufenden Unterjtägungen; 
. die Sterber und Gnadenmonate; 
. alle diejenigen Dienftemolumente, welche blos als Erſat baarer Auslager 
zu betragten find. 





* 


an 


2% 

Zu den Beamten im Sinne diefer Verordnung gehören alle in unmittelbaren 

Dienften des taats oder der bemfelben umtergeorhneten Obrigfeiten, Kolcaicn, 

fommunalen und ftändiichen Korporationen ftehende, mit feiter Beſoldung amgeitelit, 

begiehentfic, in diuheſtand getretene öffentliche Beamte, einſchlieblich der Militär» un 

‚Hofbeamten; dagegen nicht Diejenigen, welde nur als außerordentliche Gchü 
übergehend im öffentlichen Dienft beichäftigt werden. 


g3 
Die Beamten ($ 2) Fönnen von ihrem Dienfteinfommen einſchlieklich der Hart: 
und Ruhegehätter, ebenjo bie Militärperfonen von ihren Penfionen — werm nidı 
ein Fall der gänzlicen Wefreiung nad $ 1 vorliegt — gu bireften Kommunal 
auftagen ($ 1) nur inioweit herangezogen werden, alß dieje von allen Pilictiarr 
nad) dem Mabftabe des perjnlicen Einkommens erhoben werben. 


‘4 


Das Dieniteintommen wird in folden Fällen nur Halb fo hoch als ander 
gleich Hohes perjönliches Einfommien der Steuerpflichtigen veranlagt. Wenn die % 
anlagung nicht unmittelbar den Cinfommensbetrag zur Grundlage Hat, jo if unter 
Genehmigung der Auffichtsbchörde des befteuernben fommunalen Verbandes das Ein 
fhägungsverfahren dergeftalt befonders gu regeln, bak ber vorjtehenhe Gramtiag 
analog zur Amvendung fommt, 

Das Dienfteinfommen von zufälligen Emolumenten wird gleich dem feiten Ge. 
hatte beiteuert; zu dielem Behufe wird nöthigenfalls der Betrag deilelben in runder 
Summe durch die vorgeiepte Dienftbehörde fejtgeftellt. 

g5 

An kommunalen Auflagen aller Art ($ 1) dürfen Außerften als, im Geiamnt 
beteage, bei Vefoldungen ($ 3) unter 250 The. nicht mehr als Ein Peocent, bet 
Pefoldungen von 250 bis 500 Ihr. ausichlichlich nicht mehr als anderthalb vrocchi 
und bei höheren Bejoldungen nicht mehr als Jiwei Procent des gelammten Dierit: 
eintommens jährlich gefordert werden. Die hiernadh chon nöthige Grmähigung der 
mad $ 4 bereipneten Steuerbeträge tifft im Fall der Konkurrenz mehrerer fommu- 
mater Verbände die zufegt zur Hebung geitellte Forderung, mehrere noch nicht ent: 
richtete Forderungen aber nad Verhältnik ihrer Höhe, 

















Bon ihrem eiwaigen Dejonderen 2sermogen Haben auc) die nam $ 5 begin 
ZStaatödiener, ebenfo bie Offiziere der unter $ 1, Nr. 2 bezeichneten Kategorie, die 
Geiftficen und CIementarlehter, ifre Beiträge zu den Rommunallaften gleic; anderen 
Angehörigen ber betreffenden Verbände zu entrichten. 

. $ 10. . 

Durch bie nach den vorftehenben Beftimmungen zu bemefſenden Geldbeiträge find 
die Plichtigen zugleich von perfönfihen Rommumalbienften frei. Cind fie jedod Ber 
üiger von Grundftücen oder betreiben fie ein ftehendes Gewerbe, fo müffen fie die 
mit. biefem Grunbbefig ober Gewerbe verbundenen perfünlichen Dienfte entweder felbft 
oder burch Stellvertreter Leiften, 

Geiftlicge und Clementarlefrer bleiben von allen perfönficjen Gemeindebienften, 
ioteit biejelben nicht auf ihnen gehörigen Grundftüden Laften, befreit, untere Kirhen« 
diener inſoweit, als ihnen diefe Befreiung feither rechtsgültig zuftand. 

sıı 

Bu den indiretten Gemeindeaßgaben müffen auch die nach $ 1—5 begünftigten 
Terfonen glei; anderen Gemeinde-Einwoßnern beitragen. Gie find nicht befugt, was 
fie hierauf entrichten, bei ihren bireften Kommunalbeiträgen in Ynteinung zu bringen. 
Die Miliär-Speifeeinrichtimgen und ähnliche Anftalten bleiben indeflen von Wer 
braugäfteuern in dem in ben altpreukiichen Sandeöthelen beftehenben Umfange 
befreit. 

12. 

Ale entgegenftehenden geſehlichen Beftimmungen werben aufgehoben. Wo jedoch 
weitergehende Immunitäten für Beamte, Militärs, Geiftliche oder Lehrer nad} ftatu- 
tarifcpem Reit oder befonberen Privilegien beftehen, foll in denfelben hierdurch nichts 
geändert werben. 

s18. 

Gegenwaͤrtige Verordnung tritt mit dem 30. September d. 3, umter Anwendung 
auf alle von Diefem Tage an zur Musfchreibung gelangenben Direlten Kommunal» 
Nuflagen, in Kraft, 

Der Minifter des Innern wird mit Ausführung derſelben beauftragt. 

Urfandlich unter Unferer Höcfteigenhänbigen Untericprift und beigedrudltem Könige 
lichen Infiegel. 

Gegeben Baden-Baden, ben 23. September 1867. 

8) Bithelm, . 
Gt. d. Bismard-Schönhaufen. Sehr. d. d. Heydt. v. Geldom. 
Sr. zu Eulenburg. 


Rose, Stäbte-Drbnung. 29 








derjenige Gewinn in Betradt.gegogen werden müffe, weichen 
die Vorbefierin des jeht in Händen diefer Gefelliaft befinblien induftriellen Cta- 
Sliffements, die Kommanbitgefellihaft R., in den Iehten brei dem Steuerjahte vorhr- 
gehenden Sahren aus ihrem Gewerbebekriebe gezogen Habe. Diejer Enticeidung ver- 
mag id, wie ih Em. zc. auf den gefälligen Bericht vom 23. d. M. unter Rüdgabe 
der Anlage ganz ergebenft erwidere, nicht beigupflichten. 

Allerdings ift von Ei. ac. in dem Veſcheide an die Refurrentin vom 22. Jan. d. J 
autreffend bemertt worden, dab bie Beftimmung des $ 30 des Gejeges, betreffend die 
Einführung einer Klaſſen · und Haffifizirten Einkommenſteuer vom 1. Mai 1851 (Gei. 
Samml. ©. 193), wonad; bei Gewerbetreibenden der Gewinn aus Handel und Ge 
werbe nach dem Durdjicpnitte der drei legten Jahre zu derechnen tft, analog bei der 
Kommunalbeiteuerung Anwendung zu finden habe. Eine folde Berechnung jept jedod 
voraus, daß das Geichäft des Gteuerpflihtigen bereits drei Jahre beiteht. Dies tim 
im vorliegenden Falle aus dem Grunde nicht zu, weil die Aftiengefellicaft für Stat: 
Induftrie zu B. nicht beitrittenermaßen erft im Jahre 1873 errightet worden ift, ibr 
Geidäftsbetrieb im Jahre 1874 alſo noch nicht drei Jahre gemährt hat. Wenn Em. x. 
die angeführte Gejegesvorichrift, nach welcher Gewerbetreibende nad; dem durdichnirt- 
lichen Gewinn der drei Iepten Jahre zu beiteuern find, „sofern das Geihäft Schon ie 
Tange gedauert hat“, dahin auslegen, dab es bei der Frage nad) der Dauer eins 
Geihäftes auf die Perion des Geihäftsinhabers nicht anfomme und aud) bei einer 
Wegſel in derjelben immer der Durhichnittsgewinn des bezüglicgen Unternehmens in 
den legten drei Jahren der Befteuerung zu runde zu Iegen fei, jo ift Hierbei aubcr 
Betracht gelafien, dab die Perjon des Handel: oder Gewerbetreibenden jelbit der 
Hauptfaftor jeden Geihäftes ift und daB zur Steuer nicht eim Gefchäftsbetrich als 
folder, jondern nur eine beitimmte Perjon herangezogen wird. Würde man von 
einer anderen Auffaflung ausgehen, jo würde ein Cteuerpflichtiger nicht nur für der 
Gewinn eines Anderen befteuert werden, fondern unter Umftänden auch wegen der 
Verlufte eines Anderen, ungeachtet eigenen Geidjäftsgewinnes, von Steuer freizulanen 
fein. Dies iſt aber nit die Abficht des Gefehes. Diefelbe geht nur dahin, bei der 
Bejteuerung der Gewerbetreibenden die Schwankungen in den von ihnen jelbft immer: 
halb dreier Jahre erzielten Erträgen durch Beredinung des dreijährigen Durdfgnitts 
auszugleichen. 

Im vorliegenden Falle kann hiernach die Befteuerung der Aftiengejelliceft ir 
Stahlinduftrie zu 8. pro 1874 nicht unter Berüdfichtigung des angeblichen Geminnes 
der Vorbefigerin aus dem von ihr betriebenen Gtablifiement berednet werben, zumal 
die Kommanditgefellicpaft N. wohl gar nicht Tommmunalfteuerpflichtig geivefen, der von 
ihr angeblich erzielte Gewinn nicht amtlich feftgeftellt ift, übrigens aud) die Ati 
gejelffchaft das Unternehmen unter ganz anderen Bedingungen als ihre Vorbefigerm 
führt. Die Uktiengefelihaft für Stahlinduftrie Tann daher nr nad; Mahgade des 
von ihr jelbft erzielten Gewinnes zur Gemeinde-Einfommenfteuer Herangezogen werden. 
Da Em. ıc. Hinfichtlid, der Feititellung dieſes Geminnes der Refurrentin noch einen 
näheren Nachweis geftattet haben, bie Angelegenheit alfo noch nicht definition gereuclt 
ift, fo win fernerhin nad) den bezeichneten Gefihtspunften zu verfahren und der 
Steuerjag der Aktiengefelicaft durch Einfiht ihrer Wider, deren Offenlegung von 
ihr bereitß bei ber eriten Neflamation angeboten worben ift, zu ermitteln fein. 

Berlin, den 15. April 1875. 

Der Minifter des Innern. 


Im Auftrage: v. Klühom. 











merfam zu machen, daß die im dritten Ubjage de $ 9b nadigelaffenen Kommunal 
—— -. Duni weiche Die im 5 5, sub Sr. 4, Mi. d ber Giidie-Drömung vom 
1853 beftimmten Ginfommensbeträge, unabhängig von dem Fortbeitande 
der Baht, und Sälaätfteuer, als Bedingung des Bürgerrehts beibehalten werden 
Tonnen — für den Gall, dab dieſe Beibehaltung beabfichtigt wird, dis zu demjenigen 
Zeitpunfte (1. Januar 1875 ober 1. Januar 1874) getroffen werben müffen, zu 
welherm nach $ 1 des Gefeges vom 25. Mat d. 3., betreffend bie Aufhebung der 
Maple und Shladtfteuer, der Wegfall diefer Steuer als Ctantsabgabe für die ber 
freffende Stadt eintreten wirb. 
Berlin, den 15. Zuli 1873. 


Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: v. Kiahow. 
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der Beamten zu DEN "FFOVINZIAL, atreis UNO HOMMUHALOFEN UND Die genneuung 
der Höhe bed Dienfteintommend betreffend. Bom 2. Juni 1856. 


Durch Unordnung von Zufclägen zu der durch das Geſet vom 1. Mai 1854 
eingeführten Klaffen- und klaſfifizirten Einfommeniteuer lafſen fi in der Mehrzadl 
der Gemeinden diejenigen Zwede, zu deren Erreigung e8 bis zum Erideinen des 
angeführten Gefeges der Einführung einer befonderen Gemeinde-Einfommeniteuer be: 
durfte, in einer einfacheren und für die Gemeindeverwaltung bequemeren Weite cr- 
zeichen, da jene Stantsjteuern zufammengenommen bie Steuerpflichtigen noch ihrer 
wirffichen, wefentfih dem Einkommen gemäß bemefienen Teiftungsfähigfeit belaiten. 
daher die Gemeindezujhläge zu denſelben im ihrer Gejanmtheit die Natur einer ali« 
gemeinen Gemeinde-Einfommenfteuer — mit gewiſſen Modififationen in der Beranı 
lagung der weniger wohlhabenden Einmwohnerflafen — an fih tragen. 

Mit Nücficht hierauf und da es an fih nicht für wünjhensmerth eradıtet werden 
Tann, daß neben ber Staats-Einfonmen« und Klaifenfteuer noch bejonbere Gemeinte: 
Ginfomnenfteuern mit abweichenden Veranlagungsgrundjägen und Steuerfägen be 
ftchen, ift_ unter Nr. 14 der Anweiiung vom 17. Juni 1854 zur Ausführung des 
$ 53 der Städte-Drbnung vom 30. Mai 1853 (Min.-Blatt für die innere Verwaltuna 
©. 129) beitimmt worden, dab die Einführung von befonderen Gemeinde-Einfomm 
fteuern nur aus überwiegenden Gründen zu genehnigen, für den Fall der & 
mendigfeit Hierzu aber bahin zu wirfen fei, dab Die einzufüßtende bejondere Gemeintc« 
Eintommenfteuer hinfichtlich der Abihägungsgrundjäge und der Cteueritufen möglisr 
an die gedachten Staatsjteuern ſich anichliehe. 

Da hiernach, der Sade und der Wirkung nad), ein Unterjchied zwiſchen den Gr 

meindezufchfägen zur Klafen und Hafjifigirten Einfommenfteuer und einer bejondern 
Gemeinde-Einfommeniteuer nicht beiteht, der erftere vielmehr nur als ein formel, 
durch den accefforiichen Charafter der Zuichläge bedingter eriheint, jo muifien 
tecytermeife die wegen Beſtenerung des Dienfteintommens der Beamten in der 
88 1 und 2 des Gefeges vom 11. Juli 1822 ertheilten vorſchriſten auch in dent Tale 
dur Anwendung gebracht werben, wenn nicht eine bejonbere und allgemeine Gem 
Einfonmnenfteuer umgelegt ift, ber erforderliche Bedarf für die Gemeinde vie 
durch Zufhläge zur Klafien- und Hlaifiizirten Cinfommenfteuer gebedt wird, inden 
ber accefjoriiche Charakter der Ieteren in der fraglichen Beziehung ohne Bedeutunz 
ift, ein anderer Grund aber night vorliegt, um bie Beamten, dem Gejege vom 11. Juli 
1822 entgegen, lediglich deshalb in eine ungünftigere Lage zu verjegen, weil den 
Gemeinden jegt die Möglicpfeit gewährt ift, von dem ihmen dur die inymöicen 
erfolgte Umgeftaltung der Staatsfteuergejehgebung dargebotenen Hülfsmittel Gebraus 
zu machen und einer bejonderen Gemeinde» Einfompienfteuer, mit der fie materich 
eben nicht mehr, als was ihnen die Zufhläge gewähren, erreichen Lönnten, zu ent: 
behren. 
Dem Vorftehenden gemäß ift, wie bisher bereits in einer größeren Zahl von 
Gemeinden geichehen, in Zukunft überall zu verfahren und darauf zu alten, das die 
Zeamten bei den Gemeindezufhlägen zur Klaffen und Haffifigirten Ginfommeniteur 
nur mit der Hälfte des nad) ihrem Dienfteinfommen bemejienen Ctaatsjteueriup: 
herangegogen werben. 

Peiipielsweile wird daher ein Beamter, welcher Lediglich mit Rüdficht auf in 
Dienfteintommen zur zwölften Klafienfteuerftufe mit 24 Xhlen. jährlih oder wr 
fünften Eintommenfteuerftufe mit 60 Shen. jährlich veranlagt it, am Gemeinde 
sufhlag nur ebenfo viel zu entrichten haben wie diejenigen Grundbefiger oder Gt: 
werbetreibenden, welche in der neunten Stufe ber Klaffenſteuer mit 12 Thirn. jäbriic, 
begiehungsweife in der erſten Einfonmenfteueritufe mit 30 Thirn. jährlich veranlant 























ASTODINJIAI UNO sereistuften DeIgpramız woroen, weice von DEN Derzefjenoen wervanden 
auf die Gemeinden im Gangen verteilt werden und deren Mufbringumg bemnächft. im 
lege der gewößnlichen Gemeinbehefteuerung erfolgt, im Gegenjape du folchen Saften, 
weile von Ceiten der Provinzen oder Sreife (als Provinzial» oder Rreisfteuern) auf 
die einzelnen Ciniaffen unmittelbar verteilt und ebenfo eingesogen werben, 

Gegen dieſe Auffaffung kommt jedoch nach anderweitiger Erwägung des Gegen - 
ftandes olgendes in Betradht: Der allgemeinen Abficht des Gejeges vom 11. Juli 
1322 zufolge follen die Gehälter der Beamten, welde ſig ihren Wohnfik nicht frei 
wählen Tonnen und damit je nad) der Beftimmung ihrer Borgejepten Häufig wechieln 
müffen, aus den im $ 3 des Gefehes bezeilgneten Gründen überhaupt zu Gemeindes 
taiten aller Art nicht über ein gewiffes Marimum in Unfprud) genommen werden 
durien. Diejer Iiwerf würde jedenfalls theifweife verfehlt, wenn e8 Lediglich dem Er: 
meßen der Probinziale oder Areisitände anfeimgegeben fein follte, durd; ihre Be- 
ihlußfaffung in Betreff der Modalitäten bei Aufbringung ber fraglichen Laften darüber 
su enticeiben, ob den Beamten in Bezug auf Iehtere bie MWohlthaten des Gejepes 
vom 11. Juli 1822 zu Theil werben follen oder nicht. Nun find aber in der That 
qureicjende innere Gründe nicht vorhanden, den Grundjaß des $ 3 1. c. dann von 
der Anwendung auszuicließen, wenn zur Beitreitung von Provinziale ober Kreise 
ausgaben eine Steuer nicht gemeindeweife, jondern als Individualiteuer eingezogen 
wird, ba die im $ 3 angegebenen Motive ber Feititellung von Marimaljägen, wonıit 
das Dienfteinfommen ber Beamten nur fol beiteuert werden dürfen, hier wie ba 
dent Weſen nad gieichmahig Play greifen, auch die Beiträge der Gemeinden im 
Ganzen immer denjenigen Summen gleich fein müffen, welde bie einzelnen Mits 
alieder derfelben zufannen an folden Beiträgen event, unmittelbar an die ſandiſchen 
Verbände zu entrichten haben würden. Daß übrigens die Anwendbarkeit des in 
$ 3 des Geiches vom 11. Zuli 1822 aufgefteltten Grundfages auf Die Beiträge der 
Beamten zu Provinziale und Areisbebürfnifien, ohme Unterigeibung gwiſchen den Er» 
hebungsarten, micht noch beftimmter in dieem Gefebe ausgeiproden morben fit, 
findet darin feine Grflärung, dab die Verordnungen, welche den Kreisftänden das 
Recht beigelegt haben, Ausgaben zu beichliehen und die Kreißeingefeflenen dadurch 
au verpflichten, ebenfo wie die provinzialftändifhen Gejepe erit Tpäter erlaffen find, 
fo daß in dem Gelege vom 11. Zuli 1822 Fälle der hier in Rede ftehenden Art 
nicht bejonber8 vorgejehen werben Tonnten. 

Bir deitinmen daher hierburd, dab bie Vorſchrift im $ 3 des Gefepes vom 
11. Juli 1922 fottan aud) im Abfict der Beiträge der Beamten zur Aufbringung 
von Probinziaf- und Kreislaften, mögen biefe auf die Gemeinden im Ganzen over 
auf Die eingelnen Kreiseinfafien unmittelbar vertheilt werden, zur Anwendung ju 
bringen 

Endlich, it hinfichtlich ber Verrchuung des Dienfteinfommens der Beamten ber 
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dungstheil zu berechnen ift, von den Gehältern vorweg in Abzug gebradt werden. 
Der Umftand, dab es den Beamten geftattet ift, durch Bahlung höherer Mitten: 
faffenbeiträge, als zu melden fie nad Maßgabe der Höhe ihres Gehaltes geiczlis 
verpflihtet find, ihren Ehefrauen eine höhere als die geiehliche Mittwenpenfion zu 
fihern, fann in der fraglichen Beziehung ebenfalls Teinen Unterjhied begründen, da 
hierdurch immer nur in Hinfiht auf den über die gefehliche Höhe binausgehender 
Theil der Wittwenfaffenbeiträge ein Freiwilliges Verhältmiß hergeitellt wird, währen? 
rüdfigtlic desjenigen Theile der Iefteren, welde der Beamte bei Verficerung des 
für ihn beitimmten Marimalfages nur zu zahlen haben würde, der oben bezeichnete 
Sharatter unverändert bewahrt wird. 

Diefe Erwägungen Haben mit vollem Grunde zu ber Vorſchrift im dritten Abiat 
des $ 30 des Gejepes vom 1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer Alu 
und Haffifgirten Cintommenfteuer, geführt, nad) welder behufs teititellung des 
fteuerpflichtigen Cinfommens eines Beamten die auf Grund einer gefeklihen Ver: 
pflichtung zu Teiftenden Penfions. und Witttvenfaffenbeiträge von den Bejoldungen 
oder Venfionen in Abzug gebracht werden follen. 

Nach alledem eriheint «8 völlig geredtfetigt, aug in Beyiehung auf die H- 
rechnung der Rommumalfteuerbeiträge der Yeamten, es mögen übrigens di 
träge al8 eine bejondere Kommunal-Gintommenfteuer oder als Zufchläge zur Rlai 
und Hafjifigirten Einkommenfteuer erhoben werben, den fraglicen Untericied für die 
Zutunft fallen zu Iaffen, und beftimmen wit daher unter Nbänderung des gedachten 
Tirtular-Refcripts vom 5. Mai 1828 Hierdurch, daß zum Ziwed der feititellung des 
tommunalfteuerpflictigen Dienfteintommens eines Beamten, gleih den Yemiuns: 
beiträgen auch die Wittwentaffenbeiträge, zu welchen derfelbe gejeßlidh Lerpflchtet it, 
von dem Dienfteinfommen in Abzug zu bringen find. 

Die Königliche Regierung hat hiernach die Landräthe und die Gemeindevoritinte 
ihres Berwaltungsbeziet® mit der erforderlichen Anweifung zu berjehen. 

Berlin, den 2. Zuni 1856. 

Der Minifter des Innern. Der Finanz-Minifter. 
(083) d. Weitphalen. (083) v. Bodelſchwingh. 
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ordneten im Allgemeinen in ngelegenheiten der laufenden Komnunalverwaltung 





Vornahme der Reuwahl auffordert; auch wegen der zuvor eva fit. 
ftellenden Modalitäten (Befoldbung — Entigädigung für Dienftanfmens 
— umgefährer eitpunft der Wahl — Dualififationsbedingungen x.) 
die geeignet eriheinenden Vorſchlage macht; 

dab bie Gtabtverorbneten-Berfammlung hierauf unbeſchadet ihres Rests 
gur eigenen Unregung der Gate, falls der Magiftrat feine Vorlage allıu 
lange verzögern follte, über die der Feftſehung bedürfenden Mobdalitärn 
der Anftellung, über die Bomahme ber Neumahl reip. über den chmaigen 
Etlaß eines öffentlichen Ausichreibens die erforderlichen Beichläffe fast; 
daß, nacdem die biesfäligen Beicläfie dem Magiftrat mitgeheilt und, 
foweit e8 gejeplich deſſen bebarf, von ihm genehmigt find, insbefondsre 
aud) der Befoldungspunft mit der gejehlidh erforderlichen Zuftimmung ber 
Beriefsregierung geregelt ift, das don der Gtabtverorbneten-Berjammlund 
etwa_beichloffene, bez. in Gemähheit ber erfolgten Kommunalbeicläfie ad- 
aufafiende Ausfehreiben don dem Magiftrat zur Veröffentlichung gebrast 
wird; felbftveritändlid au) 

nad; abgehaltener Wahl der Magiitrat auf Grund der von den Stadt: 
verorbmeten ihm mitzutfeifenden Wahlverhandlungen an die Auficht:- 
behörbe wegen ber ftantlicherjeits erforberlichen Beitätigumg der Habt 
berichtet. 

Daß die befonderen Modalitäten oder Bedingungen der Anftellung, wenn iolte 
von ber einen oder ber anderen Seite für nöthig erachtet werben, umd unter allcı 
Umftänden der Vefoldungspunft — fofern derjelbe nicht bereits durch einen gehiriz 
feitgeftellten Rormalbefoldungs-tat geregelt it — der Feitiefung nicht mim vor 
dem Wahlatt, fondern au vor dem Grlah des eitwa beicloffenen Ausichreibens de 
dürfen, ergiebt fi} aus der Natur ber Sache, bezw. aus dem über bie Reitfekun 
der Bejoldungen im Gejet getroffenen Vorihriften ($ 64 al. 2, 3 der Etädte-Orbnun 
für die öftlichen ſowie der Weftfälchen Gtäbte-Ordnung, $ 58 al. 2, 3 der Aheinie 
fen Etädte-Orbnung). Es Hegt auf der Hand, dak Aufforberungen zum Bemerbung 
nicht mit Gehaltsofferten verbunden werden Fönmen, welche ber Abänderung noch 
ausgefegt find, und es iſt von ımehreren Regierungen gerade der Umftand, dh 
Stadtverorbneten-Berfammlungen vor gehdriger Erledigung diefes Pumftes mit den 
öffentlichen Ausfchreibungen vorgegangen find, als eine Quelle vorgelommener It 
zuträglichfeiten und als deshalb der Abhilfe vorzugsweile bedittftig bezeichnet worden. 
Nicht immer ift anzuerfennen, dab — wie ebenfalls von mehreren Ceiten ald ech 
zungsmähiges Bebürfniß geltend gemacht worden — der Magiitrat aud von vın 
fonftigen, durch die Stabtverorbneten ettva beicloffenen Wahl, und Anftellungs-te 
dingungen Kenntniß und dadurch Gelegenheit erhalten muß, vor deren Beröfent: 
Tichung über ettwaige, feinerfeits dagegen beftehende Bebenten fi) mit der Stadtver- 
orbneten-Verfammlung zu verftänbigen, bes. fofern er ein MWiderfpruchsreht in Ar- 
{pruch nehmen zu müffen glaubt, bie höhere Entijeibung darüber im vorgefchrichenen 
Wege ($$ 36 und 56 Nr. 2 der Städte-Drdmungen vom 30. Mai 1853 und von 
19. März 1856, $ 74 der Nheinifhen Städte-Orbnung) einzußolen. 

Mas die Balanz-Ausfehreibung felbft betrifft, fo bilbet folche ein Mittel der 
Information zum Biel der Wahlhandlung, und ftcht daher Icbiglich bei der Stadt 
Derorbneten-Verfanmlung, zu beichließen, ob ein Ausſchreiben ergehen foll ober nict. 
Die Veröffentlichung des Musichreibens enthält jeboc eine Ausführung des dis 
fälligen Veihluffes, melde, aus dem inneren Geihäftsgange der Kommunalvermal- 
tung heraustretend, nach außen gerichtet ift und deshalb der Kompetenz der Et 
verorbneten nicht entfpricht. Den Magiftrate allein fteht e8 zu, bie Beialäie dr 
Stadtverorbneten auszuführen ($ 56 Nr. 2 der Stadte Brdnungen fr die dungen 
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mac; Mabgabe der eben angeführten Gefepesbeitimnungen bie Entjejeibung der Hufe 
fichtsbehörde einzuholen fein. Ob übrigens das Ausicreiben formell im Namen des 
Magiftratd oder im Anihlub an die Firma der Etadtverorbneten-Berfammlung er- 
laffen wird, eriheint nicht don weientliher Bedeutung. 8 unterliegt aud) feinem 
Bedenken, empfiehlt fid vielmehr aus praftifchen Gründen, die Anbringung der Ber 
werbungen gleich im Voraus au den Stadtverorbneten-Vorjteher zu verweilen. Daß 
diejenigen Magiftratsmitglieder, um deren iwiederzubefegenbe Ctelle e8 ſich gerade 
handelt, bei den Verhandlungen über dieje Wiederbeiefung überhaupt und die Aus« 
ihreibung insbeiondere wegen ihres tonfurrirenden perfönlic;en Intereffes fih ber 
Betheiligung zu enthalten Haben — fofern nicht etwa don ihnen jelbft auf jede 
weitere Konkurrenz bei der Wieberbefegung Icon definitiv verzichtet ift — folgt aus 
den Grundfägen der beftehenden Geihäfts-Orbnungen und den $5 44 und 57 der 
Städte · Orbnung vom 30. Mai 1853 (85 44 und 57 der Gtäbte- Orbmung von 
19. März 1856, 88 41 und 75 der Rheiniichen Städte-Orbnung) ohme Weiteres. 

Der Königlicpen Regierung wird empfohlen, die vorftehenden Gefichtspuntte 
zur Rigtfgmur zu nehmen, fals fie burd Unträge oder Veihwerden von betfeiligter 
Seite oder durch offenbare von Auffihts wegen zu erhebende Mikftände des biß- 
berigen Verfahrens zu berichtigenden Anorbnungen fi veranlaßt findet. Den Erlak 
eimer folgen Anordnung im Allgemeinen und insbejondere die Abänderung des aus 
älterer Zeit fid) noch berichreibenden Gebraudes, bie Valanz-Ausfcreibungen dur) 
den Stadtverordneten-Borfteher ergehen zu Iafien, al unbedingt und überall noth- 
wendig zu bezeichnen, habe ich für jegt noch Ynftand genommen, da nad den ein - 
gegangenen Berichten in verihiedenen Tandestheilen ein prattiſches Bebürfnib zu 
foldem Cinfcreiten noch nicht hervorgetreten ift, fei_e, meil bie Gtabtverordneten 
ion nad hergebradter geihäftliher Ordnung die Öffentlichen Ausfhreibungen nicht 
oßme gegiemende Rüdfiht auf die Berugnifle des Magiftrats und bie geſeblichen 
VBoricriften hinfichis der Beititellung des Veloldungspunktes zu erlaffen pflegen, jet 
&, weil die Bezirköregierungen durch generelle Verfügungen, wie in einigen Depar- 
tements ber Fall, wenigitens in Betreff de Befoldbungspunftes die vor der Wahl 
Ausigreibung mit Zuftimmung der Regierung zu bewirfende Regelung defielben 
bereits ausdrüdlid vorgeſchrieben haben. Wo jolde Einrichtungen beitehen und 
diefe nad) dem Daflchalten der Magiftrate und ber Auffihtsbehörbe zureichende 
Eicherheit dafür gewähren, daß die Interefien der Kommunen und die Autorität des 
Magiftrats unter dem bisherigen Verfahren nicht Leiden, mag es babei bis auf 
Weiteres fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 24. Juli 1865. 


Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: (ge) v. Klügom. 








mern und an bie Königlichen Cberpräfidien zu Pofen, Breslau und Magdeburg. 
den Amtötitel der Magiftratsmitglieder im Gebiete der Stäbte-Orbnung für die 
öftlihen Provinzen betreffend. Bom 15. Februar 1873. 


Die der Königlichen Regierung durch Eirkular-Reicript vom 3. Februar 1854 
ihrem Inhalte nad) mitgetheilte Alerhödite Ordre vom 21. Januar d. 3. hat be 
ftinmt, dab die den Magiitrats-Kolfegien ald Mitglieder angehörigen Schöffen ( 
der Städte- Ordnung vom 30. Mai 1853) in den Städten der jecds öitlihen 
dingen nad Cinführung der gebahten Etäbter-Ordmung benfelben Titel beibehalten 
follen, welden fie jur Zeit des Grlajies der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 185) 
als Magiitratsmitglieder geführt haben. Tadurd war für jeden einzelnen all, me 
im Bereiche der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 von einer Stadt die Annahme 
eines bis dahin am Orte nicht im Gebrauce gewejenen Amtötitels für die Dani 
ftratsmitglieder beantragt wurde, für folde Titeländerung die fpezielle Königlic: 
Genehmigung eriorderlih geworden. 

Die bei Grlah dieier Allerpöchften Ordre leitend geweienen Motive haben 
Zaufe der Zeit ihr Gewicht verloren, und e& liegen gegenwärtig feine Gründe voi 
Vedeutung wmehr dafür vor, die Annahme derjenigen Amtstitel, welche die Stärte: 
Sronung vom 30. Vai 1853 im $ 29 ausdrüdlid als die geieglih normalen für 
die Mogiftratsmitglieder (abgeiehen von dem Bürgermeifter, dem Beigeordneten und 
den beionders fitulirten fechniichen Mitgliedern, als Spndikus, Baurath u. f. w. 
aufführt — nämlich der Titel Stadtrath, bez. Rathsherr oder diathmann — für die 
einzelnen Städte noch weitergehenden Kautelen als dem Grfordernifie ortsftatutar! 
{cher Regelung zu unteritelfen. Bei Innehaltung diejer Borbedingung ift eineriite 
wegen der nöthigen übereinftimmenden ZBeihlubfalung des Magiitrats und der 
Etadtverorbneten dafür geiorgt, dab den Stähten nicht wider ihren Willen andere 
al8 die hergebraghten Arntstitel der Magiitratualen aufgebrängt werden, anderericits 
mittelit des Griordernifies der Regierungs-Genehmigung genügend vorgefehen, dat 
die Etädte nicht einenmächtig höhere Magiftratstitel annehmen, als welde der wirk 
Yicgen Bedeutung der Stadt angemeffen find. 

In Rüdfict bieranf haben des Königs Majeftät auf meinen Antrag durch die 
in beglaubigter Abihrift beifolgende Alferhüchite Ordre vom 5. Februar er. (a) 1 
genehmigen gerubt, dab im Gebiete der Städte-Ordmung vom 30. Mai 1853 künftig: 
hin die Annahme eines ber Amtstitel: Ratymanm, Ratheherr, Stabtrath durd) de 
Magiitratsmitglieder auf Grund ortäftatutariicher, von der vorgejeßten Regierung dr: 
ftätigter Gemeindebeichlüfle erfolgen und dieje Beftätigung überall, wo der gemünict: 
meue Titel der Vebeutung der betreffenden Stadt angemeffen eriheint, erhal 
werben Tan. 

Die Königliche Regierung ſehe ich hiervon mit dem Auftrage in Kenntnit, 
danad) in Zufunft zu verfahren. Grläuternd bemerke id}, daB im Allgemeinen die 
Höhe der Civil-Einwohnerzahl einer Stadt, fobald bie Erreijung einer gewinen 
numerifeien Stufe als Tonftant geworben anzufehen ift, als maßgebend für die Ge 
nehmigung ortsftatutariicher Beihlüffe wird gelten Fönmen, Laut melden von den 
bisher üblichen Magiftrats-Amtstitel zu einem anderen, der erreichten höheren Stuie 
entfpredjenden, nad) der Reihenfolge: Rathmann, Rathshere, Stadtrath, übergegangen 
werden fol. Der Regel nach wird babei fünftighin für den Titel Stadtrath Nie 
Bevölterungszahl von mindeftens 10,000 Civil-Einwohnern, welhe fortdauernd nos 
von gefeglich anerfannter Bedeutung für die Veitätigung der Magiftratedirigenten 
fowie für die Zahl der Magiftratömitglieder und die Bedingungen des Bürgerrtt: 
ift, feftzuhalten, für den Titel Rathshere aber die Seelenzahl bon ıninbeitens 0 
— ftatt der in der Städte-Ordnung von 1808 beftimmten von 3500 — anzunehmer 
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Girtular-Crlaß vom 31. Mai 1864, betreffend Sqhema zur Kommunal-Einfommenfiener. 
Sefeg vom 25. Mai 1879, beizeffenb die Aufßebung der Mahl und Ehladtfteuer. 

Grtenntniß des Gericptößefes jur Entfeibung ber Rompetenztonflikte in Gtreitfagen üb 
Eeoioirehunetofen Bon 11 Movenber ie ei ' 
Beiceib vom 20. Auguf 1874, betreffend bie Tarife bei Gemeinbe-Einfommmenftenern. 
Beideib vom 5. Juli 1873, betreffend bie Einihäung ber @emeinbeftenern auf einpeitlic 
lage mie Der affen: unb Hafhfiten Gntenmenfene a renern auf enheii 
Gefep vom 28. April 1873, betreffend bie Erhebung von Marftflanbegeib. 

Girtular vom 17. Juli 1854, beixeffenb das Berfahren bei Einführung von Gemeinte-Anilısr. 
au welchen bie Oenebmigung ber Regierung erforberlic it. 

— betreffen ben Bmoriftiontfag bei Husgabe von auf ben Onpabe I 
ben S@ulbverfareisungen etens ber Rreide und äbifden Rorporafionen. . 
iember 

Gefeg, betreffend Ausfellung von Bapleren, welde eine ;Gverpflichtunmg am jeher da 
— emailen Er 17. Sunt a" ‘ Behtunatverpfintg au | 
Selen, bersflenb big Berweltung ber ben Gemeinden unb Mfetligen Bnfalke shit 
Waldungen. Bom 14. Huguft 1816. 





. Infruftion behufß ber Gefhäftsführung ber Stabtverorbneten. 

. Gefeß vom 26. Iuli 1847, betreffend das mugbare Gemeinbe-Bermögen. 

3. Girkular vom 12. Oftober 1856, betreffend bie Verwendung des Bürgerdermögens zu 2z- 
- munal-Berwaltung@bebürfniffen 


Girtular vom 10. Juni 1873, betreffend bie Anweifung zur Ausführung des @efeyet tn 
36. Mpril 1874 wegen Erebung von Marttftandögeld. ” 
Inftruftion vom 21. Juni 1877, betreffend bie Berwaltung ber Gemeinbewalbungen. 





achenden Entwürfen zu Kommunal-Eimtommenfteuer-Regulativen, wenn biejelben nad; 
tem beiliegenden Schema oder dod nur mit prinzipiell nicht erheblichen Abweichungen 
abgefaßt find, ohne vorherige Anfragung ihre Genehmigung zu ertheilen. 
Berlin, den 31. Mai 1864. 
Der Finanz-Minifter. Der Minifter des Innern. 
(ge) d. Bodelſchwingh. Im Auftrage: (ge) v. Klügom. 


A. 
Regulativ für die Kommunal-Einfommenfteuer in der Stadt N. N. 
Auf Grund des $ 3 al. 2 und $ 4 al. 1, 3 und 4 der Etädte-Orbnung für 
die ichs Öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, alſo lautend: 


„Als Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welde in dem Stadt» 
bezirte mach den Beftimmungen der Gejege ihren Wohnfig haben. 


Rose, Stadte · Ordnung. 30 





Abg⸗ ſchlage zur Klajlen- oder 
Hofiifigieten Ginfommenfteuer erhoben werben, müffen alle Diejenigen, 
welche im Stabtbesiel fi aufhalten, um dort ifren Unterhalt zu erwerben. 
fobald fie dafelbit eine Diefer Steuern zu entrichten haben, au die ae 
dachten Zuicläge zahlen. Wo eine Kommunalfteuer anderer Urt ein 
geführt it, find dergleichen veronen bei einem Aufenthalt von mehr als 
drei Monaten im Ctabtbegirfe vom Wblaufe des dritten Monats an ju 
jener Steuer beizutragen verpflichtet“, 
und auf Grund des Veichlufies der Stadtverordneten vom . . . . . . wird hierdurs 
vorbehaltlich der Genehmigung durch die Königliche Regierung für den Gemeinde 
begiet N. N. nachitchendes Gemeinde-Einfommenfteuer-Regulativ erlafien: 


sl. 

Bom..... 186... ab follen zur Gemeinde» Einfommenfteuer herangezozen 
werben: 

8) alle Diejenigen, welche in dem Stadtbezirke nach den Veftimmungen det 
Gelege ihren Wohnfig haben, — fpäter Anziehende jedoch erit vom Ar: 
fang des auf den Anzug folgenden Donats an; 

b) alle Diejenigen, welche, aud ohne im Stadtbezirk zu wohnen, fit dic | 
Monaten in demfelben fich aufhalten, um dort ihren Unterhalt um | 
werben, vom Ablauf des dritten Monats an; 

©) alle Diejenigen juriftiien wie phufiidien Perjonen, welche, aud ohne in | 
Stadtbeirt zu wohnen, dafelbft Grundbejig Haben oder ein ftchendes ix: 
werbe betreiben, — bieje jedoch mr mit dem aus dem im Stadtbejirt ac 
Tegenen Grundbefig oder aus dent innerhalb des Stadtbrzirks betrierene: 
Gewerbe fliehenden Einfommen, 

s2 

Bon der Gemeinde-Einfommnenfteuer find frei: 

8) Steuerpflichtige der unterjten Rlaffenftenerftufe (der eriten Stufe der eri 
Hanptflaffe), bezüglich wenn e& beionders beantragt umd mofibirt m 
der Untertufe a der erjten Ctufe ($ 9a 1 des Gefeges vom 1. Mai 151 
wegen Einführung einer Klafien- und Haffifigirten Einfommenfteuer): 

b) fervisberechtigte Mititärperfonen des aftiven Dienitftandes, mit Ausnahzıe 
der Militärärzte rüdjichtlich ihees Einfommens aus einer Civilprark: 

©) Geiftlicye, Kirchendiener und Glementaricpulfehrer infoweit, als dieies Dur 
$4 al. 7 umd 12 der Cüdte» Ordnung vom 30. Mai 1855 an 
geordnet ift. 

Wegen der Befteuerumg des Dienſteintommens der Beamten und Penficnice 
fowie der Penfionen der Witten und der Erziehungsgelder für Waifen chemalinsr 
Staatsdiener fonmen die Vorihriften des Gefeyes vom 11. Juli 1822 (Gei.San 
©. 184), der Alerhögjten RabinetssDrbre vom 14. Mai 1832 (Gej..Samml. £. 149) 
und der Deklaration vom 21. Zanıar 1829 (Gef.r-Samml. S. 9) fomie Sri 
fchriften des Minifteriat- Erlaffes vom 2. Zuni 1856 (Min.»Blatt ©. 167) yur An- 
wendung. 

Dei denjenigen Einwohnern des Stadtbezirls und denjenigen nad $1 suh b 
























win Eintommen von meyr als 1000 RHIM. wird ZU Der enmpremenden Stuſe Der 
Staats-Eintommenfteuer veranlagt. 


sa 

Die Einihägung geſchieht durd eine von der Stadtverordneten · Verſammlung 
eigens dazu gewählte Kommiffion von (at) Mitgliedern. Diefelbe beiteht aus (vier) 
Vitgfiedern der Stadtverorbneten-Verjammlung, wovon, foweit diejed angänglich, 
(wei) einfommenfteuerpflichtig und (wei) Haffenfteuerpflichtig fein müfjen. Bei der 
Einihägung einer juriftiigen Berjon hat dasjenige Mitglied, weldes bei den Ber 
triebsreiultaten durch Aktienbefig ober in fonftiger Weile intereffirt ift, fid der Ab 
ftirmung zu enthalten. Der Bürgermeifter ober der vom ihm delegirte Beigeordnete 
führt in dieſer Kommiffion den Vorfig, ohne ein anderes Stimmrecht als bei Stimmen» 
gleihheit, und werden bemielben alle fonjtigen amtlichen Rachrichten mitgetheitt, 
meide zur Aufflärung dienen konnen 

35. 

Die nach vorſtehenden Paragraphen ſtattfindende Einjhägung bildet die Mutter« 
tolle zur Gemeinde-Ginfommenfteuer, auf deren Grund, nadbem das Beitragäver- 
hältrit gu den Gemeindebedärfniffen dur Kommunalbeihluß unter event. Genehmi- 
gung der Königlichen Regierung feftgeftellt it, der Magiftat die Heberolle anfertigt, 
mährend vierzehn Tagen zur Einficht offenlegt und demnädjft vollitredbar erflätt. 


30% 


nad} dem Ablauf dieler Grit au verjammelnben Einfdägungstommitfion ($ 4) vor 
gelegt. Der Magiftrat entfheibet fobann auf Grumd des Gutachtens der Einihägung:- 
Tommiffion. Gegen biefe Cnfideiung fteht den Rellamanten der Nekurs an dic 
BVegirlöregierung binnen einer Präffufinfeift von ſechs Moden, vom Tage ber Zu. 
ftelung des Beicheides an, zu. 

s10. 

Auf Grund der über Zu- umd Abgänge zu führenden Notigen werden von den 
Magiftrat im Anfange der Monate Juni und Dezember bie Zu umd Mbgangeliitcn 
angefertigt und der Gemeinbefaffe zur Erhebung der Zugänge und Verredimung dt 
Ausfälle zugefertigt. 

sl. 

Ueber die Behandlung der bie Gemeinde-&intommenfteuer betreffenden Ab- un? 
Zugänge und Rellamationen Tommen, infofern gegenwärtiges Regulafio midt ein 
Anderes vorfchreibt, bie Beftimmungen ber Minifterial-Inftruttion vom. 19. Zumi 185) 
Min.Bl. ©. 149) zur Anwendung. 

N. R., den 31. Mai 1864. 


Sätaätfteuer aufs Reue geprüft werden. Ueber das Refultat der jedesmaligen Bär 
fung unb bie getroffene Entieeibung fit dem Sandtage eine Vorlage zu machen. 


s3 

Eine Erhöhung der beftehenden Schlagtiteuerfäge mit Einfluß des bisherigen 
Kommunalzuflages kann nur durch Gejeg angeorbnet werben. Grmäßigungen der 
bisherigen Steuerfäe, Befreiungen gemiffer Gegenftände von der Schlachtſteuer und 
andere, den ſchlachtſteuerpflichtigen Verkehr erleichternde oder die Zuſtändigkeit ber 
ftäbtifchen Behörden betreffende Aenderungen der wegen der Schladtiteuer beitehenben 
Vorichriften fönnen durch bie örtlichen Schlacititeuer-Regulative eingeführt werden. 

Im Uebrigen finden die wegen der Schlachtſteuer des Staats beftehenden Bor- 
ihriften au auf die vom 1. Januar 1875 ab als Gemeindeiteuer zu erhebende 
Sglaätiteuer Anwendung. 


54. . 

Auf Antrag der betreffenden Stabt wirb gegen Wergütigung des von dem 
Finang . Minifter feitzufegenden NKoftenbetrages die Grhebung und Berwaltung der 
Schlactfteuer durch die Behörden und Beamten der Berwaltung der indirekten Steuern 
des Staats für Rehmung der-Stabt fortgefept. Die in biefem alle den ftädtiichen 
Vehdeden zufommenben Befugniffe binfichtfic; der Kenntnignahme und Einwirkung 
in Sclactiteuer-Ungelegenheiten werden in der bezüglicien Uebereinkunft geregelt. 


Wuma um upru 1014 hade 0er Weniagte oas Aopoauttroctat even oem anun. 
deffen Eigenthümer Kläger im Veginne des Jahres 1874 gewefen, und has Exit 
pflafter neben einem ihm zu biefer Zeit gehörig gemejenen Bauplape aufreiben und 
am biefen Gtelfen ein neues sphalttrottoir Iegen Iaffen. Darüber Habe Kläger von 
ber Kämmereilajfe eine Rednung im Betrage von 116 Zhlr. IL Spr. erhalten. 
Auberbern habe Beflagter für die Herftellung neuer Zweigfiele, welde er in vn 





wenn er zur gem ver amegung oeo 2tumuirs verei vu Yyuns unv ven Sauprag 
am den Reftaurateut D. vertauft gehabt habe, mas er, wenn er in Gemähheit vs 
$ 2 cit. gehört worden wäre, würbe haben geltend macyen können. Im Laufe des 
Frozeffes führte Kläger zur Begründung der Zuläffigfeit des Nechtöweges an, es 
liegen jedenfalls die Ausnahmsfälle des $ 79 Allg. Candr. II. 14 und des Gefebes 
vom 24. Mai 1861 vor, weil Befreiung aus bejonderen Gründen und Belaftung 
über Gebühr behauptet werbe, ſowie dab die Abgabe feine öffentliche fei. 

Bellagter fehte die Einrede der Unzuläffigteit des Nechtsweges entgegen. 

Bevor die Sache zur Entigeidung gelangte, erhob die Königl. Landdroftel zu D. 
mittelit Beſchluſſes vom 18. April 1876 den Kompetenztonflilt, jedod nur injoweit, 
als die Klage die Rücyahlung der für Trottoiranlagen und Reparaturen gezahlten 
Beiträge zum Gegenftande Habe. Zur Begründung wird ausgeführt: 

Die obfervanznäßig und nad} den Vorihriften der Befanntmahung vom 16, Dezbr. 
1846 jowie insbefondere der Bau-Drdnung vom 9. Junt 1868, $ 22 den Eigen« 
thümern der an den Fuhweg anftohenden Grundftüde obliegende Verpflichtung der 
Herftellung und Erhaltung der Fuhwege an den Ctraßen der Stadt Imd Geldmart D. 
ftelfe fi als eine Gemeindelaft dar. Die durd das von der Fanddrojtei beftätigte 
Statut der Stadt D. vom 4. Juli 1871 an die Stele der Naturalleijtung geiehte 
Gelbleiftung der Verpflihteten trüge den Charakter einer Gemeinbeabgabe; wegen 
einer jolden fei aber der Rechtsweg nicht zuläifig. 

Bon Eeiten der Parteien ift eine Erklärung über den Kompetenzkonflitt nicht 
eingegangen. Das Amtögericht zu D. und die Kronanwaltihaft bei dem dortigen 
Dbergerichte erachten denfelben für begründet. Dieje Anficht ericeint als die richtige. 
Die Beträge, welche der Magiftrat der Stadt D. auf Grund des $ 3 des von der 
Königt. Tanddroftei genehmigten Statuts vom 4. Zuli 1871 eingezogen hat, ftellen 
fi als eine Abgabe dar, die von einer Klafie der Gemeindeglieder, namlich von ben 
an die Fuhwege anftopenden Grundeigenthümern, zum Nugen der Stadt erhoben 
werden; fie bilden demnach eine Gemeinbeabgabe, auf welde nach der feitftehenden 
Rechtjprechung des Königl. Gerichtshofes zur Entiheidung der Kompetenztonflitte — 
vergl. Zuft.-Min.-Blatt von 1870, ©. 340 — der in $ 36 der Verordnung vom 
26. Dezember 1808 wiederholte $ 78 Allg. Sand. II. 14, vorbehaltlich der im $ 79 
ebendaf. beitimmten Ausnahmen, Anwendung findet. Ein folder Ausnahınefall Liegt 
aber nicht vor; benn die Befreiung, melde aus dem Wortlaut ber 85 4—8 eod. herr 
vorgeht, findet nur auf die Befreiung durch Vertrag, Privilegium und dann ftatt, 
wenn über die Vertheilung der Abgabe unter den Kontribuenten Streit entfteht. Die 


23. 2x0t 1901 DIe Yuapigeu ven negiWwrge nur van UEgTUNDEN, wenn, wıc 
nicht der Fall ift, behauptet würde, die Abgabe beruhe auf einem aufgehobenen 
pripatrehtfihen Fundamente. Da mm mac, ber Verorbnung vom 16. Septemter 
1867 (Gei.-Samml. S. 1515), Art. 1, die im Geltumgägebiete des Preirküchen Yanı- 
rechts beftehenden allgemeinen Beftimmungen über die Zufäffigfeit des Redtswerr: 
aud auf die neuen Landestheile Anwendung finden, jo war, wie geichehen, zu ce: 
Tenmen. 
Berlin, den 11. November 1876. 


Koniglicher Gerichtshof zur Entiheidung der Kompetenztonflikte. 
dv. Könen. 


4. Beſcheid an den Königlichen Oberpräfidenten R. zu R., die Frage, inwieweit 
bei Gemeinde-Einfommenfteuern Abweichungen von ben Tarifen ber Klafſenſteuer 
und Haififigirten Einfommenfteuer zu geſtatten find, betreffend. 

Bom 20. Auguſt 1874. 


Ew. xc. Haben in dem gefälligen Berichte vom 2. Märg d. 3., betreffend hai 
Kommunal-Ginfommenfteuer-Regulativ der Stadt N., die darin zur Enticeidung 
fteilte frage, inmieweit bei den neu einzuführenden oder abzuänbernben Gemein 
Eintommenfteuern Abweihungen von den Tarifen der Klaffenfteuer und Naffrfyiren 
Gintommenjteuer zu geftatten find, unter bem doppelten Gefichtspunkte einer Abänc- 
rung ber Staatsjteuerjäge einerfeits und der Vermehrung ber Staatsiteuerjtufen anderer: 
feits erörtert. Bei dem weientlihen Zujammenhange bieier beiden Beftanbtheile de 
Steuertarife würden indeß einfeitige Mobifitationen derjelben in ihrer Wirkung ar’ 
die Bertheilung des Kommumalfteuerbetrages noch weiter gehen, als Em. ıc. vorars: 
zuiegen {heinen, und entſpricht es jedenfalls dem Weien der Sache, bei Prütunı 
obiger frage jene beiden Gefichtspunkte einheitlich ins Auge zu fafien. 

Die Abftufung des Einfommens und der Steuerfäge in den Tarifen der beiten 
genannten Staatsiteuern beruht auf forgfältigen, in dem Eyftem und Ween ver 
Tegteren begründeten Erwägungen, welde in allen fällen, wo die Vertheilung vor 
Kommunalabgaben nad) den beionderen Einfhägungsgrundfägen jener Steuern tar 
finden foll, gleihmäßige Geltung behalten. Abänderungen des Verhältniſſes da 
“eingelmen Zarifiüge zu einander und zu den begüglichen Cinfommensitufen für die 
oder jene Gemeinde würden daher ſtets bie genaueften Erörterungen erfordem und 
die Beftätigung der betreffenden Regulative zu einer Aufgabe von um fo grökett 
Echwierigleit machen, als der Nachweis Lotaler EigentHümlichleiten zur Rechtfertigung 
abmeichender Steuerifalen in übergeugender Weife taum jemals zu führen fein Dürr 
Schon aus diejem Grunde wird an der in dem Referipte vom 5. Juli pr. (Mind. 
pro 1873, ©. 218) geftellten Anforderung eines mit den Tarifen ber Klafjen- un! 
Haffifgieten Ginfonmenfteuer des Ctaates übereinftimmenden Tarifes fur die einy 
führenden Gemeinde-Einkommenfteuern feitzuhalten fein. Rod) weniger Können wit 
die Erhebung von Kommunal«Cinfommenfteuern nad jolhen Tarifen für zuläiit 
erachten, deren Cteuerfäße gegen diejenigen der genannten Gtaatöftenern ftärker auf 
fteigen und insbefondere alio bon dem gleigmähigen Verhältniffe, im weldem die 
Gintommenjteueritufen der Haffifisirten Einfommenfteuer durch die für biejelben fit: 
geiehten Cteuerfäge getroffen werden, abweichen Der bisher zur Rechtfertigung 
folder progreifiven Kommunal-Einfommenfteuern angeführte Grund, dab bieiclter 
zur Schonung der unteren Bevölferungsflaffen gereihten, hat ſeit der Cinfühnma 
des jetigen lafjenfteuer-Tarifes, durch welhen jenem Gefichtspunfte in genägendent 
Mabe Rechnung getragen wird, feine Bedentung verloren, und c$ handelt fih din 
fort, um eine ber Seiftungsfähigfeit ber verichiedenen Cimmohnerflaffen entiprehent 






ichen Behörden noch zu empfehlen, bei Umarbeitung des qu. dtegulativs in dayeide 
Beftimmungen aufzunehmen wegen MWermeibung von Doppefbeftenerungen im Falle 
des mehrfaden MWohnfiges in berihiedenen Gemeinden und wegen der gänzlicen 
Freifaffung des Einfommens aus auswärtigem Gewerbebetriebe. Cm. ıc. erluchen 
mir bei Rüdgabe der fämmtfichen Berichtsanlagen ganz ergebenft, hiernah das Cr- 
forderliche gefäligft veranlaffen zu wollen. Zugleich laffen wir Ew. ac. ben mit der 
gefälligen Beiichrift vom 11. März er. vorgelegten Bericht der Königlichen Regierung 
zu &. dom 4. defl. Mts. nebft Anlagen bierbei mit dem ganz ergebenften Bemerfen 
wieder zugeben, daß aud; das unter den Lefteren befinblie Kommunal-Eintommen- 
fteuer-Negulatin für die Stabt X. zur Beftätigung feitens der Auffichtsbehörbe nicht 
geeignet ericheint. Denn in $ 6 dieles Regulatios find die Einheitsiäge von Stufe 3 
ab in ihrem Berhältniffe gegen die entiprehenden Steuerfäpe der Alajjen- und Mlaifir 
firten Einfonmenfteuer erheblich abweichend normirt. CS find mithin bie in dem 
erwähnten Grlaffe vom 5. Juli pr. generell feftgeftelten Grunbfäge nicht berüd« 
fihtigt worden, auf deren Anwendung aus den oben angeführten Gründen mit 
Strenge gehalten werben muß, fofern nicht etma eigenthümliche drtliche Berhältniiie 
von befonberer Erheblichten Ubweihungen zedtfertigen follten. Colde befondere 
Werhältmiffe find von den ftähtifchen Behörden zu X. in feiner Meife geltend ner 
madt und nad dem Berichte der Königlien Regierung nicht vorhanden. DaB in 
&. bereit eine Kommunal» Einfommenfteuer mit progreifiven Tariffägen befteht, 
weldje don denjenigen der Ctaatsfteuern abweichen, darf die Auffichtsbehörde nicht 
hindern, bei jeber Gelegenheit, alto nicht dios bei Neueinführung, fondern aud) bei 
Veränderung beitehender Einfommenfteuer-Regulative, von der ihr auftehenden Der 
fugniß der Perfagung der Genchmigung eines ber Mbfiht des Grlafles dom 
5. Juli pr. widerfpredenden Regulatibs Gebraud zu machen. Das für das lau- 


1004 (WEL.OAMIM. ©. 1919), UT. 1, DIE IM WEHUNGSKEDIETE DES preuztchen ano⸗ 
zeihts beftehenden allgemeinen Beftimmungen über die Zuläffigfeit des Regtswens 
aud) auf bie neuen Candestheile Anwendung finden, jo war, wie geſchehen zu e- 
Terme. 

Berlin, den 11. November 1876. 


Koniglicher Gerichtshof zur Entiheidung der Kompetengtonilitte. 
dv. Könen. 





4. Beſcheid an den Königlichen Oberpräfidenten R. zu R., bie Frage, immwirweil 
bei Gemeinde-Eintommenfteuern Abweichungen von ben Tarifen der Klafſenſteuer 
und Haffifigirten Eintommenftener zu geftatten find, betreffend. 

Bom 20. Auguft 1874. 


Ew. x. Haben in dem gefälligen Berichte vom 2. März d. J., betreffend hat 
Kommunal-Einfommenfteuer-Regulatio der Stadt N., die darin zur Entideidung ac 
ftellte Frage, inwieweit bei den neu einzuführenden ober abzuändernden Gemeint 
Einfommenfteuern Abweihungen von den Tarifen der Klaffenfteuer und Haifinzirter 
Eintommenfteuer zu geftatten find, unter bem doppelten Gefichtspuntte einer Abänte- 
rung der Gtaatöfteuerfäge einerfeits und der Vermehrung ber Staatsfteueritufen anderer 
feitö erörtert. Bei dem weſentlichen Zufammenhange dieſer beiden Beftanbtheile der 
Steuertarife würden inbeh einfeitige Mobififationen derfelben in ihrer Wirkung auf 
die Vertheilung des Kommunalfteuerbetrages noch weiter gehen, als Cm. ıc. voran 
jufegen fcheinen, und entfpricht e jedenfalls dem Weſen der Sade, bei Prüfung 
obiger Frage jene beiden Gefichtspuntte einheitfic ins Wuge zu faflen. 

Die Abftufung des Einkommens und der Eteuerjäge in den Tarifen der beiten 
genannten Staatsiteuern beruht auf forgfältigen, in dem Eyftem und Weien vr 
legteren begründeten Erwägungen, welde in allen Fällen, mo die Vertheilung von 
Kommunalabgaben nach den befonderen Einihägungsgrundjäßen jener Steuern fat: 
finden. foll, gleihmähige Geltung behalten. Abänderungen des Berhältniffes der 
-Angelnen Tariffäge zu einander und zu den bezüglihen Einfommensitufen für dire 
ober jene Gemeinde würden daher ſtets die genaueften Erörterungen erfordern un? 
bie Beitätigung der betreffenden Regulative zu einer Aufgabe von um fo gröer 
Säwierigteit machen, als der Rachweis Iotaler Eigentgümligjfeiten zur Rechtfertigung 
abweichender Steuerifalen in überzeugender Weife kauın jemals zu führen fein dürtt. 
Schon aus diejem Grunde wird an der in dem Referipte vom 5. Zuli pr. (MinBt. 
pro 1873, ©. 218) geftellten Anforderung eines mit den Tarifen der Alaffen- unt 
Mlaffifigirten Ginfommenfteuer des Staates übereinftimmenden Tarife für die ein: 
führenden Gemeinde-Einfommenfteuern feitzuhalten fein. Noch weniger Tonnen mit 
die Erhebung von Stommunal«Einfommenftenern nad ſolchen Tarifen für zuläita 
eradten, deren Cteuerjäße gegen diejenigen der genannten Staat8jtenern ftärker au 
fteigen und insbefondere aljo von dem gleiömähigen Verhältniffe, in welchem bie 
Gintommenfteuerjtufen der Haffifizirten Einfommenfteuer durch die für diejelben fet- 
geſetzten Steuerſaͤtze getroffen werden, abweihen. Der bisher zur Rechtfertigung 
foldper progreffiven Kommunal-Einfommenfteuern angeführte Grund, daß diefelten 
zur Schonung der unteren Bevölferungsflaffen gereichten, Hat feit der Ginführm 
des jegigen Klaffenfteuer-Tarifes, durch welchen jenem Gefihtpunfte in genügendem 
Mahe Rechnung getragen mird, feine Bedeutung verloren, und es handelt fich hin 
fort, um eine der Ceiftungsfähigfeit der verſchiedenen Ginmwohnerflajlen entjprechende 





Freilaffung des Einfommens aus auswärtigem Gemerbebetriche. Cm. ıc. erihen 
totr bei Rücgabe der fämmtlichen Berihtsanlagen ganz ergebenft, biernad) das Cr- 
forberliche gefälligit veranfaffen zu wollen. Zugleich Iaffen wir Ev. ac. den mit di 

geiälligen Beiihrift vom 11. März cr. vorgelegten Bericht der Königlichen Regierur 

du &. vom 4. beff. MS, nebft Anlagen hierbei mit dem gan ergebenften Bemerkı 

wieder zugehen, dab aud) das unter den Iehteren befinbliche Rommunal»Einfomme 

fteuerRegulativ für die Stadt X. zur Betätigung feitens der Auffichtöbehörde nin, 
geeignet ericheint, Denn in $ 6 biefes Megulativs find die Cinheitöfäge von Stufe _ 
ab in ihrem Berhältniffe gegen bie entipregenden Eteuerfäge der Alaflen« und Haifi« 
füirten Ginfommenfteuer erheblich abweichend nommirt. Cs find mitfin die in dem 
erwähnten Griffe vom 5. Zuli pr. generell feftgeftellten Grundfäge nicht berld« 
fißtigt worben, auf deren "Unmwenbung aus den oben angeführten Gründen mit 
Strenge gehalten werben muß, fofern nicht etwa eigenthümliche Drtliche Verhäftnifie 
von beonderer Erheblichteit Abweichungen redtfertigen follten. Solde bejonbere 
Berältniffe find von den ftäbtiichen Behörden zu X. in Teiner Weile geltend ge« 
madjt umd nach dem Berichte der Königlichen Regierung nicht vorhanden. Dak in 
&. bereit8 eine Kommunal Ginfommenfteuer wit progreffiven Larifägen beiteht, 
weldje don denjenigen der Staatöfteuern abweichen, darf die Auffichtsbehörde nicht 
hindern, bei jeber Gelegenheit, alfo nicht dios bei Neueinführung, fondern aud) bei 
Veränderung beitehender Ginfommenfteuer-Regulative, von der ihr auftehenden Der 
fugnib der Verſogung der Genehmigung eines ber Abit des Erlaffes vom 
5. Juli pr. widerfpregenden Negulatios Gebrauch zu machen. Das für das lau 








Berlin, den 20. Auguft 1874. 
Der Finanz Minifter. Der Minifter des Inner. 
Im Auftrage: ©. Klüpom. 


5. Beſcheid an die Königliche Regierung zu R., die Einihägung zur Kommunal 
Eintommenftener auf einheitlicher Grundlage mit der Klaffen · und klaſſtfizirten 
Eintommenfteuer betreffend. Vom 5. Juli 1873. 


Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom 20. Februar d. I 
daß das entworfene anbei zurüderfolgende Kommunalfteuer-Regulatin für die Stadt R. 
wegen bes danach (8 3 und 4) beabjichtigten beionderen Tommunalen Finihägungs 
Verfahrens und des angenommenen, von der Staatöjteuer-Stala in den Einkommens: 
ftufen und Cteuerjägen abweichenden Tarijs, ſich zur Genehmigung nicht eignet. 

Das nunmehr (Gej.r-Samıml. S. 213) veröffentlichte Gejeg vom 25. Mai cr. 
wegen Abänderung des Klafien- und Haffifizirten Eintommeniteuergeieges vom 1. Tixi 
1851 hat dem von den Sommumen jeither vielfach gezeigten Miderjtreben, Die Fer 
anlagungen zur Staats⸗Klaſſen · und klaſſifizirten Einiommenſteuer zum Anhalte aus 
für die Heranziehung zu den Kommunals&infommenfteuern in Gemägheit des Rormalr 
Regulativs von 31. Mai 1864 zu nebnen, die bisher noch hier und da als berid 
fichtigenswerth anerfannte Begründung im Allgemeinen entzogen. Durd die ver 
änderten Cinfhägungs « Grundfäge des neuen Gejehes Hat die Slaifeniteuer ier 
meienttih den Charafter einer wirklichen Einfommenfteuer erlangt. Das Eintommen 
üt fortan maßgebend für die Einihägung, und die daneben nad $ 7 (bey. nach $ 2 
‚weites Alinea, auch für bie erfte und zweite Etufe der Einfommeniteuerpflictinct 
mit mehr als 1000 Ihle. Ginfommen) noch geitattete 
Leiftungsfähigfeit bedingender wirthichaftlicher Verhäl 
auch für die fommunale Steuer- Veranlagung. Sofern es nad den örtlichen Ye 
hältniffen enwünjcht und angemefien ericpeint, in der tommumalen Perjonalbejteuerun 
nod unter die Genfiten der erften Klafienfteuerftufe mit mindeitens 140 Thalm 
Ginfommen Herabzugehen, fo gewährt $ 9a des neuen Gejehes das Mittel him 
Außerdem ift durch die neue Einrichtung der Steuericala jowohl für die Klafır 
a5 die flaffifiziete Einfommenftener, namentlic dur Einichiebung von Ziwiidenitier 
der fegteren, behufs Verringerung früherer allzu großer Intervalle und durch Buden 
höher anfteigender Cintommenfteueritufen über bie Frühere Marimalgreme u 
monatlid 600 Thalern hinaus (88 7, 20) mod weitere Sorge dafür getragen, dez 
das Ginfommen fchärfer feitgetelt und dem wirflihen Betrage entfprechender vor 
der Steuer erfaßt werde. 

Das Vertrauen, welches bie ftaatlihe wie die tommunale Veiteuerung für die 
Nichtigkeit ihrer Veranlagung in Anſpruch nehmen müflen, läuft ftetS Gefahr, nı& 
der einen oder nad) der anderen Geite bedenklich geihädigt zu werden, wenn geireitit 
und deshalb im Ergebniß häufig differirende Cinihägungen des beiteuerungstähiut 
Eintomniens der nämlihen Perjon einerjeits für die Etaatd-, andererjeits für Ne 
Gemeindeiteuer ftattfinden. Es muß daher jept ftrenger als bisher darauf gehalt 
werben, daß die Kommunal-Einfommenfteuern in der durd das NRorınal-Regulıt? 
von 31. Mai 1864 vorgejeichneten Weife auf einheitlicher Grundlage mit ii 
Klaffen- und Haffifigirten Einfommenfteuer, insbefondere im genauen Anfelufe ın 
die Einihägungs-Örundfäge wie an die Scala und den Tarif diefer Etaatsitm 
erhoben werden, foweit nicht etwa ganz eigenthünliche Örtliche Berhälhrifje von de 
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$2 


Die Höhe des Marktftandsgeldes ($ 1) ift mur nach der Gröhe des vom Feil- 
bietenden zum Marktitande gebrauditen Raumes und nad) der Dauer bes Keilbietens 
su beftimmen. Cie darf den Sap von 2 Ser. für den Quadratmeter und den Tag 
des Zeilbietens nicht überfteigen. 

Wie diefe Voricrift auf Gegenftände, die weder auf Tiſchen nod in Buben, 
Kiften, Faffern, Körben, Haufen u. |. w. feilgeboten werben, anzuwenden, unb in 
welder Weile das Marktftandsgeld für Gegenftände, welde bei geringem Merthe 
einen großen Raum einnehmen, verhältnikmäßig geringer feitzufegen ift, Tann im den 
betreffenden Tarifen mit Genehmigung ber Begirfsregterung (Landbroftei) befonders 
beftimmt werben. 

In gleicher Weile ift über die Anwendung ber Vorſchrift des erften Abſatzes 
auf Bruchtheile des Quadratmeters Beftimmung zu treffen. 


53. 

Unter den Marttſtandsgeldern ($5 1 und 2) ift bie Miethe für Buben, Zelte, 
Zifge, Unterlagen, Stangen oder fonftige Vorrichtungen, melde ben Verkäufern 
zum Gebraudje überlaffen werben, nicht begriffen. 

&8 fteht einem eben frei, ob er fidh der ihm felbft augehörigen Vorrichtungen 
bebienen ober foldhe von Anderen entnehmen will. 


s4 


Die Tarife zur Erhebung von Marktftandsgeld müffen während der Meb- und 
Marktzeit zu Jedermanns Einfiht auf den zum Feilhalten beftimmten Plägen und 
Stragen aufgeitellt jein, und es dürfen außer den barin beftimmten Abgaben feine 
anderen erhoben werden. 

Die Erhebung darf nur auf der Verfaufsftelle, nit aber ſchon beim Eingange 
der Waaren in ben Marftort ftattfinden. 





JONTREREIEREENEER wen muyemeimen Seruyeopune, 
ingmifeien bergeftait dringend geltend gemacht, daß der Grlaß einer folden Unweifung 
nicht länger ausgefeft bleiben Tommte. 


die Gemeinde-Auflagen betrerfend. 


Zur Ausführung des $ 53 der Stäbte- Ordnung dom 30. Mai 1853 wird ber 
Königl. Regierung behufs Beadtung bei Prüfung don Anträgen ftädtiicjer Behörben 
wegen Einführung folder Gemeinde-Xuflagen, zu weldien bie Genehmigung ber Königl. 
Regierung erforberlid, ift, nadjftehende Anweifung ertfeilt: 

1. Die zur Beſteeitung des Stabthaushaltes anzuorbnenden Gemeinbefteuern 
dürfen weber den regelmäßigen Eingang ber Staatäfteuer gefährden, nod; 
dem freien Verkehr im Innern des Staates hinderlich fein, noch mit der 
allgemeinen Zoll: und Cteuergefehgebung bes Stantes ober mit beftehenden 
Stantöverträgen im Miberfprud) ftehen. 

2. Die Aufbringung der Gemeinde-Xuflagen im Wege des Zuſchlages zu den 
Staatsjteuern wird in der Negel den Borzug vor ber Einführung ber 
fonderer Gemeindefteuern berbienen. Dergleihen Zufäläge find fo anzu 
Tegen, dab fie der Veranlagung zur Hauptfteuer folgen. 

Unzufäffig find Gemeindezufcläge: 

3) zu den durch die Gejeßgebung vom 26. Mai 1818 eingeführten Steuern 
und Zöllen ſowie zur Mübenzuderfteuer; 

b) zu der dur das Gefeh vom 8. Gebruar 1819 eingeführten Brannt- 
weine, Bein. und Tabafsiteuer; 

©) au der Stempelfteuer; 

&) iu der Suflage auf das Calı, und 

©) zu der Eteuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen ($ 58 der 
Etädte-Ordnung Rr.]. D). 

4, Die Grumdfteuer wird amedimähig mit einem Zufcjlage für Gemeindegwede 

mur da belegt werben Fönnen, wo biejelbe auf daS Grundeigentgum inner« 

Halb des ftädtifden Beyiris verhältnigmäkig vertheift ift. 

Gemeindezufciläge zu den bireften Staatsfteuern, mit Ausſchluß der Tlaffi- 

fäirten Ginfommenfteuer, bürfen ohne Genehmigung ber Königt. Regierung 

eingeführt werden, wenn fie 50 Procent der Stantsfteuern nicht überfteigen 
und auf Icptere nad) gleichen Cäßen vertfeilt werden follen. Jeboch bedarf 
e8 einer Genehmigung der Königlichen Regierung nicht, wenn die unterfte 

Klaffenfteuerftufe (bie erfte Stufe der erften Hauptllaffe, $ 9a 1 des Gejepes 

dom 1. Mai 1851 wegen Einführung einer Riaffen- und Naffifigtrten Ein- 

Tommenfteuer, Ge.-Samml. ©. 193) von den Gemeindezufchlägen ganz freis 

gelaffen oder’ dazu mit einem geringeren Sage als die übrigen Gteuerftufen 

herangezogen werben foll ($ 53 der Ctäbte-Drbnung Nr. 1. 3b). 

6. Den an die Königl. Regierung zu richtenden Anträgen der Magiftrate auf 
Erhöhung des Gemeindezufclages zu ben direften Etaatäfteuern über das 
zu 5 Degeichnete Mab hinaus oder auf Grhöhung des fon beitehenden, 
bezw. auf Einführung eines neuen Zufhlages zur Mahl und Schlacht: 


” 


* 


weruiugung uno wiycwuny jiwie eine weueept ver wuuun gu ci 
wartenden Ertrages 
7. Nach dem Eingange eines Antrages der zu 6 gedachten Art Hat bie Königl 
Regierung vor llem, erforderlichen Falls unter Zugiehung der ftädtichen 
Behörden, die Vebürfnikfrage forgfältig zu erörtern. Bu diejem Behure 
ift der Gemeindehaushalt nad) allen Richtungen Hin einer ftrengen Pri- 
fung zu unterwerfen und dabei in Erwägung zu ziehen, ob nicht durch 
angemefjene Exfparungen in eingelnen Verwaltungszweigen ober dur zwed: 
mäßigere Verwendung der vorhandenen Mittel eine Verminderung des 
Gemeinbebebarfes im Ganzen herbeigeführt und dadurch die beantragt: 
neue Auflage entweder ganz vermieben oder doch ermäßigt werden fan. 
8. Muß nad; dem Ergebniſſe der zu 7 vorgeichriebenen Prüfung das Be 
dürfniß der Stadt ald begründet anerfannt werden, und ift der zur Dedum 
defielben erforderliche Betrag feftgeitellt, fo find folde Anträge, meld: 
Darauf gerichtet find, zu Gemeindezweden ben Zufchlag zu einer Dirchen 
Stantöfteuer über fünfzig Procent hinaus zu erhöhen oder dieje Steuer 
nach ungleien Sahen zu belaften, — fei es, daß die Zuichläge felbit nus 
ungleihen Procenten auf eine oder einzelne ber direkten Staatsfteuern ac 
Tegt, ei e8, baß fie nur zu ber einen oder der anderen diretten Etat: 
fteuer erhoben oder die einzelnen Ctaatsfteuern mit Bufclägen von de 
{hiedener Höhe befaftet werben jollen —, der Königlichen Regierung, % 
tHeilung für die Verwaltung der direlten Steuern 2c., zum Gutacır 
barüber vorzulegen, ob die beantragten Zuichläge bei der Vorgeichlagent 
Höhe und Urt ihrer Verteilung, mit Nüdficht darauf, daß der En 
der betreffenden Staatsfteuern nicht gefährdet werden darf, zuläifin er 
feinen. Fällt jenes Gutachten gegen die Extheilung der Benehmigun: 
zu dem beantragten Zuichlage aus, jo ift der Gegenftand im Plenum ic 
Königlichen Negterung zur Beratfung und Beilußnahme zu bringen u“ 
im alle das Plenum der Anfiht der Yinangabtheilung nicht beitrirt, N: 
Gntjgeibung ber Minifter des Innern und der Sinangen einzuholen. 
Im Falle des Einverftändnifjes der Abtheilung für die Verwaltung x: 
Innern und der Abtheilung für bie Verwaltung ber direften Steuern x 
Üt die Königliche Regierung ermägtigt, ihre Genehmigung zur Einfühm 
von folhen Gemeindezuiclägen zu ertheilen, welche 75 Procent des nit: 
mäßigen Solis der betreffenden direlten Staatsiteuern nicht Überfteige 
Soweit die Zufcjläge über diefes Mab Hinausgehen follen, ift vor &r 
theilung der hierzu erforderlichen Genehmigung an bie Minifter des Junen 
und der $inangen zu berichten und der Veſcheid abzuwarten. 
Hinſichilich der Zufhläge, welche nicht in gleichen Procenten auf eine da 
direkten Staatöfteuern gelegt werben follen, hat die Königliche Regierum 
beſonders barüber zu wachen, daß nicht durch die Verſchiedenheit der Zi 
eine wegen ihrer Ungleigmähigteit ungeredite Vertfeilung des Geminte 
bedarfs und eine Neberlaftung einzelner Kaffen von Steuerpflicstigen ber 
beigeführt wird. 
10. Wenn mir zu der einen oder der andern direkten Staatöfteuer Gemeint: 





9. 








14. 


Vorbefalt in der fraglichen Beziehung Hinzugufügen Haben. 
Im Weientlipen tommt es darauf an, Doppelbelaftungen und Heer: 
Hüxdungen ber betreffenden Gteuerpflihtigen zu verhüten. Beifpielsmeiie 
mwürbe ein Fabrifbefier, welcher einen boppelten Wohnfig in der Stadt 
und in dem Orte, ıwo fi feine Fabrit befindet, Hat, wenn er in beiden 
Orten dem Gemeindezufclage zur Maififigirten" Einfonmenfteuer unter 
worfen würde, darauf Anfpruci madjen fönnen, dab er in jedem Orte mır 
mit. einem verhältnißmähigen Theile der ihm auferlegten Staatseinfommen: 
fteuer zu ben Gemeinbelaften Herangejogen werde 
Die Einführung einer beſonderen Gemeinde» Gintommenfteuer wird mır 
au8 überwiegenden Gründen zu genehmigen fein. Imnsbejondere it hierci 
der Fall ins Yuge zu fallen, wo e& einer Gemeinde darauf anfomnen 
möghte, in Gemäßheit des $ 4 der StädterOrbnung bas Einkommen aus: 
wärts "wohnender Grunbbefiger ober Gewerbetreibender aus ihren in 
Halb des Gemeindebezirts belegenen Grumbftüden ober gewerblichen Gtu- 
btiffements gu den Gemeindelaften mit Heranzugiehen. Zur Erreichung 
Diefes Zweges genügt die einfadje Ausichreibung von Zuiclägen zur Ile. 
fäirten Einfommenftener niet, weil die auswärts wohnenden Grambeinar 
thßmer und Befiger von gewerblichen Gtabliffements in ber Einfommer- 
fleuercolle der ftädtifhen Gemeinde gar nicht aufgeführt ftehen, von ven 
nad) diefer Rolle allein auszufgreibenden Gemeindezuihlägen alio aus 
nicht betroffen werben wärben. Die zu diefem Behuf einzuführende bi 
fondere Gemeinde-Gintommenfteuer wird jeboc; zwedmäßig Hinfictlic ver 
Abicjägungsgrumdfäge umb ber Steuerftufen am bie beftehende Staats: 
Ginfommenfteuer. bergeftalt angefejloffen werben Zönnen, ba 
a) Hinfihtlic) aller in der Gemeinde felbft wohnenden Eintommenteur: 
pflicptigen die Beranlagungsfäge der Ctaatsfteuer unmittelbar aus der 
Rolle entnommen und zum Örunbe gelegt werden, dagegen 
b) das Ginfonmen der orenfen aus ben imnerfalb der Gemeinde be 
Tegenen Grundftüdten oder gewerblichen Ctabliffements unter Anwendung 
ber für bie Abihägung biefer Art von Einkommen im dem Gejepe vom 
1. Mai 1851 (5 28 unb 30) erteilten Voriäriften, beziehungemci« 
unter Benugung der hierüber in den Cinfommens-Racweifungen dr 
Wohnone der Forenſen bereits enthaltenen, von dem Worfigenten da 
betreffenden Cinfhägungstommiffion zu erbittenben Notiyen beſonden 
ermittelt und zu ber betreffenden Gteuerftufe eingejhägt wird. 

Den Gemeinden wird zu empfehlen fein, fidh im Kalle der Rott: 
wendigfeit der Einführung einer befonderen Gemeinde-Einfommenftener drr 
in Vorſtehendem bezeichneten einfachen Form zu bedienen. Soll ietch 
zur Cinführung einer Gemeinde» Eintommenfteuer mit abweichenden Yr- 
anlagungsgrumdfägen und Steuerjägen gefchritten werben, fo find ciner 
folgen Gemeindejteuer in der Hauptjache Die ber Rönigl. Regierung mittit 
Gichular-Erlafjes vom 9. November 1838 zugefertigten Grumbzüge zu einem 
Gemeinde-Einfonunenfteuer-Regulativ zum Grunde zu Iegen, welche im it" 
zelnen mit den zur Zeit beftehenben gejeplichen Borfhriften in Meberit- 
ftinmmung zu fegen find. Namentlich gilt dies von dem $ 3 jener Grund 
Züge, in Betrefi deffen durch bie unter I. 2 im $ 53 der StäbterOrtnunt 
erwähnte Beihränfung eine Abänderung bebingt wird. j 

Behufs Yeitftellung desjenigen Theils des Einlommens, weicher fr 
das auberhalb des Gemeindebegiets belegene Grundeigenthumm oder für dan 








a) Von allen auslänbifcien (uicht vereinsländifien) Exzeugniffen, von 
weldjen entweder auf die in der Zollordnung vorgeichriebene Weite 
bargethan wird, daß fie als ausländifdes Cingangs- oder Dund- 
gangsgut bie zolfamtliche Behandlung bei einer Erhebungabehörde des 
Vereins bereits beftanden Haben ober derſelben nod unterliegen, oder 
von weldjen, bafern fie zu den tarifmähig zollfreien gehören, dur 
Beitjeinigung der Grengollämter nadgewieien wird, daß fie vom 
Auslande eingeführt worden find, darf Teine weitere Abgabe irgend 
einer Urt, fei e8 für Rehmung des Staates oder für Rechnung von 
Kommunen und Sorporationen, erhoben werden, jebod) — maß das 
Gingangsgut betrifft — mit Vorbeheit derjenigen inneren Steuer, 
melde in einem Bereinsftante auf die weitere Bearbeitung oder auf 
anderweite Bereitungen aus foldjen Ergeugniffen ohne Untericieb des 
auslänbifäien, inlänbife5en oder bereinsländiidien Urfprungs allgemein 
gelegt find. (Yet. 11 Pr. I des Bertrages vom 4. April 1853.) 
Hinfitli der inländifcen und vereinsländiſchen Erzeugnifie ſoll die 
Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen und Korpora- 
tionen, fei e8 durd) Zufhläge zu ben Gtaatäfteuern ober für fid be 
ftefend, nur für Gegenftänbe, bie zur örtlichen Ronjumtion beftimnt 
find, nach ben deshalb getroffenen befonberen Vereinbarungen in der 
Urt "bewilligt werben, daß dabei beftimmte Gäge feitgeftellt werden, 
deren Betrag bei Ubmelfung der Steuern nicht überichritten werden 
foll, auch eine gegenfeitige Gleihmähigteit der Behandlung der G 
geugniffe dergeftalt ftattfindet, dab das Creugniß eines andern 
Vereinsftantes unter Teinem Vorwande höher oder in einer Läftigeren 
Weile als das inlänbiigje ober als das Exzeugniß der übrigen Bereins« 
ftanten befteuert werben darf. 

Vom Tabak dürfen Abgaben für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen überall nicht erhoben werden. 

(Art. 11, Rr. U, 2b, 3 und 5 des Vertrages vom 4. Mprif 1853) 
In Bezug auf den Grundſah, dah von ausländifgen Erzeugnifen 
Teine weitere Abgabe irgend einer Art weder für Nedmung des 
Staates no für Rehnung von Kommunen ober Korporationen — 
mit Vorbehalt der auf bie weitere MWearbeitung folder Ergeugnife 
oder auf anderweite Bereitungen darauf gelegten Steuern — joll er 
hoben werden dürfen, ift, unb zwar aud; in Beziehung auf die Gr 
Hebung innerer Getränfejteuern für Rehnung von Kommunen und 
‚Rorporationen noch vereinbart worben, baß in denjenigen Gtaaten, in 
weldjen die inneren Steuern von Getränfen jo angelegt find, dab fie 
bei der Einlage ber Iehteren erhoben oder den Gteuerpflichtigen zur 
Saft geftellt werben, der Grundfag der Freilaffung verzollter auslän- 
Bifcger Ergeugniffe von inneren Abgaben wenigitens in fo weit Anmen- 
bung finden foll, dab bie erfte Ginlage beryollter auslänbifiher Ge 
fränfe, d.h. diejenige, welche dem Direften Bezuge auß dem Auslande 


b 


e) 
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27. 


meuyen un vie WINTER DE Zunern UND DET WINANZER zu vr 
und deren Beſcheid abyınvarten. 

Wegen der Beiträge der Städte, für welche indirefte Gemeinde · Abgeden 
durch Die Iandesherrlichen Behörden erhoben werben follen, zu den Kai 
biefer Steuererhebung und wegen Ueberlaffung ftädtifcher Cofalien an tie 
Steuer-Berwaltung üit, den Vorihriften der Allerhöchiten Kabinets-Crdre 
vom 6. November 1837 (Gef.-Sammt. ©. 159) entfpredjend, vor Einfüb: 
zung der indireften Gemeinde-Abgabe in Gemeinfchaft mit dein Provinjial: 
Steuerdireftor (für Potsdam und Frankfurt wie oben zu $ 26) das ir 
forderliche feftzuftellen. 


ſtãdtiſchen Korporationen betreffend. Bom 8. September 1868. 


Nachdem in den Iekten Dezennien die Ausgabe auf den Inhaber Iautenber, 
feitens der Gläubiger unkündbarer Sejulbverföreibungen in Gemähheit des Gejepes 
vom 17. Juni 1833 (Gef-Samml. ©. 75) die üblie Form für Unleihen gemorben 
äft, in welcher bebeutendere Korporationen ihre auberorbentlichen Gelbbedürfniffe und 
insbefonbere aug bie Kreis» und ftäbtifhen Korporationen die Mittel zuc Ausführung 
gemeinnägiger Einrichtungen und Anlagen fich zu beieaffen pflegen, Hat die Regelung 
der Tilgungspläne folder Anleihen aufgehört, eine Frage individueller Bmedmäpigteit 
zu fein, weldje Iebiglid nad) den beionberen Rüdfichten des Tonfreten Falles zu 
beurteilen wäre, fondern e& Tommen dabei auch allgemeine vollswirtäiejaftliche In- 
tereffen in Betracst. In einer Zeit, in welcher alljährlid große Summen in folen 
Anleifegeihäften angelegt werben, bei welchen ber Gläubiger auf die Vefugnik zur 
Kündigung bergictet und den geleifteten Borfhuk nur burd; Uebertragung feiner 
Forderung auf einen Underen zur beliebigen Verfügung zurüderhalten Tann, madt 
& für die Geftaltung der allgemeinen wirthfeaftlihen Verhältniffe einen großen 
Unterjäleb, ob bie Tilgungspläne für derartige Anleihen allgemein fo entworfen 
werden, dab das barin angelegte Kapital in einer Periode von minbeftens dreißig 
und einigen Jahren durch almähtice Burücahlungen wiederum zu anderen Ber- 
wenbungen verfügbar gemacht wird, oder ob bie berartig feitgelegten Summen erft 
mad; länger als fünfsig Jahren wieder volftänbig fläffig werden. 

Erfteres Tann nur dann gefäiehen, wenn allgemein mindeftens Ein Procent ber 
urfprünglichen Schuld nebft den zu erfparenden Binfen der gelilgten Gculbraten zur 
Wiedereinlöfung des Kapitals verwendet wird. 8 ift deshalb für die Erwirkung 
Merhöcifter Privilegien zur Ausgabe unündbarer Inhaberpapiere feiten der Kreide 
umd ftäbtifdjen Korporationen zu dem Biwede ber Musführung gemeinnügiger Ein- 
richtungen und Unlagen bereits feit einer längeren Reihe von Jahren von uns 
und unferen Herren Ymtsvorgängern bie Bewilligung eines Amortifationsfapes von 
mindefteng Einem Procent, und in folden Fällen, in melden bie durch Anleihe zu 
beichaffenden Mittel zu geiwinnbringenden Inlagen, 3. 3. von Gasanftalten, vers 
wendet werben follen, von mindeftens 1Y/, Procent bes Schulbfapitals unter Zumahs 
der burdh bie Tilgung erfbarten Binfen unb der Griragsüberfhlife der betreffenden 
Anlagen geunbfäglich gefordert worben. Da in neuerer Zeit von den Verttetungen 
vexfepiebener Kreife umb ftädtifcjer Kommunen gegen diefen Grunbfaß verftoßen und 
geringere Amortifationsfäge für die zu emittirenden Anleihen als Ein Procent ber 
i6jloffen worden, ohne daß Hierzu etwa in ben finanziellen Berhältniffen der ber 


Eigenthums nacweilen zu bürfen. 


55. 

Ber Tünftig, dem Verbot des $ 1 entgegen, ſolche Papiere ausftellt und ir 
Umfauf jeht, verfällt in eine dem fünften heil des Wetrages berielben gleidt 
Strafe, die jedod) in Teinem alle geringer als hundert Thaler fein darf. 

Zugleih muß der Ausiteller von Xınt3 wegen angehalten werben, Die Einlöfung 
und Vernichtung der ausgegebenen Papiere zu beiwirlen. 


56 


Dergleichen Papiere, welche ohne anſere unmittelbare Genehmigung vor der 
Wubtifation Diefes Geſebes ausgeftellt worden, dürfen, nachdem fie an den Aus 








angehalten werden. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksraths findet innerhalb einer Präffufiofrift von 
21 Tagen die Beſchwerde an den Provinzialrath ftatt. 

Die Dedung und Aufforftung der Meeresdünen kann auf Grund diefes Geiches 
nicht gefordert werben. 


9 
In den Faͤllen, in welchen die Kräfte der Gemeinden es nicht geitatten, bie im 
Intereſſe der Lanbeskultur- vorzunehmenden Anforftungen unfultivirter Grundftüce 
aus eigenen Mitteln auszuführen, wird denjelben aus der Stantsfaffe nach viehged 


der im Staatshawshalts-Etat angejepten Vittel zu diejem Bivede eine angemefet 
Beiülfe gewährt, 


2. daß die thatſachtichen Worausfepungen nicht vorhanden feien, welde bie 
Boligeibehörde zum Grlaffe der Verfügung bereiitigt haben würden; 

3. auf die Behauptung, dah das Zmangsmittel nad) Urt und Höhe nicht 
gereihtfertigt oder nad) Tage der Sadhe zur Erreihung des angeorhneten 
Bivedes überhaupt nicht erforbderlid, fel. 


$12. 
Die im Staatsforſtdienſte angeftellten Beamten find den in Ausführung biefes 


Geſehes an fie ergehenden Aufträgen des Regierungspräfibenten, des Bezirksraths 
und des Probinzialraths Folge zu Ieiften verpflichtet. 
13. 

In der Provinz Poſen tritt bis zur Einſetung von KreiSausfääffen, Begteks 
zäthen unb eines Probinzialrath8 an bie Stelle des Kreißausiähuffes der Kreistag, 
an bie Gtelle des BegirlsrathS Die Vezielsregierung und an die Stelle des Pıo- 
vingialzath8 der Oberpräftbent. 

Gegen Die Verfügungen bes Regierungspräftbenten findet die Beſchwerde an ben 
Oberpräfibenten und gegen beffen Beileid bie Kiage bei dem Oberbermaltungs 
gericht nach Mahgabe des $ 11 ftatt. 


su. 
Die aus der ſtaatlichen Oberaufficht erwachſenden Koften fallen der Stantstaffe 
zur Saft. 
815. 


Diefes Geſet tritt mit dem 1, Januar 1877 in Kraft. Alle demſelben entgegen- 
fteßienden Beftimmumgen, insbefonbere die Verordnung vom 24. Dezember 1816, fo- 
weit fie für die Provinz Sachſen gilt, find von diefem Zeitpuntte ab aufgehoben. 


$ 16. 


Der FinanyMinifter, der Minifter des Innern unb ber Miniiter für bie land ⸗ 
wirihfgaftlichen Ungelegenheiten find mit der Ausführung biejes Gefehes beauftragt 
und erlaffen die dazu erforberlicgen Anorbnungen und Injtruttionen. 
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"andere Gegenftänbe al auf diejenigen geriditet werd 
worüber bie Berathung ftattfinbet. 

Der Borfteher darj weder zulaifen, da bie Disfuffionen auf 
andere Gegenftände als auf bie der jebesmaligen Ber 
zathung gerichtet werden, noch dak einzelne Mitglieder ber 
fondere Disfuffionen unter fi) eröffnen. 

Zft der Gegenftand von MWichtigleit ober erfordert derjelde 
Prüfung an Ort und Etelle, jo tann der Boriteher ber 
ftinmen, daß die Angelegenheit durch eime befondere Ter 
putation unterfucht, geprüft und zum Beiclufie der Ber- 
fammlung vorbereitet werde. 

Steihlautend. 

Daffelde mub auf den Antrag jedes Mitgliedes geicheben, 
wenn demfelben fünf anbere Diitglieder beiftimmen. 

Dafelbe muß auf ben Antrag jedes Mitgliedes geiheher, 
wenn wenigftens drei Mitglieder beiftimmen. 

Die Deputation wird aus den Mitgliehern der Werlammnlung 
durch Mehrheit der Stimmen von berfelben gemählt. 

Gteiclantend. 

Der Vorfteher ſchlagt die Perfonen der zu deputirenben Mic: 
glieder vor, worüber bie Verfammlung abftimmt. 

Der Borfteher jclägt Mitglieder dazu vor und die Berfammlung 
ftimmt, wenn feine Einigung ftattfindet, Darüber ab. 

Nöthigenfalls werden auch über die Anzahl der zu deputir 
zenden Mitglieder die Stimmen gejammelt. 

Gleichlantend. 


se Deputation erhält durd den Auftrag der Verſammlung 
I 
l 





bie Befugniß- und Verpflichtung, fih von der Angelegenheit, 
deren Prüfung ihr aufgetragen ift, aufs forgfältigite zu 
untertihten, Alles zu einem reifen Beihluß in derielben 
vorzubereiten und ihr Gutachten darüber der Verſammlung 
nad) ihrer Meberzeugung abzugeben. 

Gleichlautend. 

Sie Tann die Unterfuhung durch Augenſchein, durch Merneh: 
mung folder Perjonen, welde von der Sache Wilienicatt 
Haben, dur Einfiht der Magiftrats-, Jnjtituts- u. }. mw. 
Alten, Rechnungen und Dokumente, oder auf andere Art 
bewirlen. 

Doch darf fie die von der Verfammlung ihr angegebenen 
Mittel nicht unbenugt Laffen. 

Materiell gleicplautend mit den $$ 26 und 27. 

Bon der Deputation wird nach unterjuhter Sache der Ver . 
fammlung der Thatbeftand mit ihrem durch Gründe unter- 
ftügten Gutachten fhriftlich oder mündlid, vorgetragen. 

Sit, der Auftrag fehriftlih ertheilt, fo muk darauf Ichritliher 
Bericht erftattet werden. 

Nach unterfuchter Sache trägt die Deputation das Sachrer- 
hältniß, ihr Gutachten und defien Gründe der Berfammlung 
ihriftlih oder mündlid vor. I der Auftrag fchrittlic 
ertheilt, jo muß darauf ſchriftlicher Bericht eritattet werden. 








Initr. v. 1808. 
Initr. v. 1831. 


Inftr. v. 1808. 


Injtr. v. 1831. 
Intr. v. 1808. 


Inſtr. v. 1831. 
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52. 


Tritt der in 820 und 21 beftimmte Fall nicht ein, fo trägt 
der Borfteher auf Stimmenfammlung an. 

Außer den Fällen von $$ 19 und 20 trägt ber Vorſteher 
auf Stimmenfammlung an. 

Sobald indeffen von einzelnen ober mehreren Mitgliedern 
die Fortjegung der Berathichlagung in einer andermeiten 
auberorbentlichen oder in der mäditen ordinären Eigung 
verlangt wird, fo werben darüber zuörberft die Stimmen 
gelammelt, und die Mehrzahl enticheibet. 

830. | Dateriell gleijlautend. 


$34. J dieſen ſowie in allen Fällen, 


833. 


wo nur etwas bejahet aber 

verneint werben bar oder fonft die Verfammlung nur 
gwifhen ziel, beftimmten Meinungen gu wählen bat, foll 
die Stimmenzäftung ohne Weitfäufigteit in ber Urt gefhehen, 
dab entweder die Mitglieder, melde der einen Meinung 
find, aufftehen und die Hände auffeben und Die ber 
anderen Meinung fihen bleiben, oder bak die anmefenben 
Mitglieder nach Berihiebenheit ihrer Meinungen in zwei 
befondere Abtheilungen zufammentreten. 

Ueber die Urt der Abitimmung enticheidet in der Regel ber 
Borfteher. Wem aber ein Mitglied darauf anträgt und 
demfelben wenigitens drei Mitglieder beitreten, muß durd 
geheime Ctimnyeicen abgeftimmt werben. Dieje Art der 
Aoftimmung muß in allen Gällen bei den der Gtadtoer« 
ordneten-Verfammfung guftehenden Wahlen ftattfinden. 

532. Sobald die für jede der verfchiedenen Meinungen vorhandener 
Stimmen laut gejähft find, fo wird vom SVorfteher ber 
Beichfub ausgeiprogen, vom Protofollführer in das Kon 
ferengprotofoll eingetragen und Iepteres nad) Borjcrift des 
Geſehes vollzogen. 

833. Iſt der Gegenftand der Verhandlung von ſolchem Umfange, 
dab der Beichfub während der Cihung nicht mit der ger 
Hörigen Beftimmtheit zu Protofoil gefaht werden fann, jo 
geichieft foldjes nach aufgehobener Verfaminlung. 

534. Die Verfammlung wählt dazu aus ihrer Mitte eine Depu- 
tation von drei Mitgliedern. 

835. Der Veiclub wird vom Protofolführer mit dieſen brei Mitr 
gliedern zu Protofoll genommen und don ihnen fowie 
dom Borjteher unterfrieben. 

836. Collte Derjenige, deffen Deinung oder Vorichlag die Stimmens 
mehtheit erhalten Hat, nicht umter den Mitgliedern der Der 
putation begriffen fein, fo ift derjelbe Dabei gugugiehen. 


531. 


die Yauer Des AUSIYUNES eimzuperufen. 

$41. Die Stabtverorbneten Tonnen mit Genehmigung des Magiftrats 
ie Gutachten über die Verwaltung dur; den Drud oder 
auf andere Weife öffentlich befannt madjen. 


12. Geieg vom 26. Zuli 1847, betreffend das nußbafe Gemeinde-Bermögen. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preuken xc., 
verorbnen zur Befeitigung der Zweifel, melde über die Unwendung einiger Wor- 
{öhriften des Wilgemeinen Tanbrehts und der Gemeinheitstheilungs-Orbnung vom 
7. Zum 1821 auf das Vermögen der Ctadt» oder Sandgemeinde entitanden find, 
auf den Antrag Unferes Ctaats-Minifterums, nad nhörung Unferer getreuen 
Stände und nad vernommenem Gutahten Unferes Gtantsraths, für alle Theile 
Unferer Monarchie, in denen das Allgemeine Landrecht Gefepestraft hat, mas folgt: 


$ı. 

Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Stadt · ober Landgemeinden 
beftimmte Vermögen (in Stäbten Kämmereivermögen genannt) Tann durch eine Ge 
meinheitstheilung niemals in Privatvermögen der Gemeindemitglieber dermandelt 
werden. 

Ebenfo wenig darf derjenige Theil des Vermögens einer Gtabt- oder Rand- 
gemeinde, deffen Nugungen ben einzelnen Gemeinbegliedern oder Einwohnern ver- 
möge biefer ihrer Eigenfchaft zufommen (das Gemeindegliebervermdgen, im Städten 
Bürgeroermdgen genannt), dur eine Gemeinheitstheilung in Privatvermögen der 
Wätglieber oder Einwohner verwandelt werben. Diefe Beftimmung findet aud; dam 


übung der den Gemeinbegliebern und Cimvohnern an ber Abfindung ($ 1) auftehenden 
Rugungsrechte nöthig, fo erfolgt diefelbe durch die Auseinanderfegungs-Behörde nach 
KRommunifatton mit der Regierung ($ 11 der Verordnung vom 30. Zuni 1834). 
5. 

Die gegenwärtige Derlaration findet auf bie vor Publifation berfelben durch 
Vergleich oder rechtskräftiges Urtheil erledigten Streitfälle feine Anwendung. 

Urkunbfid) unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjeprift und beigedruttem König» 
Ticjen Infiegen 

Gegeben Sansfouci, den 26. Zult 1847. 


(1.8) Sriedrih Wilhelm. 
Freih. v. Müffling. v. Savigny. v. Bobeligwingh. Uhden. 
Beglaubigt: Bode. 


bie Verwendung ber Rugungen des Bürgervermögend zu Kommunal . 
Berwaltungs-Bebürfnifien betreffend. Vom 12. Oltober 1856. 


Es ift die Frage in Anregung gefommen, imviefern nad ben Borihritten der 
Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 die Verwendung der Nugungen des Bürgcr 
vermögens zu Kommunalverwaltungsbedürfnifien zuläflig fei. Ich bemerfe darüber 
Folgendes: 

Die Städte-Orbnung vom 30. Mai 1853 beftimmt im $ 49: 

„Die Ctadtverorbueten beiähliehen Über bie Benugung des Gemeinde 
vermögens; die Dellaration vom 26. Juli 1847 (Gei.-Samml. S 
bleibt dabel maßgebend“; 
ferner im $ 50, ad 4: 
„daß zu Veränderungen in dem Genuffe von Gemeindenugungen (Mai, 
ide, Zorfitih u. dergl.) die Genehmigung der Regierung er 











iſt.“ 
Es it der Gefihtspuntt fefyuhatten, dab mad ber allegiten Merhöcten Te 
ration vom 26. Juli 1847, $ 1, Abjap 2 das Bürgervermögen (Gemeinbeglister 
vermögen), befen Nupungen den einzelnen Öemeindemitgliebern oder Einwohnern ver 





Titel des öffentlichen Rechts und nicht aus einem privatrechtli—en Titel — zufom 
einen Xheil des Gemeindevermögens ausmacht und daher in Gemähheit der 
friften des $ 49 und 50, ad 4 in Werbindung mit 88 11 und 36 der 
Ordnung die Ctadtbehörden mit Genehmigung der Regierung auch befugt erichiner, 
die Verwendung der Nugungen vom Bürgervermögen Gemeindegliedervermögen) jur 
Dedung ber Laften und Ausgaben ber Stadtgemeinde zu beidließen und dergeiatt 
die Benugung de3 jogenannten Bürgervermögens zur Veftreitung der Bedürnifie der 
Kommunalhaushaltes eintreten zu laſſen. 

Dieje Auffafiung findet eine Interftügung durch den Inhalt und die Gründe 
des Exfenntniffes des Königl. Gerichtshofes zur Entiheidung der Kompetenzlontitt: 
vom 7. Juni d. 3. (a). Hierin ift rücjichtlic des beurtheilten Spegialfalles name: 
darauf hingewieien, daß gegen ben von der Regierung genehmigten Beichluß 
ftäbtiichen Behörden, dab die zum BVürgervermögen der Stadt gehörigen Kinn 
pläge nicht mehr den Yürgern zur Vehütung überlaffen, fondern zur Grfühlung De 
Bedürfnifle des Kommumalhausgalts für Nehnung der Käunmereifafie verpadit 
werden jollen, ein Wideripruc im Wege Rechtens nur injofern zuläjfig jel, als der 
felbe auf einem fpegiellen privatrechtlihen Titel berue, dab aber als ein ieis 
Titel Anfprüdhe, welche Tediglic, in ben Verhäftnifien des Vetheiligten als Migt 
ber Gemeinde, aljo in dem Kommunalverbande, ihren Grund haben, nicht anu 
fchen feien. 

Cine zwedmäßige Wahrnehmung der Bemeinbeintereffen bei dieſem Gegenitund: 
über welchen aud) bereits in den früheren Städte-Drdnungen vom 19. November 1593 
& 53) und vom 17. März 1831 ($ 123) fürjorgliche Beſimmungen getroffen waren. 
wird der Königl. Regierung ganz bejonders empfohlen. 

Indem die Königl, Regierung behufs Genehmigung einer in der beyeicnsten 
Art in Frage tommenden Veränderung der Bemupung des Gemeindevermögens die 
obwaltenden Verhältniffe, insbejondere auch binfichtlid der gehörigen Umnteriheidung 
beffelben von dem Snterefientenvermögen jedesmal einer forafältigen Prüfung 
unterwerfen hat, ift dinſichtlich der Bedürfnißftage bei einer foldhen Veränderung der 
Benugungsart des Gemeindevermögens in Crwägung zu ziehen, ob die Zahl dir 
Nugungsbereditigten, 3. B. durch Veränderungen in den Gemeindeangehörigkiits um 
in den Niederlafjungsverhältniffen, jo groß geworden oder jonjt die Behandlung dir 
in Rede ftehenden Gemeindenugungen von der Urt ift, dab biefelben für die eingelner 


















liegenden Gejege bejtimmt, ift davon auszugehen, daß ſich daſſelbe zwar 
einerfeit auf alle Arten von Meifen und Märkten — ohne Unterſchied 
der aus ben einzelnen Waarengattungen ſich ergebenden Sategorien — 
begieht, dab aber andererfeitS dod nur derjenige eigentliche Meh- und 
Marftvertehr getroffen wird, bei welchem ein Gebrauch Öffentlicher Bläpe , 
und Straßen in Frage fteht. 5 

Ausgejchlofien ift hiermit eine Beziehung zunäcit auf bie Markthallen, „3 
ferner auf die häufig neben dem Marftvertehr einhergehende Benugung tin 
einzelner Räume oder fonitiger Theile von Privatgrunditüden und endlich Kin, 
feite Verfaufsftätten, wie fie an dielen Orten auf Straßen und im Öffent-Yany 


Kode, Gtäbte-Orhnung. 32 





wumerpsugen mrerswmgiung any Aespsugmeng ver were 


Überhaupt als eine ben Ceiftungen des Hebungsberechtigten entfprehente 
Gegenleiftung zu dienen hat unb daß bie (yreibetwegung be Berlehrd unter 
Teinen Umftänden zu anderen Sweden, insbejondere aber nicht etma In dr 
Abficht beeinträßtigt werben darf, um eine über jene Gremen Sinus 
gehende bleibende Ginnahmequelle für die Betheiligten zu exdifnen. 

Im Wefentlien ergiebt fid) fhon hieraus, dak bie Einführung ci 
Marttftandsabgabe überhaupt nicht von AmıtS ivegen anzuregen, aber aud 
auf Antrag nur zu genehmigen fein wird, wenn einestheils der von ibt 
mad) Abzug der Hebungsloften zu erwartende Reinertrag beträdylid; gms 
üt, um feine Beftimmung als Yequivalent überhaupt noch einigermaien 
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folgen abfoluten Ausſchließung zugleid die Moglichteit entzogen werbe, 
den bejonderen Umftänden derjenigen einzelnen Fälle Rechnung zu tragen, 
im welden die Zulaffung der Hebung fid einerfeits für den Verkehr als 
unnachtheilig und anderereits für den Marktberehtigten als billig bar- 
ftelle, hat jcliehlid dazu geführt, von dem projeftirten Verbote abzufehen 
und im Gejege jelbft die Wocenmarktsabgaben in Beziehung auf die Zus 
Täffigfeit der Hebung allen übrigen, den Marktverfehr treffenden Hebungen 
gleihguftellen. Hierdurch Hat aber nicht ausgeihloffen werben follen, dab 
vorzugsiweiie dent periodiicen Derfehr mit den Rohproduften des Iand- 
wirih chaftlichen Kleingewerbes diejenige Schonung und Erleichterung ger 
fihert werde, auf weide ebenſowohl Ratur und Bejtimmung biefer Waaren 
wie die Intereſſen der dabei in erſter Linie betheiligten Kreife der Konfur 
menten und Produzenten gleichmähig hinweiſen Insbejondere wird die 
Einführung einer Wocenmarltsabgabe da, wo bisher eine ſolche nicht er- 
hoben worden, nur unter der Vorausjefung zu genehmigen jein, daß 
einigermaßen erhebliche neue Aufwendungen im Snterefie des Wochen ⸗ 
marftöverfehrs in Frage ftehen oder andere bejondere ümftande die Fort⸗ 
dauer der hergebrachten Abgabenfreiheit unthunlich erſcheinen laffen. 

Die Verordnung dom 4. Oftober 1847 beftimmt allgemein, daB bie Ge- 
mehmigung ftets als unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt anzu 
fehen fei. Das meue Gejep enthält eine Beftimmung diefer Art nicht. 
Dafielbe gejtattet nur eine Crmähigung und anderweite Megulitung 
aud in Anfehung neu eingeführter Marftitandsgelder ($ 5). Die Mög- 
Tidgfeit einer Nemebur bei etwaigen Mihgrifien oder bei jpäterer Verande - 
tung der mahgebenden Vorausiegungen hat hiernach zwar eine Beicrän- 
tung erfahren, indeß ift die Verwaltung in der Lage, überall, wo fih 
das Bedürfnik dazu herausitellt, in der Art eine Ausgleigung eintreten 
zu Iafien, daß fie, wie bei Kommunifationsabgaben allgemein geſchieht, bie 
Genehmigung von vornherein nur für einen feitbegrenzten Zeitraum er- 
teilt. Inwieweit von diejer Befugniß Gebraud; zu machen fein wird, muB 
dem pflihtmäßigen Ermeiien der Behörden in jedem einzelnen Falle über: 
laffen bleiben. Jedenjalis ift dieſe Vorficht für diejenigen Fälle dringend 
au empfehlen, in welchen die unveränderte Fortdauer der für die Genehmi - 
gung beftimmenden Momente von vornherein als unwahrſcheinlich oder 
doch als zweifelhaft angeiehen werden muß. 

Ueber die Höhe des Marktjtandögeldes im Allgemeinen trifft ber $ 2 des 
Gefeges — im Anichlub an $ 68 der Gewerbe»-Drdnung — bie Beſtim ⸗ 
mung, daß für diefelbe ausichliehlich die Größe des vum Feilbietenden zum, 
Marktftande gebrauchten Raumes einerjeits und bie Dauer des Feilhalten“ 
andererfeits maßgebend fein joll. In eriterer Beziehung iſt dur) die jehig 
Fafiung noch deutlicher als durch die Verordnung von 1847 zum Auf* 
dructe gebracht, daß nur derjenige Raum in Anjay zu bringen ift, weldelt 
bie ausgebotenen Waaren felbit — einfhliehlih der Vehältniffe, Unter“ 
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Hebung ift, fo dab diejenigen Derfäufer, welche ihre Waaren lediguich 
umbergehend und umbertragenb feilbieten, überhaupt nicht heranzuziehen 
find. Im Bezug auf die Dauer des Feilbietens ergiebt fich ebenfalls {hen 
aus dem Wortlaut des Geſetzes, daß die Tage ber Vorbereitung des Der- 
aufs und der Räumung des Marktitandes ſowie Sonn und Feittage nur 
mitzurechnen find, infoweit auch fie — ganz oder theilweile — zum Beil 
bieten der Waaren beitimmt find und benugt werben. 

Der Abgabenfag beträgt — nach det weiteren Vorſchrift des 52 — 
hödjftens 2 Cgr. für den Quadratmeter und den Tag bes Keilbietens. 
Im Beziehung auf die erftere dieſer beiden maßgebenden Einheiten fcpreibt 
das Gefeh zugleich vor, daß in den Tarifen über bie Anwendung auf 
Bruchtheile des Quadratineters Beitimmung zu treffen fei. Die Ausführung 
diefer vorſchriſt Hat ſich in erfter Linie nad) den Bedürfniffen und pn gert 
Umftänden des einzelnen Falles zu richten. Fın Allgemeinen wi 
(volle) Quadratdecimeter mit der Maßgabe Heruntergugeben fein, 
ebenfo wenig überihiebende Quabdratcentimeter wie Bruchtheile von Pienrigen 
in Anfag gebracht werden bürfen. Der Tag dagegen ift als untheilbare 
Einheit zu behandeln in dem Sinne, daß Bruchtheile defielben ald ganze 
Tage bereiinet werden, anbererfeits aber aud für Märkte, deren Dauer 
fi) über mehrere Tage eritredt, die Abgabe gleihwohl für jeden eingenen 
Tag befonders zu beitimmen ift. 

Im Uebrigen Hat durg die Normirung des Sates von 2 Cgr. nur 
bie Außerfte Grenze vorgezeichnet, nicht aber der in jeden eingelnen falle 
gebotenen Erwagung darüber vorgegriffen werden follen, ob und inmie: 
weit dieſes Marimum zu genehmigen ift. Dabei wird freilich auf eine 
genaue Bergleihung des Betrages der einzelnen Aufwendungen mit dem 
zu erwartenden Ertrage, wie ſolche bei Kommumifations-Abgaben regel: 
mäßig vorzunehmen ift, in den meiften Fällen ſchon deshalb verzichtet 
werden müffen, weil ein großer Theil jener Aufwendungen in untrennbarer 
Berbindung mit anderen mehr oder minder fremdartigen Sweden und Aut 
gaben verflodten zu fein pflegt. Je weniger aber feite Anhaltspunkte ich) 
für die Entſcheidung darbieten, deſto vorfichtiger wird nad) ben für die 
Arbitrirung mahgebeuden allgemeinen Gefihtspuntten, welche im Wejent- 
lichen mit den bei der Genehmigung überhaupt zu berüdfihtigenden Mo- 
menten zufammenfallen, zu verfahren fein. 

In dem zweiten Abiahe des $ 2 des Gejehes find für zwei zur direlten 
Anwendung des Normaljages wicht geeignete Fälle bejondere Beftimmungen 
der. betreffenden Tarife vorbehalten. 

Der erfte Fall beruht darauf, dab mur bei den auf Tiſchen ober in 
Buden, Kiften, Föſſern Köchen, Haufen ac. feilgebotenen Waaren eint 
feft umgrenzte Grundfläche gegeben Üit, weldhe jeden Bmeifel über die 
Größe „des vom Geilbietenden zum Marktftande gebrauchten Raums“ 
und damit über die Normen der Vermeſſung und den hiernach vom 
Einzelnen zu entrihtenden Abgabenbetrag ausiclieit. Die enticheidenden 
Linien beſtimmen, ſich Hier einfach und ſicher nad) dem Umfange der ber 
nugten Geräthichaften, Unterlagen oder fonftigen Vorrichtungen und, wenn 
ehva die Waaren darüber Hinaustagen, nad) den weiteren Örengen, innetr 
halb deren dies ber Fall ift. Dagegen find Zweifel und Differenzen 
hierüber faum zu vermeiden bei Gegenftänden, die vermöge ihrer Ratır 
oder Ronftruftion fich einer prägifen Beftimmung der von ihnen in An 











Aufmernamreit vorzugswene Darauy Zu richten, DD eine Uederianung oes 
Marktverfehrs oder andere das Öffentliche Iutereffen berührende Unguträg- 
lichfeiten aus den bisherigen Zuftänden fid ergeben Haben. Bon denjelben 
Gefichtspunlten aus ift die Aufgebung der etwa nad) ftattfindenden „Ber 
vorzugungen“, infoweit ſolche nicht auf befonderem Rechtstitel beruhen, in 
Erwägung zu nehmen. 

Einzelne Beftimmungen des neuen Geſetzes erden übrigens auch ohne 
vollftändige Nebifton der Tarife im Auffihtawege zur Geltung zu bringen 
fein. Inobeſondere muß, aud wenn von einer fürmlihen Rebifion in 
anderer Beziehung abgefehen wird, überall darauf hingewirit werden, das 
die Erhebung fortan nur noch auf der Berkaufsftelle — und zwar lediglich 
nad) den bafelbit aufgeftellten ober alsbald aufzuftelenden Tarifen — 
ftattfinde ($ 7). 

12. Auch für die Fälle der Ermäßigung und anderweiten Regulirung be 
ftehender Abgaben tft die in der Verordnung von 1847 beftimmte Kognition 
der Neffort-Minifter nunmehr im Allgemeinen den Regierungen Wand ⸗ 
drofteien) übertragen. Es gilt dies aud) dann, wenn entweder Das Hebunge 
redjt auf einem bejonberen Rechtötitel beruht ober der Bereptigte wider: 
richt. Wenn aber dieſe beiden Vorausſe hungen zufammentzeffen, treten 
an Etelle der Provinzialbehörden der Minifter für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten und ber Finanz-Miniſter. Cs hängt dies mit der 
Anordnung zufammen, dab in joldem Yale dem Beregtigten Emtihäti- 
gung für den Ausfall zu gewähren ift. Nähere VBeftimmungen über die 
Tegtere find in das Geſeh nicht aufgenommen worden, weil überhaupt mır 
in feltenen Allen eine folhe Entihädigung zu beanfprugen fein wird. 
Denn die bei weitem meiften Hebeberehtigten — die Gemeinden und der 
Fistus — follen überhaupt feine Entjhädigung erhalten. Wo aber Privat: 
beretigungen in Frage ftehen, wird in eriter Linie überall eine Abfindung 
auf gütfihem Wege anzuftreben und regelmäßig auch zu erreichen fein. 
Zedenfalls ift, fobald fid annehmen Läht, dab ohne joldhe Abfindung oder 
förmlide Entihäbigung eine im Webrigen unerläßlihe Regulirung nit 
durdzuführen fein werde — unter vorläufiger Eiftirung der weiteren Ver . 
Handlungen, vollftändiger Darlegung bes gejammten Cadverhaltes und 
gutaghtficer Aeußerung über etwaige Zugeitändnife — am die Refiort- 
Minifter behufs deren weiterer Beftimmung zu berichten. 


Berlin, den 10. Zuni 1872. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. Der Finanz: Miniiter. 
Graf dv. Itzenplitz. Samphaufen. 


meinde · und Anftaltswalbungen hat die dem Geſetz unterliegenden Holzungen unter 
Zugiehung der Eigenthümer nad der Flächengröhe und den Befipverhältniffen fefte 
‚uftellen und das Bierüber anzulegende Vergeicpniß bei der Gegenwart zu erhalten. 

Die Fläcengröße der Holzungen ift, fofern fie nicht aus vorhandenen Forft- 
vermeifungen hervorgeht, aus den Grundfteuerbügjern zu entnehmen. 

Die zufolge Cirkular- Crla vom 10, Zuli 1874 bon den Regierungen ber 
Provingen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, Schlefien und Sadjfen vorge: 
Tegten Radhweifungen entbehren zum Theil ber Genauigleit und find bei ben jept an 
zuftellenden Crmittelungen mur mit Borfiht zu benugen. 


Zu 827. 

2. Der Regierungs « Präfident hat durch forfttehnifhe Sachverſtändige unter 
juchen zu lafien: 

a) wie die unter das Gefeg fallenden Waldungen beftanden find; 

b) welcher Art die Vewirthichaftung derjelben it, insbefondere ob biefe Be- 
wirthichaftung innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit ſich bewegt und 
auf der Grundlage genügender Betriebspläne geführt wird, fomie ob die 
Ausibung der Nebennupungen innerhalb der Grenzen des Gefehes ftatt: 

imdet; 

© melde Perfonen mit der Betriebsführung und der Wahrnehmung des 
Forſtſchutzes beauftragt und ob dieſe Perjonen für den Zweck genügend 
befähigt find. 

Bei der Unterfucung zu c ift bezüglich der Frage, ob die Benugung und Ber 
wirtfigaftung des betreffenden Waldes fid, innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit 
bewegt, die Gröhe des Waldes zu berüdfichtigen. 

Wo diejelbe eine derartige Anordnung und Abnupungs-Vertheilung der eingelnen 
Beftände geftattet, dab eine den Boden- und Beftandsverhältniifen emtiprechende Ub- 
nugung alljährlich erfolgen Tann, ift ein nachhaltiger Betrieb im Sinne des Gefehes 
als vorpanden anzunehmen, wenn die Abnupung und ieberkultur in diejer Weile 
geordnet ift (vergl. $ 3, Ab. 1 und 2 in Verbindung mit $ 4 c, d be8 Gejeges). 

Bo der Wald dagegen einen jo geringen Umfang hat, daß eine Abtriebönugung 
nur in Swildenräumen ftattfinden fann (ausjehender Belrich), it ein nachhaltiger 
Betrieb dann als vorhanden anzunehmen, wenn für bie Wieberergängung ber in an 
gemefienem ter abgetriebenen Beftände genügend gejorgt ift (vergl. $ 2, Abiag 3 
des Gejeges). Im beiden Zällen aber muß eine jolde wirthiaftliche Behandlung 
der einzelnen Beftände ftattfinden, dah dem Boden die nad) den obwaltenden Der- 
hältniffen mögliche Hödjite Produftion abgemwonnen oder, wo dies aus dem einen 
oder anderen zwingenden Grunde zur Zeit unausführbar ift, bie Erzielung einer 
jolden Probuftion in der wirthihaftlid zuläifigen fürzeften Friſt angebahnt wird. 
Bei welher Größe des Waldes der ausiepende Betrieb gerechtfertigt ift, läßt fich 
allgemein nicht beftimmen. Der Regierungs-Präfident wird dies in jedem einzelnen 





werden dürfen, bis das Holz dem Maule des Viehes entwachien ift, und 
daß fteile, aus Lojem Geröll beitehende Hänge und Walvorte, deren 
Boden zum Flüctigwerben neigt, nicht behütet werden dürfen; 
tüdfitlih der Streuentnahme, daß, wofern nicht die Entnahme der 
Stveu (Laub, Nadeln, Haide:, Veerfräuter) im Intereſſe der Maldkultr 
ftattfinden muß, Diefelbe im Holgbeitänden an jteilen Hängen und au 
armen, zum Qlüchtigwerben neigendem Boden gar nicht, in anderen Hol 
beftänden nur, wo es deren wirthihaftlicher Zuftand geftaitet, atio in 
Hocmwaldbeitänden nicht dor vollendetem Höhenwuchie, im Schlaghoiy 
beftänden nicht dor Vollendung des zweiten Drittel des Umtriehsalters, 
und aud dann nur in angemeljenen Zwiihenräumen ftattfinden und das 
bei der Gewinnung fein Boden entnommen werden darf 
rüdfictlic der Maft, daß die Verjüngungsihläge mit dieier Nutung ie 
weit verihont werden müflen, als dies zur Crzielung und Erhaltung 
einer volljtändigen Anjaamung erforderlich ift; 
4) rüdfichtlih der Grasmugung, daß diefelbe in jungen Anjaamumgen, 
Planzen: und Schlagholgbeftänden nicht mit ſchneidenden Inftrumenten 
ausgeübt werben darf, es jei denn, dab daß Ausihneiden des Graies im 
Interefje der Waldfultur oder unter Aufficht geichiebt. 
Die Ergebniffe der forittechnifgen Unterjugungen find in die Verzeichniſſe Mr. 1) 
einzutragen. 
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3. Wo die forſttechniſche Unterfuhung (Nr. 2) ergiebt, daß die Grundlagen dıs 
Wirthichaftsbetriebes den Vorichriiten des Geſetzes ($ 3) micht entiprechen, hat der 
Regierungs-Präfident die Beihaffung genfigender Wirthichaftsgrundlagen anzuordnen. 

Hierbei fragt es fih, in welchen Fällen der Waldbefik als fo gering zu eraditen 
fit, daß gemäß $ 3, Abjat 3 des Geſehes von ber Aufftelung eines fürmlicer 
Wirthiepaftsplanes Abftand genommen werden darf. Eine allgemeine Worichrift lit 
fih im diejer Beziehung nicht geben; vielmehr wird bie Frage in jedem einzelnen 
Falle nach Magabe der in Vetracht Lommenden Beitande und wirthihaitlisen 
Verhältniffe zu beantworten fein. In der Regel wird jedod von der Aufitellung 
förmlidjer Wirthihaftspläne nur bei denjenigen Warbungen abzujehen fein, für melde 
der ausjepende Betrieb (Mr. 2) fid) reitjertigt, während bei Maldumgen, für weise 
die Feftfegung einer jährlich wiederfehrenden Abnuyung angänglic; umd angeyeigt it, 
die, Auftelung eines fürnlichen Vetriebsplanes im Allgemeinen zu verlangen jet 
wird. 

Die anzuftellenden Unterjuhungen werben vorausſichtlich ergeben, daß für zabl« 
reiche unter das Gefep fallende Waldungen genügende Wirthipaftsgrumdlagen mist 
vorhanden find. 

Es wird aber kaum ausführbar fein, das Fehlende überall ſofort und gleid · 
zeitig zu beichaffen. Wo dies nicht angeht, ift die Aufitellung der fehlenden Betrichs: 
pläne und fummarifcher Vetriebsgutachten zunädjt für diejenigen Waldungen an 
ordnen, in denen die Art der Wirthiaftsführung die geringite Garantie für einen 
ordnungsmäßigen Betrieb bietet. Hinfihtlid der übrigen Waldungen ift dafür u 
forgen, daß die Betriebsgrundlagen fobald als thunlich beihafft werden. 

Sie Koften der Aufftellung der Vetricböpläne gehören, wie bie Materialien des 
Gefeges ergeben, nicht zu den nad $ 14 auf die Staatskajfe zu übernchmenden Ober: 
aufihtstoften, fondern bleiben den Waldeigenthümern zur Lait. 








gen Flaqenangaden wıt hinlanglicher Genauigten fa) veſchanen lanen. 

6. Nach Ahſatz 1 im $ 3 des Geſehes follen die Wanſche und wirthicaftlicen 
Bebürfniffe der Waldeigenthümer namentlic hinfichtlich der Hol und Behriebsurt 
und ber Umtriebsgeit berüdfihtigt werben, joweit dies mit den Grundjügen des $ 2 
vereinbar ift. Im Hinblid auf diefe Vorjcrift wird, um ber Ausführung vera: 
licher Arbeiten vorzubeugen, bezüglich des Verfahrens bei Aufitellung der förmlich 
Betrieböpläne Folgendes bejtimmt: 

Bevor zur Aufftelhung eines förmlichen Betriebsplanes (ei e8 auf Anordnunz 
des Negierungs-Präfidenten, fei e8 aus eigenem Antrieb des Waldeigenthümers) ac 
ſchritten wird, find don dem Iepteren Borichläge zu erfordern, in welcher Weite die 
geometrifhen Grunbfagen für den Plan beihaft (Mr. 4a), welde Betriebs, und 
Holyarten Blag greifen und in weldem Umtriebe die gemünfchten Betriebsarten de. 
wirthicaftet werden follen. 

Someit als thunuich ift dieſen Vorſchlägen ein Projeft der Eintheilung dr 
Waldes (in Wirthihaftsfiguren, besw. Schlägen) beizufügen. Auch hat der Wal 
eigenthitmer den Sadverftändigen zu bezeichnen, durch den er den Betriebsplan mii 
ausarbeiten Laffen. 

Der Negierungs-Präfident hat diefe Vorſchlage durch Sachverftändige an Ir 
und Stelle unter Zusiehung des MWaldeigenthümers prüfen zu Iaffen und auf Grun 
dieſer Prüfung dem Waldeigenthümer die Art und Weile zu bezeichnen, wie bei Ar 
fertigung des Vetrieböplans, damit die demnäcjtige iyeftftellung defjelben feinen 
Anjtand findet, zu verfahren ift. Cs wird fi empfehlen, bierbei bie Arbeiten, 
weiche zur vollftändigen Ausführung des Betriebsplanes zu Liefern und die fm, 
in welder die Ergebniffe dayzuftellen find, möglift genau anzugeben. Zugid 
wird eine Friſt für die Borlegung des Betriebsplanes zu beftimmen fein. 

Mo nur ein ſummariſches Betriebsgutachten aufzuftellen it, wird es ber vor 
gängigen Einforderung von Vorihlägen über Umtrieb u. f. w. nicht bedürien. Ja 
diefem Falle iſt nur die Angabe des Sachverftändigen zu verlangen, durd; den der 
Waldeigenthümer das Betriebsgutachten ausarbeiten laſſen will. 

Für die Vorlegung defielben behufs der Zeitftellung wird aud hier eine Ft 
au bejtimmen fein. 

Wenn der Waldeigenthümer es unterläht, einen förmlicen Betriebspian oder 
ein fummarifes Betriebsgutadhten ausarbeiten zu Iafien, hat der Iegieing« 
Kräfident gemäß $ 10 des Gefehes die Ausarbeitung durch einen von ibm zu ie 
ftellenden Cacpverftändigen auf Koften des Waldeigenthümers anzuordnen. and in 
biefem Falle ift, wenn e& fih um einen förmlichen Betriebsplan handelt, vor vegnn 
der eigentlichen Betriebsregelungs-Arbeiten von dem Sacveritändigen ein Gutachten 
über Holzart, Betriebsart, Umtrieb u. f w. abzugeben, meldes der Regierung 
Fräfident dem Waldeigenthümer zur Erflärung vorlegen läht. 

Abgeichen von dem Falle des $ 10 des Geſebes fteht die Wahl der mit dr 
Ausarbeitung der Betriebspläne u. f. 1. zu beauftragenden Cadpveritändigen den 
Wäldeigenthfimer zu. Bwedmäßig wird es jedoch fein, daß der Regierungs-Präfitent 
dem Waldeigenthümer, falls dieſer ihm eine ungeeignete Werjönlichfeit bezeihit, 
einen beffer geeigneten Sachverftändigen benennt und dabei auf die Soften un 
Weiterungen aufmerfam macht, die dem Maldeigenthümer aus der Vorlegung dns 
zur Seftitellung nicht geeigneten Betriebsplanes erwachfen würden. 

‚Die ihm vorgelegten Betriebspläne und fummariigen Betriebsautachten hat dr 
Regierungs- Präfident durch Forfttechnifer driüch unter Zugiehung der Woldbender 
prüfen zu laffen und nad) Erledigung der ſich ergebenden Anftände feitzuftelen. 











holen fein, wenn der Waldeigenthümer diefes 1000 Feſtmeter betragende Abnuhungs · 
Sol um mehr als 20 Procent überfreiten, aljo elwa 1250 defimeter Derbholz 
einfgilagen wollte. 

Ghenfo würbe dieſe Genehmigung erforberfich fein, wenn die beabfichtigte Ueber - 
ichreitung des Abnupungs-Golls zwar weniger als 20 Procent betrüge, 3. B. in dem 
vorliegenden all nur 200 Seftmeter, wenn aber der Mehrbetrag von 200 Zeit: 
metern biß zum Ende der Taufenden Nufungsperiode etwa deshalb, weil biejelbe 
mit dem betreffenden Jahre zu Ende geht, nicht würde eingefpart werben Tonnen. 
Mo Hod-, Plenter, und Mittelwirthiciaft in derielben Waldung beftehen, wo dem 
nad) der Aonugungsjaß für ben Hod» und den Pienterwald und für das Oberholz 
im Mitteltalbe bejonders feftgefegt ift, ınuk Die Balance des wirflihen Einfchlages 
gegen den Aonugungsfaß getrennt bemirlt werben. Cine der Genehmigung bedürfende 
Ueberihreitung des Abnugungsjages wird in diefem Falle aber nur dann anzunehmen 
fein, wenn der beabfigjtigte Cinfejlag in den vorfommenden Betriebsarten zufammen 
das aus der Balance für dieje Betriebsarten fich ergebende gejammte Abnupungs« 
Soll um mehr als 20 Procent überfteigt. Beifpielsweife würde, wenn in einer 
Hog- und Mittewald enthaltenden Forft der Abnupungsiah für den Hochwald auf 
zufammen 5000, für das Dberhol im Mittelwalbe auf zufammen 4000 Feftmeter 
Derbholz dom Jahre 1866 ab feitgefeht worden wäre, bie Balance ſich folgender- 
maßen geftalten: 

Iın Hochwalde Hat feit Feftfegung des Aonupungsiages die wirlliche Abnubung 
betragen: Im Jabre 1866 4000 Beitmeter Derbholz, im Jahre 1867 5000 Zeitmeter 
Derbholg, im Jahre 1868 3000 Zeftmeter Derbholz, im Jahre 1869 6000 feftmeter 
Derbholg u. f. w., im Jahre 1876 4000 Feitmeter Derbhoh, zuiammen in 11 Jahren 
56,000 Seftıneter Derbhoh. 

Da der Abnugungsjag für diefe 11 Jahre nur 55,000 Feſtmeter Derbholz ber 
trägt, fo ift am Gmde des Jahres 1876 ein Vorgriff von 100U Feſtmetern Derbholz 
vorhanden; e& tonnen deshalb im Fahre 1877 mur 5000 — 1000 = 4000 feit« 
meter Derbholg im Hodmwald geichlagen werben. 

Im Dberhofge des Mittehaldes Hat feit Feftjegung des Abnupungsjages bie 







gegen die betreenden Abnugungsäge ein Borgrigt don 2000 Feſtmetern Terbh. 
in beiden Betriebsarten fönnen daher im Zahre 1877 im Ganzen nur 9000 weni 
2000 = 7000 Feitmeter geihlagen werden. 

Wenn, nun der Waldbejiger im Hochwalde 4000 und im Mittelmalde 4000 F. 
meter, im Ganzen 8000 Feſtmeter einihlagen wollte, fo müßte er hier die Geneu 
migung des Regierungs-Präfidenten einholen, weil diefe 8000 Feitmeter das geiamm: 
Abnugungs-Sol um 1000 Fejtmeter, aifo um mehr als 20 Procent überiteigen. 

In Waldungen mit ausiegendem Betriebe, ebenfo in Walungen, wo, wie in 
teinen Chlagholgwaldungen, die Nachhaltigfeit Iediglih auf der Abgrenzung der 
jährlid) abzunugenden Cchlagflädhen beruht, fonnnen die Beftimmungen unter ce und n 
im $4 des Gefeßes nicht zur Anwendung. Hier ift die Genehmigung des Regierung:- 
Präfidenten nur erforderlich, wenn die Holzabnugung entweder einen zum Abtrie! 
der laufenden Nupungsperiode nad) dem Betriebsgutadhten nicht beitimmten 
maldbeitand oder im Mittel und Niederwald einen Schlagholgbeitand bei 
nad) der beitehenben Schlageintheilung in den nädjten 5 Jahren nicht zur Ahnugung 
gelangen follte, 

Die näheren Anordnungen über bie Einrichtung der Kontrofbücer bleiben n.> 
Magabe der örtlien Vericjiedenheiten den Negierungs-Präfidenten überlafien. Ti 
felen haben fid) alljährlich zu einer von ihnen zu bejtimmenden Zeit eine Abirıt 
der Stontrolbücjer einreichen zu Tajfen. 

Die beitehenden Vorichriften über Veräußerung von Gemeinde und Anitalts: 
Grundjtüden und über die dazu erforderliche Genehmigung find auch in Anichuns 
der Waldgrunbftüde durd das vorliegende Gejeg unberührt geblieben. 


Bu 4 5. 

9. Die Beitimmungen des Gefepes über Abweichungen von den feitgeit 
Betriebsplänen und über Revifion der Vetriebspläne finden, wie aus den Materia! 
des Gefees hernorgeht, nicht nur auf die förmlicen Vetriebspläne ($ 3 Abiag 1;, 
fondern aud) auf die jummarifchen Vetriebsgutahten ($ 3 Abfag 3) Anwendung. 


Bu 5 6. 

10. Die im $ 6_bes Geſehes vorgeſehene Örtliche Unterjuchung ift in jeder dem 
Gefeg unterliegenden Holzung mindeftens alle drei Zahre vorzunehmen. 

11. Wo der Negierungs + Präfident es für erforderlich erachtet, die Borlaxe 
jährlicher Fältıngs+, Kulture und Nebennugungspläne anzuordnen, ft den Mair 
eigenthümern die Vorlegung diejer Pläne fpäteitens bis zum 15. Auguft jeden Jahres 
aufzugeben. 

Die Feſtſtellung und Nücgabe der Pläne hat ſpäteſtens bis zum 1. Oktober 
jeden Jahres zu erfolgen. 

















Bu $ 7. 

12. Die Art und Weile der Füriorge für den Schug und die Bewirthiharrung 
der Waldungen durch genügend befähigte Perfonen überläkt das Geieg zunädit den 
Waldeigenthümern. Indem es von beitimmten Vorſchriften über die Zahl und die 
Qualififation des zu beihafienden Perjonals abfieht, hat e8 den mannihfaben Zer- 
\hiedenheiten, die fi aus der Gröhe und Cage der Holzungen, aus ben Beitands. 
und Behiebsverhältniffen, aus der Gelegenheit zur Mitbenugung fremden Perfonals xc. 
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Beirei: 


a fi 4 ide, 
| 100 bis bis |bis bis  bis| = Beſchreibung. 
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Buchen Von 60 bis 70, 
“ |Zafre (65) ger, 
ihloffen, gut« 
wüdhfig und 
durchorſtbar. 
Zo jaht. geſchl, 
gutwüchnig, 
ducchforitbar. 
— |Aderland des || — 
Föriters. 








— Buchen 100-150 Jahre 120 — 
\(120)inSamen- 
ichlagitellung 
mit nicht ganz 
voller 1 jähriger 
Bejamung. 
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Moftjahren. 


Gruppen. 
Anbau von 
Eichen in 
Buchender · 
Nngungs · 
ſclagen. 
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557. 
558 
5. 
5 60. 
561. 


62. 
568. 


un menge 


ern mem 


Bon den Geidjäften des Magiftrats als DrtSobrigleit und Gemeinde 
Berwaltungsbehörbe. 
Bon der Beiälubfähigfeit ber Magiftratsmitglieder und den Beſqchluß⸗ 


" faffungen felbft. 


Bon der Beaufflätigung bes Geihäftsganges durch den Burgermeiſter 
und Erhaltung der Disziplin dur) denfelben. 

Bon befonberen Berwaltungsbeputationen und Kommifftonen. 

Bon Bezgirks · Vorſtehern. 

Bon dem jährlichen Berichte über die Verwaltung und ben. Stand der 
Gemeinbe-Angelegenheiten. 

Bon den ben Bürgermeiftern insbeſondere obliegenden Geſchäften. 

Bon der Befugniß der Stabtbehörden, orkspolizeiliche Verordnungen zu 


1. Regulatin, betreffend das Gefdäftkuerfahren ber Magiikrate. 

2. Girfular-Erlaf vom 20. Waguft 1858, betreffend bie Bejehung ber fläbtijdien Bor Beamtenficlien. 

3. Berorbuung vom 24. Januar 1894, betreffend bie Betichung nah ben Grjeg von Ruffendefekten. 

« Cirtular-iBerfügung vom 21. Suli 1876, betreffend bie Wahlen zu den Lreistagen. 

5. Gefeg vom 2 Juli 1876, Betzeffenb bie Mulage von Gttafen uud Plägen. 

6 Geich vom 18. März 1868, betreffend bie Errichtung öffentlicher Sqlaqthän fer. 

7. Iuftruftion für bie Spulbeputationen vom 36. Iami 1811. 

® Beide vom 21. Deyamber 1064, Betrffenb bie Gtelung der Ehubeputa tionen a Elaat map 
—* 


9. Befhcip vom 0. Sant 1069, Berffeb Me Seitung mab Bennfftigung bet Räkifhen Ent: 


10. Girfular vom 3 Geptember 1875, betreffend bie Aufnahme und Wehfkellung ber Mazktpreife. 
11. Reglement, betreffenb bie Einritung bes Gpartaffentnefent. Bom 18. Dezember 1858. 
18. Gele über die PoligeisBerwaltung. Bom 11. März 1850. 





Nachdem Alerhöcfter Anordnung zufolge über bie Bearbeitung ber Geſchafte 
im Innern der Magiftrate ein befonberes Regulativ abgefaßt worden, fo wird daffelbe 
gur weiteren Befolgung Hiermit befannt gemacht. 


51. 

Der Geſchaͤftskreis der Magiſttate umfaßt die Verwaltung: 

8) der eigentlien Kommunal-AngelegenSeiten; 
b) derjenigen Wngelegenbeiten, welde die Staatsbehdrde den Magiftraten 
forlaufend oder vorübergehend überträgt. 

Nur auf die Verwaltung ber zuerft gebachten Ungelegenheiten bezieht fich die 
vorliegende Gefhäftsamvelfung. ür bie sub b bezeichneten Angelegenheiten gelten 
aunädft die beionderen Vorſcheiſten ber Stantöbehörde über den dabei au Beobadhtenden 
Gefgäftsgang. Soweit aber diefelben den Beftimmungen des vorliegenden Regulativs 
nicht entgegenftehen, Tann nad; den Ießteren ebenfalls verfahren werben. 


22. 
Die Geſchaſte werden entweder 
a) von dem Magiftratsfollegium in der Geſammtheit ober 
b) von ben entmeber Dauernd ober auch mur geitweie für einzelne Geſchafts- 
dveige gebilbeten befonberen Deputationen bejorgt. 


83 


Bor das Plenum des Magiftents gehören: 

8) diejenigen Gegenftände, weiche demfelben nach ben näheren Beftimmungen 
der Stäbte-»Drdnung beſonders überwieien find, ferner diejenigen Vermögens» 
Angelegenheiten, über weldie bie Stabtverorbneten Outachten, Crflärung 
‚ober Genehmigung abzugeben Haben. Diejenigen Ungelegenheiten Bin« 
gegen, mit weldhen eine fortbauernde Abminiftration werbunben in ober 
die eine anhaltende Auffiht und Kontrole oder Mitwirkung an Ort und 
Stelle erfordern, müffen, wo die Stäbte-Orbnung vom 19. Ronbr. 1808 
gilt, und Ynmen, wo die venidirte Stäbte-Orbnung eingeführt ift, bunh 
bejondere Deputationen und Kommiffionen bejorgt werden, melde unter 
Leitung und Auffit des. Magiftrats ftchen und feinen Berfügungen 
Folge zu Teiften Haben; 

b) die nftellung aller zur Tommunalverwaltung erforberlidjen beſoldeten 
unb unbefolbeten Unterbeamten unter Beobadıtung der über dieſen Gegen- 
Hand ergangenen befonderen Berorbnungen ſowie die Annahıne zeitweifer 
Hülfsarbeiter gegen diatariſche Remuneration; 

©) die Ausübung der ben Gtabtlommunen in Aadjlihen Angelegenheiten zu. 
ftehenden vatronats · und Ehrenrechte insbefondere die bamit berbunbenen 
Anftellungen der Geiftlichen und fonftigen Kirjenbebienten, ingleichen Die 
Bejepung der Sehreritellen an den Eahulanitalten, 


Zu ueinrten Due, wo co vhne Wergatorswseryuunug mugecg und guz vereren 
Ueberficht des ganzen Gefcäftsganges rathfam ift, darf die Regierung dem Bürger: 
meifter aud) bie Vertheilung der Sachen am bie einzelnen Mitglieber der Deputationen 
als Pflicht auferlegen. 





s6 
Der gefommte Geicäftsbetrieb beim Magiftratstolegio wird durch ein Haupt: 
journal kontrolirt, in welches jede eingehende Sache, ſowie folde präfentirt und zu ⸗ 
geiäjrieben worben, eingetragen unb barin jo Tange fortgeführt wird, bis fie erfebigt it. 


37. 


Die eingetragenen Sachen gelangen zur Regiftrahre und werben vom dort mit 
den voffftändigen Alten, wenn ein Kodezernent ernannt ift, zunäcft diefem zur Ein: 
fiht und etwaigen Beifügung feiner Bemerkungen, hierauf aber dem Degernenten 
vorgelegt, 

8:8 

Alle 6108 einfeitende und vorbereitende Verfügungen, alle Gadien, bie ihren 

awiefenen Gang Haben, alle unerhebliche Gegenftände oder bei denen bie Entfcheibung 


Die gewöhnlien Vorträge werden ein» für allemal dur den Dirigenten an 
beftimmmten Tagen und Stunden angeordnet. Gr beruft, wenn es die Umitände er- 
eticien, außerorbentlie Gihungen, zu weldjen bie Mitglieder des Kollegii unter 
Andeutung des Bwedeß ber Zufammenkunft, wenn bieje feine befondere Geheimhaltung 
erforbert, borgelaben werben. 

Die Mitglieder müffen fich zur beftimmten Stunde zu ben Sigungen einfinden. 
Beräinderungen, dem Bortrage beigumwohnen, mäffen dem Borfigenden unter Anführung 
der Gründe friftlich oder in Perfon angegeigt werden. 


810. 


Der Dirigent Ieitet den Vortrag im Kollegio. Lepterer beginnt mit den eiligen 
Sagen; fodann folgt der der übrigen, in der Megel nad; dem Dienftalter der Mit» 
glieder. Sehr eilige und bejonders wichtige Gegenftände müffen na dem Ermeifen 
des Dirigenten vorzugsweiſe zum Vortrag kommen. Der Dezernent giebt zuerft und 
Hierauf der etwa ernannte Kobezernent feine Stimme ab; daß Kollegium wird für 
beiſtimmend erachtet, wenn feine wiberfprehende Meinung fi) äußert. Im entgegen- 
geiegten Galle müffen die Wiberfprehenden mit ihren Meinungen gehört werben. 
Der Dirigent beitimmt erforberlihen Falles die Meihenfolge der Epredher, forgt 
daflır, dab einerjeits der Sprechende in vollftändiger Auseinanberjegung feiner Anficht 
nicht unterbrodhen, andererjeit8 aber unnüge und ermüdende Abſchweifungen vermieden 
und fremdartige Gegenftände nicht eingemifct werden. Nach; Anhörung der verichier 
denen Meinumgen ftellt er die Streitfragen zur Abftimmung feit, er berüdfictigt 
bierbei die ihm etwa Bierüber gemachten Bemerkungen und verfügt fodann die Ab- 
ftimmung. Cr fammelt die Stimmen von unten herauf nad dem Dienftalter der 
Mitglieder, er zählt die Stimmen und fpriht nach der Mehrheit derjelben den Ber 
ſchluß des Kollegii aus. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die des Dirigenten. 
Diefer muß überhaupt darauf fehen, daß bie Debatten mit Grünblidjfeit, Ordnung, 
Ruhe und Leidenfcaftslofigfeit geführt werben, unb bie Mitglieder müflen feinen 
Ddiesfäligen Anordnungen folge Ieiften. Sollten feine Ermahnungen ohne Erfolg 
bleiben, fo Hat er die Befugniß, bie Dishuffion des betreffenden Gegenftandes gänzlich, 
abzubrechen und beflen weitere Grörterung zur nädjiten Sitzung zu verlegen; aud 
Tann er nad) Bewandtniß der Umftände die ganze Sitzung auf einige Zeit ſiſtiren 
oder diefelbe gänzlich ihliehen. In folgen Fällen Hat der Dirigent eine den Her- 
gang der Sache darftelende Verhandlung aufsunehmen, diejelbe von wenigftens wei 
Mitgliedern, welde fih ber diesfälligen Aufforderung bes Dirigenten unterziehen 
müffen, untergeichnen zu laffen, und fie fobann der vorgefegten Behörde einzufenden. 
Beim Bortrage folder Saden, einen näheren Angehörigen eines Mitgliedes berührend, 
muß fepteres auf Verlangen bes Dirigenten fid aus der Sihung entfernen. ud) 


anuyeewe wucıpwueven were. aweryienyen weryunvaugen wessen gu wen wer 
treffenden Aften genommen. 

Sollte das Kollegium nur in geringer Zahl verfammelt fein, fo Hat der Dirigent 
bei wichtigen Angelegenheiten, wenn es die Umftände geftatten, die Berathung bıs 
zur näditen Verſammlung auszufegen und darauf zu halten, daß diefelbe durch bie 
möglicjft volftändige Unzapl der Mitglieder erfolge. 


12. 


Sachen, im welchen von Unterbehörden oder Perſonen blos Auskunft erfordert 
wird, werden, joweit es thunlich ift diefem durch einen bloßen Vermert auf die be- 
trefiende Zournalnummer (br. m.) vorgelegt. 

Die Übrigen Verfügungen des Kollegü, melde an die Bittiteller oder an tie 
Unterbehörben gelangen, werben in ber Regel durch Abihriften ber Defrete erlafen, 
welde nad) ber von dem Dirigenten zu treffenden Einrihtung entweder gleich den 
Ausfertigungen zu bollyiehen oder von einem dazu zu beitimmenden Beamten zu 
begfaubigen find. Diejenigen Verfügungen, die fi nicht dazu eignen, insbefondere 
Berichte an die vorgefegten und Schreiben am andere Behörden u. |. w., müflen im 
Konzept entworfen und jodann förmlich ausgefertigt werden. Bon der Beihafenbeit 
des Gegenftandes oder fonftigen Umjtänden ift es abhängig, ob die Sachen voll- 
fündig don dem Dezernenten ausgearbeitet werben ober dazu bie Hülfe der Eize: 
dienten, wo dergleichen vorhanden, in Anfprud) zu nehmen ift, worüber nöthigenjals 
der Dirigent entjcheidet. 





$ 13. 


Alle blos einleitenben und vorbereitenden Detrete an die Bureauz und Beamten 
des Kollegii und bie zur Erpedition beftimmten Delete gehen in der Regel umter 
der alleinigen Zeichnung des Dezernenten; doc, Tann fi auch der Dirigent deren 
Reoifion und Mitgeichnung vorbehalten, und ift, wenn dazu megen befonderer periön- 
licjer Berhältniffe Beranlaffung vorhanden ift, dazu verpflichtet. 

Dagegen gelangen alle anderen Verfügungen, insbeſondere alle Konzepte, nah- 
dem fie vom Dezernenten vollzogen worden, falls ein Kodegernent ernanmt it, zu- 
nädjft an biefen zur Mitzeihnung, fodann aber zur Rebifion des Dirigenten. Tie 
Kodegernenten müfien bei eintretenden Zweifeln ($ 19) biefe durd mündliche Rüd« 
iprahe mit dem Degernenten ober dur Cimmirkung des Dirigenten gu erlehigen 
fuchen. Scherer enticheidet bei Bedenten über die Form ber Verfügungen. ft der 
Kodegernent mit bem Materiellen der Verfügung nicht einverftanden, jo Tann er die 
Sace zum nogmaligen Vortrag im Kollegio befördern. 


sa 


Die Befugnib des Dirigenten bei der Revifion der Delrete und Konzepte ber 
f&räntt ſich auf die Yenberung in Form und Fafung (dab diefe pafiend und fchielich 
erfolge, darauf Hat er beionders zu fehen). Hält er die Baflung materiel für 
unrictig, fo mub er die Verfügung dem Dezernenten mit feinen Bemerhmgen zurüd« 
geben, Tann auch zur weiteren Prüfung der Cage einen ober mehrere Kodegernenten 





voüftandige, paffende und fhidliche Faffung zu forgen. 
16. 


Die Magiſtratskanglei fertigt die Reinſchriften der vollzogenen Detrete und 
ongepte, infofern nicht etwa Beftallungsmäßig dem Bürgermeifter auferlegt ift, für 
Fertigung der Abe unb einfeeift zu forgen. Cie werben mit ber bisher üblichen 
Firma bes Magiftrats verfehen. 


sr. 

Die Reinſchriften ber Konzepte, insbefonbere auch die Bürgerbriefe, werben in 
der Regel von Drei Mitgliebern des Kollegü, einfchliehlid des Dirigenten, in ganz 
eiligen gällen aber, wenn e$ zur Förderung bient, vom Dirigenten allein unter- 
ichrieben. 

s 18. 

Jedem Mitgliede des Kollegii foll ein möglichft beftimmter abgegrenzter Wir- 
tungẽ dreis qugetbeilt werben, bei ben bejolbelen mit vorzüglihfter Beobadtung der 
Gleichheit unter den eingelnen Mitgliedern und mit Verddfiptigung der Arbeiten, bie 
fie überhaupt, insbefondere aud bei den Deputationen, au beforgen haben, bei ben 
undefolbeten aber aud) mit Billiger Berheffiätigung ifrer biirgerliien unb fonftigen 
Verhältniffe. 

Zedes Mitglied ift in bem ihm angewiefenen Gejcäftstreife möglidft frei und 
jetöftftänbig zu wirfen befugt. 8 muß denfelben mit Wärme und innerer Theil: 
nahme auffaffen, mit Umficht behandeln, fern von Ceibenfhaft und perfönlidien Rüd- 
fiöten. &8 muß fih nicht blos auf die augeiäjriebenen Saden befränfen, jondern 
aus eigenem Yntriebe fidh in fortmährenber Kenntnik ber ihm übermiefenen Ber- 
mwaltungsgegenftänbe Halten und die angegebenen Berfügungen in ihrer Ausführung 
verfofgen, da, wo biefe ftoct, forthelfen und bie Säumigen erinnern. 

Die Mitglieder find daher aud verpflichtet, bie Geigäftsführung ber unter 
ifmen arbeitenden Beamten zu beobaditen, fie zurecitjumeifen und fie nöthigenfalls 
dem Dirigenten zur Beftrafung anzuzeigen. 

Aud) die undefoldeten Mitglieder müffen den Vorträgen des Kollegii regelmähig 
beimoßnen und nach und nad;, befonders wenn fie e8 wünfehen, bei den verfhiebenen 
Deputationen beiäftigt werben, damit fie Gelegenheit erhalten, fi mit den berichte: 
denen Zweigen ber Kommimalverwaltung befannt zu macjen. ud; müffen fie bei 
auberorbentlichen Gejläften, ı. ®. Ctabtverorbnetenwahlen, zutreten. Gndlid, find 
fie auf derpflichtet, Mfefiocate bei den Gewerfen und Innungen zu übernehmen. 
Sollte Icpteres mit ihren gewerblidjen Berhältniffen nicht vereinbar oder für diefefben 
zu fbrend fein, fo mäffen fie von biefer Uebernahme entbunben werben. 

Der Degernent ift nicht allein für einen föhnellen und ununterbrochenen Betrieb, 
iondern auch für eine gründliche und vorfchriftsmähige Bearbeitung der ihm über 
wieienen Gegenftänbe ſowie für eine anftändige und [hidli;e Gaflung ber von ihm 


für eine zived» und ordnungsmägige Musrünrung des Beſchlunes. 

Die Kodegernenten Yönnen, wenn fie es für nothwendig erachten, und mirke: 
wenn «8 vom Dirigenten verlangt wird, ihr jchriftfiches Wohım über ben Gegenitant 
abgeben; fie haben darauf zu fehen, dab fein fattifher Iretfum bei der Sache or 
walte, daß bie Verfügungen ben beftehenben Gefepen und vorſchriſten micpt entgegen 
feien, dab die Expedition auf bie zum Wortrage gelangten Sagen dem Beichi: 
des Rollegii gemäß, ferner an fi jehidlih, Mar und bejtimmt abgefabt, mit den 
nöthigen Gründen unteritügt und dak feine Sade ohne Vortrag abgemadt werk, 
mweldje dazu Hätte gelangen follen. 

Wird ein Mitglied vom Kollegio überftimmt, fo barf es biejen Beſchluß nist 
vertreten, wenn es fein Votum jriftlich unter Anführmg der Gründe zu den he: 
gegeben ober fi bei ber fiber den Beichluß aufgenommenen Berhandlung ($ 11; 
für diffentirenb erflärt hat. Der Degernent und Zeder, der die Sage zur Mitzeid 
mung und Revifion erhält, Tann fein abiweicendes Votum der angegebenen Br 
fügung gleich beilegen; jebes andere Mitglied reicht daflelbe dem Dirigenten ein. 


819. 


Den Reinſchriſten der nad) den Beihlüffen des Kollegii auszufertigenden Fir 
fügungen dürfen zwar feine Voia ber einzelnen Mitglieder, jelbft nicht des Dirigent 
beigelegt werben. Bei Eingaben und Berichten an die vorgejehten Behörben ann 
jebod) die Minorität, ſelbſt wenn fie aus wenigen oder aus einem einzelnen Mitalicde 
befteht, nach ihrer Wahl verlangen, entweder dab ihre bei der Berathung aufgejteht:n 
Gründe in derjenigen affung, welhe das von der Minorität auserjehene Mitglicd 
berjefben vorlegt, borausgefeht, dab rüdfihtli ber Schieliäfeit nichts dagegen u. 
erinnern, in den Bericht aufgenommen werden, weldenfalls dann aud das Konz 
des lehieren eben biejem Mitgliede der Minorität zur Mitzeihnung vorgelegt werde 
muß, oder daß, wenn die Minorität oder einzelne Diffentienten es vorziehen, bie 
Darftellung ihrer Anfihten blos vollftändig zu den Alten zu geben, diefes Umftand:s 
im Bericht erwähnt und dabei ber Oberbehörbe die eventuelle Einforderung andeim 
‚gegeben werde, 





20. 

Der Dirigent (Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter) iſt der unmittelbare Tor: 
gejegte der Mitglieder des Kollegti und feiner Unterbeamten ſowie der mittelbare 
Borgefekte fümmtlicer übrigen Kommunafbeamten. 

Alle diefe Beamten find ebenſo wie die Mitglieder bes Magiſtratskollegii ver- 
pflichtet, ibm im dem gu feinem Reffort gehörigen Angelegenheiten Folge zu leiten 
und ihm auf Verlangen jede amtliche Auskunft über die zu ihrem Geichäftstreiie ac 
hörigen Gegenftände mündlid oder jchriftlich zu ertheilen. Zu feinem Reffort gehören 
insbejondere folgende Gegenftände: 

1. Ex leitet den formellen Geihäftsgang beim Magiftratstollegio; er trift 
fo weit e8 nidht jjon in der gegenwärtigen Verordnung geihehen, die zu 
diefer Leitung fowie zur Regelmüpigfeit, zum ununterbrodenen Fortgange 
und zur Stontrole bes Geihäftsganges nötbigen Anorbnungen umd gicht 
bie Hierzu erforderlichen Znitrultionen; 
ex verteilt die Geihäfte unter bie Mitglieder des Kollegii, jo dab jede 
Sade in der Regel von dem gerwöhnliien Deernenten bearbeitet wird. 
Aud) fi) felbft darf er, foweit e8 ihm bie Direktion des Ganzen und die 
ihm etwa aufgetragenen bejonderen Geicäfte geitatten, hierbei nicht über- 
geben. Diejenigen Gegenftände, welche die Anftellung forte die Entlaffung 
der Mitglieder des Kollegli und deſſen Unterbeamte betreffen, gehören, in 


» 





» 


Se awuung yeitıuyc, wup vie ven arugijtaue WUucyenVe misersee zei 
derfeiben Die möthige Ginheit und den erforberligen Bufammenhang ete 
halte, daß biefelbe dem Velten der Kommune gemäß geführt, Alles, mas 
die Kenmtnik der Gtadtverorbneten und deren Mitwirtung nad der. 
Stäbte-Orbnung erheifät, vor die Stadtverorbneten-Verfammlung gebracht 
umb ihr nichts davon entzogen werde. Cr muß bie ftäbtiihen Kommunal» 
Anftalten von Zeit zu Zeit repidiren und darauf Halten, daß fie ihrem 
Ziwed entiprechend bermwaltet werben. Cingejelicenen Mibbräuhen und 
fundgeworbenen Mängeln Hat er, fo weit fie im bloken Geichäftsgange 
Hiegen, unter Bugiehung der betreffenden Beamten jelbit abzubelfen, ſowen 
fie aber das Materielle der Gegenftände betreffen, bei den betreffenden 
Deputationen und erforderlichen Falles beim Kollegio felbft zur Sprade 
zu bringen; 
& mub fih um die Gelßäftsführung fämmtficher Deputationen und Rom 
miffionen genau befümmern und dieſe Geichäftsführung revidiren. Cr hat 
im Diefer Beziehung gleiche Befugniffe und Verpflichtungen, wie fie ihm 
vorftehend für die Revifion der Kommunal-Anjtalten bezeichnet werben. 
Zu biefem Behuf muß er auch den Sibungen berjenigen Deputationen, 
denen er nicht ummittelbar jelbft borfteht, vom Zeit zu Zeit und erforberr 
lichen Falles auf längere Zeit beitwohnen. Bei feiner Anwejenheit in den 
felben ift er befugt, den Vorfig zu übernehmen, mitzuftimmen und anzue 
ordnen, melde Sachen in feiner Gegemvart vorgetragen werden follen. 
Die vorftehenden Beftimmungen gelten aud; von vorübergehenden 
Deputationen und Verathungen; 
ex führt die Oberauffiht über die geſammten ſtädtiſchen Kaſſen und das 
Nehmungsiwefen fowie über das KämmereisDepofitorium und die Kaffen 
der unter bem Magifteat ftehenden Snftitute. Cr ift befugt, ertraorbinäre 
Kafienrevifionen für feine Perjon zu deranlaffen, und muß dafür forgen, 
dah jede unter Yufficht des Magiftrats ftehende Kafle fowohl monatlich 
ordinär als jährlich einmal ertraordinär rebidirt wird; 
ex Hat darauf zu fehen, daß der Magiftrat und die Kommune ihren Ver- 
pflichtungen gegen den Staat und defien Behörden gebührend nachfommen. 
ft er insbejondere mit dem Materiellen eines Magiftratsbeichluffes deshalb 
nicht einveritanden, weil er ihm dem Staat, defien Gefegen und Vera 
nungen ober den von den Stantäbehörben erlaffenen Verfügungen 
erachtet, fo ift er bereitigt und verpflichtet, das Kollegium . 
mertfam zu machen, nad) nodmaligem fructloien Wortrage ge 
aber der vorgefekten Behörde folder fhleunigft anzuzeigen und\ Ber 
flug felbit fo lange zu jußpendiren, biS hierüber mähere Entit, „(dung 
ergangen iſt; 
ex ift verpflichtet, dafür zu forgen, dab die Mitglieder und Unterbeamten 
des Kollegüi ihren amtlichen Verpflichtungen genügen. Beſchwerden über 





yerspin wre muyumnure win wenige me sine smmwersumm pie se massawuce 
Vorgefegte jänmtlicher übrigen Kommunalbeamte 

Alle dieſe Beamten find cbenfo wie die Mitglieder des Magiftratsfollegüi ver- 
pflichtet ihm in dan zu feinem Reffort gehörigen Ungelegenheiten Folge zu leiiten 
und ihn auf Verlangen jede amtliche Austunft über die zu ihrem Geihäftskteiie gcı 
hörigen Gegenftände mündlich oder feriftlich zu ertheilen. Zu feinem Reffort gehören 
insbefondere folgende Gegenftände: 

1. Er leitet den formellen Geihäftsgang beim Magiftratöfolegio; er 
fo weit es nicht fjon in der gegenwärtigen Verordnung geicehen, die zu 
biefer Seitung fowoie zur Regelmäßigfeit, zum ununterbrocenen Forigonge 
umd zur Kontrole des Geihäftsganges nöthigen Anordnungen umd giebt 
die hierzu erforderlichen Initeuftionen; 
ex vertheilt die Geſchäfte unter bie Mitglieder des Kollegii, fo daß jede 
Sage in der Regel von dem gewöhnlichen Deyernenten bearbeitet wird. 
ud) ſich felbft darf er, ſowen e& ihm bie Direltion des Ganzen und die 
ihm etiwa aufgetragenen bejonderen Geichäfte geftatten, Hierbei micht über 
geben. Diejenigen Gegenftände, welche die Anftellung fowie die Entlanung 
der Mitglieder des Kullegii und befien Unterbeamte betreffen, gehören, in 











» 
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orbinär als jahrlich einmal ertraorbinär rebibirt wird; 
ex Hat darauf zu jehen, daß der Magiftrat und die Kommune ihren Ders 
pflichtungen gegen den Staat und befien Behdtden gebührend nadtommen. 
It er insbejondere mit dem Materiellen eines Magiftratsbeichluffes deshalb 
nid einberftanden, weil er ihn bem Ctaat, defien Geegen und Berord- 
mungen ober den don ben Staatöbehörben erlaffenen Verfügungen entgegen 
eracitet, fo fit er beredtigt und verpflichtet, das Kollegtum hierauf aufe 
merffam zu madjen, nad) nodmaligem fructlofen Wortrage der Sase 
aber ber borgefepten Behörde folches fahleunigft anzuzeigen und ben Ber 
fehlub felbft fo lange zu fußspenditen, bis hierüber nähere Entiheidung 
ergangen ift; 

er ift verpflichtet, Dafür zu forgen, daß die Mitglieder und Unterbeamten 
des Kollegti ihren amtlichen Verpflichtungen genügen. Veſchwerden über 


10. 


11. 


12. 


Unterfugung zu veranfafen hat. In Fällen, mo Gefahr im Lerzuge 
oder bie Verbuntelung eines Vergehens zu befürhten üt, Tann er mod 
vor der Supenfion eines Kommunalbeamten bie vorläufige Entbindung 
von den Geicäften gang ober theilweile fofort verfügen; er muß aber 
dem Magiftrat hiervon jchleunigft Unzeige und gleidyeitig die möthigen 
Anträge wegen Einleitung der Suspenfion machen. Ex ift befugt, die 
befofdeten Unterbeamten des Kollegi und ber Verwaltungs Deputationen 
in Gelöftrafe bis auf Höhe von fünf Thalern oder in Arreititrafe bis zu 
bier Tagen zu nehmen. Höhere Strafen gegen dieſe Beamten farın nur 
das Kollegium feftiegen ($ 3 litt. ch. Die Rekurſe gegen die Etxais 
verfügungen des Dirigenten gehören vor bie Regierung; 

er ift befugt, ben befoldeten Mitgliedern auf 14 Tage, den Unterbeamten 
des Kollegii bis auf vier Wochen Urlaub zu ertheilen. Längerer Mrlaub 
muß für Mitglieder des Kollegii bei der Regierung, für die Unterbeamten 
aber beim DMagiftratstolfegio nachgefugt werden. Wenn unbejoldere Mu- 
giftratömitglieber ſchleumige Reifen zu machen Haben, jo müilen fie dem 
Dirigenten wenigjtens die vermuthlie Zeit ihrer Abweienheit und den 
Dt, wohin fie teifen, anzeigen. 

Dirigent jelbit muß bei mehr als breitägiger Abweſenheit den 
Urlaub, jo weit die Stadt unter Poligeiaufficht des Yanbrarhs fteht, bir 
auf acht Tage bei diejem, auf längere Zeit durd denielben bei der er 
gierung nadjjugen. Ex hat dafür zu forgen, dab die Magiftratsmitglicder 
jowie die Unterbeamten ihrer Verpflihtung gemäß bei vorlommenden 
Reifen fümmtlihe in die magiftratualifchen und in die Deputationsgeicärte 
einfchlagenden, in ihrem Gewahrfam befindlichen Akten in die Regiitratur 
abliefern; wenn lebleres nicht geichicht, fo hat er anzuordnen, daß dieielen 
durch einen mit der nöthigen Snftruktion zu berjehenden Veamten, nöthigen« 
falls auf erefutiviichem Wege herbeigeijafft werben. 

Meber Alles, was die ihm zuftehende Disziplin über die Mitglieder und 
Beamten des Kollegii betrifft, führt er beiondere ften und hat bieie 
fowie diejenigen Akten, welche ſich auf bie höheren Orts ihm perjönlich 
gemachten Aufträge oder auf ſolche Ungelegenheiten beziehen, die eine ber 
fondere Geheimhaltung erfordern, im Rathhaufe unter feinem Verihluh 
aufzubewahren, 

Beſchwerden über ihm wegen Ueberſchreitung feiner Amtsbefugniiie und 
Dienftführung gehören nie zum Refiort des Magiftratsfollegti, fondern yu 
dem der vorgefepten Vehdrbe, und zwar zunädit zu demjenigen der Re 
gierung. 

In Kranfheits-, Abweſenheits · oder jonftigen Behinderungsiälen muß er 
feine Stellvertretung in den größeren Städten, in welden neben dem 
Operbürgermeifter ein Vürgermeifter angeftellt ift, diefem legteren, in den 
anderen aber in ber Regel dem ber Dienftzeit nad) älteiten Magiitratss 
mitgliede übertragen, inſofern nicht von der Regierung einmal oder für 
immer ein anderer Stellvertreter ernannt ift. Wo befoldete Magiftrats - 
mitglieder vorhanden find, find biefe nach obigen Vorſchriften die Ste: 
vertretung zu übernehmen verpflichtet, bie unbefoldeten aber in foldem 
Falle fie abzulehnen befugt. 

Die Uebertragung der Gejchäfte muß von dem Dirigenten jchriftlich 
geihiehen und zugleich ſchriftlich dem Magiftratstoffegum fowohl als ber 
Regierung angezeigt werden. Gollte ber Dirigent durch plöpliche Aranf- 
heit an der ſchrifilichen Ungeige verhindert werden ober bor Einrichtung 








theilten Beftallung und nöthigenfalls von ber Entſcheidung der Regierung ab. 


28. 

Bo ein Syndikus als Magiſtratsmitglied angeſtellt ift, liegt demſelben außer 
den allgemeinen Pflichten eines ſolchen und neben den ihm beſonders zugetheilten 
Arbeiten ob, al Rehtstonfulent des Magiftrats denfelben mit feinem Hathe zu 
unterftügen, "damit nichts Gefegribriges beichfoffen werbe. Cr ift zur Bearbeitung 
der Progebiadien als Sacverftändiger verpflichtet, Hat bie für bie Mandarien erforder: 
liche Information anzufertigen und überhaupt dahin zu fehen, dab bie Mrogefie der 
Kommune mit Grünbliiteit geführt werben. 

&x hat für die gehdrigen Formen aller rechtlichen Verhandlungen bes Magiftrats 
zu forgen umb Die Konzepte oder andere Musfertigungen, wodurch das Kollegium 
echte erwirbt ober Verbinblichteiten eingeht, mitzugeichnen; dabei ift er nicht für bas 
Waterielle, weldjes der Degernent zunächft zu vertreten Hat, wohl aber für die deut» 
liche und ricptige Faffung und dafür verantwortlich, dab aus der Verlegung retlicher 
Formen teine Reihtöitreite oder andere Nadjtheile entitehen. 


In den Etädten, wo ein Stadtbaumath. vorhanden, führt dieſet die Aufficht über 
das gelammte ftäptiiche Vauweſen und ift Mitglied der Baudeputation. 

Er forgt für die Unterhaltung der Kommumalgebäude, er giebt dem Stollegio 
über die zu unternehmenden Neubauten und Reparaturen ſowie über bie zu cr 
werbenden Grundftüde fein Gutachten, fertigt die verlangten Pläne und Anſchlage 
und leitet nad) dem Beihlub des Kollegii die Ausführung; er muß dieie fleibig be: 
fihtigen und hierbei aud den Requifitionen der unteren Kommimalbehörden, zu 
deren Refiort die betreffenden Beamten gehören, genügen. Ihm liegt die Revifion 
aller Unfchläge, die Aufnahme der Revifionsprotofolle über gefertigte Bauarbeiten 
und bie Revijion der Berechnungen nicht allein hinfichtlic der Preife, jondern aud 
binfichtlid der richtigen und untabelhaften Ausführung der Arbeit ob. 

In Peuerjogietäts-Angelegenheiten hat er bei ftattgefundenen Brandihäben nad 
den in dem für dem Ort geltenden Reglement enthaltenen Beitimmungen zu ver 
fahren. 

25. 

Die Unterbeamten des MagiftratS find diefem und defien Mitgliedern ſowie ins- 
beiondere dem Dirigenten Achtung und Kolgfamfeit ſchudig Sie müflen nad den 
‚oben angegebenen Beftimmungen ($ 3 litt. c, $ 20 Nr. 1) mit Dienftanweijung 
verjehen werden. 

$ 26. 

Die Deputationen und Kommiffionen des Magiftrats, wie ſolche nad; Borichrift 
der Städte-Orbnung vom 19. November 1808 eingerichtet werden mühfen, nad der 
tevibirten Städte-Ordnung aber eingeführt werden Fönnen, führen unter Auificht und 
Leitung des Magiftrats und in Gemäßheit der von diefem erlaffenen Bejtinmungen 
und Yuftruftionen die ihnen übertragenen Verwaltungen; fie ftehen weder init den 
Stadtverordneten, nod mit anderen Behörden in direkter Geihäftsverbindung und 
Tonnen in Iepterer Hinfiht nur örtliche Berhältnifie mit Auftimmung der Oberbehörde 
eine Ausnahme begründen. Cie find berechtigt, Die Bejorgung fpezieler Geſchant 
wieder einzelnen Rommiffarien zu übertragen und ſich mach dem Gegenftande in die 
Spezialauffiht zu theifen; dod fann dies nur mit Zuftinmung der Borfipenden ge 
fhehen. Cie konnen zur Berathung einzelner ihre Verwaltung betreffenden Gegen 
fände andere Kommunalbeamte, Cadverjtändige oder fachkundige Perfonen hinin 
Zugiehen. Dergleichen Perfonen Haben aber fein Ctimmredt. Cie dürfen die Zahl 
ihrer Mitglieder nicht eigenmächtig veritärfen oder vermindern, 

Die Deputationen und Kommifionen find in folgenden Fällen verbunden, bei 
Pieno des Magiftrats anzufragen: 

a) in allen Saden, bei denen nad) den Vorſchriften der Städte · Ordnung die 

Erflärung oder Zuftimmung der Stadtverorbneten erforderlich ift; 

b) bei Abweichungen von den angenommenen Berwaltungsgrundjägen oder 

beftehenden Einrichtungen; 

© in allen Fällen, wo es auf Berihterftattung an die höheren Behöͤrden 

anfonnnt. In folcen Fällen müffen fie den Beriht mit allen erforder 
lichen Materialien verjehen, gleich im Namen des Magiftrats im Konzevie 
entwerfen und ihn dem iehteren zur weiteren Veranlafjung einreichen; 

4) in Fällen, wo bei einer Sache mehrere Depntationen betheiligt find und 

feine Einigung ftattfindet; 

©) bei Anftellung der zu ihrer Verwaltung gehörigen Eubalternen, deren Per 

folbung, deren Verbefferung im Gehalte, ihrer Cuspenfion und Entlaftun, 
imgleichen bei Annahme von Diätarien zu dauernder Belhäftigung; 
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forderlichen Geihäftsbildung auf die vorihriftsmähig erfolgte Belannt- 
madjung nicht melden und auch von der Königlichen Regierung Bereitigte 
oder in deren Grmangelung zwölf Johre gediente, zur fünfehwährigen 
Dienftzeit verpflichtete Nejervejäger don der erforderlichen Dualififation 
miht angeiviefen werden Tonnen, jo find vorzugsmeife jüngere, auf Fo— 
derforgung dienende Jäger zu berüdfichtigen. Die Genehmigung der An« 
ftellung eines Nichtverjorgungsberechtigten bleibt nad) Mahgabe der Rejcripte 
dom 8. Juli 1842 (Min.-Bl. ©. 256) ımd 20. Zuni 1851 (Min.-Bt. 
©. 143), ewent. von der Königlichen Regierung oder von den Miniftern 
des Innern und des Strieges auspufpreden. 
Auf Diejenigen Kommunalforftftellen, weiche eine weitergehende Dualififation 
als bie eines Königlichen Förfters 'erfordern, fteht den Korftveriorgungs- 
bereitigten ein ausicliehlicer Anjprud) nicht zur Geite. 

it für eine dergleichen Ctelle eine weitergehende Qualifitation als 
erforderlich anerfannt worden, jo Liegt e& der Kommumafbehörbe bemnäciit 
ob, umter Nachweis der Bewerber die Genehmigung zur Belegung von ber 
Königlichen Regierung einzuholen, wobei Iegtere in Gemeinigaft mit dem 
Königlichen Oberforftbeamten zu” prüfen Hat, ob das Urtheil über bie 
Dualififation der Bewerber ein unbefangenes und gegen die orftvers 
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Den Fortverſorgungsberechtigten ſteht ferner ein ausichliehliger Aniprıh 
nicht zur Ceite auf Bejegung von Stellen, weiche ein Einfommen von 
weniger als 120 Xhle. gewähren. CS ift jebod, wenn fh zu jolden 
Etellen qualifisicte verforgungsberedjtigte Jäger oder Züger der Reierne 
melden, auf dieſe vorzugsweile Rüdfiht zu nehmen, zumal ſich deren An 
nahme wegen der Glaubwürdigkeit vor Gericht und der Berugnik zum 
Waffengebrand) befonders empfiehlt. Cofern übrigens Stellen diejer Art 
für Militär-Invaliden mit bem Givilverjorgungsichein geeignet find, dürien 
fie felbigen nicht vorenthalten werden. 

Das für die Kommunen über die Bejefung der Foritftellen Angeorhnete 
gilt in gleicher Weile für diejenigen Snftitute, welche in dem Ctaats« 
NMinifteriatbeihlub vom 12. Oktober 1857, 5 9 aufgeführt find, ebenio 
aud) für Candgemeinden, infofern denjelben durd) gejegliche Beitimmungen 
eine gleiche Verpflihtung wie den ftädtiiden Kommunen zur Anitelung 
von Yoritveriorgungsberedtigten bereit8 auferlegt iſt. 





. Bon den erfolgten definitiven Anjtellungen im Kommunalforftdierite hat 


die Königl. Regierung, Abtheilung des Innern, der Königl. Snipettion der 
Jäger und Cchüßen die vorgeſchriebenen Anzeigen zu machen mit Angabe 
des Dienfteinfommens und ob die Anftellung auf @ebenszeit und mit 
Venfionsberehtigung erfolgt iſt, ebenſo aud von den interimiitiicen 
Anftelungen auf etatmäßigen Ctellen, wobei jedod vorübergehende 
interimiftiiche Vertretungen von erlebigten Stellen bis zur Dauer von 
jechs Monaten und Ctellvertretungen auf noch unerledigten Etellen nicht 
aufzunehmen find. 

Die beiden Nachweiſungen oder Bafatanzeigen find nach dem bei der 
KRönigl. Foritverwaltung borgeihriebenen Echema aufzuftellen und jührlih 
am 1. Augujt der Königl. Znipeltion der Jäger und Schügen einzu 
teichen 
Die definitive Anftellung eines Anmärters des Jägerforps auf Lebenszeit 
auf einer Kommmalforfttelle mit einem Cintommen von mindeitens 
200 Thirn. incl. des Werthes freier Wohnung, freien Holzes und jonitiger 
Emolumente wird als Verjorgung betradhtet und beim Cinräden in eine 
ſolche Stelfe der Foritverjorgungsigein Tafirt. 

Die Ablehnung einer offerirten Kommunalforititelle, für welche bie 
Anftellung auf Yebensgeit mit einem Dienjteinfommen von mindeftens 
200 Thirn. incl. des Werthes etwaiger Emolumente verbunden ift, wird, 
wenn die Ablehnung zur Kenutniß der Königl. Regierung gelangt, für 
deren Bezirk ber Forjtverjorgungsberechtigte notirt ift, der Ablehnung einer 
töniglicen Stelle gleich geachtet und Tann daher für den Anwärter and) die ⸗ 
jelben Nachtheile zur Folge haben. 

Den Reiervejägern von mindeftens zwöltjähriger Dienitzeit in die 
dauernde Veihäftigung oder Anftellung im Kommmmalforitdienfte mit einem 
Dienfteinfommen von mindeftens 120 Thirn jührlid, wenn fie unter einem 
vorgeſetzten verwaltenden Foritbeamten ftattfindet, bei der Gntiheidung 
über ihre demnädjtige Anerkennung zum Foritverforgungsicein ebenjo an« 
zurechnen, als wenn fie im Königlien Diente erfolgt wäre, wogegen für 
einen folden Jäger aber aud) die Ablehnung einer derartigen Bejhätti 
im Kommunalfortdienite oder das Derlaſſen derielben oder ungenügende 
Dienftführung gieiche Folgen hat wie in der Königt. Korftvermaltung. 

Cchliehlich wird der Königl. Regierung empfohlen, auf eine entiprecente 
Dotirung der theilweiſe noch ſehr bürftig ausgeftatteten Kommunalforit- 








der Beihlub ohne Weiteres volifttedbar. 
56. 


In allen anderen Fällen unterliegt der Beſchluß der Prüfung der vorgefeften 
Provinztalbehörbe und wird erft nad; beren Genehmigung volfittedbar. 


534 Anlagen zu Sir V. 


g7. 
Der vorgeiegten Gentrafbehörde bleibt jedoch in allen Fällen unbenommen, ein- 
zuĩchreiten und den Beihluß jelbft abzufafen oder zu berichtigen. 
58 
Roc Befinden der Umitände tann die Behörde aud; mehrere Beihlüfie abjanen, 
wenn ein Xheil des Deielts fofort ar ift, der andere Theil aber no weitere Er. 
mittelungen nothwendig macht, ingleihen, wenn unter mehreren Perjonen die Ver- 
pflicptung der einen feititeht, die der andern noch jweirelhaft it. 


s9. 

In dem abzufafienden Beidjlufe if Zugleich zu beitimmen, ob der Beamte zurı 
Griag des Deichs oder nur zur Sicherftellung anzuhalten, und im eriten Falle, ob 
die Crefution umbebingt ober mit melden näher zu beitimmenden Mopihationen yu 
vollitreden. 


510. 
Ser abzuiafiende Beichluß kann auf die unmittelbare Berpflictung zum Erisg 
gerichtet werden: 

1. joiern der Deielt nach dem Ermenen der Behörde durch Boriap bemirft 
worden, gegen jeden Beamten, weicher der Unterihlagung oder Werım- 
freumg als Urheber oder Theilnehmer geftändig ift oder für überfühtr 
achtet wird; 

2. joiern ber Deielt nach dem Grmefen der Behörde durch grobes Verſehen 
entitanden ii 
8) gegen diejenigen Beamten, welchen die Kafle u. |. w. zur Verwaltung 

übergeben war, auf Ööhe des ganzen Deiekt 
b) gegen jeden andern Beamten, der an der Einnahme oder Ausgabe, 
der Erhebung, der Ablieierung oder dem Transport von Kafiengeltern 
. Oder anderen Öegenftänden vermöge feiner bienitlihen Stellung Theil 
zu nehmen hatte, nur auf Höhe des in jeinen Gewahrjam gelommenen 
Vetragee. 
Eben dies gilt gegen die im $ 3 genannten Beamten in den dafelbit bezeichneten 
Fällen. 








sı. 


Der abzuiajtende Beichluß Tan ferner auf Bejchlagnahme des Vermögens ober 
Gehalts zur Sicherung des demmäcit im Wege Rectens auszuführenden Anforuchs, 
fofern der Defen aus dem Vermögen der $ 10 genannten zunädjit verantwortlichen 
Beamten und deren Dienitfaution nicht zu deden jein follte, gerichtet werben: 

gegen Diejenigen, welche zwar die deieftirten Gelder oder anderen Gegen- 
jtände nicht in ihrem Gewahrfam gehabt, aber an deren Wereinnahnung, 
Verausgabung oder Verichluffe in der Weile unmittelbar Theil zu nehmen 
hatten, dab der Defekt ohne ihe grobes Verſchuiden nicht Hätte entftchen 
Tönnen. 


s12. 


Eind Beamte, gegen welche die erekutiviihe Einziehung des Deickts zulärfia it, 
in der Verwaltung ihres Amtes, wofür fie eine Amtstaution beitellt haben, beiafien 
worben, fo ift die Erefution nicht zunäcit in dieſe Kaution, fondern in das übrige 
Zermögen zu bollitreden, jedoch, jo weit die beitellte Kaution reiht, nur auf Sicher» 
ftellung eines gleichen Betrages zu richten. 


$13. 


Bei Gefahr im Verzuge Tann die unmittelbat borgejegte Behörde, au wenn 
fie nit die Eigenichaft einer Provinzialbehörde hat, oder der ummittelbar Dorgeiegte 








Verbande derfelben gehörigen jelbftftändigen Gutsbezirke, Gewerhe 
treibenden und Bergierfsbeliger, 
über die Bertheilung der Abgeordneten ber Landgemeinden auf die einzelnen 
Wapldegirke, 
über bie Bertheilung der ſtadtiſchen Abgeorbneten auf bie einzelnen Srävr. 
begiehungsmeife die Bildung von Städtewahlbezirfen 
ausquarbeiten. Hierbei find bie verſchiedenen Goentualitäten, weiche in Folge des 
Loojens auf dem Kreißtage eintreten Tonnen ($ 93), entipregjend zu berücjichtigen. 
2. Wenn Anträge auf Berichtigung der Verzeichnifie der Wahlberechtigten 6 110) 
nicht eingegangen oder bie geftellten Anträge vom Kreisausſchuffe becüdtictigt oder 
die Klagen gegen die Enticeidungen bes Kreisausihuffes endgültig enticieben (Bei 
vom 3. Zuli 1875, $ 90 Nr. 2) oder die Mlageanträge der Art find, daß nad der 
Anfiht des Kreisausihufies die Entfgeibungen bes Bezixts«, besw. Oberbermaltunnt- 
gerihts, aud wenn fie ben Klageanträgen entipregen follten, die Bertheilung der 
Abgeordneten auf die Mahlverbände, Mahlbezirle und Städte nicht beeinflren 
würden, hat der Sandrath, event. nach Revifion der Voricläge (Rr. 1) durch den 
Kreisausihuß, einen Kreistag zur Aufftelung des Bertfeilungsplans nad & 111 
und 112 und zur Yusloofung der Kreistags-bgeorbneten nad; $ 107 anzuberaumen. 
In dem Cinladungsicreiben, welchen die Voricläge des Kreisausichuffes ii 
äuffigen find, ift mitzutheilen, welche Klagen bezüglich der Feftftellung der Berzeichnift 
der Wahlberechtiglen noch fchweben, B 


angapı von aogeordneten als Früher, 10 iſt Die Musloojung Der Halfte der Mogeoro- 
neten des Wahlverbandes ber Städte ($ 107) fo einzurichten, daß jedenfalls fo viel 
Abgeordnete ber betreffenden Stadt außgelooft werben, als "berjelben gegen früher 
weniger quftehen. Hierbei ift nad; folgendem Beifpiele zu verfahren: 

In dem Kreife €. befinden ſich 6 Stäbte mit 17 Ubgeorbneten. Nach 
ber früheren Seelengahl entfielen auf bie Städte D. und ©. je 4, nah 
der jegigen 3, bezw. 5 Abgenrbnete. 

9 Abgeordnete bes Gtäbte-Wahlverbandes werben ausgelooft. Befindet 
fi unter ben 8 zunächft ausgelooften Abgeordneten Tein Bertreter ber 
Stadt D., fo wirb ber 9. Ubgeorbnete, welcher ausiheibet, nur unter ben 
Vertretern der Stadt D. ausgelooft. Zit bereits dor Gxiaß diefer Cir- 
Tular-Berfügung in ber Meife verfahren worden, dal bei ber Ausloofung 
ber Hälfte ber ftäbtifhen Ubgeorbneten jo viel Abgeordnete ber betreffenden 
Stadt vorweg außgelooft worben find, als ihr jept weniger zuftehen, To 
behält «8 babei für Die Vergangenheit fein Bewenden 

7. Auf Grund biefer Vertheilungen und Ausloojungen fteilt der Kreistag die 
ZaßL derjenigen Abgeordneten feit, melde ein jeder Wahlverband nad) $ 108 bei der 
Wahl im November d. I., bezw. in dem buch; Sreisitatut anbermeitig feftgeießten 
Zeitabflgnitte zu wählen Bat. Die Zahl wird gefunden aus der Differenz ber nad 
Fr. 1 ermittelten Anzahl der dem Kreife zuftehenden Mbgeorbneten und der Anzahl 
der nad; Pr. 4 nicht ausgelooften Kreistags-Abgeordneten. 

Ferner bezeichnet der Kreistag diejenigen Mahlbezirte und Städte, welde nach 
Kr. 5 und 6 die Ergängungs-, bezw. Neuwahlen zu vollsiehen haben. 

8. Nach Mahgabe diefer Verteilungen und Geititellungen ftelt ber Kreistag 


1. Mai er. mitgetheilten Bahlen find überall maßgebend. 
Das Roos wird in allen Fällen vom Landrath gezogen. 


II. 


1. Befinden fi in einem der vom Kreistage nach Abidnitt IT gebildeten 
Wahlbegire mehrere Güter oder Gemeinden, auf melde bie $ 99 und IOL der 
Kreisordmung Anmendung finden, fo find diefelben dom SKreisausihuife gemäk 
Artitel 6 Nr. 4 und 5 der Initruftion vom 10. März 1873 zu Gelammt- (Kollektiv) 
Stimmen zu vereinigen. 

2. Die bezüglichen Veihläfie des Kreisausſchuffes werben in der Kolonne 
„Bemerfungen“ des Werzeichniffes IV eingetragen. 

Die vom Sreistage nad; Abfhnitt IL getroffenen Bertheilungen ımd Zeit: 
ftelfungen foie die Verzeichnife IV und V find vom Kreisausicufie dur has 
Kreise, bezw. Amtsblatt nad) Mahgabe des Artifel 9 der Inftruftion vom 10. März 
1873 mit dem Bemerfen ze öffentlichen Kenntnif zu bringen, daß dieje Bertheilumgen, 
Feftftellungen und Verzeichniffe nad $ 112 der Kreisordnung für einen Zeitraum 
don zwölf Jahren mahgebend fein folfen. 

Binnen einer Frift von vier Moden nad Ausgabe des betreffenden Blattes ift 
die Alage (Beihwerde) an das Königliche Bezielsverwaltungsgericht zuläiiig. Re 
aufatio vom 29. Dezember 1873, $ 1, I, Nr. 6; cfr. aud; Gefegentwurf, betrefiend 
die Zuftändigfeit der Verwaltungs und Bermaltungsgerichts-Behörden im Geltungs- 
bereiche der Provinzial-Ordnung vom 29. Zuni 1875, $ 63.) 


IV. 


1. Nad) Ablauf der Friften Or. 3 der Cirkular · Verfügung vom 1. Mai cr. 
und Pr. 3, Abignitt III dieier Eirtulat - Verfügung), bezw. nad) Erledigung der 
gegen die Verzeichniffe I—V erhobenen Anträge oder nad) Entfpeidung der Klagen 
und Berufungen, welde gegen diefe Verzeihniffe oder gegen die vom Kreistage ber 
wirkten Vertheilungen und Feſtſteliungen angebracht worden find fowie nach event. 
vorheriger Berichtigung der Verzeihniffe und Bertheilungspläne durch den Kreic« 
ausihub ift zur Vollsiehung der Ergänzungs«, bezw. Neumahlen zum Kreistage yu 
ſchreiten, und zwar: 
a) im Wahlverbande der gröheren Grunbbefiger ſeitens aller Wahlberechtigten; 
b) in den Wablverbänden der Landgemeinden und Etädte feitens berienigen 
Wahlbezirte und Städte, welde nad ber Zeftftellung des NKreistaas 
Abigpnitt II, Ar. 7 und 8), bezw. mach der Entjgeidung des Königlichen 
Begirtöe, bezw. Oberverwaltungsgerihts Crgänzungs«, bezw. Reumahlen 
vorzunehmen haben. 

Die Wahlen im Verbande der Landgemeinden erfolgen vor den Wahlen im 
Verbande der größeren Grundbefiger. ($ 108.) 

2. Zunäcft wählt jede Landgemeinde der nach Nr. 1 ermittelten Wahlbesirte 
die ihr nach dem Verzeichniffe III zutommende Anzahl von Wahlmännern. Für das 
Wahlverfahren find Artitel 12 der Inftruftion vom 10. Mär 1873 und die Zuiag- 
beftinmungen der Eirfular- Verfügung vom gleichen Tage mahgebend. 

3. Vach Vollzichung der Wahlmännerwahlen ftellt der Landrath für jeden der 
nad) Nr. 1 ermittelten Wahlbeirte eine MWäplerlifte auf und ordnet die Kahl der 
Abgeordneten für die einzelnen Wahlbezirfe an. Auf dieſes Verfahren findet der 
Artifel 13 der Juftruktion vom 10. März 1873 mit den zu ihm erlaffenen Zuiag- 
beftimmungen der Eirkular- Verfügung vom gleichen Tage mit der Mabgabe Anwen- 
dung, daß die Wahlorte vom Kreisausichufie beitimmt werden. ($ 103.) 

Nach Beendigung der Wahlen in dem Verbande der Landgemeinden erfolgen 








der neuen Bauanlagen mit den bereits beftehenden Sorge zu tragen. 


un uver oiereiwen enbgultig (9 40) veIQWuMen, 10 ya ver WEIeINDeDOrTUn® ui 
Plan förmlich feitzuitellen, zu Iedermanns Einficht offen zu legen und, mie die⸗ 
geiijehen foll, ortsüblic befannt zu machen. 


9 

Sind bei Feitfegung von Fluchtlinien mehrere Ortichaften betheiligt, jo bat cin: 

Verhandlung darüber zwiien den betrefienben Gemeinbevorftänden ftatkyufnte 

Ueber die Punkte, Ginfichtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen ift, beichlicht der 
Kreisansigub. 


810. 

Jede fowohl vor als nad, Erlaß dieſes Geſehes getroffene Feitjegung von 
Stugtfinien fann nur nach Mahgabe der vorftehenden Beftimmungen aufgchoter 
‚ober abgeändert werden. 

Bur Geftfepung meuer oder Abänderung ſchon beftehender Bebauungspläne it 
den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg und deren nächfter Umgebung bet 
«3 Röniglicer Genehmigung. 


sl. 


Mit dem Tage, an weldem die im $ 8 vorgeſchriebene Offenlegung beatint, 
tritt die Beihräntung des Grundeigenthümers, daß Neubauten, Um- und Ausbauter 


IR alten ovengevagpten Aalen Tann Der Eigenthumer Die Uebernanme des 
gangen- Grunbftüds verlangen, wenn baffelbe durch bie Fluctlinie entweder ganz 
oder fo weit in Anfprud genommen wird, bab das Reftgrunbftüd nad) den bau« 
volgeifigen Vorjäpriften des Ortes nicst mehr zur Bebauung geeignet ift. Bei den 
Voriepriften biejes Paragraphen ift unter der Bezeichnung Grundjtüd jeder im Zur 
fammenbange ftehende Grundbefiß des nämficen Eigenthümers begriffen. 


sa 


Für die Feſtſtellung der nach $ 13 zu gewährenden Entfädigungen und die 
Bollziefung der Enteignung Tommen die $$ 24}. des Gefehes über Enteignung von 
Grundeigentgum vom 11. Zunt 1874 zur Unwendung. Ckreitigleiten über Fälligteit 
des Unfpruchs auf Entihädigung gehören zur gerichtlichen Entfcheibung. Die Ent- 
ihädigungen find, foweit nicht ein aus bejonderen Redtstiteln Verpflichteter dafkr 
aufzufommen Hat, von ber Gemeinde aufzubringen, innerhalb deren Bezirk bas be» 
frefiende Grundftüd befegen ift. 


s15. 


Durqh Ortsſtatut kann feftgejept werden, dab bei der Anlegung einer neuen 
oder. bei ber Berfängerung einer ſhon beitehenden Strafe, wenn joldie zur Bebauung 
beftimmt ft, ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen bisher unbebauten Straken 


hoͤchſtens jedoch fünfjäßrige Unterhaltung, bezw. ein verfältnikmätiger Beitrag ober 
der Erfah der zu allen diefen Mahnahmen erforberlichen Soften geleiitet werde. Zu 
diefen Verpflichtungen Ynnen bie angrenzenden Eigenthümer nicht für mehr als die 
Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße breiter al$ 26 Meter iit, nicht für 
mehr als 13 Meter der Gtraßenbreite herangezogen werden. 

Bei Berechnung ber Koften find bie Koften ber gefammten Ctraßenanlage und 
bes. deren Unterhaltung zuammenzureinen und den Gigenthümern nad Ber- 
Hältniß der Tänge ihrer die Strabe berührenden Grenze zur Caft zu Iegen. 

Das Ortsftatut hat bie näheren Beftimmungen innerhalb der Grenze boritehenter 
VBoriärift feitzufehen. Bezüglich feiner Beftätigung, Anfechtbarteit und Belanntmasung 
gelten die im $ 12 gegebenen Vorichriften. 

Für die Haupt» und Nefivenzftadt Berlin bewendet es Bis zu dem Zuitande 
Tommen eines jolden Ctatuts bei den Veftimmungen des Regulatiog vom 31. Te 
gember 1838. 


$ 16. 

Gegen die Beichlüffe des Areisausicufies fteht dem Betheiligten in den Fäler 
der 55 5, 8, 9 die Beihwerde bei dem Bezirlsrathe innerhalb einer Präflufirit 
von 21 Tagen zu. 

In den Fällen, in denen es ſich um MWieberbebauung ganzer durch Brand oder 
andere Greigniffe zerftörter Ortötheile handelt, tritt an die Etelle diefer Präfufioirit 
eine folje von einer Mode. 


s 17. 

Die durch die 35 5, 8 und 9 dem Kreisausſchufe und in höherer Snitanz dem 
Berirksrathe beigelegten Befugnifle und Obliegenheiten werden in den einem Land- 
freiie angehörigen Städten mit meht als 10,000 Einwohnern, oder wenn unter 
mehreren betheiligten Gemeinden ($ 9) fid) eine folde Ctabt befindet, von dem Be 
aielsrathe und in höherer Znftanz von dem Provinzialratfe, in den Stadtteilen 
‚oder wenn unter mehreren betheiligten Gemeinden ($ 9) jid ein Stabtfreis befinde, 
von dem Provingiafrathe und auf dinſuchen der Gemeinde in höherer Inftanz vor 
dem Minifter für Handel wahrgenommen. 

In den Hohengolfernfchen Landen tritt an bie Stelle des Krelsausicufies der 
Amtsausihuß, und fteht auch) diefem die Beitätigung ber Ortsftatuten ($$ 12 und 13) 
au. Die Veichwerde-Inftang bildet der Landesausihub. 


$ 18. 

Bis dahin, dab in den verſchiedenen Provinzen ber Monarchie Die Sreisansihüre 
und die Beyris. und Provingialräthe gebildet find, Hat bie Bezirföregierung (Land- 
droftei) die denfelben durch biefes Gejeg übermiefenen Geihäfte wahrzunehmen. 

Die Beichluhfaffung in der Höheren Inſtang ſteht in ben Bällen der 5 5, 8 
und 9 dem Minifter für Handel, im falle der $5 12 umb 15 dem Oberprändenten 
zu. Für die Stadt Berlin liegt bis zur Bildung einer befonderen Probing Berlin 
die Wahrnehmung der in den 85 5, 8 unb 9 dem Kreisaußfchuffe beigelegten Funf« 
tionen dem Minifter für Handel ıc., bie Veftätigung ber Statuten nach den $$ 13 
und 15 dem Minifter des Innern ob. 


19. 


Alle den Beftimmungen dieſes Geſehes entgegenftehenden allgemeinen und ber 
fonderen gefeglihen Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben. 
Alle Befttmmungen der im Verwaltungswege erlaflenen Bau · Ordnungen, 








teit der "Genefmigung ber "Begirtöregierung) des Provinzialraths. 

Das Berbot der Benugung anderer ald der im öffentlichen Schlachthauſe befind- 
Gidjen Schlagtftätten ($ 1) tritt 6 Monate nach der Veröffentlichung bes genehmigten 
Semeinbeeiätues In Längere Get 
eftimmt ift. 





sa 

Die Gemeinde it nerfißte, bas Betlie, auitihic zu Senupende Stat 
haus ben örtlihen Bebürniffen entfprehend einzurichten und zu erhalten, 

BL die Gemeinde die Anftalt eingehen Laffen, fo ift der Zermin der auſhebung 
von der Genehmigung (der Regierung) des Probinzialratfes abhängig. 

55. 

Die Gemeinde iſt befugt, für bie Bemupung der Anftalt ſowie für bie Unter: 
ſuchung des Säjlagtdiehes, beziehungsweile bes Fleiſches Gebühren zu erheben. Der 
Gebüßrentarf wird dur Gemeindebeihluß auf minbeftens einjäßrige Daues feit 
geiept und zur Öffentlichen Aenntnib gebradt. 

Die Höhe der Tariffäge ift fo zu bemeifen, da 


” Ein höherer Zinsfuß als 5 Procent jahrlich und eine höhere Amortfationsaucte 
als 1 Procent nebjt den jährlich eriparten Binjen darf hierbei nicht derechnet werden. 


56 
Die Benupung der Anftalt darf bei Erfüllung der allgemein vorgeihrichener 
Bedingungen Niemandem verjagt werden. 


ST. 
Den Gigenthümern und Nupungsbereditigten ber in dem Gemeindebezirte dor- 
Handenen Privatihlachtanitalten ift für den erweisli—en wirflihen Schaden, melden 
fie dadurch erleiden, dab die zum Cchlactbetriebe dienenden Gebäude und Einric 
tungen in Foige der nad $ 1 getroffenen Anordnung ihrer Beitimmung entzogen 
werden, von der Gemeinde Erjag zu leiften. 
Eine Entihädigung für Nadhtheile, welche aus Erihmwerungen oder Störungen 
des Gefchäftsbetriebes hergeleitet werden mödhten, findet nicht ftatt. 
s8 
Someit Pacht · und Miethverträge die Benupung von Privaticlactanftalten um 
Gegenftande haben, erreichen foldhe Verträge ihr Ende fpäteftens mit dem Ablauf der 
nah $ 3 den Shlahthausbejigern gewährten Frift. 
Ein Entihädigungsaniprud wegen diefer Aufldfung allein ſteht dem Verpäctr 
und Pächter gegen einander nicht zu. 





Kr 

Die Eigenthfnner und Nutzungsberechtigten (Rächter, Micther) von Privarilaät- 
anftalten find bei Wermeidung ded Berluftes ihrer Entihädigungsanfprüce genen die 
Gemeinde verpflichtet, diejelben innerhalb ber ihten nad) $ 3 gewährten dun bei 
er Bezirfsregierung) dem Provinzialrathe anzumelden, 

Dieſe Behörde ernennt einen Kommifferius, welcher unter Zugiehung von ymci 
Beifigern den Anfpruch zu prüfen und den Betrag der Gnthädigung zu c- 
mitteln hat. 

Der eine der Beifiker iſt don dem Entjchädigungsberechtigten, der andere von 
der Gemeinde zu wählen. Erfolgt bie Wahl nicht binnen einer vom Kommifiarius 
zu beftimmenden, mindeftens zehntägigen Srift, fo ernennt diejer Die Beifiper. 


s 10. 

Nach Beendigung der Inſtruttion reiht der Kommiffarius die Verhandlungen 
mit feinem Gutachten (der Bezitfsregierung) dem Provinzialtathie ein, welcher über 
den Entihädigungsaniprud durd ein mit Gründen abgejaßtes Rejolut entiheitit 
und eine Ausfertigung defielben jedem der Betheiligten durch den Konmiflarius aus 
Händigen läßt, 

sl. 

Gegen das Reſolut fteht jedem der Betheiligten innerhalb einer Friſt von Bier 
Moden, vom Tage der Behändigung des Nejoluts an geredinet, die Befehreitung des 
echisweges zu. 

Na) fruchtiofem Ablauf dieſer Friſt hat das Reſolut die Wirkung eines rechts. 
"räftigen Erfenntnijjes. 


Superintendent, wenn die Stadt der Sitz einer Euperintendentur ift, oder fonft der 
Rose, Gtäbte-Ordnung. 35 





” Ein höherer Zinsfub als 5 Procent jährlich und eine höhere Amortifationegucte 
als 1 Procent nebjt den jährlich eriparten Zinfen darf hierbei nicht berechnet werben. 


g6 


Die Benupung der Anftalt darf bei Erfüllung der allgemein vorgeihtiebenen 

Bedingungen Niemandem verjagt werben. 
87. 

Den Gigenthümern und Nukumgsberectigten der in dem Gemeindebejirfe dor- 
handenen Privatieplachtanftalten ift für den ermweislichen wirklichen Schaden, welchen 
fie dadurch erleiden, dab die zum Echlachtbetriebe dienenden Gebäude umd Einric; 
tungen in Folge der nad $ 1 getroffenen Anordnung ihrer Beitimmung entzogen 
werden, von der Gemeinde Grjag zu Teiften. 

Eine Entjchädigung für Nactheile, welche aus Erihmerungen oder Sidrungen 
des Geichäftsbetriebes hergeleitet werden möchten, findet nicht jtatt. 


58 

Soweit Pacht und Miethvertäge die Benuhung von Privatiglatanftalten zum 
Gegenftande haben, erreichen joldhe Verträge ihr Ende fpäteftens mit dem Ablauf der 
nad $ 3 den Cchlahthausbefipern gewährten Frift. 

Ein Entfhäbigungsanfprud wegen diefer Auflöfung allein fteht dem Berpäcter 
und Rächter gegen einander nicht zu. 

89 

Die Eigentümer und Nupungsberectigten (Bächter, Miether) von Prwatzchlo— 
anftalten find bei Vermeidung des Berluftes ihrer Entichädigungsanfprüce gegen die 
Gemeinde verpflichtet, diejelben innerhalb der ihnen nad $ 3 gewährten dun bei 
(der Begirksregierung) dem Provinzialrathe anzumelden. 

Dieje Behörde ernennt einen Rommiffarius, welcher unter Zugiehung don zwei 
Beifigern den Anfpruc zu prüfen umd den Betrag der Entihädigung zu cr 
mitteln Hat. 

Der eine der Beiſther ift von dem Cntfhädigungsberechtigten, der andere von 
der Gemeinde zu wählen. Erfolgt die Wahl nicht binnen einer vom Kommifiarius 
zu beftimmenden, mindeftens zehntägigen Stift, fo ernennt dieſer die Beifiger, 

s 10. 

Nach Beendigung der Zujtruftion reiht der Commiſſarius die Berhandlungen 
mit feinem Gutachten (der Bezirksregierung) dem Provinzialrathe ein, welher über 
den Entihädigungsanfpruh durh ein mit Gründen abgefahtes Refolut entiheidet 
und eine Ausfertigung defelben jedem der Betheiligten durd den Kommiflarius aus“ 
händigen läht. 





sı. 
Gegen das Reſolut fteht jebem der Betheiligten innerhalb einer Frift von vier 
Wochen, vom Tage der Vehändigung des Nejoluts an derechnet, die Beicreitung des 
Necptsweges zu. 
„Nach fruchtlofem Ablauf diefer Frift Hat das Reſolut die Wirkung eines zedts, 
äftigen Erfenntniffes. 


9. gus eimer gieigen anjapı oes Soul uno WrAIegungsmelens rundiger 
Männer und 
4. aus einem befonberen Bertreter derjenigen Schulen, weldie, ungeachtet fie 
nicht ftäbtifchen YPatronats find, ben Geuldeputationen werden unter 
geordnet werden. 

Im der Regel werben daher in den großen Stadten überhaupt 9, in den mittleren 
Städten 6, in den fleineren Städten 3 Perfonen und die etwaigen Vertreter der» 
jenigen Cchulen, welche nicht ftäbtiichen Patromats find, die Gchuldeputation Bilden. 

Auberbem follen in den größeren Städten die Cuperintenbenten, infofern fie 
nicht fon zu ordentlichen Mitgliedern der Echuldeputation ernannt find, das 
Recht Haben, In derjelben die Echulangelegenheiten ihrer Didzelen, foweit dieſelben 
vor die Sehufbeputation gehören, vorzutragen und darüber ihre Stimme abzugeben. 


22. 

Bel Errichtung der Schultommiſſtonen treten in den großen und mittleren Stadten 
wuerit die vom Magiftrat und von ben Ctabtverorbneten gewählten Deputirten zu« 
fammen und wählen zu jeder mit jachverftändigen Mitgliedern zu befegenben Stelle 
(6 1 Rr. 3) drei Cubjefte. Diele werden vom Magiftrat ber geiftlihen und Cchule 
tenutation ber Regierung vorgeichlagen, welche für jede Gtelle eins aushebt und 
nebft ben übrigen Mitgliebern der ftädtifcjen Scjuldeputation beftätigt. 

In ben Yeineren Städten, welde nicht über 3500 Einwohner Haben, bedarf es 
der Mahl eines hefonderen ſachtundigen Mitgliedes nicht, ſondern der jedesmalige 
Euperintendent, wenn die Stadt der Ci einer Superintenbentur iſt oder fonit der 


Kode, Gtäbte-Orbnung. 3 


U. Birkungsfreis und Amtsverwaltung der ſtädtiſchen 
Säuldeputationen. 


89. 

Die Behörden für die inneren und für bie äußeren Angelegenheiten bes Schul 
weſens der Städte im Allgemeinen jollen nicht abgefondert vom einamber beitcher, 
fondern e8 foll die ftädtiiche Echuldeputation, um das Gange unter eine einfache un! 
harmoniihe Zeitung zu beingen, nur eine einzige Vehörbe ſowohl für bie inncren 
als für bie äußeren Angelegenheiten des Ecjulweiens ihrer Stabt bilden. 

510. 

Der Wirkungstreis der ftädtiichen Schuldeputation dehnt ſich sumächft auf fünm 

He Lehr und Erziehungsanftalten immerhalb der Städte und deren Borftädte au, 


wele ftäbtiichen atronats find, ohne Unterichied der Komfefiionen und der ver 
fSiedenen Arten und Grade der Schulen. Die ftädtiigen Waljenhäufer, Armen: un 








zutreffend. 

Die Thätigfeit der ſtadtiſchen Schuldeputationen Hat fid), wie im Artikel XIII 
der zur Ausführung der Städte-Ordnung vom 30. Mat 1853 erlafjenen Snftruftion vom 
20. Zuni 1853 (Min.-Bl. 1853, ©. 138) Heroorgehoben wird, nicht blos auf dem 
Gebiete ber eigentlichen Gemeindeverwaltung zu bewegen, fondern erftedt fih aud 
auf wefentliche Theile des Schulauffichtörehts, bei beilen Ausübung mitzuwirlen eine 
mad dem citirten $ 59 gebildete ftäbtiihe Wermaltungsdeputation nicht verlangen 
Tonnte. Muß dies aber zugegeben werben und ftellen fih denmach die ftädfiihen 
Schuldeputationen in einer der Haupfricptungen ihrer Wirkjamfeit als Organe der 
ftaatlichen Schulauffichtsbehörde dar, fo ergiebt ſich die vollitändige Begründung für 
den Anfpruch diefer Behörde, bei der Konftituirung der ftädtiihen Cchuldeputationen 
durch Beftätigung der Mitglieder derfelben mitzumirfen. Cs folgt daraus aber aud) 
ferner, baß diejes Beftätigungsteht ald ein Ausflub des Auffichtsrehts des Staates 
über die Schulen, nicht aber über bie ftäbtifhen Kommunalangelegenheiten anzujehen 
ift und fomit durch die Ausübung biejes Beftätigungsrehts das Selbftvermaltungs- 
techt der Stabtgemeinden in dem durch die Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 feit- 
geiegten Umfang nicht beeinträchtigt wird. 

Allerdings find die Schuldeputationen die einzigen ftäbtiihen Deputationen, deren 
Ditglieder der Beftätigung der vorgejeften Königlichen Regierung bebürfen. Ullein 
abgejehen bavon, da dieſes Verhältnig, da es auf der abweichenden Beftimmung 
des Berufskreifes ber Schuldeputationen berußt, nur fheinbar eine Anomalie it, liebe 


gung ihrer Mitglieder für erforderlich zu erachten ift, und daß demnad) ihre Mick- 
famteit lebiglich auf Wahrnehmung der äußeren Ungelegenheiten von Anftalten aus» 
föliehtich ftädtiihen Patronats beigränkt würde. Durd; eine folhe Herabbrüdung 
der ftäbtiichen Cchuldeputationen auf das Gebiet einfacher Verwaltungsdeputationerr 
würde aber in der Organifation der Auffiht über das ftädtiihe Schuweien eine 
Xüde entftehen, deren Ausfüllung nur auf dem Wege der Geſetzgebung erfolgt 
Tonnte, 

Auch die Bedenken, welde gegen die Gültigkeit ber Inftrultion dom 26. Juni 
1811 tHeils aus dem Gefichtspunfte, ba diefelbe ſich auf ein umfangreicheres Geriet 
erftredtte, als ihr durch $ 1595 ber Gtäbte-Drbnung vom 19. November 1808 (Geicz- 
Samml. ©. 471) zugewieien ift, theil8 daraus hergeleitet werden fönnten, dab dieie 
Inftruftion mit Aufhebung der Städte-Ordnung von 1803 felbit außer Kraft gerreren 
fei, find als durchgreifend nicht anzuerkennen. Die Inftrultion von 1811 hat viel» 
mehr eine beiondere, im fi geichloffene, mit der Kommunalverwaltung zwar yu- 
fammenhängende, ihren Zmeden nad) aber ber Unterrihtöverwaltung angehörige Au- 
ftitution geihafen und daher durd Aufhebung der Stäbte-Ordnung von 130S den 
Boden ebenjo wenig verloren, als ihr Beitand dur die Gtädte-Orbmung nem 
30. Mat 1853 alterirt worden ift, da bie Ieptere über Schulangelegenheiten bejontere 
Beftimmungen nicht enthält, und diejenigen Tommunalen Einrichtungen, auf 
die Inftruftion von 1811 geftügt üft, bei der Fortbildung der ftädtiihen Berjan 
im Wefentlien unverändert oder buch mit bem Inhalt der Verordnung vom 26, 
1811 verträglich geblieben find. Für die Provinz Preußen insbefondere beieitinen 
fid jene Bedenlen nod dazu durdh $ 36 der für dieie Provinz erlajienen Scri. 
ordnung vom 11. Dezember 1845 (Gej.-Samml. 1846, ©. 1), in welder die Be⸗ 
ftimmungen der Snftrultion vom 26. Juni 1811 ausdrüdlih als für die Autiict 
über die Elementarjulen in den Städten bis auf Weiteres maßgedend bejeichnet 
werben. 

Aus dem Vorftehenden ergiebt ſich zugleich, dab bei ben Königlichen Regierungen 
die Angelegenheiten der ftädtihen Cchuldeputationen von den Abtheilungen für 
Kirchen und Schuiſachen zu bearbeiten find, eine Konkurrenz der Abtheilungen des 
Innern aber erjt dann und nur injoweit einzutreten Hat, als es fih um die Watt 
und Zufanmenfepung diefer Deputationen ober um die ausicließlih fommunate 
Eeite ihrer Thätigfeit Handelt, in welchem Kalle dann auch gemäß $ 76 der Stähte- 
Ordnung vom 30. Mai 1853 die Oberpräfidial-Inftang ihre Stelle einzunebumen 
haben wird, 

Anlangend endlich die numeriſche Zuſammenſetzung der ftäbtiihen Schuldeputa · 
tionen, fo beftimmt die Inſtruttion vom 26. Juni 1811 die Mitgliederzahl aus beiden 
Zheilen der Kommunalverwaltung und ihr Verhältnik zu einander offenbar deerhal, 
damit die lechniſchen Mitglieder von den Mitgliedern des Magiftratsfollegiums und 
der Studtverorbneten-Berjammlung nicht zu ehr überrwogen werben und ihre Stimme, 
welche für die inneren Schulangelegenheiten von erheblicher Bedeutung ift, geltend 
machen idnnen. Gerade diejes gleiche Zahlenverhältniß, in welgem die Mitglieter 
der Behörde, welder bie erforderlichen Geldbewilligungen zuftehen, und endlich die 
fahtundigen Mitglieder zu einander ftehen, tft ein Vorzug der Inftruftion. Daß die 
Stadtverordneten-Berfammmlung fi) für die Echulangelegenheiten in höherem Grabe 
intereffiren werde, wenn mehr als brei Mitglieder derjelben in bie Schuldeputation 
abgeorbnet werben, tft eine Annahme, welche erheblichen Zweifeln unterliegt. Jeden 
fals liegt ein prattiihes Bedürfnib zu einer Abänderung der Inftruftion vom 26. uni 
1811 in Bezug auf die numerifhe Zufammenfegung der ftädtiigen Echuldeputationen 
und das Wahl- und Beftätigungsret zu bemfelben nicht vor. 

Berlin, den 21. Dezember 1864. 

Der Minifter der geiftlichen ac. Angelegenheiten. Der Minifter de Innern. 


v. Mühler. Im Auftrage: d. Klägow. 











Gn fie gerichteten Beläwerbeförift des ıc. R. 9. Beranfaffung nahın, unterm 11. Muguft 
vorigen Jahres in direkter Eingabe an die Königliche Negierung die Reftitution 
des RN. im die Stellung eines zweiten lechnijchen Mitgliedes der Shuldeputation 
zu verlangen. 

Deh die Königliche Regierung ber Stadtverordneten · Verſammlung das Ungehorige 
dieſes Eingriffs in die fraguche Angelegenheit duch den Magiftrat mittelft Verfügung 
vom 6. September v. 3. hat bemerflich machen laſſen, finde ich nicht ungerechtfertigt; 
i& fann fomit auch die Beſchwerde berjelben hierüber nicht für begründet erachten. 

Berlin, den 30, Zult 1862. 

Der Minifter der geiftlihen, Unterrichts. und Medizinal-Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 





10. Cirkular an jämmtlihe Königliche Regierungen und Landdrofteien, Auf 
nahme und Feftftellung der Marktpreiie der Naturalien und anderer 
Kebensbebürfnifie betreffend. Bom 3. September 1875. 


Die meinem Eirkular-Erlaffe vom 29. März 1872 (Min.-Bl. ©. 111) angeiöloffene 
Umweifung zur Aufnahme und geitftellung der Peeife für Naturalien und andere 
Lebensbebärfniffe wird, im Einvernehmen mit ben übrigen betheiligten Herten Reflort- 
Sheis, hierdurd vom 1. Sanuar 1876 ab aufgehoben unb durch bie nebit Anlage 
beifofgende Antweifung vom Keutigen Tage (a) zur Rotirung ber Breife für Naturalien 
und andere Sebensbebhrfniffe erfept. Im Uebrigen aber behält 8 bei den Beftims 
mungen der Giefular-Gxlafje vom 29. März 1872 und vom 4. Zuli 1872 fein Be 
went 


iden. 

Die gonigliche Regierung veranlaffe ic}, die zur Ausführung der neuen As 
weifung erforderlichen Anorbnungen zu treffen. 

Berlin, den 3. September 1875. 


Der Minifter des Innern. 
In Vertretung: v. Klügom. 


Anweifung zur Rotitung der Breife für Raturalien und andere 
Lebensbedärfniffe. 


1. Die Marktpreife betreffend. 
$1. 


Auf den Wochen · und den anderen regelmäßig wieberlehrenden Märkten jollen 
an jedem Markttage in allen denjenigen Ortfaften, weldje bon den Beyiriöregierungen 





noch eine regelmäßige Notirung der Yadenpreife der im Abſchnitt IL des angeſchloſſenen 
Schemas verzeichneten Gegenitände bes ftehenden Hanbelöverlehrs. 

Die Notirung diefer Breife erfolgt mad Mahgabe der ebendafelbft bezeichneten 
Quantitäten und Gewichtseinheiten durd die Marktlommiffion teip. den Gemeinde: 
dorftand auf Grund der darüber in geeigneter Weile nad) den örtlichen Verhältniffen 
einzugiehenden Erkunbigungen. Die Rotirung findet rldfichtlich diefer Artitel jedoch 
nur einmal im Monat und zwar auf Grund derjenigen örtlichen Preife ftatt, welge 
in ben Ickten Tagen des betreffenden Monats am Orte gegolten haben. Ciner 
Quantitätsermittelung bedarf es bei biefen Gegenftänden nicht. 


Berlin, den 3. September 1875. 


Der Minifter bes Innern. 
In Vertretung: v. Klügom. 


Batman, Google 








die Kommunen nicht durch eine zu große bereit zu haltende Summe in zu bedeu- 
tenden Binsverluft gebradt, ebenfo wenig durd zufälligen augenbfidli;en Andrang 
aur Suöpenfion der Baarzahlungen ober zu Toftipieligen Operationen wegen Herbeir 
faffung der nöthigen @elbmittel genöthigt werden. 

Hierbei wird Überall darauf zu fehen fein, daß Heinere Einlagen, welde zur 
Beleitigung augenblidlihen Nothftandes erforderlich find, fofort haar zurüdgezahlt 
werben, dagegen bei größeren Einlagen, welche ſchon als Tleine Sapitale gelten 
fönnen, eine nad) Verhältniß der Summe längere oder kurzere Kündigungsfriit vor - 
behalten bleibe. 

11. Behufs_der Erreihung des Bwedes unter 40 ift der geringfte Betrag, 
welcher in einer Sparkaffe angenommen werden foll, fo niedrig als nad den Ber» 
hättniffen der Verwaltung irgend möglih ift, au beitimmen, bamit ber ärmfter 
Kaffe die Gelegenheit dargeboten werbe, jede auch nod fo geringe Eriparnik fogleid; 
ficger anzulegen, unb fi) dadurch der Verfudung zu überheben, fie ohne ein drin« 
gendes Bebürfniß zu verwenden. Auch; muß dafür gelorgt werden, dab bie Verzin« 
fung mit fo geringen Beträgen anfange, als ohne zu große Vermidelung bes 
Rehnungswefens thunlich it. 

12. Wir wollen es zwar dem Ermeflen der Gemeinden überlaffen, ob fie nah 
den bejonberen Derhältniffen des Orts ein Marimum ber einzelnen Einlagen fomohl 
als des Gejammtbetrages, welcher von jedem einzelnen Einleger angenommen werben 
toll, beftimmen wollen oder nicht, und mur dem Ober» Präfidenten das Recht vorbe · 





wenn die vorbehaltene Kündigung ftattgefunden Hätte, unter manden Konjunktur 
den Kommunen Nactheil bringen und felbit nicht ausführbar fein dürfte, jo 
wenn nicht ſchon die Einlagen felbft auf ein angemefjenes Marimum beihräntt find, 
in jedem Gtatute eine gewiffe Summe zu beitinmen, bis zu welder die Zurüd: 
aahlung der Einlagen und der davon aufgemadienen Zinjen in baarem Gelde er: 
folgen joll. Wenn diejer Betrag durch fernere Einlagen ober durch Zins zuwase 
überitiegen wird, dann joll für Rechnung des Interefienten ohne weitere Rüdiprase 
mit demielben ein öffentliches, pupillarifche Sicherheit gewährendes Papier angetaurt, 
folhes nad) Gattung, Linera und Nummer bei feinem Konto vermerft und dabei der 
bafür bezahlte Kourspreis fammt etwaigen Auslagen verrechnet werben. er Ein- 
leger wird dadurh Cigenthümer des angefauften Papiers, daher er den durs 
etwaiges Steigen ober Cinfen des Kouries ober durch Ausloojung dieies Papier: 
entftehenden Nachtheil oder Vorthell zu tragen oder zu geniehen hat. An Zinien 
werden ihm jedoch mur die gewöhnlichen Sparkaffenzinfen verredinet, indem der 
Meberihuh dem Snititute zu Gute geht. Pie auf jolde Weile erworbenen drrent: 
ũchen Papiere find bei dem nad $ 6 zu bildenden befonderen Fonds als Epe;i 
depofita aufzubewahren. Es ift jedoh, wenn nicht die nöthigen Papiere in den cr- 
forderlien points yu haben find, der Vermaltungsbehörde erlaubt, nad dem 
wechjelnden Bedürfniſſe Austauihungen von Papieren gleiher Art aus ihren Be - 
ftänden vorzunehmen. 

Der Voriclag wegen der Summe, von welder dieje Belegung und Verrehnung 
anfangen folf, bleibt den Gemeinden überlafien, jedoch iſt den Ober-Präfidenten vie 
Feftiegung vorbehalten, wobei diefelben in gleichem Maße darauf Rüdjicht zu nehm, 
haben, daß weder durch eine zu niedrige Eumme der eigentliche Bived der Sparfai 
bie ärmere Klaſſe zur Sparjamfeit anzuzeigen, beeinträchtigt, noch aud durh die Gr- 
wißheit der Einleger, auch größere Beträge fofort oder nach furzer Kündigung in 
baarem Gelde zurüdzuerhalten, eine Ausartung der Inſtitute zur Bequemlicteir 
der Wohlhabenden behufs augenblidlicher zinsbarer Belegung größerer Summen und 
für die Gemeinden eine zu grobe Verwidelung Herbeigeführt werde. 

13. Den Büchern, welhe die Sparlaſſen ausitellen, ſoll überall das Statut, 
ingleichen eine Tabelle beigedrudt werben, aus welcher zu erjehen ift, welden Ertrag 
jede Einlage von dem zu verzinjenden Minderbetrage an bis zur Höhe von 100 Znır 
oder, infofern ein niedrigeres Marimum beftimmt wäre, bis zu bieiem, im jedem der 
näcjtfolgenden 10 Jahre unter Zurehnung der Finſen und Binjessinjen gemähren 
wird. Die weitere Ausdehnung der Tabellen auf größere Summen und längere 
Zeit bleibt den Kommunen anheimgeitellt. 

14. Die Eparfajienbücer find unter fortlaufenden Nummern ausyuitellen, der: 
geftalt dab die Bücher der Kaffe binfihtlih der Nummer und des Einlagebetrans 
den den Einlegern ausgehändigten Sparkaſſenbüchern felbft entſprechen. In beiden in 
der Name des Einlegers einzutragen. 

Da jedod, wenn bei der Zurücnahme der Einlagen der Inhaber ſich wegen 
der Ioentität der Perjon und wegen feiner Empfangsberehtigung Iegitimiren micte, 
bies bejonders im großen Städten und bei Erbfällen ftets mit Weitläufigfeiten und 
zum Xheil_mit Koiten verbunden fein würde, weiche den Betrag vieler Ginlaxen 
leicht überfteigen fönnten, hierdurch aber die Kommunen wegen der für fie damit 
verbundenen Verwidelung und Vertretungsverbindlichteit don der Errichiung von 
Spartafjen, und bie Einleger von der Cinlage ihrer mur mit Schwierigkeit und 
Koften wieder zu erlangenden Griparnifie abgeichredt werden würden, fo follen die 
Kommunen bereditigt fein, in den zu errichtenden Statuten die Beftimmung auiju 
nehmen: 























daß jedem Inhaber des Sparlaſſenbuchs der Betrag ohne weitere Legiti. 
mation werde ausgezahlt werben und die Kommune no Cinlöiung 


Infertion erforderlich; 


nachſt folgenden Eid ab: 

„dab er das Buch befeffen und dab ihm foldes verloren gegangen ie”, 
fo Taht alsdann das Gericht das Pröflufions- und Amortifations»Erfennnis 
ab, welches dem Verlierer zu publigiven und 14 Tage lang an der Ge— 
rictsftelle auszuhängen ift; 

8) fobald das Erfenntniß rehtsträftig geworden ift, hat die Sparfaite auf 
Grund deifelben dem Verlierer ein neues Buch unentgeltlich auszufertigen; 

h) die Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt der Verlierer; doc find ibm, 
wenn der Gegenftand 100 Thaler und darüber beträgt, auber den An« 
fertionstoften, dem Porto und den Etempeln nur Kopialien, bei fleineren 
Summen dagegen nur Porto und Kopialien, Zniertionsgebühren aber 
Mur dann in Ynfap zu bringen, wenn das Blatt, in welhes die Belonnt- 
macung aufgenommen worden, für Rehnung von Privatverionen herau: 
gegeben wird, indem Wir für jolhe Fülle die Ztempelabgabe erfafen 
und infofern die Injertion in einen für Rehnung des Staats gebrudten 
Blatie erfolgt, folhe unentgeltlich bewirfen laifen wollen. 

16. Wenn ein Interefient fih von der lehten Präfentation feines Sparkanen- 
buchs an binnen 30 Jahren nicht bei der Kafe meldet, jo foll won Dieier Zeit ar 
alle weitere Verzinjung feines Guthabens aufhören, 

17. Unter Beobachtung der in diefem Reglement aufgeftellten Grunbiäge sed 
für jede Eparfafie ein volitändiges Etatut errichtet, im joldes aud aus obigen Be 
ftinmungen dasjenige, was des Julammenhanges wegen erforberlid, it, aufgenommen 
und mit der Vejtätigung des Ober-Präfidenten jedem Spariaffenbuche vorgebrudt 
werden. 

Sollte wegen bejonderer Ortöverhältuifie eine diefem Reglement zumiderlaufende 
Beſtimmung für nothwendig angejehen werden, fo fann jolde nur durch Uniere 
unmittelbare Genehmigung Gültigteit erhalten. Die diesfalls erlaffene Ordre it dann 
ebenfalls beizudruden. 

18. Im jedem tatute ift aud wegen der Verwaltung der Sparlane, wegen 
der dabei zu beichäftigenden Perjonen, ihrer Antellung und der von ihnen zu Leiiten- 
den Kautionen, wegen des Orts, an welchem bie Eparfaiie fi befindet, und wegen 
der Tage und Ctunden, an welhen die Ein und urüczahlung ftattündet, Die cr 
forberlihe Bejtimmung aufzunehmen. Nicht minder ift darin auszudrüden, wie 
etwaige fpätere Aenderungen des Statuts, welche unter Genehmigung des Uber 
Fräfidenten oder auch, bei veränderten Umftänden und bemerften Wibbräucen, auf 
deifen Anordnung erfolgen fönnen, endlid) wie event. die Aufhebung der ganzen An« 
ftalt zur Kenntniß der Interefienten zu bringen jei. 

Wenn in Folge einer ſoichen in Gemäßheit des Statuts öffentlich befannt ge 
machten Aenderung die Einleger aufgefordert worden find, ihre Einlagen nach Ab- 
lauf der Kündigungszeit zurüdzunehnten, fals fie die neu aufgeitellten Bedingungen 
fid) nicht gefallen lajien, fo foll in Rücficht Derjenigen, welde fih nit meiden, un 
genommen werben, daß fie mit ihren Einlagen bei der Sparfafle unter den neuen 
Bedingungen verbleiben wollen. 

19. Was die Auffiht des Etaats über die Eparfafien aulangt, jo ſon es 
zwar im Allgemeinen bei demjenigen bewenden, was die Geiepqebung binfihtlih der 
Etaatsaufjicht über andere Kommunal+-Zujtitute vorjchreibt. Die Ober-Präiidenten 
und Negierungen ſollen aber verpflichtet jein, dieſen Smitituten eine fortwährende ber 
fondere Aufmerfamfeit zu widmen, fih von der Zwedmäßigfeit und Ordnung des 
Betriebes zu überzeugen, außerordentliche Kaffenrevifionen vorzunehmen und anju« 
ordnen, und mo fie Unordnungen und Mihbräuche bemerfen, mit Gruft auf deren 
Abtellung zu dringen. 

20. ®erner haben die Ober-Präfidenten fich jährlihd Nachweiſungen über den 
Heſcha ftobetrieb und die Refultate der Eparlaffen einreihen zu lafien, jolhe in eine, 
»ie ganze Provinz umfaffende Hauptnachweiſung nad einem vom Minijter des 














gericht befinbet, forwie in Feſtungen und in Gemelden von mehe als 10.000 Ein» 
wohnern Tann bie Örtliche Poligeiverwaltung durch Beſchluß des Minifter8 des Innern 
beionderen Gtaatsbeamten übertragen werden. ud in anderen Gemeinden iann 
aus dringenden Gründen biejelbe Einrichtung zeitweife eingeführt werden, 


3 
Die Koften ber örtlichen Poligeiverwaltung find, mit Ausnahme der Gehälter 
Kode, Gtäbte-Drdnung. 36 





Die Koften der drtligen Poltzewerwauung fınd, mit Musnahme Der Gehauer 
Kode, Stäbte-Drdnung. 36 





Provinziafrattiß jede (ortspoligeiliche) ort8«, amts« oder Freißpofigeiliche Vorſchrift durch 
einen fürmlihen Beſchluß unter Angabe der Gründe außer Kraft zu fegen. 
(Dem Beiluffe muß, mit Ausnahme dringender Fälle, eine Berathung mit dem 
Begirsrathe vorhergehen. Die Erklärung des Iepteren ift enticheidend: 
1. wenn eine ortSpoligeiliche Vorjrift auher Kraft gefeht werben ſoll, weil 
fie da8 Gemeindewohl verlegt; 
2. wenn es fi) darum handelt, eine Verorbnung über Gegenftände der Land» 
wirtbichaftlicen Polizei wegen ihrer Unzwedmähigfeit aufzuheben.) 


g10. 


Die Beftimmungen der $$ 8 und 9 finden auch auf die Abänderung oder Aufe 
Hebung (ortspoligeiliher) orts-, amts« oder Freißpoligeilicier Vorſchrifen Anwendung. 


sı. 

Die Bezirlsregierungen find befugt, für mehrere Gemeinben thres Verwaltungs- 
beziris ober für ben ganzen Umfang, deffelben güftige Woligetooriäriften zu erlaffen 
md gegen bie Nictbefolgung berfelben Gelbftrafen BIS zu bem Behrage bon 
30 Mark anzubrofen. 

Der Minifter des Innern bat über bie Art der Verkündigung folder Bor- 
ſchriften fowie über die Formen, von deren Beobadtung die Gültigteit berfelben ab» 
hängt, bie erforberlichen Beitimmungen u erlaffen. 


Zufaß 3, P.⸗O. 55 76-81. 


s76. 

Der Oberpräfibent ift befugt, unter Zufttinmnng bes Mrobingialcathes gemäß 
356, 12 umb 15 bes Gefehes über bie Poligeivermaltung dom 11. Märg 1850 (Geiep- 
Samml. ©. 265) für mehrere Kreife, für einen ober mehrere Bezirle oder für den 
Umfang der ganzen Provinz gültige Poligeivorfhriften zu erlaffen ımd gegen bie 
Nictbefolgung beifelben Gelbitrafen Bis zum Betrage von 30 Mark anzubrohen. 


$ 7. 


Sole Polhheiborſchriſten find unter ber Bezeichnung „Poltzeiverordnung· unb 
unter Bezugnahme auf die betreffenden Beftimmungen bieje uhb des Geſebes vom 
11. März 1850 zu erlaffen und durd die Amtsblätter derjenigen Begirfe belannt 
gu maßen, in weldhen biejelben Geltung erlangen follen. 


36* 


mit welcher dierelde ım Krarf freien ſou, jo in Der Anfang ihrer Sitwamten nam 
dieier Beirimmung zu beurtbeilen; enthält aber die derfündete Poligeiverordnu:g 
eine foldje Zeitbeitimmung nicht, jo beginnt Die Wirfiamfeit derielben mit dem acten 
Sage nad dem Ablaufe desienigen Tages, an weldem das bettefiende Etüd dis 
Amtsblattes, weldes die Poliyeiverorbnung verfündet, ausgegeben worden üft. 


s 7. . 

In allen Fällen, melde feinen Aufihub zulaffen, iſt der Regierungspräiibent in 
gleicher Weile wie der Cherpräfibent ($ 76) befugt, unter Butummung des Beyitfzr 
Tuthes jür mehrere Kreiſe oder für den Umfang des ganzen Bezirks gültige Poliwi- 
vorihriften zu erlajten. Cole Polizeivorihriten bedürfen der nacträgliben Zu: 
ftimmung des Proninyialrathes. Wird die Zuftimmung nicht innerhalb 6 Monaten 
Ma dem Tage der Publifation der Poligeiverordmuug ertheift, jo Hat der Cber- 
präfident diejelbe außer Kraft gu jegen. 


8 80. 
Die Beitimmungen der $$ 77 und 78 finden auf die von dem Regierungspräfe 
denten u erlafienden Roligeivorichriften gleichmäßige Anwendung, 
s 81. 
Die Behrgnib der Bezirfsregierungen zum Erlaſſe von Polizeivoricritten wird 


von dem Zeitvunfte ab aufgehoben, wo die Bildung der Provinzial: und Ve 
räthe erfolgt jein wird. 

















«©. $ 115, Abſatß 2 bis 4. 

igeivorjehriiten über Gegenftände der Strom · Schiffiahrts- und 
Hafenpoligei zu erlaifen, fteht, vorbehaltlich der Beitimmung des $ 85, Abi. 2, litt. b 
der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875, ausfchliehlich dem Oberpräftbenten, io 
weit aber mit der Verwaltung diejer Zweige der Polizei beiondere, ummittelhar von 
dem Miniiter für Handel refortirende Behörden beauftragt find, dem Icpteren zu. 

Für Zupiderbandlungen gegen diefe Verordnungen fönnen Gelditrafen bis wu 
30 Mark angedroht werden. Die $$ 77 und 78 der Provinyiel-Orbnung finden 
entfprechende Anwendung. 

Die von dem Oberpräfidenten zu erlafienden Polizeiverordmungen bebürfen her 
Buftimmung des Provinzialrathes. In Fällen, welche Teinen Nurichub geitatten, it 
der Oberpräibent befugt, Die Verordnung dor Ginholung der Zuftimmung des Fro- 
vinzialrathes zu erlafien. Wird diefe Zuftimmung nicht Innerhalb drei Moratn 
madı dem Zage der Publifation der Verordnung ertheilt, fo Hat der Cberpräfitent 
diejelbe außer Kraft zu ſehen 





122. 

Die Vorichriften (der Bezirläregierungen [$ 11) der Oberpräfidenten, Regierung 
präfidenten Fünnen fid) auf die im $ 6 Dieies Geiehes angeführten und alle anteren 
Gegenftände beziehen, deren polizeiliche Regelung dur die Verhältniffe der (Ge 
meinden oder des Vejirfs) Kreife oder Begirfe oder der Provinz erfordert wird, 


$13. 
Zum Erlaſſe folder Vorichriften der Vezirföregierungen, welche die landwirth- 
ihaftliche Poligei betreffen, ift die Zuftimmung des Bezirfsrathes erforderlich. 
se 
Die Befugniß der Besitlsregiernngen, fonjtige allgemeine Verbote und Stat 


beitimmungen in rmangelung eines bereit8 beitehenden gefeplicien MWerbotes mit 
höherer Genehmigung zu erlaffen, ift aufgehoben. 


sau 

Die Polizeirichter Haben über alle Zuwiderhandlungen gegen poltzeiliche Vor- 
föriften (68 5 umd 11) zu erfennen und dabek nicjt die Notfwendigfeit ober Biweds 
mäßigleit, jondern mue Die gefehlid;e Gültigteit jener Vorfehriften nad; den Beftim- 
mungen ber $$ 5, 11 und 15 biejes Gejeßes in Crivägung zu ziehen. 


$ 18. 


Für den Fall des Unvermögens des Angeſchuldigten ift auf verhäftniimäßige 
(Gefängnißftrafe) Haft zu erfennen. Das hödfte Maß derfelben it 4 Tage ftatt 
9 Mark und 14 Tage ftatt 30 Matt, 


s1. 
Die bisher erlaffenen polizeilichen Vorieriften bleiben fo lange in Kraft, bis 
fie in Gemäßheit diejes Geſetzes aufgehoben werben. 


820. 


Die den Polizeibehörben nach den bisherigen Seiegen auftehende Ezefutions- 
gewalt wird durch die vorftehenden Beftimmungen nicht v 

Jede Polizeibehörbe ift berechtigt, ihre polizeilichen Verfigungen durch Anwen · 
dung der gejeglichen Bmwangsnrittel dur huehen Wer cs unterläht, dasjenige zu 
thum, was ihm von der Boligeibehörbe in Ausübung diefer Befugniß geboten worden 
ift, hat zu gewwärtigen, daß e8 auf feine Koften zur Ausführung gebracht werde, — 
vorbehaltlich der eiwa verwirtten Strafe und der Verpflichtung zum Schabenerfage. 


sa. 
Ale diejem Gefehe entgegenitehenden Beftimmungen find aufgehoben. 


Buſatz 7, PD. 55 85, 86. 

Soweit bie Gefepe ausbrüdlih auf den Erlaß befonderer pofigeificher Vorſchriſten 
Berordnungen, Anordnungen, Reglements ac.) dureh die Gentralbehörben verweiten, 
find die Mintiter befugt, innerhalb ihres Mefforts bergleihen Boririften für ben 
ganzen Geltungsbegirt biejes Gefepes (das ift die P.-D.) zu erlaflen und gegen die 
Nictbefolgung derjefben Gelditrafen BIS zum Bettage von 30 Mark anzudroden. 

Die gleihe Befugniß ftcht dem Meinifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten zu begüglich der Uebertretungen: 

3)" ber Worfäriten der Gifenbahn-Boligereglements, 





Anlagen zu Titel VL. 





Bon den Gehältern und Penſionen. 


5 64. Bon den Gchältern der Kommunalbeamten. 
$ 65. Bon ben Penfionen berfelben. 





nebenbei in Anſpruch genommen, oder welde ausbrüdlich nur auf eine beftimmte 
Zeit oder für ein feiner Natur nach vorübergehendes Geihäft angenommen werben, 
erwerben Teinen Anfprud auf Penfton nad) den Beftimmungen diefes Gejehes. 


N Die mit einem + verfehenen Vorſchriften find durch das Geſet vom 31. März 1882 
seihaffen. . 





"gar die in bie Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen oder Erfaß« 





Rricasjeit gilt in Dieier Veziebumg die Zeit dom Tage einer angeorbneten 
Mertiümagung, auf melde ein Krieg folgte, bis zum Zage der Mobilmahung. 


sm. 
ür jeden Feldjug, am welchem ein Beamter im preußiichen oder im Reichsbeer 
Sichen oder faiierlihen Warine derart Theil genommen bat, das 
© wii ver dem Feind getommen oder im dienitlicher Stellung den mobilen 
Smunven ir das Feld gefolgt it, wird demielben zu ber wirklichen Dauer der Ticntt- 
geit ein Juör yugerehnet. 

D5 eine militirühe Unternehmung in dieier Beziehung als ein Feldzug anın- 
ieben it, und immierern bei Rriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahze in 
Anzesrung kommen sollen, dafür ift die nah 5 23 des Reihsgeteges vom 27. Jumi 
1 (Reihsgerigbiatt S. 275) in jedem Falle ergebende Beitimmung des Katz 
maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königlibe Eriate 
gegebenen Loricriften. 











18. 
Die Zeit 
3) eines Feftungsarreites don einiahriger und längerer Dauer, jowie 
b) der Krieasactangenichaft 





tann mer unter beionderen Umitinden mit Königliher Genehmigung angerechnet 
werden. 
sı9. 

Mit Königliöer Genehmigung fan zufünttig bei der Anitellung nach Masgade 
der Beittormungen in den $$ 13 bis 19 zugefichert umd bei den jegt berei 
ftellten angerechnet werden: 

1. die Zeit, während welher ein Beamter 








3) jei es im Im oder Auslande, als Sachwalter oder Notar fungimt. 
im Gemeinde, Kirhen und Schuldienſte, im jtändiihen Dienite oder 
im Tienite einer landesherrlihen Haus und Hofverwaltung fich be 
Funden, oder 

b) im Dienite vines freniden Staates geitanden hat; 





2. die Zeit praftiiher Veibäftigung auberbalb des Staatsdienites, imiorern 
und infemeit dieie Beibiftigung dor Erlangung der Anitelung in einem 
unmittelbaren Staatsainte berföinmlih war. 

Die Anrebnung der unter | erwähnten Beihärtigungen muB erfolgen bei den» 
jenigen Beamten, welhe mit den im Jahre 1886 erworbenen Sandestheilen in den 
unmittelbaren Srautsdierit übernommen worden find, ſofern dieielben auf dieie An 
wönung nah den bis dahin für fie maßgebenden Penfionsvorichriften einen Kehrs: 
anidruch hatten. 








5 2%. 

Zum Ermeite der Dienitunfibigfeit eines jeine Veriegung in dem Rubeitund 
nachuchenden Beamten ift die Erflärung der demielben unmittelbar vorgeiegten Dienit« 
behorde erforderlih, dab fie nach pflihtinäfigem Grinefien den Beamten für unübig 
alte, feine Amtsilichten ferner zu erfüllen. 

In wie weit noch andere Bemeismittel zu erfordern oder der Erflärung der un: 
mittelbar vorgeiegten Behörde entgegen für ausreichend zu eracbten find, hängt von 
dem Ermeien der über die Veriegung in den Rubeitand entigeidenden Behörde ab. 


s2. 
Die Beitimmung darüber, ob und zu weichem Zeitpunkte dem Antrage eines 


Veamten auf Veriegung in den Rubeitand ftattzugeben it, erfolgt Durch den Terar- 
tententschef. Bei denjenigen Beamten, welche durch den König zur ibren Metern er» 

















— ven 


Beamten vor der Penftonirung bejogenen Dienfteinfommens überfteigt 


s28. 

Ein Penfionär, welqher in eine an fid) zur Penfion berechtigende Stellung bes 
unmittelbaren Ctaatsdienftes wieber eingetreten ift ($ 27, Rr. 2), erwirbt für den 
Fall des Burüdtretens in ben Ruheftand den Unfprud auf Gewährung einer nad) 
Mahgabe feiner nunmehrigen verlängerten Dienftzeit und des in der neuen Stellung 
Segogenen Dienfteinlommens beredjneten Penflon nur dann, wenn die neu Hinzu« 
tretenbe Dienftzeit wenigftens ein Zahr betragen Hat. 

Mit der Gewährung einer biernad) neu bereigneten Penfton fällt bis auf Höhe 
des Berages berjelben das Recht auf den Bezug ber früher besogenen Benfion 


weg. 
vaſſelbe gilt, wenn ein Penfionär im deutſchen Reichsdienſte eine Penſion erdient. 


:29. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergemährung der Penfion auf Grund der 
Beitimmungen in den 85 27 und 28 tritt mit dem Beginn besjenigen Monats ein, 
weicher auf das eine folde Veränderung nad; fi ziehende Creigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beigäftigung im Reis oder Gtaatsdienfte gegen 
Zagegelder oder eine anderweite Entigäbigung wirb bie Penfion für die eriten ſechs 
Monate dieſer Beſchaftigung unverfürzt, dagegen vom fiebenten Monate ab nur zu 
dem nad; den vorftehenden Beftimmungen zufäffigen Betrage gewährt. 


— 

Im Uebrigen behält es in Unfehung der unfteiwilligen Verſehung im den Ruhe . 
ftand und des dabet ftattfindenden Verfahrens bei den Beftimmungen in den $$ 
5is 64 des Gefeges, betreffend Die Dienftvergehen ber Richter und die unfreitoi 
Verjegung derjelben auf eine andere Stelle oder in ben Rubeitand vom 7. Mai 185 
(Ge.-Samml. ©. 218), und in den 55 88—93 bes Gefeheß betreffend die Dienit: 
vergehen ber nicht richterlichen Beamten, die Verjehung derfelben auf eine andere Stelle 
ober in den Rubeftand, dom 21. Zuli 1852 (Gef.-Samml. &.465) fein Bewenden. + 

Wird biernah gemäß $ 90 des Iekterwähnten Geſebes von dem Rechtsmittel des 
Returſes an das Staatsminifterium Gebrauch gemact, jo läuft die jedsmonatliche 
Früt zur Anftellung der Klage wegen unrichtiger Seftiegung des Penfionsbetraaes 
& 2 des Gejeges, betreffend die Erweiterung des Rehtsweges, vom 24. Mai 1801. 
Gel-Samml. ©. 241) erft von dem Tage, an weldem dem Beamten die Enticei: 
dung des Staatsminifteriums befannt gemacht ift. 


s 3. 

Hinterläßt ein Penſtonar eine Witte oder ehelicht Nachtommen, fo wird die 
Benfion noch für den auf den Eterbemonat folgenden Monat gezahlt. . 

An wen die Zahlung erfolgt, beitimmt die Provinzialbehörde, auf deren Etat 
bie Penfion übernommen war. 

Die Zahlung der Penfion für den auf ben Gterbemonat folgenden Monat 
Tann auf Verfügung biefer Bchörde au dann ftattfinden, wenn der Veritorbene, 
Eltern, Geicwifter oder Pilegelinder, deren Ernährer er gewejen it, in Bebürftigler 
hinterläßt, oder wenn ber Nachlak nicht ausreiht, um bie Koften ber Iepten Kranı 
heit und ber Veerdigung zu beden. 

Der über den Sterbemonat hinaus gewährte einmonatlic;e Betrag ber Beniion 
Tann nicht Gegenftand einer Beichlagnahme fein. 


$ 32. 

+ (At. IL) Iſt die nach Maßgabe diefes Geſehes bemeffene Penfion geringer 
als die Penfion, welde dem Beamten Hätte gewährt werden müffen, wenn er am 
31. März 1892 nad) den 6i8 dahin für ihn geltenden Beftimmungen penfionirt 
worden wäre, fo wird diefe Ichtere Benfion an Etelle der eriteren bewilligt. 

Art. II) Die Vorfäriften dieſes Geſebes finden ausicliehlic Anwendung aut 
unmittelbare Staatsbeamte umd die in dem zweiten Ablage bes $ 6 des Peniions« 
geießes vom 27. März 1872 genannten Lehrer und Beamten. + 


$ 33. 

Den in Folge der Aufhebung ber Patrimonialgerichtsbarkeit aus dem Privat- 
gericptsbienft in den unmittelbaren Staatsdienft übernommenen oder bereit8 dor dieier 
Aufhebung in den unmittelbaren Stantsdienft übergegangenen Beamten wird die Zxit 
des Privatgerichtsdienftes nach Mahgabe ber Beftimmungen bes gegenwärtigen &e- 
jeges angerechnet. . 

Den vormals ſchleswig . holſteiniſchen Beamten wird bie Zeit, welde fie als 
beeidigte Setre iare oder Bolontäre bei den Ober-Beamten zugebracht haben, bei Feft« 
ftelfung ihrer Dienftzeit mit angerecjnet. 


4. 
Die Zeit, während welder ein. Beamter in ben neuerworbenen Landestheilen 
ober ein mit einem folden Tandestheile üibernommener Beamter aud in einem 
anderen Teile des Landes, weichem feine Heiinath vor der Vereinigung mit Preuben 

















Bo& finden auf Beamte, hinfichtüich deren durch GtaatSverträge die Bewilligung 
don Penfionen nad den Grunbfägen fremblänbiicher Penfionsbeftimmungen zugefichert 
worben ift, die Vorferiften de8 gegenwärtigen Gefeges im jo weit Anwendung, als 
fie für bie Beamten günftiger find. 


$37. 

Die im $ 79 des Gefehes, betreffend die Verfaffung und Verwaltung ber Stäbte 
umb $leden in der Provinz Sähleswig-Holftein vom 14. April 1869 (Gef..Samml. 
©. 589) feitgeftelte Verpflichtung der Staatslaffe zur antbeiligen Uebernafme der 
BVenfionen ftädtifcjer Beamten, wird durch daß gegenwärtige Gejeß nicht berührt. 


$ 38. 
+ rt. IV.) Das gegenwärtige Gejeß tritt mit dem 1. April 1882 im Kraft. 


uUrlundlich unter Unferer Hödifteigenhändigen Unterjcprift und beigebrudtem Kd⸗ 
niglien Inftegel. + 


(L.8) Wilhelm. 


2. Beſcheid an die Königliche Regierung zu N. R. und abſchriftlich zur Kenntni- 

nahme und Nachachtung an ſämmtliche übrigen Königlichen Regierungen, auß 

ſchließlich der zu Sigmaringen, das Berfahren bei Benflonirung der Kommunal 
Beamten betreffend. Bom 3. Mai 1855. 


Auf den Beriät vom 7. März cr. betreffend die Penfionirung des Stadt» 
Dieners N. zu R., eröffne ich der Nöniglihen Regierung, dab Diefelbe über bie An 
gelegenheit felöft zu entfeiben Hat. - 

Die Königliche Regierung it zwar der Anficht, datz in der Sache in Gemäßfeit 
des mad) $ 95 des Disziplinargefepes vom 21. Suli 1852 (Gefef-Samml. S. 486) 
fir bie Penflontrung mittelbarer Stantsbiener In Kraft befindlicien Gelege bom 
29. März 1844 zu entieiden fei, da nad; $ 65 der Gtädte-Drdnung den Regier 
zungen nur die Entſcheidung über die Penfionsanfprüde ftädtiiher Beamten in 
ftreitigen Yällen guftehe, nicht aber über die Einwendungen derfelben gegen bie 
Penfionirung jelöft. 

Diefer Anfiht Tann id} jedoch nicht beitreten, bin nielmehr der Meinung, daß 
duch) $ 65 a. a. D. die früheren Borfhriften über das Berfahren bei Benfionirung 
der Kommunalbeamten aufgehoben find. Allerdings bejagt der erfte Sat des dritten 
abfages bes $ 65, dab die Regierungen in ftreitigen Bällen über Die „Penfions« 
Anfprüche* zu entiheiben Haben. Dah aber das Gefeg unter biefem Ausbrud nicht 
5Io8 bie Zeitfegung der Penfion verfteßt, jondern dab den Regierungen bie Ent» 
feibung über bie Penftonirung übertragen ift, geht unzweifelhaft aus dem folgenden 
Safe bes Abfapes hervor, mo von einer Beihlußnahme der Regierungen über bie 





Bon Penfionen nad) den Grundfägen fremdländifer Penfionsbeftimmungen zugefichert 
worben ift, die Boricriften des gegenwärtigen Gejehes in fo weit Anwendung, als 
fie für die Beamten günftiger find. 


s 37. 

Die im $ 79 des Gefekes, betreffend die Verfaffung und Verwaltung ber Stäbte 
und Sleden in der Provinz Schleswig-Holftein vom 14. April 1869 (Gef.-Samml. 
S. 589) feitgeftellte Verpflichtung der Stantslaffe zur antheiligen Mebernafme ber 
Penfionen ftäbtiiher Beamten, wird durch daß gegenwärtige Gejeh micht berührt. 


838. 
+ Met. IV.) Das gegenwärtige Gefeß tritt mit dem 1. April 1882 in Kraft. 
Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfärift und beigebrudtem Kö- 
niglichen Infiegel. + 
(L.S) Wilhelm. 


2. Beſcheid an die Königliche Regierung zu R. R. und abirifili zur Kenntnik- 

nahme und Nachachtung an ſämmtliche übrigen Königlichen Regierungen, aus · 

ſchließlich der zu Sigmaringen, das Berfahren bei Benfionirung der Kommunal» 
Beamten betreffend. Bom 3. Mai 1855. 


Auf ben Bericht vom 7. März er., betreffend die Penfionirung bes Stadt« 
Dieners N. zu N., eröffne ich der Königlichen Regierung, daf biefelbe über die Ans 
gelegenheit felbft zu entfheiben Hat. - 

Die Königliche Regierung ift zwar der Unfict, dab in der Sache In Gemähfeit 
bes nad; $ 95 des Disziplinargefehes vom 21. Juli 1852 (Gejef-Samm. &. 486) 
für bie Penfionirung mittelbarer Stantsdiener in Kraft befindlichen Gelepes vom 
29. Märy 1844 zu entiheiben jei, da nad) $ 65 der Gtädte-Ordnung ben Regie« 
zungen nur die Entfheibung über die Penfionsanfprüdje ftädtiicer Beamten in 
ftreitigen Yällen zuftehe, nit aber über bie Einwenbungen berfelben gegen bie 
Penfiontrung felbft. 

Diefer Unfiht Tann ich jedoch nicht beitreten, bin bielmehe der Meinung, dab 
durch 5 65 a. a. OD. die früheren Doriehriften über das Verfahren bei Penfionirung 
ber Rommunalbeamten aufgehoben find. llerbings befagt der erfte Caf des dritten 
abjages bes $ 65, bak bie Regierungen in ftreitigen Wällen über Die „Benfions 
Anfprügje* zu enticeiben Haben. Cab aber das Gefeh unter diefem Ausbrud nicht 
5108 die Seftfegung der Penfion veriteßt, fonbern daß den Regierungen Die Ent- 
{&helbung über bie Penfiontrung Übertragen ift, geht unzweifelhaft aus bem folgenden 
Sage bes Abfapes Hervor, wo von einer Beijlußnahme der Regierungen über die 


Rose, Stäbte-Orbnung. 


Pr 





1. Inftruftion, Betreffend ba® Xaffen» und Reduungewefen ber Kommunen. 
2. Gefeh vom 18. Juni 1840 über bie Berjährungefriften. 
3. Berorbnung vom 30. Juli 1859, betreffend bie erxekutiviſche Beitreibung von Gtenern, Abgaben x. 


DNenoanıen JOTOETN uno OIe geiegte epnung pruyen. 


37° 








s‚. 

Der Etat ift fpäteftens im Oktober von dem Magiftrat zu entwerfen. Mit Zu 
ftimmung der Stabtverorbneten Tann jedod) die Etatsperiode auf drei Jahre ver: 
längert werben. Der Königlichen Regierung ift von bem bieferhalb gefahten Befhlus 
Anzeige zu maden. 

27. 
Der Etat muß alle einer Kaffe zuftändigen Einnahmen und Ausgaben vol: 


ftändig enthalten, unb amar nad; gewiflen Haupt und Unterabtheilungen ober Titeln, 
die für jede Kaffe in möglicht Ipftematifcper Ordnung befonbers feftzuftellen find. 


$8 

Us Hauptrubriten der Einnahmen kdnnen angenommen werben: 

1. an Grundfteuern; 

% an unpenbnbelißen Abgaben fir Gunbfiäde, eineine Rufungen, Ger 
zinfe u. fe w.; 
an Zeitpadht; 
an Forftnugungen; 
an Naturalien. und Getreidepachtungen und Hebungen; 
an Einnahmen von Einzelnen, Bürgerflaffen, Korporationen und Intir 
vibuen umd einzelnen der Stadt zuftehenden Gereitigleiten; 
an Einnaßmen aus der Poligei- und Kommunal-Bermaltung; 
an Sinfen und Kapitalien; 
an Rommunalfteuern ; 
10. an Einnahmen zu befonberen Bweden;' 
11. Insgemein. 


von punp 
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Zur Erläuterung einiger diefer Rubriten wirb Folgendes bemerkt. 

In einigen Städten werben die Grunbfteuern, welche ber Staat bezieht, als 
eine Gejammtabgabe von ber Stadt erhoben; mitunter ftimmt aber die von der 
Stadt zu erhebende Grundfteuer und die an die Gtantstaffe abzuliefernde Summe 
feineswegs überein, und e8 iſt Sache der Stadt, das Fehlende zu beichaffen. 

Die don der Stadt zu erhebenden Grunbfteuern finden unter Rubrif 1 ihre 
Stelle. Bei den Ginnahmen zu 10 muß bemerkt werden, mo folde zur Beraus- 
gabung Tommen. Die Rubrit I, Insgemein, darf nur geringfügige zufällige Ein- 
nahmen enthalten. 


10. 

Die Ausgaben find vorzugsweiſe unter folgenden Rubrifen gufammenzufaffen: 

1. an den Staat von der Kommune zu zahlende Gteuern; 

2. an fonftigen Grundabgaben u. f. w.; 

3. an Entihädigungen, welche fortdauern, infofern ſolche nicht umter befondere 
Nubrifen gehören; 

4. an Binjen von Paffivfapitalien und zur Abtragung der Schulden; 

5. für geiftliche Unftalten; 

6. für Sul. und Uuterrihtsanftalten; 

7. für Mediginal-Anftalten; 

8. für Woligeiverwaltung und Rechtspflege; 

9. zu Wopltfätigfeits, und Armenanftalten; 

10. zu Bauten und Wegebefferungen, Ctrakenpflafterung und Unterhaltung 
der Gebäude; 

11. behufs der Forftverwaltung ; 

12. zu eingelnen Kommunalzweden; 


"Kann eine Einigung über einzelne Etatsfäge zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden 


iro De Dem Mlogaer»itein, Det Denen MA jogieich Jede eingeine ausgape 
beftimme, fondern mur ein allgemeiner Betrag ausgeworfen werben Tann, wie 3. 2. 
auf Bauten, auf Reijekoften u. |. w., eine weitere Bejchränkung der ausführenten 
Behörde für nötig erachtet, fo muB dies ausbrüdlic vorbefalten werben. ft dies 
micht gefejehen, und wird in dem (tat hierüber nichts bemerkt, jo muß dafür ange: 
nommen werben, dah, bie fpezielle Verwendung der überhaupt ausgeworfenen Summen 
ber ausführenben Behörde unter ihrer Bermaltung allein Habe überlaffen werben follen. 


2. Kaſſenweſen. 


817. 
Das ftädtifhe Kaſſenweſen Hat zum Gegenftande: 

1. den StabtHaushalt; 

2. die der Stadt von dem Staate oder fonftigen Inftituten übertragenen 
Hebungen, 3. 8. die Klaffenfteuer, Haffifiirte Eintommenfteuer, Gewerbe 
feuer, Die (euerfaffengelder; 

3. bie der Kommune vom Etaate oder fonftig anvertrauten und zur Bereh- 
nung gezahlten Gelder. 


18. 


Es ift Regel, das ſtädtiſche Kaſſenweſen in eine einzige Kaffe zu vereinigen, bie 
‚mwößnlih den Namen „Kämmereitaffe” führt und der die etwa erforberiichen 





oↄ. Den Zeuraum, TUE oen oie Yayıumg zu Leijten oder Ju erpeven in, 
4. den Geldbetrag, der mit Bien und Buciftaben angegeben werben muß, 
5. bie Müngforte 
volftänbig entfalten, aud; darf darin insbeſondere bei den Summen und Ramen 
nichts dursfrichen, abgeämbert ober rabirt fein. ft zu der Inweilung außer bem 
Beilub bes Magiftrats die Buftimnung ber Glabtverorbneten»Verjammlung er- 
forberlich, fo muß biefe zefp. Buftimmung und Genehmigung ber Unweifung in ber 
glaubigter Abfchrift beigefügt werden. Muber ben obigen Erforberniffen muß die Un» 
weifung aud) bie Berpflihtung der Gemeinde zur Uebernahme der angemiefenen Koften 
darthun und beshalb nad; Mahgabe der Umftände bie eha erforberlichen Beichläffe 
der Stabtoerordneten, Aktefte, Kontrakte, Baurevifions- Unjcläge, Siguibationen x. 
enthalten. Sämmtliche Belagftüde möffen in gr ober in beglaubigter Abicheift 
beigefügt und alle Bahten Talfulatoriic} feftgeießt fein 


sa. 

Bleiben Zahlungspfügtige mit ihren Einzahlungen im Rüdftande, fo muß dem 
Magiftrat, fofern fein anderer Termin zur Einreichung der Reſtnachweiſungen bes 
ftimmt wird, bet Meberweifung der Raflenertratte zu den gewöhnlichen Kaffenrenifionen 
dabon zur weiteren Beranlaffung, behufs Einziehung der Refte im Steuererekutiong- 
wege, ma Mahgabe der Verordnung wegen erekutibiicher Einziehung der direkten 
und indireften Steuern vom 30. Zuli 1853 (G.-Bl. ©. 909) und der Minifteriale 
—* dur Ausführung dieſer Berordmmg vom 15. November 1853 Unzeige ger 
mac en. 


falls gleichzeitig mit den Reftanten dem Magifkrate zur weiteren Beranlaflung anzu- 
eigen. 


22. 


Sollte ein Ausgabe · Titel durch die darauf angewieſenen Zahlungen gang oder 
beinahe ericjöpft fein, und möchten gleichwohl für denfelben noch weitere Ausgaben 
au erwarten ftehen, jo muß; feitens bes Renbanten dem Magiftrat hiervon fofort An- 
deige gemadjt werben. Diefer Hat ſih dann wegen Beichaffung des Fehlenden in eben 
der Art mit ber Gtabtverorbneten-Berfammlung zu vernehmen, wie wegen eititellung 
des Tiats überhaupt gefciehen ift, und muß Hierbei befonbers darauf Rüdiict ge: 
nommen werben, ob nicht das Defizit bei dem einen Titel durch Griparungen bei 
anderen Titeln gebedt werben Tönne. 


23] 

Die Kaffengeichäfte müffen, wo dies irgend möglich, in einem beſonders dazu 
eingerichteten Kaffenlofale und nur von ben hierzu angeftellten Beamten betrieben 
werden. 

Denen, welche die Auffict über die Verwaltung der Kaffe Haben, ift es ganı 
befonders unterjagt, fid) nit Einnahmen ober Ausgaben für diejelbe in irgend einer 
Art zu befafjen. 

Die Kaffengelder müffen ferner genau an dem Ort und in dem Behälmifie auf 
bewahrt werden, wie dies für jede Kaffe, mit Rüdficht auf die Forderungen der 
Sicperheit, befonders zu beftimnten ift, und es dürfen mit benielben andere der Rafe 
micht gehörige Gelder nicht vermiicht werben. Cbenfo wenig dürfen in dem Raficn: 
Tofale, wenn ein ſoiches befonders vorhanden ift, fremde ber Kafle mit zuftändine 
Gelder, mögen fie den Kaflenbeamten oder anderen Perjonen gehören, aufbemaärt 
werben. Cine Ausnahme davon ift nur dann zuläffig, wenn e& nicht möglich it, 
Gelder und gelbiwerthe Papiere milder Stiftungen, SImmungen ıc. anderwärts als im 
Känmmerei-Raffenlofal ficher aufzubewahren; es bedarf jebod) dazu jedenfalls der aus« 
drüekfichen Genehmigung des Magiitrats. 


2% 


Ueber jede Zahlung an die Kaffe endlich muß dem Einzahlenden Quittung er . 
tHeift werben, und feine auch. noch fo begründete Zahlung darf anders als geam 
Quittung des Empfangsberechtigten aus ber Kaffe geleiftet werden. 


$2. 

Mit folgen Einzahlenden, welche fortlaufend und djters Zahlungen an die Rufe 
zu Teiften haben, find befondere Quittungsbücher zu Halten, in denen zuerit, war fir 
entrichten follen, einzeln vermerkt und bann weiter unten eine befondere Abtheilung. 
waß fie hierauf entrichtet Haben, mit Aufführung der Müngforten, des Tages unt 
Jahres der Eingahlung verzeichnet wird. Diefe Ouittungsbücher werden am Shlus 
des Zahres abgejejloffen und etivaige dieſte auf das folgende Jahr übertragen. 


26. 


Die Quittungen über Zahlungen, bie aus der Kaffe geleiſtet werden, müfien 
1. den Betrag ber Zahlung mit Ziffern und Morten, unter Beinerfug der 
Müngforte fowie des Gegenftandes, welcher bie Zahlung deranlakt hat 
ober wofür gezahlt worben ift, 

. bie zahlende Kaffe, 

. Beit und Ort, mo bie Zahlung geihehen, 

. die Untericrift des Gläubiger oder fonft Iegitimen Empfängers 


Po» 





aſſe igenthũmlich aberwieſen werden. on 

Zur Eintragung in das Vorſchuhmanual aber eignen fich folde Zahlungen, bie 
mur einftweilen geleiftet und bemnäcjt wieber eingezogen werben, fowwie fonftige Aus- 
gaben, die aus irgend einem Grunde zur befinitiven Bucung in dem Haupfmanual 
noch mict geeignet find. 

531. 

Es bedarf überall nur eines Journals ſowie eines Vorſchuß · und Depofiten« 
manuals, und dürfen in feinem Galle mehrere bergleiien Bücher, wenn 3. ®. ein 
Rendant mehrere Kaffen zufammen verwaltet, für jede Kaffe ehtva beſonders angelegt 
werden. Dagegen find, wenn mehrere Kaffen vereint verwaltet werben, für jede 
Kaffe befondere und demnach fo viele Hauptmamuale anzulegen, als. einzelne Kaffen 
in der Berwaltung bereinigt find. 

Das Journal und das Hauptbuch find immer nur auf ein Jahr einzurichten, 
das Vorfguß- und Depofitenbuch bingegen Tann auf mehrere Zahre fortgeführt, e& 


Nach der Lotalitat bleibt zu beftimmen, welde Reben. und Hülfsblicher jont 
noch zue Anwendung tommen follen und ob und wie weit es gwedmähig ift, dic 
mac) weitläufigen Heberollen zu erhebenden Abgaben in eigens zu diefem Bwede ber 
fimmten Büchern zu vereinnahmen und mit der tägligen Einnahme in die Haupt: 
bücher zu übertragen. 

Diefe Heberegifter find dann nad) folgenden Rubrifen: 

1. 8 foll überhaupt gezahlt werben; 
2. Namen und Stand des Zahlungspfliätigen; 
3. es iſt gezahlt worden: 
a) Tag der Einzahlung; 
b) im Januar; 
©) im Februar u. |. w.; 
4. zufammen (am Zahresfchluh); 
5. mithin Reit verblieben 
einzurichten, damit insbefondere jede Monatseinnahme für fid) abgeſchloſſen werden kan. 


833. 

Bei einer Kaffe von ſehr geringem Umfange und befonders einfachen Eimahmer 
und Ausgaben, wenn folde allein verwaltet wird, Tann bie Buchführung auch auf 
das Zournal allein beicpränft werden. In diefem Halle muß das Journal ftatt der 
in dem Manual geführten Rubrifen mit jo vielen einzelnen Rubrifen angelegt werben, 
als der Gtat Titel enthält, und die Einnahme und Ausgabe dann, auber der Gin 
tragung dem funnariien Betrage nach, noch unter der Hubrif des Titels, yu welder 
fie gehört, befonders ausgeworfen werden. Bei einer folden Ginrictung it ein ber 
fonderes Journal fr die Einnahme und für die Ausgabe erforderlich, joroie es dayı 
im der Regel auf ein befonder8 großes Format für die Bücher nicht anfommt. 
Eine folhe Einritung Tann jedoch nur durd; beionderen Bejchluß der Kommunal: 
Behörden nach forgiältiger Grwägung der Verhältniffe für die eine oder die andere 
Kafje und nad) eingeholter Genehmigung der Regierung feitgefept werden umb unter- 
fit der Wiederauffebung zu jeber Zeit, fobald foldes für möthig erachtet werten 
möchte, 

sa. 

Um die Ordnung in Verwaltung ber Kaffe zu fihern, find von Zeit zu zit 
BVifitationen oder Revitionen derfelben nöthig, und zwar theils regelmäßig zu gemiten 
eine für allemal im Voraus beitimmten Zeiten, theils außergewöhnlich ohne alle Xor- 
bereitung und vorherige Befanntmadjung. Die Revifionen find von der aus Hit: 
gliedern des Magiftrats zu beftellenden Kaffendeputation abzuhalten. 

Bon jeder regelmäßigen Kaflenrevifion ift der Stadtverorbneten» Verfammlung 
Kenntniß zu geben, damit fie ein Mitglied oder mehrere aborbnen ann, um dieiem 
Gefchäfte beizumohnen; bei außerordentlien Kaffenrenifionen ift der Vorfigende oder 
ein von demfelben ein» für allemal begeichnetes Mitglied ber Ctadtverorbneten-Perianm- 
Tung augugiehen. 

5 35. 

Die erfteren, die gewöhnlichen Rebifionen, find allmonatlid) und yıvar für jeden 
Ort genau an dem Tage und zu der Stunde zu bemirten, welde zur Revifion der 
an dem Orte befinbli—hen Königlichen Kaffen beftimmt find. 

. Der Rendant hat zu jeder derfelben bie Bücher abzufchlichen, aus dem Manual 
einen fummarifchen Yuszug nach den verihiedenen Abichnitten und Titeln wie Aubnten 
‚oder Ubihrift der Refapitulation mit der Mahgabe anzufertigen, daf bei der Zul- 
Einnahme und Soll-Ausgabe nur dasjenige angefept wird, mas für den Zeimaum, 





müffen vielmehr unbebingt zur feitgefeßten Beit abgeihloffen und alle dann nc& 
tüdftänbigen Einnahmen und Ausgaben für das folgende Fahr zu den Refteinnahmer 
und ‚Uusgaben übertragen werben. 

342. 

Die Rechnung, die genau nad) den Büchern und insbeſondere nad dem Manuz! 
das gleichfam als Konzept der Rechnung bient, anzufertigen ift, muß alle einzelnen 
Abfhnitte und Unterabtheilungen, die in Iegterem aufgenommen find, und folglich : 
alle Zitel des Etats volfftändig enthalten, felbit dann, wenn bei dem einen ci 
dem anberen Abichnitte oder Titel nichts zur Bereinung gefommen fein follte. %ı 
ie Abihlub mub genau mit dem Wbihlub der Vücher übereinftimmen. Sind dab: 
Voſten die in den Büchern als blos durdlaufend aufgeführt werben, desbalt tu: 
der dechnung jelbit wegzulaften, fo muß beim Abichlub des Joumals und Dani 
dies bemerft und eine beiondere mit dem Abichluffe der diechnung übereinftimmen: 
Bilance gegogen werden, 










543. 

Was die Form der Rechnungen betrifft, fo ift dieſelbe zuvörderft ganz mad eier 
den Nubrifen anzufertigen, die für das Manual dvorgeichrieben worden find, nur 2 
hinter der Rubrif „Vemerfungen“ nod) eine bejondere für die Bezeichnung der Bela: 
binzuteitt und die Rubri über die Eintragung ins Fournal wegjällt, 

Auf dein Titelblatt hiernaͤchſt wird der Gegenftand der Rehnungstührung, die 
Zeit, für weiche diechnung gelegt wird, der Name des Nehnungsführers von dan 
jelben eigenhändig geihrieben und endiich die Zahl der Bände der dazu gehörin 
Beläge mit Vemertung, aus wie viel Nummern jeder Band befteht, auf der Rüci: 
des Titelbfattes aber bemerkt, welche Kaution vom Rendanten beitelt iit, wo fin ? 
Dolumente darüber befinden, jowie ob jelbiger aud) mod) für andere Kafien und fir 
weiche mithafte. Diejer Vermerf über die Kaution muß mit der bejonderen Br 
Äheinigung des Magiftrats über die Richtigfeit deifelben verichen fein. 

Sodann find die Rechnungen, welche eingebunden oder doc geheftet werden 
möüfjen, von der eriten Seite bis zur letzten zu paginiren. 

In der Nehnung felbit endlich muß, wenn unter einem Titel gar feine Cr 
nahme ftattgefunden hat, die Nichtigkeit hiervon, e8 wmühen ferner die Einnab: 
unter dem Titel „Insgemein“ und unter dem Abjcnitt „außer dem tat“ von de 
Magiftrat oder dem mit dem Kaſſenkuratel beauftragten Magiftratsmitgliede de 
befcheinigt werben, daß nicht mehr, als darunter wirflic vereinnaßunt worden, u 2 
rechnen gewejen üt; ein foldes Attejt muB aud über bie gejammte Einnabıne an 
Schlufje derielben beigeffigt werden, und endlid muß am Schluß der Rechnungen 
von dem Magiitrat oder der Revifionsfommilfion auf Grund der Kaflenrenifien keit 
Jahresſchluß noch beionders attejtirt fein, daß der aufgeführte Bejtand wirflib un) 
richtig in den angegebenen Münziorten vorhanden geweſen ift. 


84. 


In einem Anhange der Rechnung iſt ein Inventarium von allen zu der Ruf, 
worüber die Rechnung geführt wird, gehörigen Sachen und Utenfilien: 
. fortlaufende Yınnmer, 
Veltand vom vorigen Fahre, 
Abgang, 
. Zugang, 
. Beitand für das fünftige Jahr, 
. Benrerfungen, insbefondere über den Abgang und Zugang nad feiner 
bejonderen VBeichaffenbeit, 




















eyregewe 


s4. 


Zu ben Beweisftüden, die mit der Rechnung über die Befugnik zur Erhebung 
und begiehungsweife Berausgabung ſowie über die Wirflihteit der in der Rechnung 
aufgeführten Einnahmen und Ausgaben beigebracht werben müffen, gehören zuvörberft 
der Etat, ber den Belägen gleih vorn in Mricrift oder in beglaubigter Abichrift beir 
aufügen ift, bemnäcft bei jeber Mbweiung don dem Ctat, bei jebem Ausfall gegen 
denfelben bie ausbrüdlie Zuftimmung der Behörben, von denen ber Ctat felbit 
ausgegangen ift, un enblid), fo weit der Ctat hierüber nicht fon beftimmt pricht, 
bei der Einnahme befonbere Anna5me-Orbres, nad; den Umftänden aud; wohl Attefte 
von Denen, die bie Zahlung geleiftet haben, bei der Ausgabe aber die Bahlungs- 
Anmeifungen nebft deren Anlagen und bie Quittungen ber Bahlungsnehmer. 


san. 


Die Reqnungsbelage find, abgefondert von der Rechnung, in nicht zu ftarfen 
Bänden zu Heften unb nad} der in der Rechnung vorfommenben Orbnung mit fort- 
Laufenden Nummern zu bezeiäjnen. uch; muß auf dem Titelblatte jedes Heftes ber 
merkt werben, zu welcher Rehnung und zu weldem Jahrgang die Beläge gehören 
und welde Nummern in bem Bande enthalten find. Diejenigen Belagftüde, welde 
für mehrere Jahre Geltung haben, wie 3.8. der Etat bei einer längeren alß ein- 
jährigen Gtatöperiobe, bie Bacpttonkratte xc., find Befonders zu Heften oder einzubinben 
und mit ber Bezeichnung „ftehende Beläge” zu verſehen 


$ 48. 
Die gefertigte Rehmung muß mit den Belägen und fonjtigem Zubehör bis 
ipäteftens zum 1. Dat des folgenden Jahres dem Magiftrat zur Revifion vorgelegt 
werben. In wie viel Gremplaren, bleibt für jede Kafle bejonbers zu eftimmen. 


sn. 


Der Magiftrat Hat mad) dem Eingang ber Rechnung diefelbe aufs forgfältigfte 
zu prüfen. Es muß jede Zahl nicht nur in der Rechnung, fondern aud) in. den Ber 
lägen nachgerechnet, jeber eva eingeicjlijene Rechnungsiehler feftgeftellt, außerdem 
aber auch genau unterfucht werden, ob bie Kaffe überall nad den Ynmeijungen des 
MagiftratS gehörig verwaltet, bie Rehnung nad) der beftimmten Form angelegt, ab- 
geichloffen und überoll mit gehörig georbneten Belägen verjehen ift, ob nichts in 
Einnahme, was hat berechnet werden follen, ausgelaffen, auch nicht mehr in Ausgabe 
geitelft worden ift, als wozu ber Renbant ermächtigt worden. 

Neber die Erinnerungen, welche ſich Kierbei zu machen finden, wird eine bejondere 
Verhandlung (Mbnahmeprotofoll) aufgenommen. Sind die bemerkten Mängel von 
der Art, dab darnad) die Rechnung für gar nicht revifionsfähig zu eragiten üt, jo ift 
dem Rendanten das AbnahmeprotofoNl zugufertigen, um bemfelben fofort abzubelfen. 





der Rechnungen einen Ausſchuß aus ihrer Mitte zur Prüfung der Abminiftration 
Überhaupt und ber darüber gelegten Rechnungen insbefonbere. 

Es bleibt derjelben hierbei überlaffen, der Deputation nöthigenfalls einen Reh: 
mungeoeränbigen auguorbnen, wenn fi) unter ihren Mitgliedern fein folder be- 

indet. 

Der Rechnungsausſchuß, defien Mitglieder dem Magiftrate ——— find, at 
befugt, fi von dem Iekteren die zur Aufklärung der Gade erforderlichen Akten 
Dofumente vorlegen zu Iaflen. 

$5l. 


Der Rehnungsausihuß kann zunäcft bie Gegenftände, welche bereits der Re 
vifion des Magiftrats unterlegen haben, nochmals zur Prüfung ziehen, daneben aus 
prüfen, ob die Rechnung zur vorgeichriebenen Zeit abgeichloffen, eingerichtet und der 
Stabtverorbnetenverjammlung zur Abnahme übergeben worben tft. 

Ganz vornehmlich ift e8 aber feine Sache bie Verwaltung felbft, wie folde unter 
HZubülfenahme des von dem Magiftrat im vorigen Jahre erflatteten Verwaltung: 
bericht8 ($ 14) auß der Rechnung fid) ergiebt, im Ganzen und in allen ihren einyelna 
heilen gründlichft zu unterſuchen und in Diejer Beziehung nachzuſehen, ob übert 
mit Baushälterfgem Sinne gewirtsiäaftet, jede Einnafmequelle vollftändig ur» 
möglichft ergiebig benupt, jede vermeidliche Musgabe vermieden, bei jeder unvermir- 
lien aber mit verftändiger Sparfamfeit zu Werte gegangen ijt. 


62. 


Insbeſondere iſt neben der etwaigen kalkulatoriſchen Revifion, der Prüfung ter 
Beſcheinigung über die dom Rendanten zur Sicherheit der Kaffe beſtellten Kaution, ver 
Unterfußung, ob die Erinnerungen gegen bie vorjäßrige Rechnung gehörig beictzt 
und erlebigt find, und ber Vergleihung der In der Rednung aufgeführten Sol 
Einnasme und Soll-Ausgabe mit dem Etat dahin zu fehen: 

a) si der Einnahme: 
1. ob der vorjährige Beftand in die jehige Rechnung gehörig übertragen 
2. ob das, was früherhin befektirt worden, ber Kafle gehörig eritattet, 
3. 0b das, maß bei der vorhergehenden Rehnung als Borihuk nit: 
geiviefen, als zu eritattende Poft gehörig und nad; rigtiger Summe 
übertragen worden was wegen Gritattung und Wiebereingiehung dar 
felben geihehen ift und wodurch die Erftattung verhindert und ar’ 
gehoben worben, 

. 0b auch die vorjäßrigen Reſte vorferiftsmäßig übertragen und daß 
feine Refte etwa in Abgang gebradt worden find, ohne dab der Ab: 
gang durch Beichluk des Magiftrat$ und der Stadtverorbneten-Ker- 
jammlung gerechtfertigt wird, ſowie daß zur Beitreibung der rüdftändiz 
gebliebenen Gefälle geichritten tft, was von Seiten bes Rendanten und 
des Magiftrats geihehen mußte, 

5. ob Alles, was nah dem Etat zur Kaffe fliehen fo, auch gehöriz 

vereinmahmt worden Äft, 

6. wenn beſonders bei unbeftimmten Ginnahmen weniger aufgefommen 
ift, als der Gtat vorausjeßt, welde Gründe hierbei obwalten, und mar 
geſchehen muß, um Xusfälle zu vermeiden oder eine Einnahme zu 
erhöhen, 

7. ob, wenn eine etatsmähige Einnahme gany oder zum Theil ausgeialten 
üt, diefes auch ducdh gültige Beweife bargetfan ober durd) genügenze 
Gründe erläutert wird, 





» 





tretenden Defette vorhanden find, ift der Regierung fofort einzureichen. 
Dur; ftatutarifche Anordnungen konnen auch andere Sriften, als vorftchend Für 
die Tegung und eftitelung der Redinung angegeben find, beftimmt werben. 
Werden über den Haushalt der Kommune mehrere Rechnungen geführt. io 
findet das bier angeorbnete Berfahren auf alle die Redinungen Anwendung, die zu- 
fammen den Gefammthaushalt der Kommune volfftändig darftellen. 


5 56. 

Ueber alle Xheile des Vermögens der Stadtgemeinde hat der Magiftrat cın 
Lagerbud) zu führen, aus weldem fid die Vermögenslage ber Stadtgemeinde jeden 
Augenblid Mar und vollftändig erjehen läßt. Die Art und Weile der Einrihrura 
deſfelben muß jeder Kommune mit Rüdfict auf ihre eigenthümliche Vermögens! 
überlaffen bleiben. Doch werben in dein Bude überall befondere Abtheilungen 
die Kämmereigüter und Geredtigfeiten, ſtädtiſche Grundftüde und Gebäude, für bie 
Attivfapitalien, für bie Renten und Binfen u. f. . anzulegen fein. Die darin ver 
Tommenden Veränderungen müflen den Gtadtverordneten bei der Rehmungsahnabine 
zur Erflänung vorgelegt werben. 





8 57. 


Die Feftftellung der Rechnung muß vor dem 1. Dftober bewirkt fein. 

Der Magiitrat hat ber Muffictsbehörbe fofort eime Mbichrift de Seftitellungs- 
beſchlaſſes vorzulegen. 

Durc) ftatutariiche Anordnungen konnen auch andere Frijten, als voritehent fr 
die Legung und Seitftellung der Rechnung beftimmt find, feitgeiekt werben. 


$ 58. 


Meber alle Theile bes Vermdgens der Stadtgemeinde Hat ber Magiftrat cn 
Sagerbuch zu führen. Die barin vorfonmenben Weränderungen werben den Stadt: 
berorbneten bei ber Nednungsabnahme zur Erklärung vorgelegt. 


2. Geieg über bie Berjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben. 
om 18. Juni 1840. 


Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. x 
verorbnen Über bie Verjährungsfeiften bei_öffentlichen Mogaben, worüber im Geich 
vom 31. März 1838 (Gefep-Sammlung ©. 250) eine beiondere Verorbnung vor 
behalten worden ift, auf den Untrag Unferes Staatsminijteriums umd nach eriorderem 
Gutaditen Unferes Staatsrathe für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, was foist: 


KB. 

Reflamationen gegen direfte Steuern, namentlich gegen Abgaben, melde ns 
den Gtats, Katajtern oder Jahresfeberollen als Grumdfteuer durch Ortderheber oter 
umnittelbar durch Unfere Staffen von den Steuerpflichtigen erhoben weıden, ingleicen 
gegen bie Klaffen und Gewerbeitener fowie gegen diejenigen Abgaben, welhe in 
Folge des $ 11 des allgemeinen Abgabengefeges vom 30. Mai 1820, als auf einem 
Äpegielfen Erbebungstitel berufend, zu entricpten find, müffen ohne Unterichied, ob fc 
auf Ermäßigung oder auf gänzlihe Vefreiung gerichtet find, binnen drei Ikonaten 
vom Tage der Befanntnadhung ber Heberolle, oder wenn die Steuer Im Laufe des 
Zahres auferlegt worden, binnen drei Monaten nach erfolgter Benachrichtigung ven 
deren Vetrage, ober endlich, im Falle eine periodiſche Veranlagung und Anfertiqunz 





In den Fällen, in welchen nad; dem beftehenden Gefepen über bie Steuer 
verpflichtung der Weg Redtens machgelaffen ift, Tann bie Steuer nur von dem 
Anfange besjenigen Kalenderjahres an zurüdgeforbert werden, worin die Klage an⸗ 
gemeldet oder worin vor ber Klage eine Reflamation bei der Berwaltungsbehörbe 
eingereicht worden ift. 


85. 


Eine Nachforderung von Grundfteuern ift zuläffig fomohl bei gänglicher Ueber- 
achung als bei zu geringem Unjaß, in beiden Fällen aber nur für das Kalenderjahr, 
worin bie Nachforberung geltend gemacht wirb. 


g6 


Die Nacforderung von Klaſſen · Gemerber und perfönlicen, auf befonberen 
Titeln beruhenden Steuern findet im Falle gänglicer Mebergehung nad) den im $ 5 
enthaftenen Regeln ftatt; im Fall eines zu geringen Anfapes fällt bei diejen Steuern 
jede Nachforberung weg, jedoch unbeiadet der gefeplien MWieber-imlage bei Ge- 
werbefteuer-Gejellicgaften, welche nach Mittejägen fteuern. 


37. 

Bei den im $ 2 erwähnten indirelten Steuern Tann ber Betrag deſſen, was zu 
wenig oder gar nicht erhoben worben ift, nur binnen einem Jahre, vom age des 
Eintritt8 der Zahlungsverpflictung an gerechnet, machgefordert werden. 

58. 


Zur Hebung geftellte direkte oder inbirefte Eteuern, welche im Rüdftande der» 
bleiben ober Iebitirt find, verjähren in vier Jahren, von dem Ablaufe des Jahres 
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an gerechnet, in welches ihr Zahlungstermin fällt. Die Verjahrung wird dur eine 
an den Gteuerpflictigen erlaffene Aufforderung zur Zahlung ſowie dınd) Verfügung 
der Exelution oder durch bewilligte Stundung der Steuer unterbroden. Rad Ab 
tauf des Jahres, in weldem bie Iekte Aufforderung zugeftellt, Cpefution verfügt 
worben oder die bewilligte Frift abgelaufen ift, beginnt eine neue bierjährige Ber« 
Jährungsfrift. 

30. 

Reflamationen wegen Steuern, welche vor Publilation dieſes Geſebes entrichten 
worden find, fowie Nadforderungen wegen Steuern aus dieſer Zeit müffen bei Ber: 
Luft des Unfpruchs binnen Zahresfrift nach Bublifation diejes Geieges geltend ger 
mocht werben. 

Für die gur Zeit der Bublifation dieſes Geſehes vorhandenen Steuercädftände 
beginnt bie $ 8 feltgefeßte bierjährige Verjährungsfrift mit dem 1. Samıar 1841. 

510. 

Iſt in der unterlaffenen Entrichtung der ganzen Steuer oder eineß Theils der 
felben eine Stontravention gegen die Gteuergefege enthalten, jo verjährt die Rad- 
forderung nur gleichzeitig mit der gejeplicen Strafe. 

* 11. 

Die in dieſem Geſetze feſtgeſetten Friſten laufen auch gegen Minderjährige und 
bevormunbete Perfonen jowie gegen moraliie Perjonen, denen gefje hüch die Rechte 
der Diinberjäßrigen zuftehen, ohne Zulaffung der Wiedereinfegung in ben vorigen 
Stand, jedod mit Vorbehalt des Negrefies gegen die Bormünder und Bermalter. 

—12. 

Ourch den Ablauf der Verjahrungsfriſt wird der Steuerpflichtige von jedem 
ferneren infpruch fowohl des Staates als der Steuerveamen und der Steuer 
focietäten befreit. 


13. 
Wegen ber Verjahrung der Stempelfteuer und der Reklamation in Betreff dieſer 
Steuer, nicht minber wegen ber Hhpothelen und Gerichtsfhreiber.Bebühren in der 
Ayeinproving bleibt e8 bei den beftehenden Worjeriften. 
14. 

Diefes Geſet findet auch auf Öffentliche Abgaben, welche nicht zu Unſeren Kaen 
fließen, jondern an Gemeinden und Korporationen fowie an ftändiiche Raffen zu ent- 
richten oder ais Provinzial, Begild-, Kreis» ober Gemeinbelaften oder zur Unter- 
Haltung Öffentlicher Anftalten aufzubringen find, fowie auf die mit Einziehung folder 
Abgaben beauftragten Beamten Anwendung. 

sı5. 

Affe früheren gefeplicjen Vorſchriften über bie im gegenwärtigen Geſet enthal- 
tenen Gegenftände werden hierdurch aufgehoben. 

Urtunblich unter Unferer Hoͤchſteigenhandigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Potsdam, den 18. Zuni 1840. 

(L. 5) Sriebrig Withelm. 


dv. Müffling. dv. Kampg. Mühler v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 
Beglaubigt: Duesberg. 








Pr 


. Diejenigen Öffentlichen Abgaben, welde von Gemeinden, Korporationen 


fowie an ftänbiiche Kaffen zu entrichten oder als Provinzial, reis. oder 
Gemeinbelaften oder zur Unterhaltung öffentlicher Anftalten aufzubringen 
find, als: Kommunal, Kirchen, Schul. und Urmenabgaben und die nad 
ben Beftimmungen des Gefebes über das Deichweſen vom 28. Jamıar 
1848 (Gejeg-Samımlung von 1848, S. 54) 459, 18 unb 19 zu Teiftenden 
Beiträge: 


ge; 
. die Gebühren der Bezirts-Impfärzte für die in den öffentlich befannt ger 


macıten Terminen borgenommenen Smpfungen; 


. die von den Wuseinanberjefungs- Behörden für ifre Kaſſen feftgefehten 


Koften und Gebühren; 


. die Domanials und Forftgefälle, fofern fie ohne .vorgängige gerichtliche 


Klage auf Grund bloßer Zahlungsbefehle beigetrieben werben Lönnen; 


. die mad) $ 21 des Rentenbantgejeges vom 2. Märg 1850 (Gefeg-Sammlung 


von 1850, S. 112) und nad den im $ 58 dafelbft beftätigten Reglements 
in berjelben Art wie die Staatöjteuern beizutreibenden, den Rentenbanten 
und Zilgungstaffen übermiefenen Renten; 


. die Boftgefälle und Poftgebühren;; 
. die Cichungsgebühren, Lootfengebühren, Gebühren für Prüfungen aller 


Art, wenn feßtere unter Öffentlicher Autorität erfolgen; 


. die Bergwerlsabgaben, Yuffictsitenern, Hüttenbetriebögefäle und Mart- 


fceibergebühren; 
39% 


— — 








wur wenn weewensugeg om wer serammmwinger au 
mwaltungsbehörden befugt find. 

Wenn von der Leiftung von Handlungen die Rebe iſt, Hat es bei den darüber 
beftehenden gefeglichen BVorichriften fein Beenden, 

2. 

Das Smangsverfahren wird von den mit der Einziehung der Steuern oder 
Gefälle beauftragten Behörden ober Beamten angeordnet und unter ihrer Seinmg 
dureh bie ihnen beigegebenen Crefutoren ober diejenigen Beamten, deren fie fih als 
folder zu bedienen haben, ausgeführt. Für die Fälle aber, in melden den erfteren 
feine beitimmten, zur Ausführung der Grehution dienenden Beamte zugeordnet find 
oder in weldpen die Auffihtsbehörde jelbft die Grefution verfügt, Hat diefe aud vie 
Behörde ober den Beamten zu beftimmen, von weldien das Smangsverfafren voll- 
ftredtt werden foll. 





83 

Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Abgaben und bie Be- 
fugniß zur Anordnung des eingeleiteten Zwangsverfahrens findet der Redtsweg, mo 
er bisher zuläffig war, auch ferner ftatt. 

Wegen vermeintlicher Mängel des Verfahrens, diefelben mögen die Form der 
Anordnung oder die der Ausführung oder die Frage, ob die abgepfändeten Sachen 
zu den pfändbaren gehören, betreffen, ift dagegen nur die Veihwerde bei der vorger 
fegten Dienftbehörde des Beamten zuläffig, defien Verfahren angefochten wird. 


s4 
Die Erefutoren müffen bei ihren amtlichen Verrichtungen den empfangenen 
friftlichen Auftrag bei fid) führen und dem Schuldner auf Verlangen vorzeigen. 
Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen haben infoweit, als fie fih auf 
die ihnen übertragene Einziehung der Gefälle beziehen, 6i8 zum Veweiſe des Gegen 
theils vollen Glauben. 
Die Eretutoren müffen eidlich verpflichtet werden. 


s5. 

Die Cinfeitung des Zwangsverfahrens Tann fofort nach Ablauf der gejeplich 
feftftehenben oder den Schuidnern beionders befannt gemachten Bahlungsterminen 
ftattfinden. 

86. 

An denjenigen Tagen, an welden nad; gefepliher Vorſchrift Amtshandlungen 
der Vehörden und einzelner Beamten nicht verrichtet werben follen, darf fein Eretur 
tionsakt vorgenommen werben, ebenfo wenig gegen Fuden am Cabbath und an 
jüdijehen Sefttagen. 

Während der Saat. und Erntezeit (oder der Meinlefe) dürfen gegen Berfonen, 
welche fih mit der Sandivirthihaft (oder dem Weinbau) beihäftigen, Erefutionen 
num, wenn Gefah im Verzuge it, eingeleitet, feftgefegt und ausgeführt werden. 

Für die Saat werden im Prühjahre und Herbit jedesmal 14 Tage, für die 
Ernte dier Wochen in derjenigen Jahreszeit, in welhe nad der Vertlihfeit Saat 
und Ernte hauptjühlic zu fallen pflegen, freigelaffen. 


‘2. 


Bei ber Grefutionsvolfftredung gegen aktive Militäwerfonen und venfionirte 
Offihiere find die über die vorherige Benachrichtigung der Tompetenten Mititärbehörde 





Ordte dom 31. Dejember 1825 $ 12 Äitt. b(Gefe- Sammlung von 
1826, ©. 12); 
©) die Subhaftation. 

Die Sequeitration und Berpadstung fowie die Subhaſtation der Grundftüde, 
Berg ober Hüttenwerke des Schuldners darf nur in dem alle, wenn auf andere 
Weile feine Zahlung zu erlangen ift, veranlaßt werden. 

Die Anwendung der übrigen Zwangsmittel ift gieichzeitig zuläffig, in der Regel 
muß jedoch zunädft die Pfändung und nöthigenfalls die Beihlagnafıne der Früchte 
auf bem Halme vorgenommen werben. 


sıu 
Die Pfändung darf nur auf Grund eines von ber das Bmangäverfahren leitenden 
Behörde ausgefertigten Pfändungsbefehls vorgenommen werden. Kraft befielben ift 
ber Erelutor befugt, die im Befike des Schuldners befindlichen pfändbazen beweglichen 
Sagen, ingleicjen bie Früchte auf dem von bem Schulbner benußten Grunbftüde in 
Beiclag zu nehmen. 


$ 12. 


Bon der Pfändung find ausgefäloffen: 

9) die für den Schuldner, feine Ehefrau und feine bei ihm lebenden Kinder 
und Eltern nad) ihren Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungsftüde 
und Leibiwäihe fowie die Beten fr das Gefinde und’ das zur Zirth- 
iaft unentbefrlige Haus. und Küchengeräth; 


bierzu nötbige Geräthe, 
das bis zur nägiten 





ven 150, S. 147) vorgeihriebenen Maßgabe; 

M bei Berionen, werche Landwirthichaft betreiben, de 
Fieb und Feidindentarien, der nötbige Dünger ſor 
Emte eriordertibe Brode Saat: und Futtergetreide; 

e ii Miliie und Civilbeamten die zur Verwaltung ihres Dienſtes em 
erderlichen Yücher, das unentbehrlibite Hausgerätb, Beten, anftändige 
Kicider und Ziiihe, welde aud den penfionirten Beamten und Militärs 
verionen zu belafen find; 

N) dus Wobiliar dienitthuender Tffiziere, Unteroffiziere umd Gemeinen und 
wüer übrigen dienirtbuenden Ferionen des Zoldatenftandes, welches fih 
an Dem Öurmionorte derielben berindet, ingleihen das Wobiliar der mit 

rioirätsgebalt entlafcnen oder mit Penfion zur Dispofition geitellten 

Tiere an ibrem Wodnorie. Geldwerthe Fupiere, baares Geld, Schau 

münyen, Juwelen und leinodien find von der vfandung nicht ause 

genommen. 

















gs 18. 
Gegen die Findumg kann fh der Schuldner nur ſchühen, wenn berielbe ent · 





8) die veltändige Beribtigung der beijutreibenden Summe durch Quittung 
oder Torleaung eines Roiticheins jofort nacweiit, oder 
b) eine Frirreritiigung der kompetenten Behörde vorgeigt, oder aber 
€) zur Abfübreng der deizutreibenden Summe und Bezahlung der Grefutions- 
toten foaleib bereit und im Stande in 
In diesem legten Falle ſowie in dem Falle, wenn der Schuldner einen Theil 
keiner Schuld ii adrragen mil, muß die abzufübrende Zumme in Gegenwart des 
Erelutors vewadt und unter der Adrerie des Erhebungsbeamten zur Poit befördert 
oder dem Ortsborriande zur weiteren Beiörderung übergeben werden. 
An den Eretutor dürfen feine Zahlungen, jelbit nicht für Erefutionsfoiten, geleitet 
werden; die Shuldner baden dasjenige, mas an Dielen geyahlt tft, bei etwaiger Richt» 
ablieferung noch einmal zu entribten. 








sl. 

Die Pändung icli wird in der Art bewirft, daß der Erefutor von den Dor- 
Bantenen pändbaren Gegenitänden einen zur Dedung der beijuteibenden Summe 
und der Erefutionsfonen na feinem Crmeien hinteihenden Betrag in Beichlag 
Rimmt und ficertellt und jmar junäcit dieienigen Gegenftände, welche am leichteften 
transportirt und veräußert werden fünnen. Ser nahbem ibın der 
Pröndungsbeichl vorgelegt worden, verpflichtet, feine Gireften und Habieligfeiten dor« 
ugeigen und zu dem Ende feine Wohnungs und anderen Räume jowie die darin 
befindlichen Bchälmiie zu Öfen. 

Au Saben, welhe angchlic dritten Perionen gehören, müflen in Grmangelimg 
anderer tauglicher Pianditüde in Beihlag genommen und die angeblichen Cigen- 
thümer mit ihrem Aniorub an die Behörde, von weicher der Piündimgsbeiehl ause 
gegangen it, vermicien merden. 





s15. 

Sadıen, welhe auf das Andringen anderer Gläubiger bereits gepländet worden, 
find nur in Grmangelung anderer tauglicher Pianditüde durch Anlegung eines Supere 
arreites mit Beilag zu belegen. Ties geichicht in der Art, dab der Erefutor dm 
etwa angelegten Ziegeln fein Amtsficgel beifünt und dem Schuldner oder dem ea 
beitellten Berwahrer eröftnet, daß die Pianditüde für die Behörde, vom der er feinen 
Auftrag erhalten, gleihjalls in Beihlag genommen jeien. 








PANOUNGSPTOTOLONS mitzutheuen UNO, TDIE ſoiches geſchegen, in viegem gu vemeuen, 


sm. 

Hinfichtlic) der Beftrafung der Handlungen, durch welde eine im Berwaltungs: 

wege bewirfte Pfändung beweglicher Sadjen vereitelt wird, behält es bei der Be- 
ftimmung des $ 272 des Steaigejepbudes vom 14. April 1851 fein Bemenden. 


$2. 
uf einer vom Tage der vollgogenen Pfändung an zu rechnenden vierzehn. 
tägigen Frift ift, wenn ingroifcen Teine Zahlung erfolgt und feine Gigenthumsaniprücie 
Dritter rehteitig angemeldet und befcieinigt worden find, der Öffentliche Verlauj der 
abgepfändeten Sachen von dem Beamten, von weldent die Crehution angeordnet 
worden ift, durch eine unter das Pfändungsprotofoll zu jepende fehriftliche Verfiigung 
am dem in dem Protofolle ſhon beitimmten Termine anzuorbnen. ®ie Anordnung 
eines früheren Berfaufstermins ift auch ofme Gimpilligung des Schuldners yuläta, 
wenn bie abgepfändeten Sachen dem Verderben unterworfen find oder in der Ber 
Haufung des Schuldners wegen deffen Unzuberläffigfeit nicht belaffen, andempeirig 
aber nur gegen unverhältnigmäbig Hohe Koften untergebradt werden Tönen. Der 
Verfaufstermin ift jedoch auch in diefem Yalle nicht unter at Tagen zu beitimmen 
(& 21) und der Sehuldner vorher davon zu benachrichtigen. 
sa. 

Dritte Perfonen, welche auf die abgepfändeten Sachen Gigentfumsaniprüce 
haben, müflen dieie, ohne Unterjchied, ob fie bei der Pfändung angemeldet worden 
find oder nicht, binnen acht Tagen nad) Belanntmagung des Verkaufstermins bei 
der Behörde, von welcher die Pfändung angeordnet worden, unter Vorlegung oder 
Angabe der Titel, worauf fie fi gründen, beiheinigen. Bird der Anipruch nicht 
beiheinigt, jo behält der Verkauf feinen Fortgang; ift aber eine Bejcheinigung bei- 
gebradht, fo ift mach Befinden der Umftände die Freigebung der Sagen zu veranlaiten 
Oder * angebliche Eigenthůmer durch eine ſchriſtüche Verfügung zum Rechtowege zu 
verweiſen. 






Nach Ai 








22. 

Sollten andere Gläubiger des Schuldners ein Vorzugsrecht vor der Öffentlichen 
Kaffe, in deren Sntereife die Pfändung geichehen ift, behaupten, fo darf ber Vertauf 
der abgepfändeten Sachen dieferhalb niemals ausgelegt, den Gläubigern muk viel. 
mehr überlaffen werden, ihr vermeintliches Vorreht auf das Kaufgeld geltend zu 
madjen. 

Ehenjo müffen dann, wenn bie auf Andringen anderer Gläubiger gepfändeten 
Sachen auf Antrag diefer Gläubiger verkauft worden find, die beftrittenen Worechte 
der öffentlichen Kaffe für die rühitänbigen Abgaben und Gefälle auf das Kaufacit 
geltend gemacht werden. 

g23. 

Die Abhaltung des Verkaufes muß in der Regel durch den Erefutor auf dem 
Moritplage oder in einem anderen, Jedem zugänglichen und zur Auftion geeigneten 
Lofale des Dxtß, wo die Pfändung ftatigefunden, geächen. s bleibt jedvod dein 
Beamten, welcher die Einleitung des Zmangsverfahrens angeordnet hat, unbenonmen, 
den Grefutor bei dem Berlaufe fowie bei der Pfändung zu beauffictigen und zu 
leiten und deshalb bei dieſem Grekutionsuft gegenwärtig zu fein. 

„.&$ Tonnen dem Gpelutor zu Diefem Bwede aud andere Beamte beigegeben 
erden. 

Auch ſteht es dem die Grefution leitenden Beamten frei, den Verkauf Durch die 
Drtspoligeibehörde bewirfen zu Iaffen. WVeripricit der Berfauf an einem benadpbarten 
Dxte eine vortheilhaftere Verfilberung ber Pfanditüde, ofme die Txansportfoften un- 
verhäftnißmäßig gu dermehten, fo ift Diefer anguordnen. 


Der ver Sguidner TaIgeIng varauy amrugt UNO DIE Erporoeruichen SRUIEn veguytt. 
Kann der Verkauf nicht in dem im Pfändungsprotofolle anberaumten Termine abe 
achalten werben, fo ift der anderweitige Berfaufstermin dem Schuldner und dem 
Berwahrer der abgepfändeten Sachen befonders belannt zu machen 

26. 

Bei der Verſteigerung werben die Pfandſtũde, ſoweit es thunlich iſt in der 
Regel eingeln ausgeboten und nach breimaligem Ausruf dem Meiftbietenden zu- 
geihlagen. Die zugeiclagenen Pjandftäde hürfen nur gegen baare Bezahlung ver- 
abfolgt und mäffen, wenn folde vor dem Schluffe des Termin nicht erfolgt, ander- 
weit ausgeboten werden. Der erfte Käufer Haftet in diefem alle für den Ausfall, 
welcher von ihm für diechnung der das Swangsverfahren betreibenden Behörde jojort 
durch Grefution nach Vorierift diefer Ordnung beigetrieben werden Tann. 

Der Ortövorftand oder ein von biefem bezeichneter Gemeinde oder Polizei. 
beamter ift bei dem SBerfaufe zugiehen. 

Diefer Beamte jowohl als Derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangsverfahren 
angeordnet ift, und der Grekutor Dürfen auf bie zu beriteigernden Gegenftände weder 
jelbft mitbieten, noch durch Andere für fi) mitbieten Taffen. 

$ 26. 

Die Berfteigerung muß eingeftellt und bie noch unverfauften Pfandſtücke müffen 
dem Säulbner zurüdgegeben werden, jobald die eingegangenen Kaufgelder die für 
die beiqutzeibende Schuld und für fämmtliche Koften binzeljende Dedung gewähren 
oder bie fehlende Summe haar eingejahlt wird. 

Gewährt die Auftionslofung Teine Finreichende Dedung, fo Tann die Fortiegung 
des Erefutionsverfahrens baburd; abgemwendet werben, daß vor Ablauf des Bertaufßr 
termins eine binzei—hende Zahl nicht abgepfändeter Sachen übergeben wird, um folde 
gleichfalls Öfjentfich auszubieten. 

Der Beamte, welcher den Berfaufstermin abhält, ft zur Annahme aller Gelder, 
weldje aus ber Beriteigerung eingehen oder a demfelben Tage auf die Rüdjtände 
angeboten werben, befugt, muß aber, wenn bie Kaffe, für weldje Das Swangäberfahren 
ftattgefunden, nicht am Orte ift und deshalb die Ablieferung an diefe nicht fofort 
erfolgen Tann, biejelben in Gegenwart des Schuldners ober ber bei dem Berfaufe 
augezogenen Perfonen verpaden und unter der Udrefie bes Kaffenbeamten zur Boft 
befördern ober dem Drtövorftande zur weiteren Beförderung übergeben. 


527. 

Ueber ben Hergang ber Verfteigerung muß von ben Beamten, welche dabei mit: 
geisieft Haben, eine Verhandlung aufgenommen und foldhe auch dem Schuldner, wenn 
derielbe gegenwärtig gewefen ft, zur Untericrift vorgeiegt werden. 

28. 

Späteftens binnen acht Tagen nad; der Verſteigerung muß der Kaſſenbeamte 

dem Säuldner, weichem auf beionberes Verlangen eine Nadweilung über die Vers 


Bon den in den 85 20 bis 26 aufgeftellten Regeln finden nachſtehende Aus 
nahmen ftatt: 

a) Geldwerthe, auf jeden Inhaber Tautende Papiere find, wenn nicht binnen 
at Tagen nad) der Beihlagnahme Eigenthumsaniprühe von Dritten 
angemeldet worden find, an die Regierungshauptfaffe zur Berfilberung 
eingufenden; 
auögedrofchenes Getreide, Heu, Lebensmittel umd andere Gegenitände, 
welde einen gemeinen Marktverfehr Haben, Ynnen mit Zuftimmung des 
Schuldners, ohne vorherige Verfteigerung und Belanntmadung an Ort 
und Ctelle, für den lehten Marktpreis verfauft oder aber, womöglich nıit 
dem Geipann des Schuldners, auf den nädjten Markt gefahren und da- 
fefbft verfilbert werden; - 
goldene und filberne Geräthe dürfen nicht umter ihrem Gold- oder Eifber» 
werthe zugeihlagen werben, leinobien und Kunftjaden nit unter dem 
Preife, zu weichem fie von Kunftverjtändigen abgeihägt find. Tieie Gegen 
ftände find erforderlichenfalls zur Zerfteigerung nad) dem Hauptorte des 
Regierungsbegirts oder einer andern großen Stadt zu berienden. 


5 30. 

Fruchte auf dem Halme dürfen nur in ben lehten ſechs Moden vor der ar 
wöhnlichen Reife und nur dann in Beſchlag genommen werben, wenn fih feine 
anderen taugli;en und fier aufzubermahrenden Pfanbftüde vorfinden. Gin Drittel 
der Ernte jeder Fruchtgattung ift von der Befchlagnahme frei zu laffen. 

Von der beabfichtigten Vellagnahme mutz dem Schuldner ober feinen An- 
gehörigen mit der Aufforderung, dabei gegenwärtig zu fein, Nachricht gegeben werden. 
Die Peihlagnahme wird demnächit in der Art ollgogen, dab der Erelutur die Felder, 
auf welden die abzupfändenden (Früchte ftehen, der Obhut bes Gemeinderiyeldhüters 
ober eines anderen Müchters Üüberweift und über dem Gergang eine Verhandlung 
aufnimmt, von welder dem Feldhüiter oder Wächter ſowie dem Echuldner auf Ven 
Tangen Abichrift zu erteilen ft. 

Jin Mebrigen tommen bie Vorſchriften der $$ 11 Bis 27 zur Anwendung. 


s3l. 

Die Beſchlagnahnie ausftchender, von dem Arreſte geſehlich nicht befreiter Forde · 
rungen oder bei einem Dritten befindlicer Sachen des Schulbner erfolgt mit der 
Nirlung einer gerihtlichen Veihlagnahme, ohne dab es einer Erflärung über die 
Gültigkeit des Urreftes bedarf, durd eine fchriftliche Verfügung des die Grefution 
leitenden Beamten, durch welche der Dritte zur Eimahlung der fuldigen Sunmme an 
die Kaffe oder zur Aushändigung der fhufdigen Cacen an den Gyelutor zum Zwea 
des Öffentlichen Verkaufs angem eſen wird. Der Schuldner muß von der Weihtag- 
nahme durch Buftellung einer Abichrift der Verfügung und des darüber auigenom- 
menen Zuftellungsvermerl8 mit der Aufforderung benachrichtigt werden, die über die 
Schuld vorhandenen Urkunden, bei Vermeidung der zuläffigen Swangsmittel, dem 
Grefutor ausjuantworten. Die Buftellung der Beihlagnahmenerfügung ımd die Hır 
nacrißtigung des Schuldners muß durd) den Grefutor bett und, wie foldes we 
Iehehen, von diefem auf dem Konzepte jener Verfügung beicjeinigt werden. 

Die Handlungen, welche der Dritte nah) Empfang der die Beſchlagnabme an« 
ordnenden Verfügung in Anjehung der mit Veſchlog beiegten Summen oder Sasen 


b) 


e) 


Bmangsmahregeln, welche in einem anderen Empfangsbezirte zur Ausführung 
gebradit werben müffen ais demjenigen, in weldem die Zahlung zu entrichten ift, 
find durch Requifition der betreffenden Behörbe zu bewirten. 

s 36. 

Die Koften des Erefutionsverfahrens find nad; dem angehängten Tarif, unter 
Beachtung ber nachftehenben näheren Beftimmungen, zu Uquibiren: 

8) bie Gebührenfolonne wird durch ben Gefammtbetrag ber Abgabenrefte und 
rüdftändigen Koften eines jeden einzelnen Schulbners beftimmt, auf weldje 
die betreffende Verfügung Iautet; 

b) nad) dem Beginne eines Crehufionsaftes müfien, fofern in dem Larife 
felbft nicht ein Unberes beftimmt ift, bie vollen Gebühren bezahlt werben, 
aud) wenn ber MH wegen ingwildien eingetretener Zahlung, Yusitanbs- 
beiwiffigung oder aus anderen Gründen nicht zur Ausführung gefommen ift; 

©) die Erefutionsgebühren müffen, auch wenn der Grelutor mehrere Ezekutiong- 
alte in berfelben Gemeinde zu gleidher Zeit vorgenommen hat, von jebem 
Säuldner bejonbers entridtet werden. Die Koften für bie Bffentlidhe Ber 
tanntmagung und ben Verlauf der abgepfänbeten Sachen werben jebo, 
wenn mehrere Maffen zufammengenommen worben, nur einmal nad) der 








ı Karl vom Pi —E 1854, betreffend bie Konflikte bei der gerichtlichen Verfolgung wegen 
!panblungen. 
2 —— vom 91. Juli 1858. 
3 Beiheib Dom 20. Deyember 1850, der örbe gut Eiwerbun; 
Beide som m. Fr daß e6 einer Genehmigung ber Auffichtebehorde zur Erwerbung 


Befindet der Geriätshof ($ 2), dab dem Beamten eine zur gerichtlichen Ber 
folgung geeignete Ueberireitung feiner Mmtsbefugniffe oder Unterlaffung einer ihm 
obliegenden Amtshanblung nicht zur Saft fällt, jo enticeidet er, daß der Rehtsweg 
gegen ben Beamten unzuläffig jei, im entgegengefepten Falle aber, dab derjelbe zu. 
lälfig fei. Gin Urtheil der Iepteren Art präjubigiet weder dem Beamten in feiner 
weiteren Wertheibigung vor bem Gerichte nod; dem Gerichte in feiner redtlihen Ent» 
fheidung der Sadhe. 


s4 


Vorftehende Veftimmungen find auch anwendbar, wenn eine gerichtliche Ber- 
folgung wegen Amtsfandlungen ($ 1) gegen einen aus bem Dienfte bereit aus. 
geißjiedenen Beamten oder gegen bie Erben eines Beamten anfängig wird. 





Disgiplinarverfahren biS zur rehtöfräftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens 
ausgefegt werben. 
85. 


Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freiſprechung erfannt iſt, fo 
findet wegen berienigen Thatfachen, welche in der gerichtlichen Unterfuung zur 
Grörterung gelommen find, ein Diszipfinarberfaßten mır imfofern ftatt, als die 
Telben an fih und ohne ihre Beziehung zu bem gefeklichen Thatbeitande der Ueber: 
tretung, bes Bergehens ober bes Verbreihens, melde den Gegenftand der Unterfucung 
bifbeten, ein Dienftvergehen enthalten. 

ft in einer gerichtlichen Unterfucjung eine Verurtfeilung ergangen, welche den 
Verluft des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, fo bieibt berienigen Behörde, welde 
über die Einleitung des Disgiplinarberfahrens zu verfügen Hat, die Entielbung 
darüber vorbehalten, ob außerdem ein Dißgiplinarberfahren einzuleiten oder fortzur 
iehen fei. 

se. 

Spricht das Geieh bei Dienftvergehen, welche Gegenftand eines_Pisziplinar- 
verfahrens werden, bie Verpflichtung zur Wiedereritattung oder zum Cchabenerfage 
ober eine fonftige cibilrcctliche Verpflichtung aus, fo gehört Die Klage der Betheiligten 
vor das Civilgerict, jebod) vorbehaltlich der Beftimmung des $ 100. 


87. 

Zit von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsftrafe von Längerer als 
einjähriger Dauer, auf eine fihmerere Strafe, auf Verluft der bürgerlichen Ehre, auf 
zeitige Unterjagung ber Ausübung ber bürgerlichen Chremeghte, auf immermährende 
oder geitige Unfähigfeit zu Öffentlichen Nemtern oder auf Stellung unter Boligeiaufficht 
ertannt, fo zieht das Straferfenntniß den Derluft des Amtes don felbit nad) fid, 
ohne daß darauf bejonders erfannt wird. 


8 


Gin Beamter, welcher ſich ohne den voricriftsmäßigen Urlaub von feinem Amte 
entfernt Hält oder den ertheiften Urlaub überjchreitet, ift, wenn ihm nicht bejondere 
Entjeudigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit ber unerlaubten Entfernung 
ieines Dienfteinlommens verluftig. 


9 


Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, fo Hat ber Beamte 
die Dienftentlaffung vermwirkt. 

At der Beamte dienftli aufgefordert worden, fein Amt anzutreten ober zu 
demfelben zurüdzufehren, fo tritt die Strafe der Dienftentlaffung jhon nad) frucht- 
tofem Ablauf von bier Wochen jeit der ergangenen Ak" -erung ein. 

Kose, Stäbte- Ordnung. \ 39 
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ausgejegt werden. 
85. 

Wenn von den gewdhnlichen Strafgericten auf Freifprehung erfannt iſt, fo 
findet wegen derjenigen Thatfadhen, welde in der geritligen Unterfuhung sur 
Erörterung gefommen find, ein Piszipfinarverfahren nur injofern ftatt, al dier 
jelben an fi) und ohne ihre Beziehung au dem gejeplichen Thatbeftanbe der Ueber» 
tretung, bed Bergehens oder des Verbrechens, welche den Begenftand der Unterfuhung 
bildeten, ein Dienftvergehen enthalten. 

Hit in einer geriätlijen Unterfugjung eine Verurteilung ergangen , weldje den 
Vertuft des Amtes nicht zur Foige gehabt hat, jo bleibt derjenigen Behörde, melde 
über die Einleitung bes Pisziplinarverfahrens zu verfügen Hat, die Entfheibung 
darüber vorbehalten, ob außerdem ein Disgiplinarberfahren einzuleiten oder fortzu« 
iegen fei. 

56 


Sprit das Gelch bei Dienftvergehen, welche Gegenitand eines_Disziplinav- 
verfahrens werden, bie Berpflichtung zur Wiedereritattung oder zum Schabenerfage 
oder eine fonftige cinilrectliche Verpflichtung aus, fo gehört Die Klage der Betheiligten 
vor das Civilgericht, jebod, vorbehaltlich der Betimmung des $ 100. 


87. 

Zit von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von längerer als 
einjähriger Dauer, auf eine feherere Strafe, auf Derluft der bürgerligen Ehre, auf 
zeitige Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrehte, auf immermährende 
oder geitige Unfähigteit zu öffentlichen Metern oder auf Stellung unter Boligeiaufficht 
erfannt, fo zieht das Straferfenntniß den Verluft des Amtes von felbit nad) fih, 
ohne daß barauf befonbers erfannt wird. 


8 


Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorferiftsmäbigen Urlaub von feinem Amte 
entfernt hält oder den erteilten Urlaub überjchreitet, ift, wenn ihm nicht bejondere 
Entiguldigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung 
jeines Dienjteinlommens verluftig. 

9 

Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, fo hat ber Beamte 
die Dienitentlaffung venwirtt. 

ft der Beamte dienftlich aufgefordert worden, fein Amt anzutreten oder zu 
demfelben zurüdzutehren, fo tritt die Strafe der Dienftentlaffung con nad) frudhte 
tofem Ablauf von vier Boden feit der ergangenen Aufforderung ein. 

Rose, Stadte · Ordnung. 39 





518. 


Jeder Dienftvorgejepte ift zu Warnungen umb Bermeijen gegen feine Untere 
gebenen befugt. 


19. 

Im Beziehung auf bie Verhängungen von Geldbußen ift die Befugnis ber 
Dienitoorgeiegten begrenzt, wie folgt. 

Die Vorjteher derjenigen Behörden, welche unter den Provinzialbehörden ftehen, 
einichliehli, die Yandräthe, formen gegen bie ihnen felbft untergebenen Beamten 
jomie gegen die Beamten der ihnen untergeorbneten Behörden Geltbußen bis zu 
diei Zhalern verfügen. Gleiche Berugniß haben die Vorſteher der Poftanitalten in 
Bezug auf ihre Untergebenen und die Poftinipektoren in Bezug auf die Unterbeamten 
ihres Begirts. 
Andere Forgeiegte der umteren Beamten dürfen jolhe Geldbußen nur injofern 
verfügen, als ihnen die Befugnis zur Verhängung von Gelbbuben durs bejonbere 
Geiege oder auf Grund jolder Geiege erlafiene Inftruftionen beigelegt ift. 

Den Ober-Poitdircktoren, dem Telegrapbendirektor ſowie den von der Staats - 
Tegierung eingeiegten Behörden der Giienbahnvermaltung ftcht die Befuaniß zu, 
gegen alle ihnen umtergebenen Beamten Geldbußen bis zu 1U Thalern zu berhängen. 

Die Provinzialbehörden find ermächtigt, die ihnen untergeordneten Beamten mit 
Geldbude bis zu dreitig Thalern zu belegen, beioldete Beamte jedoch nicht über den 
Berrag des einmonatliben Dieniteinfommens hinaus. 

Gleiche Behugmig haben die Voritcher der Provinzialbehörben in Anjehung der 
hei ichieren angeitellten unteren Beamten. Die Minifter haben die Berugniß, allen 
ihnen ummittelbar oder mittelbar unteracbenen Beamten Geldbuhen bis zum Betrage 
des monatlichen Dientteinfommens, unbejeldeten Beamten bis zur Cumme von 
30 Zhalern aufzuerlegen. Weide Beamten im Sinne dieſes Paragraphen zu den 
umteren zu rechnen find, wird durch das Staatsminifterium bejtimmt. 


20. 

Kur dieienigen Dienftvorgeiekten, melhe gegen die in $ 15 Ir. 4 bezeichneten 
Beamten Gielbhuße verhängen fönnen, find ermächtigt, gegen diejelben Arteftitrafen 
zu verfügen. 

Diejenigen Porgeiegten, deren Straigemalt auf Geidbuhe bis zu drei Thalern 
heiehränt ift, Dürfen bei ben Mrreititrafen das Map von drei Sagen nicht überihreiten. 
sa. 

Gegen die Perfügung don Orbmungsitrafen findet nur Beihmerde im dorge- 
ichtichenen Amftanzenzuge ftatt. 




















59” 


Beitimmungen. 
s2. 


Die Einleitung des Disziplinarberfahtens wird verfügt und der Unterjuhungs- 
tommifjar ernannt: 

1. wenn die Entiheidung der Gade vor den Disziplinarhof gehört ($ 24 
Nr. 1), von dem Minifter, welder dem Ingefhuldigten vorgeiept it. 

Zt jedod Gefahr im Derzuge, fo Iann diefe Verfügung und Gr- 
mennung vorläufig von dem Worfteher der Provinzialbchörde des Rerorts 
ausgehen. Es ift alsdann die Genehmigung des Minifters einzuholen, 
und fofern diejelbe verlagt wird, das Verfahren einguftellen; 

2. in allen anderen Fällen von dem Voriteher der Behörde, welche bie ent- 
fheidende Disgiplinarbehörbe bildet ($ 24 Nr. 2), oder von dem vorge: 
fegten Minifter. 

g 2. 


Die enticeidenden Disyiplinarbehörden eriter Inftanz find: 

1. der Disgiplinarhof zu Berlin ($ 29) in Anfegung derjenigen Beamten, zu 
deren Anjtellung nach den Bejtimmungen, welche zur Zeit der verfügten 
Einleitung der Unterugung gelten, eine von dem Könige ober vom den 
Miniftern ausgehende Ernennung, Beftätigung oder Genehmigung er» 
ſorderlich ift; 

2. die Provinzialbehörben, als: 

die Regierungen, 

die Provinzial-Schultollegien, 

die Provinzial-Steuerdireltionen, 

die Ober-Bergämter, 

die Generaltommifjionen, 

bie Militär-Intendanturen, 

das Poliyei-Präfidium zu Berlin, 

die Eijenbahntonmifjariate, 
in Anjehung aller Beamten, die bei ihnen angejtellt oder ihnen untergeordnet und 
nicht vorftehend unter 1 begriffen find. 

Den Provinzialbehörben werden in dieſer Beziehung gleichneftellt die unter den 
Diniftern ftehenden Gentral-Berwaltungsbehörden in Dienftzweigen, für welche feine 
Bropinzialbehörden bejtehen, fowie die Generallandfhajtse und Hauptritterihafts: 
direltionen, 

2. 

Für diejenigen Kategorien von Beamten, welche nicht unter den im $ 24 be 
zeichneten begriffen find, it die entjcheidende Dissiplinarbehörde die Regierung, in 
deren Bezirk fie fungiren, und für die in Berlin oder im Auslande fungirenden die 
Regierung in Potsdam, 





: 2%. 

Die Zuftändigfeit der Provinzialbehörden Tann von dem Staatsminifterium auf 
eingelne Kategorien folder Beamten ausgedehnt werden, welde von den Miniitern 
ernannt oder beitätigt werden, aber nicht zu den etatsmäbigen Mitgliedern einer 
Provingialbehörde gehören. 

g 27. 

Für den Tall, daß bei ber zuftändigen Disgiplinarbehörde die beihlubiähise 

Anzahl von Mitgliedern nicht vorhanden ift, oder wenn auf den Antrag des Beamten 


deren Bezirk das Eifenbahnfommiffariat feinen Sit Hat, in Berlin der Zuftitiarius 
des Polizel-Präfibtums ein. Ale im biejer Weile zur Xheilnahme Berufenen Haben 
ein volles Stimmteit, aud) wenn die Behörbe fonft Teine Tollegialifche Einrichtung hat. 


32. 


In der Vorunterſuchung wird der Augeſchuldigte unter Mittheilung der An - 
jchuld aungspuntte vorgeladen und, wenn er ericheint, gehört; e8 werben bie Zeugen 
eipfih vernommen und bie zur Aufklärung der Sache dienenden fonftigen Beweife 
herbeigeſchafft. 

Die Verriötungen der Staatsanwaltſchaft werben durch einen Beamten wahre 
genommen, welchen die Behörde ernennt, von der die Einleitung des Disziplinar- 
verfahrens "verfügt wird. 

Bei der vernehmung des Angeihuldigten und dem Verhöre der Beugen ift ein 
vereideter Protofollführer zugugiehen. 


s3. 


Der dem Angeſchuldigten vorgefegte Minifter ift ermächtigt, mit Rüdficht auf 
den Ausfall der Vorunterfuhung das fernere Verfahren einzuftellen und geeigneten 
Falles me eine Orbnungsftrafe zu verhängen. 

it eine fonftige Behörbe, melde bie Einleitung ber Unterfuung verfügt Bat, 
der Anfiht, dah das fernere Verfahren einzuftellen fei, fo muß fie darüber an den 
Minifter zu deffen Beiluhnahme bericten. In beiben Fällen erhält der Ange 





Neue Chatjachen, weiche die Wrundlagen einer anderen Beſchuldigung bilden, 
Dürfen in zweiter Inſtang nicht vorgebradit werben. 


844. 


Die Anmeldung der Berufung und die etwa eingegangene Appellationsicrift 
wird dem Appellanten in Abfchrift zugeftellt oder dem Beamten der Staatsanwalt» 
ichaft, falls er Appellat ift, in Urfcrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen noch erfolgter Zuftellung oder Vorlegung kann der 
Appellat eine Gegenfchrift einreichen. 

Diefe Feift Ian auf den Untrag des Appellaten angemefien berlängert werben. 

46. 

Nach Ablauf der in dem $ 44 beftimmten Friſt werben bie Atten an das 
Staatsminifterium eingefandt. 

Das StaatSminifterium beiclieht auf den Vortrag eines von dem Borfipenden 
emannten Referenten; in Sagen jedoh, in melden der Disgiplinarhof in eriter 
Iuftanz geurtheilt Hat, auf den Vortag zweier von dem ZWorfigenden ernannten 
Referenten, von denen einer dem Zuftigminifterium angehören muß. 

Jit die Berufung von der Entfeibung einer Wrovinziafbehdrde eingelegt, jo 
Tann das Gtaats-Minifterium Teinen Beihlub faflen, bevor das Gutachten des 
Disgiplinarhofes eingeholt worden ift. 

Der Disgiplinarhof Tann die zur Aufklärung der Sache etwa erforberligen Ver: 
fügungen erloffen. Cr fan au eine mündliche Berhandlung anordnen, zu welcher 
der Angeihuldigte vorzuladen und ein Beamter der Staatsanwalticjaft zugichen ift. 
Der Lehtere wirb in biefem Balle vom Minifter/des Refiorts beeichnet. 

546. 

Sautet die Entſcheidung oder das Gutachten des Disziplinarhojes auf Frei- 
iprechung des Angeihufdigten oder mr auf Warnung oder Verweis, fo Tann das 
Staatsminifterium, wenn e8 ben Ungeläuldigten ftrafbar findet, nicht die Strafe ber 
Dienftentlaffung, fondern nur eine geringere Disgiplinaritrafe verhängen oder die 
einftweilige Verfepung in den Rubeftand mit Wartegeld verfügen. 

san. 


Eine jede Entfäjeidung der Disziplinarbehörde, gegen die Tein Rechtsmittel mehr 
fattfindet und durch welhe die Dienftentlafiung ausgefprochen ift, bedarf der Ver 
jtätigung des Königs, wenn der Beamte vom Könige ernannt oder bejtätigt worden fit. 
Dritter Abfenilt. 
Vorläufige Dienftenthebung. 
548. 


Die Suspenflon eines Beamten vom Amte tritt Traft des Gejehes ein: 
1. wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung bejeloffen oder 





Befondere Beftimmungen in Betreff der Entlaffung von Beamten, 
welde auf Widerruf angeftellt find, ber Referendarien ı. 


s8. 


Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung ober fonft auf Widerruf angeftellt 
find, Tönnen ohne ein förmliches Disziplinarverfahren vom der Behörde, melde ihre 
Anftellung verfügt Hat, entfaffen werden. Dem auf Grund ber Kündigung entlaffenen 
Beamten ift in allen Fällen 5is zum Ablaufe der Kündigung jein volles Pienft« 
einfommen zu gewähren. 


Adıter Abſchnin. 


Verfügungen im Interefie bes Dienftes, welde nit Gegenftand 
eines Disziplinarverfahrens find. 


587. 


Die nachbenannten Verfügungen, welche im Intereffe des Dienftes getroffen 
werden Könmen, find nicht Gegenftand des Disziplinarnerjahtens, vorbehaltlich des in 
$ 46 vorgefehenen Falles: 

1. Berfegumg in ein anderes Amt don nicht geringerem Range und etats- 
mäßigem Dienfteintommen, mit Vergütung ber zeglementsmähigen Um- 
zugsloften. AUS eine Verfügung im Ginfommen üft e8 nicht anzufchen, 
wenn bie Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird 
ober bie Begiehung ber für die Dienftunfoften beſonders ausgefepten Ein- 
nasmen mit dieſen Umloften felbft fortfält. 

Sandräthe, welde für einen befimmten Kreis auf Grund ihrer Un- 
jäbigfeit und in Folge vorgängiger Wahl ernannt worden, Können, auber 
im Wege des Disziplinarverfahtens, wider ihren Willen in ein anderes 
Amt nicht verjeht werben, jo lange bie Erforberniffe erfüllt bleiben, duch 
welje ihre Wahl bedingt war; 

2. einftweilige Verjejung in den Ruheftand mit Gewährung von Wartegeld 
nad Mabgabe der Worjepriften der Werorbnungen vom 14. Juni und 
24. Oftober 1848. Muber dem dajelbft vorgejehenen Falle Können durch 
Königliche Verfügung jedegeit die nabenannten Beamten mit Gewährung 
des boriehriftsmäßigen Martegelbes einftweilig in den Rubeftand verjeft 
werben: 

Unterftantsfetretäre, 

Minifterialbirettoren, 

Oberpräfibenten, 

Regierungspräfidenten und Bicepräfidenten, 

Militärintendanten, 


xanoratde, 
die Gejandten und andere biplomatiiche Agenten. 
Wartegelbempfänger jollen bei Wiederbejegung erledigter Stellen, für 
welche fie fid) eignen, vorzugsweife berüdfihtigt werben; 
3. gänglice Verjefung in den Ruheſtand mit Gewährung der voridrift: 
mäßigen Penfion, nad) Mahgabe ber 55 88 ff. biejes Geleges, 
$ 88. 

Ein Beamter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein fonftiges Kärperlites 
Gebredjen oder wegen Cchmäche feiner Förperlichen oder geiftigen Kräfte zu der Er: 
füllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift, ſoil in ben Rubejtand verjegt werden. 

$ 8. 

Sucht der Beamte in einem folden alle feine Verfegung in den Ruheitand 
nicht nach, fo wird ihm oder jeinem nöthigenfalls Hierzu bejonbers zu beitellenden 
Kurator von der vorgejepten Dienftbehörde unter Angabe des zu gemährenden Kan: 
fionsbetrages und der Gründe der Perfionitung eröffnet, dab der Fall feiner Ber: 
jegung in den Ruheitand vorliege. 





5 90. 

Innerhalb ſechs Wochen nad) einer jolden Erdffnung ($ 89) Tann der Beamıe 
feine Einwendungen bei der vorgefeßten Dienjtbehörde anbringen. Sit dieies ge 
icehen, jo werden die Verhandlungen an den vorgejegten Minifter eingereicht, welcher, 
fofern nicht der Beamte vom Könige ernannt ift, über die Penfionirung entiheitet 

Gegen dieſe Enticjeidung fteht dem Beamten der Nelurs an das Etaats- 
minifterium binnen einer rift von vier Wochen nach Empfang der Entjcheibung zu 

Des Netursrehtes ungeachtet, fan der Beamte von dem Minijter jojort der 
weiteren Anntsverwaltung vorläufig enthoben werden. 

Jit der Beamte von dem Könige ernannt, jo erfolgt bie Entjcheidung von den 
Könige auf den Antrag des Staatsminijteriums. 


s9. 

Dem Beamten, deſſen Verſehung in den Nuheſtand verfügt ift, wird das vole 
Gehalt noch bis zum Ablaufe desjenigen Dierteljahres forigezaßlt, welches auf den 
Donat folgt, in dem ihm die fclichliche Verfügung über die erfolgte Verfegung in 
den Rudeftand mitgeteilt worden ift. 

9». 

Wem der Beanite gegen bie ihm gemachte Eröffnung ($ 89) innerhalb jet: 
Wochen feine Eimvendung erhoben hat, fo wird in derfelben Weie verfügt, ae 
wenn_er feine Penfionirung felbit nacıgelucht hätte. 

Die Zahlung des volfen Gehaltes dauert 6i8 zu dem im $ 91 beitimmen 
Beitpunfte, 

03. 


Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunlte, mit welchem die Penſionsberechtigung für 
ihn eingetreten jein würde, dienftunfähig geworden, fo Tann er gegen feinen Rilen 
nur unter Beobachtung derjenigen Formen, welche für bie Disyiplinarunterjuhun 
vorgeichrieben find, in den Rubeftand derieht werben. 

Wird e8 jedod für angemeffen befunden, dem Beamten eine Penſion zu den 
Zetrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreiung bes vorgedochten Zei 
ftehen würde, jo fan die Penfionirung deffelben nach den Vorſchriſten der 5 8 
bis 92 erfolgen. 

sa. 


Die vorftehenden Beftimmungen über einftweilige und gänzliche Verſehung in 
ven Nuheſtand finden nur auf Beamte in unmittelbare Staatsdienjte Anmendung. 








— orewsunuug wwarrerun 


Die bereits eingeleiteten Disgiplinarunterfuhungen werden bis zum Abſchluſſe ber 
Borumnterfugjung nad) den zur Zeit der Einleitung gültig gewejenen Vorjeriften zu 
Ende geführt. Im Uebrigen finden auf das Verfahren die Beitimmungen diejes 
Gefeges Anwendung. 


$ 100. 

Alle diefem Gefepe entgegenftehenden Beſtimmungen find aufgehoben. Dagegen 

wird durch daffelbe in ber Befugniß der Auffictsbehörden, im Wuffichismwege Ber 

ichwerden Mbhülfe zu verihaffen oder Beamte zur Crfüllung ihrer Pflichten im 

eingeinen Sachen anzuhalten und dabei Alles zu thun, wozu fie nad) ben beftehenben 
Gefegen ermädtigt find, nichts geändert. 


s 101. 


Iufofern bei Verfündigung dieſes Gejeges die verfaffungsmähige Vereinigung 
der beiden oberften Gerichtshöfe, de Obertribunals und des Rheiniicen Revifions« 
und Kaffationshofes, nod) nicht ausgeführt ift, gelten alle in diefem Gejege für ein 
Obertribunal gegebenen Beftimmungen für die oben genannten beiden Gerihtshdie 
in ifren Refiorts. 


$ 102. 
Dieſes Gefeg tritt an die Stelle der vorläufigen Verordnung vom 11. Zuli 1849. 





anpessungpvcvinguugen ver anupysurmugsuc sa, 
Arhide, Veräußerung 296. 
« Gimichtung derfelben 336. 
Armen«Merzte önnen nidt Stabtverordnete fein 257. 
Armenbireltion 378. 
Armenpflege, Koften derielben 337, 
Armenfteuer, befonbere ift unguläffig 807. 
Arreftftrafen gegen Gemeindebeamte 369. 
Aufenthalt, vorübergehender in eiher Stadt 229. 
Aufldjung der Stadtverorbneten-Berfammlung 415. 
Auffihtsbeamte lönnen nicht Stadtverordnete jein 256. 
» tönen nicht Magiftratsmitglieber fein 267. 
Auseinanderjegung bet Snfommunalifirungen und Abtrennumgen 220. 224. 
Ausfertigung von Urtmden 319. 
Auslagen, Bergütigung folder an Mitglieder ftäbtifcher Behörden 398. 
Ausländer, Begründung eines Wohnfiges 227. 
Ausigluß aus der Gtabtverorbneten-Berfammlung 258. 292. 
Ausihreibung von Kommunalftellen 270. 271. 
Ausihäffe der Stadtverordneten-Berfammlung 285. 





Venuawsstennyweun m se wemsmenun uw 

inmendungen gegen die Richtigfeit der Bürgerrolle 259. 

Einwohner des Stadtbesirts, Begriff 226. 

Ginwohnerzahl, Volfszäplung mahgebend 244. 

Ginzugsgeld 302. 

Eijenbabnen, Komnunalfteuer-Berhättniffe 234. 

Glementarlehrer, Befreiung von Kommunal-Abgaben 231. 
« tnnen nicht Gtabtverorhnete fein 256. 

Entbindung von ftäbtiihen Ghrenämtern 412, 





Gntihuldigungsgründe für die Niederlegung unbejoldeter ftädtiiher Aemter 410. 


Ergängungswahlen zur Stadtverorbneten-Berjammlung 255. 259. 
Griagmahlen zur Stadtverordneten-Verfammlung 259. 
» von Magiftratsmitglieern 270. 
Erwerb von Grunbitüden. In demfelben find die Kommunen unbejchräntkt 297. 
Grefution in Steuer-Angelegendeiten 337. 406. 
Grefutionsbefugniß der Stadtgemeinden 248. 
Erefutionsgewalt, poligeilicie 393. 
Grefutionsitrafen’gegen Gtabtverordnete 416. 


F. 

Familienftiftungen, Verwaltung derſelben 
Feldhäüter fönnen nicht Stadtoerorhnete fein 

« tädtiiche Unterhaltungstoften 232. 
Feldmeier, Kommunafteuer-Berhältnifie 240. 
Feitfegungen bei Veränderung von Gemeindebegirfen 221. 
‚eitftellung der Jahresrechnung 408. 
Feuerlöfgpbienft, Verpflichtung zu demielben 390. 





Forſten, Königliche, tommunaie Steuung vereiven zz0. 
Forftftellen, ftäbtiice, Befehung derjelben 336. 
Fortbildungsigulen, gemerblie 253. 


Geiſtliche, Befreiung von Kommumal-Abgaben 231. 

» Unmen nicht Gtabtverordnete jein 256. 

» Tonnen nicht Magiftratsmitglieder fein 267. 
Gerdbußen gegen Gtabtverorbnete 292. 
Geltungsbereich der Städte-Drdmung 217. 
Gemeinde-Abgaben, Verpflichtung zur Zahfung derjelben 230. 

= und Dienfte bat der Magiitrat zu erifeilen 319. 
Gemeinde-Anftalten, Reht zur Mitbenupung berielben 229. 

«Begriff derielben 231. 
Gemeindebeamte Können nicht Stabtoerorbnete fein 246. 

© Dienftvergehen derfefben 416. 

: find vom Magiftrat anzuftellen und gu beauffichtigen 319. 

* Unnen nicht Magiftratsmitglieder fein 267. 
Gemeinbebegirk, ädtifcher, Begriff 219. 
Gemeinde-Einnehmer, Ant defielben 319. 

* Tönnen nicht Magiftratsmitglieber fein 267. 
Gemeindegrundftüde, Veräußerung 296. 

= Beräuferung derfelben im Wege der Licitation 300. 
Gemeindehaushaltsetat 405. 
Gemeindelaften, Verpflichtung zur Tragung derſelben 229. 
Gemeindemitglieder-Wermögen, Umwandlung in Gemeindevermdgen 295. 
Gemeindenugungen, Veränderungen im Genuffe 296. 
Gemeindefteuer, Aufbringung derjelben 306. 
Gemeindevermögen, Benugung deifelben 293. 
Gemeindevorftand, Tollegialifher 266. 267. 
Gemeindemwaldungen, Behandlung derjelben 317. 318. 
Gemeinheitstheilung, Verfahren 220. 
Gendarmen find Teine Gimvohner des Stadtbezirls 226. 
Geredtiame, Veräuberung 296. 
Gerigptsftand, perfönlihe Begründung 228. 
Geigäftsinitruftionen für die Magiftrate 369. 
Geihäftsordnung der Gtadtverorbneten-Berfammlung 292. 
Gefinbe, Begründung des Wohnfiges 229. 
Gewerbe-Angelegenheiten 321 ff. 
Gewerberäthe 321. 
Sewerbepolizei 327. 
Gnadengehalt der Militär-Invaliden 328. 
Grobjährigleit bei Erwerb des Bürgerredts 244. 
Grundftäde, Tommunaliteuerfreie 236. 
Gutsbegict, felbitftändiger Begriff 221. 

« Bildung des 228. 
Symnafiallehrer, Kommumnaliteuerpflicht 238. 

2 und Sehrer an Höheren Schulen bedürfen zur Anmahme von Gemeindeimtit 

der Genehmigung 258. 
und andere Lehrer an höheren Unterrichtsanftalten find zu Ctabtverorinit 
wählbar 257. 





Jahresrechnung, Feſtſekung und Dedjargirung 408. 

» Xegung durg den Gemeinbe-Einnehmer 407. 
Jahrmarktsverkehr 321. 
Impfangelegenheiten 338. . 
Anduftrielle Etablifjements, Rommunalfteuer-Verhältnifie 234. 
Intommunalifirung von Grundftüden 218. 220. 
Innungen 325. 
Inititutsgebäude, Kommunalfteuer-Berhältnifje 234. 
Intereſſe, Tollegirendes von Mitgliedern ftädtiiher Behörden 289. 
Juden find zu Stadtverordneten wählbar 258. 

« Bulafjung zu Kommunaläntern 268. 
Südiihe Lehrer, Kommunalſteuerpflicht 238. 
Juriftife Berjonen, Rechte und Pflichten derfelben 230. 


8. 

Kimmerer ſ. Magifttatömitglieder 266. 
Rajernirungstoften 232. 
Najjenredifionen 282. 

+ find zur Kenntniß der Gtadtverorbneten zu bringen 319. 
Raffenrevifions-Kommilfionen 327. 
*autionen der Gemeindebeamten 319. 336. 
Kinder, Begründung des Wohnfites 228. 
Kirhenbeamte, Befreiung von Rommunafabgaben 231. 
Nirhendeputation 382. 
Kirhendiener Fnnen nicht Magiftratsmitglieder fein 267. 

» fönnen nicht Stadtverordnete jein 256. 
Noatsdfen, Heranziehung zur Rommunalfteuer 234. 
*önig hat bie Bürgermeifter in Städten fiber 10,000 Einwohner zu beitätigen 273. 
Königliges Haus, die Mitglieder deſſelben find nicht Eimvohner des Stadt: 

begiets 227. 
Kommanbditgejellfgaften, Kommunaliteuer-Berhättnifle 2%." 
tommunalftewertarif, Unzuläffigfeit der Abweihung vom Staatsjteuertarif 242. 
Konflifte zoifen den Ctadtbehörden 285. 
Konkurs, Bürger, weiche in denfelben verfallen, verlieren das Bürgerrecht 247. 
Kontrole der Verwaltung, formelle durd den Bfrgermeifter, materielle durd) die 
Stadtverordneten-Berfammlung 285. 

Korporationsbeamte, Kommunaljtener-Berhältniffe 240. 
Kojten für die Bertretung erfrankter Beamter 400. 
Kreisgrengen, Veränderung von 225. 


Koge, Staͤdte · Ordnung. 40 


Rumulation von Dandatsflagen der Stadigemeinden 248, 
Kunftgegenftände, Veräußerung 26. 


8. 


Lagerbuc, ſtadtiſches 408. 

Landgemeinde-Berfaflung, Einführung für Feine Städte 218. 

Sandräthe Können nicht Stadtverorbnete fein 257. 

Landrath, Stellung deifelben zu den täbten 413 fi. 

Sandwirthihaftlihes Grundeigenthum, Heranziehung zur Kommunci- 
fteuer 233. 

Lehrer an öffentlichen Schulen können nicht Magiftratsmitglieder fein 267. 

Ligitationsverfahren bei ber freiwilligen Veräußerung von Kommunalgrund- 
ftüden 300. 

Loofung bei Stimmengleichheit 262. 


M. 


Magiſtrat Hat die Bürgerrolle zu führen und zu berichtigen 258. 259. 
« Tann Gtabtverorbneten-Erjagwahlen anordnen 260. 
« hat Veftimmung über die Ergänzung der Hausbejiger in den Stadtverorbneten- 
Verfammlungen zu treffen 260. 
hat die Einführung und Verpflichtung der Stadtverordneten anzuordnen 265. 
Bufammenfegung und Wahl 266. 
hat zu Stadtverordneten-Beihlüfien jeine Zuftimmung zu erllären 284. 
muß zu allen Ctadtverorbneten-Cigungen eingeladen werden 286. 287. 
muß in den Stadtverordneten-Cigungen gehört werden, fo oft er es verlangt 230. 
Beichlubfähigfeit defjelben 368. 
Geicäftsinftruftionen 369. 
Geicäfte deffelben 318. 
Magiftrate in Städten über 10,000 Einwohner, befondere Kompetenzen in den: 
jelben 366. 
Magiftratsmitglieder können nicht Stadtverordnete fein 256. 
« Xitel derjelben 266. 
« Qualifitationen zum Amte derſelben 267. 
« Prüfung derjelben 269. 
- bejoldete und unbejoldete, Wahl und Wahlperiode 269. 270. 
* Anftellung und Bejoldung 271. 272. 
Wahiverſahren 272. 273. 





Beftätigung derjelben 273—277. 
Beftallungen derfelben 274. 275. 
Einführung und Vereidigung derfelben 277. 
Verleihung des Prädifats als Stadtältefter 277. 
«  Ymtsgeichen derjelben 279. 
Magiftratsitellen, vafante, Ausfchreibung derfelben 270. 
Magiftrats-Unterbeamte 328. 
Marine-Ungebdrige find leine Einwohner des Etadtbezirts 226. 
Marktftandsgeld 322. 
Marftvertehr 321. 
Maße und Gewichte, Rebifion derſelben 337. 
Militär-erzte, Kommunaffteuer-Berhältniffe 230. 
Militär-Invaliden, Anftelung im Kommumaldienft 328 ff. 





Vrivatiehrer, Rommunalfteuerpilicht 238. 
Frivatregtlige Berhältniffe bei Veränderung von Bezielsgrenzen 224. 
Krivifegien der Stabtgemeinden 248. 

Vrobemeife Beihäftihung im Kommmaldienft 338. 

Rrotofollführer ber Stabtverorbn.-Berjammlung, Wahl und Geicäfte deſſelben 286. 
Provinztal-Abgaben 314. 358. 

Provinzial-Landtagswahlen 353. 


40° 








Stadiräthe |. Magiftatsmitglieber 
Stadtverordnete, Antseinfügrung umb Verpflichtung 264. 260 
* Etrafen gegen jäumige 292. 
« beihliehen über die Benugung des Gemeindevermögens 23. 
« tönnen bie Aufbringung von Gemeindeiteuern beichliehen 306. 
* Lönnen Hand: und Spanndienite ausſchreiben 315. 
» Gretutionsftrafen gegen folde 416. 
Stadtverordneten-Beihlüffe bedürfen der Zuftimmung des Magiitrats 284. 
« find dem Magiftrat mitzutheilen 291. 
Stadtverorbneten-Ergänzungswahlen 259. 
» »Griagwahlen 259. 
Stadtverordneten-Prototollbud 291. 
Stadtverordneten-Sigung, Einladung hierzu 286. 
« regelmäßige und außerordentliche 286. 237. 
« Deffentlichleit derjelben 290. 
geheime 290. 
Stadtverordneten-Berjammlung, Verſammlung und Geichäfte derjelben 279 ff. 
» fontrolirt die Verwaltung 285. 
* Ausichüffe derielben 285. 
» Zufammenfegung und Wahl derielben 253. 
» Wet der Zufammenberufung 286 ff. 
» Beihlußfähigfeit derielben 287, 288. 
« Aufföfung derjetben 415. 
Stadtverord neten - Vorſtand, Wahl und Wahlperiode 286. 
Stadtverorbneten- Wahl, Annahme und Ablehnung 263. 
* Einladung und Belanntmahung 260. 


Statutarifhe Beftimmungen 249. 
Stener-Soll, Repartitiongmodus 337. 
Sterbemonat und Gterbequartal 402. 
Stiftungen in Verbindung mit Gemeinde-Anftalten 229. 
* Recht zur Mitbenupung 233. 
« milde, Berwaltung berjelben 321. 
Stiftungsvermögen, Nupung deffelben 294. 
Stimmenmehrheit bei Wahlen 262. 
«zu Magiftratswahlen erforderlich 272. 273. 
» bei Stadiverorbnetenbeihlüffen 238. 
» bei Magiftratsbeiclüfien 368. 
Stimmzettel, Anwendung derjelben bei Magiftratswahlen 272. 
Stipendien, Verleihung derjelben 321. 
Streitigfeiten über die Veränderung von Gemeindebezirksgrenzen 222. 
« über Rechte und Pflichten der Gemeinbemitglieder 232 f. - 
» in Gewerbe-tingelegenheiten 326. 
Stromfahrzeuge, Behandlung bezüglich der Kommunalfteuer 233. 
Subalternbeamte von Staats- und Reichsbehörden Tonnen Stadtverorbnete fein 258. 
Supernumerarien, Begründung des Wohnfies 228. 
Suspenfion vom Bürgerrecht 246. 
Syndilus f. Magiftratsmitglieder 266. 


T. 


Taxen, gewerbliche 324. 

Zelegraphen-Berwaltung, Kommunalſteuer -Verhältniſſe 234. 
Theilnahmeredt an Gemeindenugungen 230. 

Titel der Magiftratsmitglieder 266. 

Zrottoirlegungsfoften find Gemeinde-Auflagen 242. 


u. 


Nebergangsbeftimmungen 416 ff. 
Umwandlung don Gemeindeforften in Ader oder Mieje 300. 
Ungäültigfeitsgründe bei Etadtverordneten-Wahlen 263. 264. 
Urfunden der Etabt find vom Magifteat aufzubewahren 319. 

» &orn ber Ausfertigung 319. 337. 
Urlaub ber ftäbtifden Beamten 375. 





Bereidigung der Magiftratsmitglieder 277. 
Vergütung baarer Auslagen an Mitglieder ſtadtiſcher Behörden 398. 
VBerhaltung bei Dieniteiden 278, ” 
Berjährung von Pürgerretsgeldern 303. 
Verjährungsfrift bei Eigentfumsanfprüden 248. 
erleihung des Vürgerrehts bei Verlegung des Wohnfihes 246. 
Berluft des Bürgerrchts 246. 247. 
verpfli chlung ber Ctabtverorbneten 265. 
Berfierungs-Gefellfhaften, Kommunalfteuer-Verhältniſſe 235. 
Berjorgung der Militär-Invaliden 334. 
Vertretung der Stadt 248. 

» der Ctabtgemeinde nach auben ift Sache des Magiftrats 319. 

« der ftädfilchen Beanıten 375. 
Bertretungsfoften ftädtiiher Beamten 400. 
Berwaltungsberiht, Erftattung deffelben 390. 
Verwaltungsbeputation 377. 


Zerftüädelung von Beirten 221. 
Zollvereins-Benollmägtigte, Begründung des Wohnfiges 229. 
Zugehörigkeit, Begriff der, zum Stadtbezirk 220. 

Zufgläge zu Staatsjteuern 306. 








